Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/1673 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

6 — 68000 — 6295/63 


Bonn, den 29. November 1963 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Assoziierungs- 
abkommen vom 20. Juli 1963 zwischen der 
Europäischen W irtschaf tsgemeinschaf t und 
den mit dieser Gemeinschaft assoziierten 
afrikanischen Staaten und Madagaskar sowie 
zu den mit diesem Abkommen in Zusammen- 
hang stehenden Abkommen 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Das Assoziierungsabkommen nebst Protokollen und einem Ab- 
kommen im Anhang in seinem deutschen, französischen, italie- 
nischen und niederländischen Wortlaut sowie eine Denkschrift 
zum Abkommen sind beigefügt. 

Der Gesetzentwurf ist von den Bundesministern des Auswärti- 
gen und für Wirtschaft gemeinsam erstellt worden. 

Der Bundesrat hat in seiner 263. Sitzung am 29. November 1963 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Druck: Bundesdi uckerei Bonn 
Alleinverlrifb; Dr, Hans Heger, 

Bad Godesberg, Goelhestr. 54, Postfach 821 
Telefon 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Assoziierungsabkommen vom 20. Juli 1963 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und den mit dieser Gemeinschaft assoziierten afrikanischen Staaten 

und Madagaskar 

sowie zu den mit diesem Abkommen im Zusammenhang stehenden Abkommen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Dem in Jaunde am 20. Juli 1963 von der Bundes- 
republik Deutschland Unterzeichneten 

— Assoziierungsabkommen zwischen der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und den mit 
dieser Gemeinschaft assoziierten Afrikanischen 
Staaten und Madagaskar sowie den in der 
Schlußakte aufgeführten Zusatzdokumenten, 

■ — Abkommen über die Erzeugnisse, die unter 
die Zuständigkeit der Europäischen Gemein- 
schaft für Kohle und Stahl fallen, 

— Internen Abkommen über die zur Durchlüh- 
rung des Abkommens über die Assoziation 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft und den mit dieser Gemeinschaft asso- 
ziierten Afrikanischen Staaten und Madagas- 
kar zu treffenden Maßnahmen und die dabei 
anzuwenden Verfahren, 

— Internen Abkommen über die Finanzierung 
und Verwaltung der Hilfe der Gemeinschaft, 

— Protokoll über die Einfuhr von ungebranntem 
Kaffee in die Beneluxländer 

wird zugeslimmt. Die Abkommen, das Protokoll und 
die Schlußakte werden nachstehend veröffentlicht. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 


Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem 

— das Assoziierungsabkommen nach seinem 
Artikel 57 und die in der Schlußakte auf- 
geführten Zusatzdokumente, 

■ — das Abkommen über die Erzeugnisse, die 
unter die Zuständigkeit der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl fallen, 
nach seinem Artikel 5, 

— das Interne Durchführungsabkommen nach 
seinem Artikel 9 und 

— das Interne Finanzabkommen nach seinem 
Artikel 20, 

— das Protokoll betreffend ungebrannten 
Kaffee nach seinem Artikel 2 

für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft treten, 
ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung 


Zu Artikel 1 

Das Assoziierungsabkommen wird sowohl von der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft als auch von 
den Mitgliedstaaten dieser Gemeinschaft abge- 
schlossen, weil die in dem Abkommen geregelten 
Materien nicht in vollem Umfange durch die der 
Gemeinschaft nach dem EWG-Vertrag zustehende 
Vertragsschließungskompetenz gedeckt sind. Hin- 
sichtlich dieser durch die Gemeinschaftskompetenz 
nicht erfaßten Materien bedarf das Abkommen nach 
Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 (2. Alternative) des Grund- 
gesetzes der Zustimmung der für die Biindesgesctz- 
gebung zuständigen Körperschaften in Form eines 
Bundesgesetzes, da es sich auf Gegenstände der 
Bundesgesetzgebung bezieht. Die übrigen in Artikel 1 
genannten Abkomimen, die nur von bzw. zwischen 
den Mitgliedstaaten abgeschlossen wurden, bedürfen 
aus dem gleichen Grunde der Zustimmung der 
gesetzgebenden Körperschaften in Form eines Bun- 
desgesetzes. Die Rechtslage ist die gleiche wie im 
Assoziierungsabkommen zwischen der EWG und 
Griechenland. Von einem besonderen Hinweis auf 
diese Rechtslage im Wortlaut des Artikels 1 wurde 
abgesehen, weil sich der begrenzte Umfang der Zu- 
stimmung aus dem Gesamtzusammenhang eindeutig 
ergibt. 

Zu Artikel 2 

Die Abkommen sollen auch auf das Land Berlin 
Anwendung finden; das Gesetz enthält daher die 
übliche Berlin-Klausel. 


Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 
Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem die Ab- 
kommen für die Bundesrepublik Deutschland in 
Kraft treten, im Bundesgesetzblatt bekanntziigebcn. 

Schlußbemerkungen 

I. Die zur zollreditlichen Durchführung der Ab- 
kommen erforderlichen Änderungen beziehungs- 
weise Ergänzungen des Zollgesetzes vom 14. Juni 
1961 (Bundcsgesetzbl. I S. 737) werden in einem 
besonderen Änderungsgesetz zum Zollgesetz ge- 
regelt. 


II. Die Abkommen führen zu folgenden Belastungen 
des Bundeshaushalts: 

1. Der Anteil der Bundesrepublik Deutschland an 
der von den EWG-Mitgliedstaaten gemäß Ar- 
tikel 1 Abs. 2 des Internen Finanzabkommens für 

' einen Zeitraum von 5 Jahren aufzubringenden 
Finanzhilfe von 730 Millionen Rechnungseinhei- 
ten (Wert einer Rechnungseinheit = 0,88867088 
Gramm Feingold = gegenwärtiger Feingoldgehalt 
des US-Dollars) beträgt 986 Millionen DM. Da- 
von entfallen bis zu rund 919 Millionen DM auf 
verlorene Zuschüsse, der Rest auf Darlehen zu 
günstigen Bedingungen (Artikel 1 Abs. 3 des In- 
ternen Finanzabkommens). 

2. Die Beteiligung der Bundesrepublik Deutschland 
an den Zinssubventionen, mit denen nach Ar- 
tikel 1 Abs. 4 und Artikel 6 des Internen Finanz- 
abkommens Darlehen der Europäischen Investi- 
tionsbank bis zu einem Betrag von 70 Millionen 
Rechnungseinheiten ausgestattet werden können, 
wird während der Laufzeit der Darlehen auf ins- 
gesamt höchstens 37 Millionen DM geschätzt. 

Für die Darlehen der Europäischen Investitions- 
bank kann außerdem im Einzelfall unter be- 
stimmten Voraussetzungen eine gemeinsame 
Bürgschaft der EWG-Mitgliedstaaten gegeben 
werden; der Anteil der Bundesrepublik Deutsch- 
land am Bürgschaftsrisiko beläuft sich auf 30 vom 
Hundert (Artikel 5 des Internen Finanzabkom- 
mens). 

3. Der Einnahmevcrlust an Zöllen und anteiliger 
Umsatzausgleichsteuer als Folge der in Artikel 2 
Abs. 2 des Assoziierungsabkommens genannten 
Maßnahmen beläuft sich schätzungsweise auf 
jährlich 5,2 Millionen DM. 

Mit den Maßnahmen des Artikels 2 Abs. 2 steht 
eine im Grundsatz vom Rat der EWG bereits be- 
schlossene Senkung bzw. Aussetzung des Ge- 
meinsamen Zolltarifs für die im Anhang zu dem 
Assoziierungsabkommen aufgeführten Erzeug- 
nisse im unmittelbaren Zusammenhang; der sich 
daraus ergebende Einnahmeverlust an Zöllen und 
anteiliger Umsatzausglcichsteucr wird jährlich 
auf 163 Millionen DM geschätzt. 

4. Der Anteil der Bundesrepublik an den Verwal- 
tungskosten der Assoziierungsorgane (Protokolle 
Nr. 6 zu dem Assoziierungsabkommen) beträgt 
schätzungsweise jährlich 400 000 DM. 
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Assoziierungsabkommen 
zwischen der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und den 

mit dieser Gemeinschaft assoziierten 
afrikanischen Staaten und Madagaskar 


Convention d'association 
, entre la 

Communaute Economique Europeenne 

et les 

Etats Africains et Malgache associes 
ä cette Communaute 


Convenzione di Associazione 
fra la 

Comunitä Economica Europea 
egli 

Stati Africani e Malgascio Associati 
a tale Comunitä 


Associatieovereenkomst 
tussen de 

Europese Economische Gemeenschap 
en de 

met deze Gemeenschap geassocieerde 
Afrikaanse Staten en Madagaskar 
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Assoziierungsabkommen 

zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und den mit dieser Gemeinschaft assoziierten 
afrikanischen Staaten und Madagaskar 


Convention d'association 
entre la Communaut4 ficonomique Europeenne 
et les Etats Africains et Malgache associ^s ä cette 
Communaute 


Titel I 
Titel II 

Titel III 

Titel IV 
Titel V 


Warenverkehr 

Finanzielle und technische Zusammen- 
arbeit 

Niederlassungsrecht, Dienstleistungen, 
Zahlungs- und Kapitalverkehr 
Die Organe der Assoziation 
Allgemeine und Schlußbestiminungen 


Anhang zum Abkommen 


Titre I Les echanges commerciaux 

Titre II Cooperation financicre et technique 


Titre III Droit d'etablissement, Services, paie- 

ments et capitaux 

Titre IV Les Institutions de l’Association 

Titre V Dispositions generales et finales 

Annexe a la Convention 


Protokolle 


Protocoles 


Protokoll Nr. 1 
Protokoll Nr. 2 
Protokoll Nr. 3 


Protokoll Nr. 4 


Protokoll Nr. 5 


über die Anwendung des Artikels 3 
des Assoziierungsabkommens 
über die Anwendung des Artikels 6 
des Assoziierungsabkommens 
über den Begriff „Erzeugnisse mit Ur- 
sprung in . . oder „Ursprungserzeug- 
nisse“ für die Anwendung des Asso- 
ziierungsabkommens 
über die Maßnahmen der Hohen Ver- 
tragsparteien betreffend die gegen- 
seitige Berücksichtigung ihrer Inter- 
essen, insbesondere hinsichtlich der 
tropischen Erzeugnisse 
über die Verwaltung der Finanzhilfen 


Protocole 1 
Protocole 2 
Protocole 3 


Protocole 4 


Protocole 5 


Protokoll Nr. 6 
Protokoll Nr. 7 


über die Verwaltungskosten der Or- Protocole 6 
gane der Assoziation 

über den Wert der Rechnungseinheit Protocole 7 


relatif ä l’application de I'article 3 de 
la Convention d'Association 
relatif ä l'application de I’article 6 de 
la Convention d'Association 
relatif a la notion de « produits origi- 
naires » pour l'application de la Con- 
vention d’ Association 

relatif ä l'action des Hautes Parties 
contractantes concernant leurs interets 
reciproques notannnent a l’egard des 
produits tropicüux 

relatif a la gestion des aides financie- 
res 

relatif aux frais de fonctionneinent des 

Institutions de l'Association 

relatif ä la valeur de l’unite de compte 


Abkommen Accord 

über die Erzeugnisse, die unter die Zuständigkeit der relatif aux produits relevant de la 

Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl fallen Communaute Europeenne du Charbon et de l'Acier 


Schlußakte 


Acte final 


Internes Abkommen 


Accord interne 


über die zur Durchführung des Abkommens über die 
Assoziation zwischen der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und den mit dieser Gemeinschaft assoziierten 
afrikanischen Staaten und Madagaskar zu treffenden Maß- 
nahmen und die dabei anzuwendenden Verfahren 


relatif aux mesures ä prendre et aux procedures ä suivre 
pour l’application de la Convention d’Association entre 
la Communaute Economique Europeenne et les Ftats 
Africains et Malgache associes ä cette Communaute 


Internes Abkommen 


Accord interne 


über die Finanzierung und Verwaltung der Hilfe der relatif au financement et ä la gestion des aides de la 
Gemeinschaft Communaute 
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Protokoll 

über die Einfuhr von ungebranntem Kaffee in die 
Beneluxländer 


Protocole 

relatif aux impoitations de cafe vert dans les pays du 
Benelux 
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Convenzione di Associazione Associatieovereenkomst 

fra la Comunitä Economica Europea e gli Stati tussen de Europese Economische Gemeenschap 

africani e malgascio associati a tale Comunitä en de met deze Gemeenschap geassocieerde 

Afrikaanse Staten en Madagaskar 


Titolo I Scarnbi commerciali 

Titolo II Cooperazione finanziaria e tecnica 

Titolo Hl Diritto di stabil iniento, servizi, paga- 

menti e capitali 

Titolo IV Le Istituzioni deii'Associazione 

Titolo V Disposizioni generali e finali 

Allegato alla Convenzione 


Titel I 
Titel II 

Titel III 

Titel IV 
Titel V 


Handelsverkeer 

Financiele en technische Samenwer- 
king 

Recht van vestiging, diensten, betalin- 
gen en kapitaal 

De Insteliingen van de Associatie 
Algemene en slotbepalingen 


Bijlagc van de Overeenkomst 


Protocolli 


Protocollen 


Protocollo 1 
Protocollo 2 
Protocollo 3 


rclativo all'applicazione dell'articolo 3 Protocol 1 
della Convenzione di Associazione 
relative aH'applicazione dcH’articolo 6 Protocol 2 
della Convenzione di Associazione 
relative al concetto di «prodotti ori- Protocol 3 
ginari » per l'appiicazione della Con- 
venzione di Associazione 


betreffende de toepassing van artikel 3 
van de Associatieovereenkomst 
betreffende de toepassing van artikel 6 
van de Associatieovereenkomst 
betreffende het begrip „Produkten van 
oorsprong" voor de toepassing van de 
Associatieovereenkomst 


Protocollo 4 

relativo ail’azione delle Alte Parti 
Contraenti per quanto riguarda i reci- 
proci interessi in particolare per i 
prodotti tropicali 

Protocol 4 

Protocollo 5 

relativo alla gestione degli aiuti finan- 
ziari 

Protocol 5 

Protocollo 6 

relativo alle spese di funzionamento 
delle Istituzioni deii'Associazione 

Protocol 6 

Protocollo 7 

relativo al valore dell'unita di conto 

Protocol 7 


betreffende de maatregelen van de 
Hoge Overeenkomstsluitende Partijen 
inzake hun wederzijdse belangen, met 
name op het gebied van tropische Pro- 
dukten 

betreffende het beheer van de finan- 
ciele steun 

betreffende de huishoudelijke kosten 
van de insteliingen der Associatie 
betreffende de waarde van de reken- 
eenheid 


Accordo 


Akkoord 


relative ai prodotti di competenza della betreffende de Produkten die onder de bevoegdheid 

Comunitä Europea del Carbone e dell'Acciaio valien van de Europese Gemeenschap voor Kolen en Staal 


Atto finale 


Slotakte 


Accordo interno 


Intern Akkoord 


relativ o ai provvedimenti da prenderc e alle procedure 
da seguire per l’appiicazione della Convenzione di As* 
sociazione tra la Comunitä Economica Europea e gli Stati 
africani e malgascio associati a tale Comunitä 


inzake maatregelen en procedures nodig ler toepassing 
van de Associatieovereenkomst tussen de Europese Eco- 
nomische Gemeenschap en de met deze Gemeenschap 
geassocieerde Afrikaanse Staten en Madagaskar 


Accordo interno Intern Akkoord 

relativo al finanziamento e alla gestione degli aiuti della betreffende de financiering en het beheer van de steun 
Comunitä van de Gemeenschap 


Protocollo 

relativo alle importazione di caffe verde nei paesi del 
Benelux 


Protocol 

betreffende de invoer van ongebrancle koffie in de 
Benclux-landen 
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Abkommen über die Assoziation 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und den mit dieser Gemeinschaft 
assoziierten afrikanischen Staaten und Madagaskar 

Convention d'association 
entre la Communaute Economique Europeenne 
et les Etats Africains et Malgache associes 
ä cette Communaute 


Präambel 


Preambule 


SEINE MAJESTÄT DER KÖNIG DER BELGIER, 

DER PRÄSIDENT 

DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND, 

DER PRÄSIDENT DER FRÄNZÖSISCHEN REPUBLIK, 
DER PRÄSIDENT DER ITÄLIENISCHEN REPUBLIK, 
IHRE KÖNIGLICHE HOHEIT 
DIE GROSSHERZOGIN VON LUXEMBURG, 

IHRE MAJESTÄT DIE KÖNIGIN DER NIEDERLANDE 

Vertragsparteien des am 25. März 1957 in Rom Unter- 
zeichneten Vertrags zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft, nachstehend „der Vertrag" ge- 
nannt, deren Staaten im folgenden als „Mitgliedstaaten“ 
bezeichnet werden, 

und DER RAT DER EUROPÄISCHEN WIRTSCHAFTS- 
GEMEINSCHAFT 

einerseits und 

SEINE MAJESTÄT DER MWÄMI VON BURUNDI, 

DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK DÄHOME, 

DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK ELFENBEINKÜSTE, 
DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK GABUN, 

DER PRÄSIDENT DER BUNDESREPUBLIK KAMERUN, 

DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK KONGO 
(BRAZZAVILLE), 

DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK KONGO 
(LEOPOLD VILLE), 

DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK MADÄGASKAR, 

DER STÄATSCHEF UND PRÄSIDENT 
DES REGIERUNGSRÄTS DER REPUBLIK MÄLI, 

DER PRÄSIDENT DER 

ISLAMITISCHEN REPUBLIK MAURETANIEN, 

DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK NIGER, 

DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK OBERVOLTA, 

DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK RWANDA, 

DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK SENEGAL, 

DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK SOMÄLIÄ, 

DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK TOGO, 

DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK TSCHAD, 

DER PRÄSIDENT 

DER ZENTRALAFRIKANISCHEN REPUBLIK, 


SA MAJESTE LE ROI DES BELGES, 

LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE FEdERALE 
D'ALLEMAGNE, 

LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE FRANgAISE, 

LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE ITALIENNE, 

SON ALTESSE ROYALE LA GRANDE-DUCHESSE DE 
LUXEMBOURG, 

SA MAJESTE LA REINE DES PAYS-BAS, 

Parties contractantes au Traite instituant la Commu- 
naute Economique Europeenne signe ä Rome le 25 mars 
1957, ci-apres denomme «le Traite» et dont les Etats sont 
ci-apres denommes « Etats membres », 

et LE CONSEIL DE LA COMMUNAUTE ECONOMIQUE 

europeenne, 

d'une part, et 

SA MAJESTE LE MWAMI DU BURUNDI, 

LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE FEDERALE DU 
CAMEROUN, 

LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE CENTRAFRICAINE, 
LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DU CONGO, 
(BRAZZAVILLE), 

LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DU CONGO, 
(LEOPOLD VILLE), 

LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DE CÖTE-DTVOIRE, 

LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DU DAHOMEY, 

LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE GABONAISE, 

LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DE HAUTE- VOLTA, 

LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE MALGACHE, 

LE CHEF DE L'ETAT, PRESIDENT DU CONSEIL DE GOU- 
VERNEMENT DE LA REPUBLIQUE DU MALI, 

LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE ISLAMIQUE DE 
MAURITANIE, 

LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DU NIGER, 

LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE RWANDAISE, 

LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DU SENEGAL, 

LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DE SOMALIE, 

LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DU TCHAD, 

LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE TOGOLAISE, 


deren Staaten im folgenden als 
bezeichnet werden. 


„assoziierte Staaten" 
andererseits. 


dont les Etats sont ci-apres denommes «Etats associes», 

d'autre part, 
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Convenzione di Associazione 
fra la Comunitä Economica Europea e gli Stati africani 
e malgascio associati a tale Comunitä 


Associatieovereenkomst 
tussen de Europese Economische Gemeenschap 
en de met deze Gemeenschap geassocieerde 
Afrikaanse Staten en Madagaskar 


Preambolo Preambule 


SUA MAESTA il re dei belgi, 

IL PRESIDENTE DELLA REPUBBLICA FEDERALE DI 
GERMANIA, 

IL PRESIDENTE DELLA REPUBBLICA FRANCESE, 

IL PRESIDENTE DELLA REPUBBLICA ITALIANA, 

SUA ALTEZZA REALE LA GRANDUCHESSA DEL 
LUSSEMBURGO, 

SUA MAESTA LA REGINA DEI PAESI BASSI, 

Parti Contraenti dei Trattato che istituisce la Comunitä 
Economica Europea, firmato a Roma il 25 marzo 1957, in 
apprcsso denominato il Trattato, ed i cui Stati sono in 
appresso denominati Stati membri, 

e IL CONSIGLIO DELLA COMUNITÄ ECONOMICA 
EUROPEA, 

da una parte, e 

IL PRESIDENTE DELLA REPUBBLICA DELL'ALTO 
VOLTA, 

SUA MAESTA IL MWAMI DEL BURUNDI, 

IL PRESIDENTE DELLA REPUBBLICA FEDERALE DEL 
CAMERUN, 

IL PRESIDENTE DELLA REPUBBLICA CENTRO- 
AFRICANA, 

IL PRESIDENTE DELLA REPUBBLICA DEL CIAD, 

IL PRESIDENTE DELLA REPUBBLICA DEL CONGO 
(BRAZZAVILLE), 

IL PRESIDENTE DELLA REPUBBLICA DEL CONGO 
(LEOPOLD VILLE), 

IL PRESIDENTE DELLA REPUBBLICA DELLA COSTA 
D'AVORIO, 

IL PRESIDENTE DELLA REPUBBLICA DEL DAHOMEY, 

IL PRESIDENTE DELLA REPUBBLICA DEL GABON, 

IL PRESIDENTE DELLA REPUBBLICA MALGASCIA, 

IL CAPO DI STATO, PRESIDENTE DEL CONSIGLIO DI 
GOVERNO DELLA REPUBBLICA DEL MALI, 

IL PRESIDENTE DELLA REPUBBLICA ISLAMITICA DI 
MAURITANIA, 

IL PRESIDENTE DELLA REPUBBLICA DEL NIGER, 

IL PRESIDENTE DELLA REPUBBLICA DEL RUANDA, 

IL PRESIDENTE DELLA REPUBBLICA DEL SENEGAL, 

IL PRESIDENTE DELLA REPUBBLICA SOMALA, 

IL PRESIDENTE DELLA REPUBBLICA DEL TOGO, 


ZONE MAJESTEIT DE KONING DER BELGEN, 

DE PRESIDENT VAN DE BONDSREPUBLIEK DUITS- 
LAND, 

DE PRESIDENT VAN DE FRANSE REPUBLIEK, 

DE PRESIDENT VAN DE ITALIAANSE REPUBLIEK, 

RARE KONINKLIJKE HOOGHEID DE GROOT- 
HERTOGIN VAN LUXEMBURG, 

HARE MAJESTEIT DE KONINGIN DER NEDERLANDEN, 

Partijen bij het op 25 maart 1957 te Rome ondertekende 
Vcrdrag tot oprichting van de Europese Economische Ge- 
meenschap, hierna te noemen het Verdrag, en wier Sta- 
ten hierna Lid-Staten worden genoemd, 

en DE RAAD DER EUROPESE ECONOMISCHE 
GEMEENSCHAP, 

enerzijds, en 

ZIJNE MAJESTEIT DE MWAMI VAN BOEROENDI, 

DE PRESIDENT VAN DE REPUBLIEK BOVEN-VOLTA, 
DE PRESIDENT VAN DE CENTRAALAFRIKAANSE 
REPUBLIEK, 

DE PRESIDENT VAN DE REPUBLIEK DAHOMEY, 

DE PRESIDENT VAN DE REPUBLIEK GABOEN, 

DE PRESIDENT VAN DE REPUBLIEK IVOORKUST, 

DE PRESIDENT VAN DE FEDERALE REPUBLIEK 
KAMEROEN, 

DE PRESIDENT VAN DE REPUBLIEK KONGO (BRAZZA- 
VILLE), 

DE PRESIDENT VAN DE REPUBLIEK KONGO (LEO- 
POLDSTAD), 

DE PRESIDENT VAN DE REPUBLIEK MADAGASKAR, 
HET STAATSHOOFD, PRESIDENT VAN DE REGERINGS- 
RAAD VAN DE REPUBLIEK MALI, 

DE PRESIDENT VAN DE ISLAMITISCHE REPUBLIEK 
MAURETANIE, 

DE PRESIDENT VAN DE REPUBLIEK NIGER, 

DE PRESIDENT VAN DE REPUBLIEK RWANDA, 

DE PRESIDENT VAN DE REPUBLIEK SENEGAL, 

DE PRESIDENT VAN DE REPUBLIEK SOMALIA, 

DE PRESIDENT VAN DE REPUBLIEK TOGO, 

DE PRESIDENT VAN DE REPUBLIEK TSJAAD, 


i cui Stati sono in appresso denominati Stati associati, wier Staten hierna geassocieerde Staten worden ge- 
noemd, 

dall'altra parte, anderzijds, 
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GESTÜTZT auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

DAHER UNTER ERNEUTER BEKRÄFTIGUNG ihres 
Willens, ihre Assoziation aufrechtzuerhalten, 

IN DEM WUNSCH, ihren gemeinsamen Willen zu 
einer Zusammenarbeit auf der Grundlage völliger Gleich- 
berechtigung und freundschaftlicher Beziehungen unter 
Wahrung der Grundsätze der Satzung der Vereinten 
Nationen zum Ausdruck zu bringen, 

ENTSCHLOSSEN, die Wirtschaftsbeziehungen zwischen 
den assoziierten Staaten und der Gemeinschaft zu ent- 
wickeln, 

IN DEM FESTEN WILLEN, gemeinsam ihre Bemühun- 
gen um den wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen 
Fortschritt ihrer Länder fortzusetzen, 

IN DEM BESTREBEN, die Diversifizierung der Wirt- 
schaft und die Industrialisierung der assoziierten Staaten 
im Hinblick auf die Festigung ihres wirtschaftlichen 
Gleichgewichts und ihrer wirtschaftlichen Unabhängigkeit 
zu erleichtern, 

IN DEM BEWUSSTSEIN, daß ein Ausbau der Zu- 
sammenarbeit und des Handels zwischen den afrika- 
nischen Staaten sowie der internationalen Wirtschafts- 
beziehungen von großer Bedeutung ist, 

HABEN BESCHLOSSEN, ein neues Assoziierungs- 
abkommen zwischen der Gemeinschaft und den assoziier- 
ten Staaten zu schließen, 

und haben hierfür als Bevollmächtigte ernannt; 

Seine Majestät der König der Belgier 
Herr Henri F ay a t , 

Minister und Stellvertretender Minister 
für Auswärtige Angelegenheiten, 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland 
Herr Walter Scheel, 

Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit, 

Der Präsident der Französischen Republik 
Herr Raymond T r i b o u 1 e t , 

Minister für Zusammenarbeit, 

Der Präsident der Italienischen Republik 
Herr Emilio Colombo, 

Schatzininister, 

Ihre Königliche Hoheit die Großherzogin von Luxemburg 

Herr Eugene S c h a u s , 

Minister für Auswärtige Angelegenheiten 
und Außenhandel, 

Ihre Majestät die Königin der Niederlande 
Herr Joseph Luns , 

Minister für Auswärtige Angelegenheiten, 

Der Rat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
Herr Joseph Luns, 

Amtierender Präsident des Rates der EWG, 

Herr Walter H a 1 1 s t e i n , 

Präsident der Kommission der EWG, 

Seine Majestät der Mwami von Burundi 
Herr Lorgio N i m n b o n a , 

Minister für Auswärtige Angelegenheiten, 

Der Präsident der Republik Dahome 
Herr A p 1 o g a n , 

Staatssekretär für Afrikanische Angelegenheiten, 


VU le Traite instituant la Communaute Fconomique 
Europeenne, 

RFAFFIRMANT en consequence leur volonte de main- 
tenir leur Association, 

DFSIRANT manifester leur volonte mutuellc de Coope- 
ration sur la base d'une complete egalite et de relations 
amicales dans le respect des principes de la Charte des 
Nations Unies, 

DECIDES ä de\ eloppcr les relations economiques entre 
les Etats assories et la Communaute, 

RESOLUS ä poursuivre en commun leurs efforts en vue 
du progres economique, social et culturcl de leurs pays. 

SOUCIEUX de faciliter la diversification de Lcconomie 
et l'industrialisation des Etats associes en vue de leur 
permettre de renforcer leur equilibre et leur indepen- 
dance economiques, 

CONSCIENTS de l'importance que revet le devcloppe- 
ment de la Cooperation et des echanges interafricains 
ainsi que des relations economiques internationales, 

ONT DECIDE de conclure ime nouvelle Convention 
d'Association entre la Communaute et les Etats associes 

et ont designe ä cet effet comme plenipotentiaires: 

Sa Majeste le Roi des Beiges 
M. Henri F a y a t , 

Ministre, 

Adjoint des Affaires Etrangercs, 

Le President de la Republique Föderale d'Allemagne 
M. Walter Scheel, 

Ministre de la Cooperation, 

Le President de la Republique Francaise 
M. Raymond T r i b o u 1 e t , 

Ministre de la Cooperation, 

Le President de la Republique Italienne 
M. Emilio Colombo, 

Ministre du Tresor, 

Son Altesse Royale la Grande-Duchesse de Luxembourg 

M. Eugene S ch a u s , 

Ministre des Affaires Etrangeres 
et du Commerce Exterieur, 

Sa Majeste la Reine des Pays-Bas 
M. Joseph Luns, 

Ministre des Affaires Etrangeres, 

Le Conseil de la Communaute Economique Europeenne 
M. Joseph Luns, 

President en excrcice du Conseil de la C.E.E., 

M. Walter H a 1 1 s t e i n , 

President de la Commission de la C.E.E,, 

Sa Majeste le Mwami du Burundi 
M. Lorgio N i m u b o n a , 

Ministre des Affaires Etrangeres, 

Lc President de la Republique Föderale du Cameroun 
M. Victor K Q n g a , 

Ministre de l'Economie Nationale, 
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VISTO il Trattato che istituisce la Comunitä Economica 
Europea, 

RIAFFERMANDO quindi la volontä di mantencre la 
loro Associazione, 

DESIDERANDO manifestare la rcciproca volontä di 
cooperare su un piano di completa eguaglianza e di rela- 
zioni amicbevoli nel rispctto dei principi della Carta delle 
Nazioni Unite, 

DECISI a sviluppare le relazioni economiche Ira gli 
Stati associati e la Comunitä, 

RISOLUTI a proseguire in comune gli sforzi volti al 
progresso economico, sociale e culturale dei loro paesi, 

SOLLECITI di agevolarc la diversificazione dell'econo- 
mia e Tindustrializzazione degli Stati associati onde per- 
mettere loro di rafforzare Tequilibrio e l'indipendcnza 
delle loro economie, 

CONSAPEVOLI dcirimportanza dello sviluppo della 
coopcrazioiie e degli scambi interafricani nonche delle 
relazioni economiche internazionali, 

HANNO DECISO di concludere una nuova Conven- 
zione di Associazione tra la Comunila e gli Stati associati 

e a questo effetto hanno designalo come plenipoten- 
ziari: 

Sua Maesta il Re dei Belgi 
S. E. Henri F a y a t , 

Minis tro, 

Aggiiintü agil Afiari Esteri, 

U Presidonte della Rcpiibblica tedcrale di Germania 
S. E. Walter Scheel, 

Ministro della CWoperazione Econoinica, 

Il Presidente della Rcpubblica Francese 
S. E. Raymond T r i b o u 1 c t, 

Ministro della Cooperazione, 

Il Presidente della Repubblica Italiana 
S. E. Emilio Colombo, 

Ministro dei Tesoro, 

Sua Altezza Reale la Granduchessa dei Lnssemburgo 
S. E. Eugene S c h a u s , 

Ministro degli Affari Esteri e dei Commercio Estcro, 

Sua Maesta la Regina dei Paesi Bassi 
S. E. Joseph L u n s , 

Ministro degli Affari Esteri, 


GELET op het Verdrag tot oprichting van de Europese 
Economische Gemeenschap, 

DERHALVE hun wil bevestigende hun Associatie te 
handhaven, » 

WENSENDE uitdrukking te geven aan hun wederzijdse 
wil tot samenwerking op basis van volledige gelijkheid 
en vriendschappelijke betrekkingen, met eerbiediging van 
de beginselen van het Handvest der Verenigde Naties, 

BESLOTEN hebbende de economische betrekkingen tus- 
sen de geassocieerde Staten en de Gemeenschap te ont- 
wikkelen, 

VASTBESLOTEN hun streven naar de economische, 
sociale en culturele ontwikkcling van hun landen ge- 
zamenlijk voort te zetten, 

VERLANGENDE de diversificatie van de economie, als- 
mede de industrialisatie van de geassocieerde Staten te 
vergemakkelijken, ten einde hen in Staat te stellen hun 
economisch evenwicht en hun economische onafhanke- 
lijkheid te versterben, 

ZICH BEWUST van het belang van de ontwikkeling 
der interafnkaanse samenwerking en handel en der inter- 
nationale economische betrekkingen, 

HEBBEN BESLOTEN een nieuwe Associatieoverecn- 
komst tussen de Gemeenschap en de geassocieerde Staten 
aan te gaaii, 

en hebben te dien einde als hun gevolmachtigden aan- 
gewezen: 

Zijne Majesteit de Koning der Beigen 
De Heer Henri Fayat, 

Minister, 

Adjanct van Buitcnlandse Zaken, 

De President van de Bondsrepubliek Duitsland 
De tieer Walter Scheel, 

Minister van Economische Samenwerking, 

De President van de Franse Republiek 
De 1 leer Raymond T r i b o u 1 e t , 

Minister van Samenwerking, 

De President van de Italiaanse Republiek 
De Heer Ernilio Colombo, 

Minister van Financien, 

Mare Koninklijke Hoogheid de Groothertogin 
van Luxemburg 
De Heer Eugene Sch aus, 

Minister van Buitenlandse Zaken 
en van Buitenlandse Handel, 

Harc Majesteit de Koningin der Nederlanden 
De Heer Joseph Lu n s , 

Minister van Buitenlandse Zaken, 


Il Consiglio della Comunitä Economica Europea 
S. E. Joseph Lun s , 

Presidente in carica dei Consiglio della C.E.E., 
S. E. Walter H a 1 1 s t e i n , 

Presidente della Commissione della C.E.E., 

Il Presidente della Repubblica dell'Alto Volta 
S. E. Moise T r a o r e , 

Ministro delPEconomia Nazionalc, 


Sua Maesta il Mwami dei Burundi 
S, E. Lorgio N i m u b o n a , 
Ministro degli Affari Esteri, 


De Raad der Europese Economische Gemeenschap 
De Heer Joseph Luns, 

Voorzitter in functie van de Raad der EEG, 

De Heer Walter Hallstein, 

Voorzitter van de Comrnissie der EEG, 

Zijne Majesteit de Mwami van Boeroendi 
De Heer Lorgio N i m u b o na , 

Minister vari Buitenlandse Zaken, 


De President van de Republiek Boven-Volta 
De Heer Moise T r a o r e , 

Minister van Nationale Economie, 
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Der Präsident der Republik Elfenbeinküste Le President de la Republique Centrafricaine 

Herr Lambert AmonTanoh, M. Jean Christophe Mackpayen, 

Minister für Erziehungswesen, Ministre des Affaires Etrangeres, 

Minister der Finanzen ad interim, 


Der Präsident der Republik Gabun 
Herr Andre-Gustave A n g u i 1 e , 
Staatsminister für Wirtschaft, 

Der Präsident der Bundesrepublik Kamerun 
Herr Victor Kanga, 

Minister für Wirtschaft, 

Der Präsident der Republik Kongo (Brazzaville) 
Herr Victor S a t h o u d , 

Minister für Planungsfragen, 

Der Präsident der Republik Kongo (Leopoldville) 
Herr Marcel L engem a, 

Staatssekretär für Auswärtige Angelegenheiten, 

Der Präsident der Republik Madagaskar 
Herr Alfred Ramangasoavina, 
Siegelbewahrer, 

Minister der Justiz, 

Der Staatschef und Präsident 
des Regierungsrats der Republik Mali 
Herr Jean-Marie Kone, 

Staatsminister für Planungsfragen, 

Der Präsident der Islamitischen Republik Mauretanien 
Herr Mohammed S i d i , 

Minister für Auswärtige Angelegenheiten, 

Der Präsident der Republik Niger 
Herr Ikhia Z o di , 

Minister für Afrikanische Angelegenheiten, 


Le President de la Republique du Congo (Brazzaville) 

M. Victor S a t h o u d , 

Ministre du Plan, 

Le President de la Republique du Congo (Leopoldville) 
M. Marcel L e n g e m a , 

Secretaire d’Etat aux Affaires Etrangeres, 

Le President de la Republique de Cöte-d’Ivoire 
M. Lambert AmonTanoh, 

Ministre de l'Education Nationale, 

Ministre des Finances par interim, 

Le President de la Republique du Dahomey 
M. A p 1 o g a n , 

Secretaire d'Etat aux Affaires Africaines, 

Le President de la Republique Gabonaise 
M. Andre-Gustave A n g u i 1 e , 

Ministre d’Etat de l'Economie, 

Le President de la Republique de Haute-Volta 
M. Morse T r a o r e , 

Ministre de l'Economie Nationale, 

Le President de la Republique Malgache 
M. Alfred Ramangasoavina, 

Garde de Sceaux, 

Ministre de la Justice, 

Le Chef de l'Etat, President du Conseil de Gouvernement 
de la Republique du Mali 
M. Jean-Marie Kone, 

Ministre d'Etat Charge du Plan, 


Der Präsident der Republik Obervolta 
Herr Morse T r a o r e , 

Minister für Wirtschaft, 

Der Präsident der Republik Rwanda 
Herr Callixte Habamenshi, 

Minister für Auswärtige Angelegenheiten, 

Der Präsident der Republik Senegal 
Herr Djime Momar Gueye, 

Botschafter, 

V^ertreter bei der EWG, 

Der Präsident der Republik Somalia 
Herr Ali Omar Seego, 

Botschafter, 

Vertreter bei der EWG, 

Der Präsident der Republik Togo 
Herr Jean Agbemegnan, 

Minister für Handel und Industrie, 

Der Präsident der Republik Tschad 
Herr Maurice N g a n g t a r , 

Minister für Auswärtige Angelegenheiten, 

Der Präsident der Zentralafrikanischen Republik 
Herr Jean Christophe Mackpayen, 

Minister für Auswärtige Angelegenheiten. 

Diese sind nach Austausch ihrer als gut und gehörig 
befundenen Vollmachten 

WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN: 


Le President de la Republique Islamique de Mauritanie 
M. Mohammed S i d i , 

Ministre des Affaires Etrangeres, 

Le President de la Republique du Niger 
M. Ikhia Zo di , 

Ministre des Affaires Africaines, 

Le President de la Republique Rwandaise 
M. Callixte Habamenshi, 

Ministre des Affaires Etrangeres, 

Le President de la Republique du Senegal 
M. Djime Momar Gueye, 

Ambassadeur, 

Representant aupres de la C.E.E., 

Le President de la Republique de Somalie 
M. Ali Omar Seego, 

Ambassadeur, 

Representant aupres de la C.E.E., 

Le President de la Republique du Tchad 
M. Maurice Ngangtar, 

Ministre des Affaires Etrangeres, 

Le President de la Republique Togolaise 
M. Jean Agbemegnan, 

Ministre du Commerce et de ITndustrie. 

Lesquels, apres avoir echange leurs pleins pouvoirs, 
reconnus en bonne et due forme, 

SONT CONVENUS DES DISPOSITIONS SUIVANTES: 
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II PresidentG della Repubblica federale dcl Camerun 
S. E. Victor K a n g a , 

Ministro deU'Economia Nazionale, 

II PresidentG della Repubblica Centroafricana 
S. E. Jean Christophe Mackpayen, 

Ministro dcgli Affari Esteri, 

II PresidentG della Repubblica del Ciad 
S. E. Maurice N g a n g t a r , 

Ministro degli Affari Esteri, 

II PresidentG della Repubblica del Congo (Brazzaville) 
S.E. Victor Sathoud, 

Ministro del Piano, 

II PresidentG della Repubblica del Congo (Leopoldville) 
S. E. Marcel L e n g e m a , 

Segretario di Stato agli Affari Esteri, 

H PresidentG della Repubblica della Costa d'Avorio 
S. E. Lambert Amon Tanoh, 

Ministro deirEdiicazione Nazionale, 

Ministro ad interim delle Finanze, 

II PresidentG della Repubblica del Dahomey 
S. E. A p 1 og a n , 

Segretario di Stato agli Atfari Africani, 

II PresidentG della Repubblica del Gabon 
S. E. Andre-Gustave A n g u i I e , 

Ministro di Stato deU’Economia, 

II PresidentG della Repubblica Malgascia 
S. E. Alfred Ramangasoavina, 
Guardasigilli, 

Ministro della Giustizia, 

II Capo di Stato, Presidente del Consiglio di Governo 
della Repubblica del Mali 
S. E. Jean-Marie Kone, 

Ministro di Stato incaricato del Piano, 

II PresidentG della Repubblica Islamitica di Mauritania 
S. E. Mohammed S i d i , 

Ministro degli Affari Esteri, 

II Presidente della Repubblica del Niger 
S. E. Ikhia Z o d i , 

Ministro degli Affari Africani, 

II Presidente della Repubblica del Ruanda 
S. E. Callixte Habamenshi, 

Ministro degli Affari Esteri, 

II Presidente della Repubblica del Senegal 
S.E. Djime Momar Gueye, 

Ambasciatore, 

Rappresentante presso la C.E.E., 

II Presidente della Repubblica Somala 
S. E. Ali Omar Seego, 

Ambasciatore, 

Rappresentante presso la C.E.E., 

II Presidente della Repubblica del Togo 
S.E. Jean Agbemegnan, 

Ministro del Cominercio e dell lndustria. 

I quali, dopo aver scambiato i loro pieni poteri, rico- 
nosciuti in buona e debita forma, 

HANNO CONVENUTO le disposizioni seguenti: 


De President van de Centraalafrikaanse Republiek 
De Heer Jean Christophe Mackpayen, 

Minister van Buitenlandse Zaken, 

De President van de Republiek Dahomey 
De Heer Aplogan, 

Staatssecrctaris van Afrikaanse Zaken, 

De President van de Republiek Gaboen 
De Heer Andre-Gustave Anguile, 
Staatsminister van Economie, 

De President van de Republiek Ivoorkust 
De Heer Lambert Amon Tanoh, 

Minister van Nationaal Onderwijs, 

Minister van Financien a.i., 

De President van de Federale Republiek Kameroen 
De Heer Victor Kanga, 

Minister van Nationale Economie, 

De President van de Republiek Kongo (Brazzaville) 

De Heer Victor Sathoud, 

Minister van het Plan, 

De President van de Republiek Kongo (Leopoldstad) 
De Heer Marcel L e n g e m a , 
Staatssecrctaris van Buitenlandse Zaken, 

De President van de Republiek Madagaskar 
De Heer Alfred Ramangasoavina, 
Zegelbewaarder, 

Minister van Justitie, 

Het Staatshoofd, President van de Regeringsraad 
van de Republiek Mali 
De Heer Jean-Marie Kone, 

Staatsminister belast met het Plan, 

De President van de Islamitische Republiek Mauretanie 

De Heer Mohammed Sidi , 

Minister van Buitenlandse Zaken, 

De President van de Republiek Niger 
De Heer Ikhia Zodi, 

Minister van Afrikaanse Zaken, 

De President van de Republiek Rwanda 
De Heer Callixte Jlabamenshi, 

Minister van Buitenlandse Zaken, 

De President van de Republiek Senegal 
De Heer Djime Momar Gueye, 
Ambassadeur, 

Vertegenwoordiger bij de EEG, 

De President van de Republiek Somalia 
De Heer Ali Omar Sceco, 

Ambassadeur, 

Vertegenwoordiger bij de EEG, 

De President van de Republiek Togo 
De Heer Jean Agbem.egnan, 

Minister van Handel en Industrie, 

De President van de Republiek Tsjaad 
De Heer Maurice N g a n g t a r , 

Minister van Buitenlandse Zaken. 

Die, na overlegging van hun in goede en behoorlijke 
vorm bevonden volmachten, omtrent de volgende be- 
palingen 

OVEREENSTEMMING HEBBEN BEREIKT: 
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TITEL I 

Warenverkehr 

Artikel 1 

Die Hohen Vertragsparteien haben sich in dem Be- 
streben, die Erweiterung des Handels zwischen den asso- 
ziierten Staaten und den Mitgliedstaaten zu fördern, ihre 
wirtschaftlichen Beziehungen und die wirtschaftliche Un- 
abhängigkeit der assoziierten Staaten zu verstärken und 
somit zur Entwicklung des internationalen Handels bei- 
zutragen, über die nachstehenden Bestimmungen für ihre 
gegenseitigen Handelsbeziehungen geeinigt. 


Kapitel 1 

Zölle und mengenmäßige Beschränkungen 

Artikel 2 

(1) Die Zölle und Abgaben mit gleicher Wirkung wie 
diese Zölle werden bei der Einfuhr von Erzeugnissen 
mit Ursprung in den assoziierten Staaten in die Mit- 
gliedstaaten schrittweise in dem Maße abgeschafft, wie 
dies zwischen den Mitgliedstaaten nach Maßgabe der 
Artikel 12, 13, 14, 15 und 17 des Vertrags und der 
gefaßten oder noch zu fassenden Beschlüsse über die 
beschleunigte Verwirklichung der Vertragszicle geschieht. 

(2) Die Mitgliedstaaten heben jedoch mit Inkrafttreten 
des Abkommens die Zölle und Abgaben mit gleicher 
Wirkung wie diese Zölle für die im Anhang zu diesem 
Abkommen aufgeführten Erzeugnisse mit Ursprung in 
den assoziierten Staaten auf. 

Gleichzeitig wenden die Mitgliedstaaten bei der Ein- 
fuhr dieser Erzeugnisse aus dritten Ländern die Zollsätze 
des Gemeinsamen Zolltarifs der Gemeinschaft an. 

(3) Die Einfuhren von ungebranntem Kaffee aus dritten 
Ländern in die Beneluxländer einerseits und von Bana- 
nen aus dritten Ländern in die Bundesrepublik Deutsch- 
land andererseits werden gemäß den Bedingungen diirch- 
geführt, die für ungebrannten Kaffee in dem am heutigen 
Tage zwischen den Mitgliedstaatcn geschlossenen Pro- 
tokoll und für Bananen in dem am 25. März 1957 zwischen 
den Mitgliedstaaten geschlossenen Protokoll sowie in 
der Erklärung im Anhang zu diesem Abkommen fest- 
gelegt sind. 

(4) Die Anwendung dieses Artikels greift nicht der 
künftigen Regelung für bestimmte Agrarerzeugnisse nach 
Artikel 11 vor. 

(5) Auf Antrag eines assoziierten Staates finden im 
Assoziationsrat Konsultationen über die Anwendung 
dieses Artikels statt. 


Artikel 3 

(1) Jeder assoziierte Staat gewährt für die Ursprungs- 
erzcugnissc sämtlicher Mitgliedstaaten die gleiche Zoll- 
behandlung; diejenigen assoziierten Staaten, die diese 
Vorschrift bei Inkrafttreten des Abkommens noch nicht 
anwenden, müssen innerhalb der folgenden sechs Monate 
dieser Vorschrift genügen. 

(2) Die Zölle und Abgaben mit gleicher Wirkung wie 
diese Zölle, die jeder assoziierte Staat bei der Einfuhr 
von Erzeugnissen mit Ursprung in den Mitgliedstaaten 
in sein Hoheitsgebiet erhebt, werden in jedem assoziier- 
ten Staat nach Maßgabe des Protokolls Nr. 1 im Anhang 
zu diesem Abkommen schrittweise abgeschafft. 


TITRE I 

Les echanges commerciaux 

Article 1 

En vue de promouvoir l’accroissement des echanges 
entre les Etats associes et les Etats membres, de rcnforccr 
leurs relations economiques et l'independance economi- 
que des Etats associes et de contribuer ainsi au develop- 
pement du commerce international, les Hautes Parties 
Contractantes sont convenues des dispositions suivantes 
regissant leurs relations commerciales mutuelles. 


Chapitre 1 

Droits de douane et restrictions quantitatives 
Article 2 

1 . Les produits originaires des Etats associes benefi- 
cient ä l'importation dans les Etats membres de relimina- 
tion progressive des droits de douane et taxes d'etfet 
equivalent ä de tels droits qui intervient entre les Etats 
membres conformement aux dispositions des articles 12, 
13, 14, 15 et 17 du Tratte et aux decisions d’accelcration 
du rythme de realisation des objets du Tratte intervenues 
ou ä intervenir. 

2. Toutefois, des l’entree en vigueur de la Convention, 
les Etats membres suppriment les droits de douane et 
taxes d'effct equivalent ä de tels droits qu'ils appliquent 
aux produits originaires des Etats associes qui figurent ä 
l'Annexe ä la presente Convention. 

Simultanement, les droits du tarif douanier commun de 
la Communaute sont appliques par les Etats membres aux 
importations de ces produits en provenance des pays 
tiers. 

3. Les importations de cafe vert dans les pays du Bene- 
lux d'une part, et de bananes dans la Republique föde- 
rale d'Allemagne d’autre part, en provenance des pays 
tiers, sont effcctuees dans les conditions fixees respecti- 
vement, pour le cafe vert, au Protocole conclu ce jour 
entre les Etats membres -et, pour les bananes, au Proto- 
colc conclu le 25 mars 1957 entre les Etats membres 
ainsi que dans la Declaration annexee ä la presente Con- 
vention, 

4. L’application des dispositions du present article ne 
prejuge pas le regime qui sera reserve ä certains produits 
agricoles en vertu des dispositions de l'article 11 de la 
presente Convention. 

5. A la demande d'un Etat associe, des consultations 
ont lieu, au sein du Conseil d'Association, sur les condi- 
tions d'application du present article. 

Article 3 

1. Chaque Etat associe accorde le memc traitement 
tarifaire aux produits originaires de tous les Etats mem- 
bres: ceux des Etats associes qui n'appliquent pas dejä 
cette regle ä l'entrce en vigueur de la Convention, doi- 
vent y satisfairc dans les six mois qui suivent. 

2. Les produits originaires des Etats membres benefi- 
cient dans chaque Etat associe, dans les conditions fixees 
au Protocole n^ 1 annexe ä la presente Convention, de 
l'elimination progressive des droits de douane et taxes 
d'cffet equivalent ä de tels droits que chaque Etat associe 
applique ä l'importation de ces produits dans son terri- 
toire. 
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TITOLO I 

Scambi commerciali 

Articolo 1 

Al fine di promuovere l’aumento degli scambi tra gli 
Stati associati e gli Stati membri, di rafforzare le loro 
relazioni economiche e l'indipendenza economica degli 
Stati associati e di contribuire in tal modo allo sviluppo 
del commercio internazionale, le Alte Parti Contraenti 
hanno convenuto di adottare le disposizioni seguenti in- 
tese a regoiare le reciproche relazioni commerciali. 


CapUolo 1 

Dazi doganali e restrizioni quantitative 

Articolo 2 

1. I prodotto originär! degli Stati associati beneficiano, 
ali'importazione negli Stati membri, deli’eliminazione pro- 
gressiva dei dazi doganali e delle lasse di effetto equiva- 
lente a tali dazi che viene operata fra gli Stati membri 
conformemente alle disposizioni degli articoli 12, 13, 14, 
15 e 17 del Trattato ed alle decisioni di accelerazione del 
ritmo di attuazione degli obiettivi del Trattato interve- 
nute o che dovranno intervenire. 

2. Tuttavia, fin daireritrala in vigore della Conven- 
ziorie, gli Stati membri aboliscoiio i dazi doganali e le 
lasse di effetto equivalente a tali dazi che essi applicano 
ai prodotti originari degli Stati associati riporlati nel- 
i'Allegato della presente Convenzione. 

N'elio stesso tempo, gli Stati membri applicano alle iin- 
portazioni di delti prodotti provenienti dai paesi terzi i 
dazi della tarilfa doganale comune della Comunila. 

3. Le importazioni di caffe verde nei paesi del Bene- 
lux e le importazioni di banane nella Repubblica federale 
di Germania, provenienti dai paesi terzi, sono effetluate 
alle condizioni stabilite rispettivamente, per il caffe 
verde, dal Protocollo concluso tra gli Stati membri in 
data odierna e, per le banane, dal Protocollo concluso il 
25 marzo 1957 tra gli Stati membri, nonche dalla Dichia- 
razione allegata alla presente Convenzione. 

4. L'applicazione delle disposizioni del presente arti- 
colo non pregiudica il regime che sarä riservato a taluni 
prodotti agricoli in virtü delle disposizioni dell'articolo 11 
della presente Convenzione. 

5. A richiesta di uno Stato a^sociato hanno luogo con- 
sultazioni in seno al Consiglio di Associazione sulle con- 
dizioni d'applicazione del presente articolo. 

Articolo 3 

1. Ogni Stato associato accorda lo stesso trattamento 
tariffario ai prodotti originari di tutti gli Stati membri; 
gli Stati associati che non applicano ancora tale norma 
all’entrata in vigore della Convenzione devono ad essa 
conformarsi entro i sei mesi successivi. 

2. I prodotti originari degli Stati membri fruiscono in 
ciascuno Stato associato, alle condizioni stabilite nel Pro- 
tocollo nö 1 allegato alla presente Convenzione, deU’eli- 
minazione graduale dei dazi doganali e delle lasse di 
effetto equivalente a tali dazi che ciascuno Stato asso- 
ciato applica aU'importazione di detti prodotti nel suo 
territorio. 


TITEL 1 

Handelsverkeer 

Artikel 1 

Ten einde de uitbreiding van het handelsverkeer tussen 
de geassocieerde Staten en de Lid-Staten te bevorderen, 
hun economische betrekkingen en de economische onaf- 
hankelijkheid der geassocieerde Staten te verstevigen 
en aldus bij te dragen tot de ontwikkeling van de inter- 
nationale handel, hebben de Hoge Overeenkomstsluitende 
Partijen overeenstemming bereikt omtrent de navolgende 
bepalingen tot regeling van hun wederzijdse handels- 
betrekkingen. 

Hoofdstuk 1 

Doiianerechten en kwantitatieve beperkingen 

Artikel 2 

1. Voor Produkten van oorsprong uit de geassocieerde 
Staten worden bij invoer in de Lid-Staten de douanerech- 
ten en heffingen van gelijke werking als dergelijke rech- 
ten geleidelijk afgeschaft zoals dit tussen de Lid-Staten 
geschiedt overeenkomstig de artikelen 12, 13, 14, 15 en 17 
van het Verdrag en de genomen of nog te nemen beslui- 
ten over de versnelling van het tempo van verwezenlij- 
king der doelstellingen van het Verdrag. 

2. Op het tijdstip van de inwerkingtreding van de 
Overeenkomst schaffen de Lid-Staten echter de douane- 
rechten en heffingen van gelijke werking als dergelijke 
rechten af voor die Produkten van oorsprong uit de 
geassocieerde Staten, welke in de Bijlage van deze 
Overeimkomst zijn vermeld. 

Tegelijkertijd worden de rechten van het gemeen- 
schappclijk dcnianetarief van de Gcmeenschap door de 
Lid-Stalen toegepast op de invoer van deze Produkten 
uit derde landen, 

3. De invoer uit derde landen van ongebraiule koffie 
in de Benelux-landen, enerzijds, en van bananen in de 
Bondsrepubliek Duitsland, anderzijds, geschiedt onder- 
schcidenlijk voor koffie, overeenkomstig de bepalingen 
van het Protocol dat heden tussen de Lid-Staten is ge- 
sloten, en voor bananen, overeenkomstig de bepalingen 
van het Protocol dat op 25 maart 1957 tussen de Lid- 
Staten is gesloten, alsmede die van de Verklaring bij 
deze Overeenkomst. 

4. De toepassing van dit artikel laat onverlet de rege- 
ling die krachtens artikel 11 van deze Overeenkomst voor 
bepaalde landbouwprodukten zal worden voorbehouden. 

5. Op verzoek van een geassocieerde Staat wordt in de 
Associatieraad overleg gepleegd over de wijze waarop 
dit artikel wordt toegepast. 

Artikel 3 

1. ledere geassocieerde Staat geeft aan de Produkten 
van oorsprong uit alle Lid-Staten een gelijke tarief- 
behandeling; die geassocieerde Staten welke deze be- 
paling niet reeds toepassen bij de inwerkingtreding van 
deze Overeenkomst moeten binnen de zes daaropvol- 
gende maanden daaraan voldoen. 

2. Voor Produkten van oorsprong uit de Lid-Staten 
worden in elke geassocieerde Staat, op de wijze vermeld 
in Protocol No. 1 bij deze Overeenkomst, de douane- 
rechten en heffingen van gelijke werking als dergelijke 
rechten, die ledere geassocieerde Staat toepast op de 
invoer van deze Produkten op zijn grondgebied, geleide- 
lijk afgeschaft. 
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Jeder assoziierte Staat kann jedoch Zölle und Abgaben 
mit gleicher Wirkung wie diese Zölle beibehalten oder 
einführen, die den Erfordernissen seiner Entwicklung und 
Industrialisierung entsprechen oder der Finanzierung 
seines Haushalts dienen. 

Die Zölle und Abgaben mit gleicher Wirkung wie 
diese Zölle, welche die assoziierten Staaten nach dem 
vorstehenden Unterabsatz erheben, sowie die Änderun- 
gen, die sie an diesen Zöllen und Abgaben nach Maß- 
gabe des Protokolls Nr. 1 vornehmen können dürfen 
weder rechtlich noch tatsächlich unmittelbar oder mittel- 
bar zu einer unterschiedlichen Behandlung der Mitglied- 
staaten führen. 

(3) Auf Antrag der Gemeinschaft finden nach Maßgabe 
des Protokolls Nr. 1 im Assoziationsrat Konsultationen 
über die Anwendung dieses Artikels statt. 

Artikel 4 

(1) Erhebt ein assoziierter Staat auf seine für die Mit- 
gliedstaaten bestimmten Erzeugnisse Ausfuhrzölle, so 
dürfen diese Zölle weder rechtlich noch tatsächlich un- 
mittelbar oder mittelbar zu einer unterschiedlichen Be- 
handlung der Mitgliedstaaten führen und nicht höher sein 
als die Zölle, die auf Erzeugnisse erhoben werden, welche 
nach dem meistbegünstigten dritten Staat ausgeführt 
werden. 

(2) Unbeschadet der Anwendung des Artikels 13 Abs. 2 
ergreift der Assoziationsrat geeignete Maßnahmen, wenn 
die Erhebung derartiger Zölle zu einer ernsthaften Stö- 
rung der Wettbewerbsbedingungen führt. 

Artikel 5 

(1) Bei der Beseitigung der mengenmäßigen Beschrän- 
kungen wenden die Mitgliedstaaten auf die Einfuhr von 
Erzeugnissen mit Ursprung in den assoziierten Staaten 
die entsprechenden Bestimmungen des Vertrags und der 
gefaßten oder noch zu fassenden Beschlüsse über die 
beschleunigte Verwirklichung der Vertragsziele an, die 
für ihre Beziehungen untereinander gelten. 

(2) Auf Antrag eines assoziierten Staates finden im 
Assoziationsrat Konsultationen über die Anwendung 
dieses Artikels statt. 

Artikel 6 

(1) Die assoziierten Staaten beseitigen spätestens vier 
Jahre nach Inkrafttreten dieses Abkommens alle men- 
genmäßigen Einfuhrbeschränkungen für Erzeugnisse mit 
Ursprung in den Mitgliedstaaten sowie alle Maßnahmen 
gleicher Wirkung. Dies geschieht schrittweise nach Maß- 
gabe des Protokolls Nr. 2 im Anhang zu diesem Ab- 
kommen. 

(2) Die assoziierten Staaten führen keine neuen men- 
genmäßigen Einfuhrbeschränkungen oder Maßnahmen 
gleicher Wirkung für Erzeugnisse mit Ursprung in den 
Mitgliedstaaten ein. 

(3) Falls die in Artikel 3 vorgesehenen Maßnahmen 
sich als unzureichend erweisen, den Erfordernissen der 
Entwicklung und Industrialisierung der assoziierten Staa- 
ten gerecht zu werden, oder bei Zahlungsbilanzschwierig- 
keiten dieser Staaten oder, soweit es Agrarerzeugnisse 
betrifft, mit Rücksicht auf die Erfordernisse bestehender 
regionaler Marktordnungen können die assoziierten Staa- 
ten in Abweichung von den Absätzen 1 und 2 nach 
Maßgabe des Protokolls Nr. 2 mengenmäßige Einfuhr- 
beschränkungen für Erzeugnisse mit Ursprung in den 
Mitgliedstaaten beibehalten oder einführen. 


Toutefois, chaque Etat associe peut maintenir ou cta- 
blir des droits de douane et taxes d'effet äquivalent ä de 
tels droits qui repondent aux necessites de son develop- 
pement et aux besoins de son industrialisation ou qui ont 
pour but d'alimenter son budget. 

Les droits de douane et taxes d'effet äquivalent ä de 
tels droits que les Etats associes percoivent conformäment 
ä l'alinäa präeädent, de meine que les modifications qu'ils 
peuvent apporter ä ces droits et taxes dans los conditions 
prävues au Protocole no 1 ne peuvent donner lieu, en 
droit ou en fait, ä une discrimination directe ou indirecte 
entre les Etats membres. 

3. A la demande de la Communaute et selon les moda- 
lites prävues au Protocole no 1, des consultations ont lieu 
au sein du Conseil d’Association sur les conditions d’ap- 
plication du präsent article. 

Article 4 

1. Dans la mesure oü un Etat associä percoit des droits 
ä l'exportation sur ses produits ä destination des Etats 
membres, ces droits ne peuvent donner lieu, en droit ou 
en fait, ä une discrimination directe ou indirecte entre les 
Etats membres et ne peuvent etre supärieiirs ä ceux ap- 
pliquäs aux produits destinäs ä l'Etat tiers le plus favo- 
risä. 

2. Sans präjudice de l'application de l’article 13, para- 
graphe 2 de la präsente Convention, les mesures appro- 
priäes sont prises par le Conseil d'Association au cas oü 
l'application de tels droits entrainerait de serieuses per- 
turbations dans les conditions de concurrence. 

Article 5 

1. En ce qui concerne l'älimination des restrictions 
quantitatives, les Etats membres appliquent aux importa- 
tions des produits originaires des Etats assoeiäs les dis- 
positions correspondantes du Traite et des däcisions d'ae- 
cäläration du rythme de räalisation des objets du Traite 
intervenues ou ä intervenir qui sont appliquäes dans leurs 
relations mutuelles. 

2. A la demande d'un Etat associe, des consultations 
ont lieu au sein du Conseil d'Association sur les condi- 
tions d'application du präsent article. 

Article 6 

1. Les Etats assoeiäs suppriment, au plus tard quatre 
ans apres l'entree en vigueur de la presente Convention, 
toutes les restrictions quantitatives ä Fimportation des 
produits originaires des Etats membres ainsi que toutes 
mesures d'effet äquivalent. Cette suppression s'effectue 
progressivement dans les conditions fixäes au Protocole 
no 2 annexä ä la präsente Convention. 

2. Les Etats assoeiäs s’abstiennent d'introduire de nou- 
velles restrictions quantitatives ou mesures d'effet äqui- 
valent ä Fimportation des produits originaires des Etats 
membres. 

3. Au cas oü les mesures prävues ä Farticle 3 se räve- 
lent insuffisantes pour faire face aux näcessitäs de leur 
däveloppement et aux besoins de leur industrialisation 
ou en cas de difficultäs dans leur balance des paiements 
ou, en ce qui concerne les produits agricoles, en raison 
des exigences däcoulant des organisations regionales de 
marchä existantes, les Etats assoeiäs peuvent, par deroga- 
tion aux dispositions des deux paragraphes präcedents et 
dans les conditions fixäes au Protocole n® 2, maintenir 
ou ätablir des restrictions quantitatives ä Fägard de Fim- 
portation des produits originaires des Etats membres. 
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Tuttavia, ciascuno Stato associato puo mantenere o 
istituire dazi doganali e lasse di effetto equivalente a 
tali dazi che rispondano alle necessitä del suo sviluppo 
e ai bisogni della sua industrializzazione o che abbiano 
per scopo di alimentäre il suo bilancio. 

I dazi doganali e le lasse di effetto equivalcnte a tali 
dazi che gli Stati associati riscuotono in conformitä del 
comma precedente, nonche le modifiche che essi possono 
apportare a tali dazi e lasse alle condizioni previste nel 
Protocollo n'^ 1, non devono provocare, de jure o de 
facto, una discriminazione diretta o indiretta fra gli Stati 
membri. 

3. A richiesta della Comuiiita e secondo le modalitä 
previste nel Protocollo no 1, hanno luogo consultazioni, 
in seno al Consiglio di Associazione, sulle condizioni 
d'applicazione del presente articolo. 

A r t i c o 1 o 4 

1. Qualora una Stato associato riscuota dazi all'espor- 
tazione sui propri prodotti destinati agli Stati membri, 
tali dazi non devono provocare, de jure o de facto, una 
discriminazione diretta o indiretta tra gli Stati membri 
e non possono essere superiori a quelli applicati ai pro- 
dotti destinati allo Stato terzo piü favorito. 


2. Falta salva l'applicazione dell'articolo 13, paragrafo 2 
della presente Convenzione, il Consiglio di Associazione 
prende le misure appropriate qualora l'applicazione dl 
tali dazi turbi seriamente le condizioni di concorrenza. 

Articolo 5 

1. Per quanto riguarda l'eliminazione delle restrizioni 
quantitative, gli Stati membri applicano alle importazioni 
dei prodotti originär! degli Stati associati le corrispon- 
denti disposizioni del Trattato e le decisioni di accelera- 
zione del ritmo di attuazione degli obiettivi del Trattato 
intervenute o che dovranno intervenire e che vengono 
applicate nclle reciproche relazioni. 

2. A richiesta di uno Stato associato, hanno luogo con- 
sultazioni, in seno al Consiglio di Associazione, sulle 
condizioni d'applicazione del presente articolo. 

Articolo 6 

1. Gli Stati associati sopprimono, al piü tardi quattro 
anni dopo l'entrata in vigore della presente Convenzione, 
tutte le restrizioni quantitative all'importazione dei pro- 
dotti originär! degli Stati membri, nonche tutte le misure 
di effetto equivalente. Tale soppressione avviene progres- 
sivamente alle condizioni stabilite dal Protocollo n^ 2 
allegato alla presente Convenzione. 

2. Gli Stati associati si astengono dall'introdurre nuove 
restrizioni quantitative o misure di effetto equivalente 
all'importazione dei prodotti originari degli Stati membri. 

3. Se le misure previste dall'articolo 3 risultano insuffi- 
cienti per far fronte alle necessitä del loro sviluppo e ai 
bisogni della loro industrializzazione, o in caso di diffi- 
coltä nella lor bilancia dei pagmenti ovvero, per quanto 
riguarda i prodotti agricoh, a motivo delle esigenze deri- 
vanti dalle organizzazioni regionali di mercato esistenti, 
gli Stati associati possono, derogando alle disposizioni 
dei due paragrafi precedenti e osservando le condizioni 
stabilite dal Protocollo no 2, mantenere o istituire restri- 
zioni quantitative per le importazioni dei prodotti origi- 
nari degli Stati membri. 


ledere geassocieerde Staat kan echter douanerechten of 
heffingen van gelijke werking als dergelijke rechten 
handhaven of instellen, die in overeenstemming zijn met 
de eisen van zijn ontwikkeling en de behoeften van zijn 
industrialisatie of die ten doel hcbben in zijn begrotiiigs- 
middelen te voorzien. 

De douanerechten en heffingen van gelijke werking 
als dergelijke rechten, die de geassocieerde Staten over- 
eenkomstig de voorgaande alinea toepassen, noch de 
wijzigingen die zij onder de in Protocol No. 1 geslelde 
voorwaarden in deze rechten en heffingen kunnen aan- 
brengen, mögen in rechte of in feite aanleiding geven tot 
rechtstreekse of zijdelingse discriminatie tussen de Lid- 
Staten. 

3. Op verzoek van de Gemeenschap en volgens de 
regels, vervat in Protocol No. 1, wordt in de Associa- 
tieraad overleg gepleegd over de wijze waarop dit artikel 
wordt toegepast. 

Artikel 4 

1. Wanneer een geassocieerde Staat uilvoerrechten heft 
bij de uitvoer van zijn Produkten naar de Lid-Staten, 
mögen deze in rechte noch in feite aanleiding geven tot 
een rechtstreekse of zijdelingse discriminatie tussen de 
Lid-Staten, en mögen zij niet hoger liggen dan de rechten 
op Produkten, bestemd voor de meest begunstigde derdc 
Staat. 

2. Onverminderd de toepassing van artikel 13, lid 2, 
van deze Overeenkomst treft de Associatieraad passende 
maatregelen Indien de toepassing von deze rechten de 
mededingingsvoorwaarden ernstig verstoort. 

Artikel 5 

1. Wat de afschaffing van de kwantitatieve beperkin- 
gen betreff, passen de Lid-Staten op de invoer van Pro- 
dukten van oorsprong uit de geassocieerde Staten de 
dienovereenkomstige bepalingen van het Verdrag en de 
genomen of nog te nemen besluiten over de versnelling 
van het tempo van verwezenlijking der doelstelhngeii 
van het Verdrag toe, die in hun onderlinge bctrekkiiigen 
worden toegepast, 

2. Op verzoek van een geassocieerde Staat wordt in 
de Associatieraad overleg gepleegd over de wijze waarop 
dit artikel wordt toegepast. 

Artikel 6 

1. Uiterlijk vier jaar na de inwerkingtreding van deze 
Overeenkomst schaffen de geassocieerde Staten alle 
kwantitatieve beperkingen van de invoer van produkten 
van oorsprong uit de Lid-Staten, alsook alle maatregelen 
van gelijke werking af. Deze afschaffing geschiedt ge- 
leidelijk, op de wijze omschreven in Protocol No. 2 bij 
deze Overeenkomst. 

2. De geassocieerde Staten onthouden zieh ervan 
nieuwe kwantitatieve beperkingen of maatregelen van 
gelijke werking in te stellen bij de invoer van produkten 
van oorsprong uit de Lid-Stalen. 

3. Wanneer de in artikel 3 bedoelde maatregelen 
ontoereikend blijken om aan de eisen van hun ontwikke- 
ling en de behoeften van hun industrialisatie te voldoen, 
of in geval van moeilijkheden in hun betalingsbalans, of, 
wat landbouwprodukten betreff, in verband met de eisen 
van bestaande regionale marktorganisaties, mögen de 
geassocieerde Staten, in afwijking van de leden 1 en 2 
en ovoreenkomstig Protocol No. 2, kwantitatieve beper- 
kingen van de invoer van produkten van oorsprong uit 
de Lid-Staten handhaven of instellen. 
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(4) Die assoziierten Staaten, in denen die Einfuhr unter 
die Zuständigkeit eines staatlichen Handelsmonopols oder 
einer Einrichtung fällt, durch die die Einfuhr rechtlich 
oder tatsächlich unmittelbar oder mittelbar begrenzt, 
kontrolliert, gelenkt oder beeinflußt wird, ergreifen alle 
Maßnahmen, die zur Erre’ :hung der Ziele dieses Titels 
sowie zur schrittweisen Beseitigung jeglicher Diskrimi- 
nierung hinsichtlich der Bedingungen für die Versorgung 
und für den Absatz der Erzeugnisse erforderlich sind. 

Unbeschadet der Anwendung des Artikels 7 dürfen die 
Außenhandelspläne der assoziierten Staaten weder recht- 
lich noch tatsächlich unmittelbar oder mittelbar eine 
unterschiedliche Behandlung der Mitgliedstaaten mit sich 
bringen oder zu einer solchen unterschiedlichen Behand- 
lung führen. 

Die in Anwendung dieses Absatzes getroffenen Maß- 
nahmen werden dem Assoziationsrat von den betreffen- 
den assoziierten Staaten mitgeteilt. 

(5) Auf Antrag der Gemeinschaft finden im Assozia- 
tionsrat Konsultationen über die Anwendung dieses Ar- 
tikels statt. 

Artikel 7 

Vorbehaltlich der besonderen Bestimmungen für den 
kleinen Grenzverkehr darf die Regelung, welche die 
assoziierten Staaten gemäß diesem Titel auf die Erzeug- 
nisse mit Ursprung in den Mitgliedstaaten anwenden, in 
keinem Fall ungünstiger sein als die Regelung für die 
Erzeugnisse mit Ursprung in dem meistbegünstigten 
dritten Staat. 

Artikel 8 

Dieses Abkommen steht der Beibehaltung oder Grün- 
dung von Zollunionen oder Freihandelszonen zwischen 
assoziierten Staaten nicht entgegen, 

Artikel 9 

Dieses Abkommen steht der Beibehaltung oder Grün- 
dung von Zollunionen oder Freihandelszonen zwischen 
einem oder mehreren assoziierten Staaten und einem 
oder mehreren dritten Ländern nicht entgegen, soweit 
solche Zollunionen oder Freihandelszonen mit den Grund- 
sätzen und Bestimmungen dieses Abkommens nicht un- 
vereinbar sind oder sich als nicht unvereinbar erweisen. 

Artikel 10 

Die Bestimmungen der Artikel 3, 4 und 6 stehen Ein- 
fuhr-, Ausfuhr- und Durchfuhrverboten oder -beschrän- 
kungen nicht entgegen, die aus Gründen der öffentlichen 
Sittlichkeit, Ordnung und Sicherheit, zum Schutze der 
Gesundheit und des Lebens von Menschen, Tieren und 
Pflanzen, des nationalen Kulturguts von künstlerischem, 
geschichtlichem oder archäologischem Wert oder des ge- 
werblichen und kommerziellen Eigentums gerechtfertigt 
sind. Diese Verbote oder Beschränkungen dürfen jedoch 
weder ein Mittel zur willkürlichen Diskriminierung noch 
eine verschleierte Beschränkung des Handels darstellen. 


Kapitel 2 

Bestimmungen über bestimmte Agrarerzeugnisse 

Artikel 11 

Die Gemeinschaft berücksichtigt bei der Gestaltung 
ihrer gemeinsamen Agrarpolitik die Interessen der asso- 
ziierten Staaten in bezug auf die den europäischen Er- 


4. Les Etats associes dans lesquels les importations re- 
levent de la competence d'un monopole national ä carac- 
tere commercial ou d'un organisme par lequel les impor- 
tations sont, en droit ou en fait, d une matiere dirccte ou 
indirecte, limitees, controlecs, dirigees ou influencees, 
prennent toutes dispositions necessaircs pour atteindre 
les objectifs definis par le present Titre et pour Lelimma- 
tion progressive de toute discriminalion en ce qui con- 
cerne les conditions de l'approvisionnement et de l'ecou* 
lement des produits. 

Sans prejudice de l'application de l’article 7 ci-dessous, 
les plans de commerce exterieur etablis par les Etats 
associes ne peuvent comportcr ou entrainer, en droit ou 
en fait, une discriminalion directe ou indirecte entre 
Etats membres. 

Les mesures prises en application des dispositions du 
present paragraphe sont communiquees par les Etats as- 
socies Interesses au Conseil d' Association, 

5. A la demande de la Communaute, des consultations 
ont lieu au sein du Conseil d'Association sur les condi- 
tions d'application du present article. 

Article 7 

Sous reserve des dispositions particulieres propres au 
commerce frontalier, le regime que les Etats associes ap- 
pliquent en vertu du present Titre aux produits originai- 
res des Etats membres ne peut en aucun cas etre moins 
favorable que celui applique aux produits originaires de 
l'Etat tiers le plus favorisc. 

Article 8 

La presente Convention ne fait pas obstacle au main- 
tien et ä l'etablissement entre Etats associes d'unions 
douaniercs ou de zones de libre-echange. 

Article 9 

La presente Convention ne fait pas obstacle au main- 
tien ou ä l'etablissement d'unions douanieres ou de zones 
de libre-echange entre un ou plusieurs Etats associes et 
un ou plusieurs pays tiers dans la mesure oü celles-ci ne 
sont pas ou ne se revelent pas incompatibles avec les 
principes et des dispositions de ladite Convention. 


Article 10 

Les dispositions des articles 3, 4 et 6 ci-dessus ne font 
pas obstacle aux interdictions ou restrictions d'importa- 
tion, d'exportation ou de transit justifiees par des raisons 
de moralite publique, d'ordre public, de securite publique, 
de protection de la sante et de la vie des personnes et 
des animaux ou de preservation des vegetaux, de protec- 
tion des tresors nationaux ayant une valeur artistique, 
historique ou archeologique, ou de protection de la pro- 
priete industrielle et cominerciale. Toutefois, ces inter- 
dictions ou restrictions ne doivent constituer ni un moyen 
de discriminalion arbitrairc, ni une restriction deguisee 
au commerce. 

Chapitre 2 

Dispositions relatives ä certains produits agricoles 
Article 11 

Dans la determination de sa politique agricole commu- 
ne, la Communaute prend en consideration les interets 
des Etats associes en cc qui concerne les produits homo- 
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4. Gli Stati associati nei quali le importazioni sono 
di competenza di un rnonopolio nazionale a carattere 
commorciale o di un organismo mediante il quäle le im- 
portazioni sono, de jure o de facto, dirottamente o in- 
direttamente, limitate, controllate, dirette o influenzale, 
prendono tutte le disposizioni necessarie per conseguire 
gli obiettivi definiti dal presente Titolo e per eliminare 
progressivamente qualsiasi discriminaziono per quanto 
riguarda le condizioni deirapprovvigionamento e dello 
smercio doi prodotti. 

Fatta salva l'applicazione del seguente articolo?, i 
piani di commercio con l’estero stabiliti dagli Stati asso- 
ciati non possono implicare o causare, de jure o de facto, 
una discriminazione diretta o indiretta tra Stati inembri. 


Le niisuro prese in applicazione delle disposizioni del 
presente paragrafo sono comunicate dagli Stati associati 
interessati al Consiglio di Associazione. 

5. A richiesta della Comunita, hanno luogo consulta- 
zioni, in seno al Consiglio di Associazione, sulle condi- 
zioni d'applicazione del presente articolo. 

Art i c ol o 7 

Fatte salve le disposizioni particolari proprio del com- 
mercio frontaliero, il regime che gli Stati associati appli- 
cano, in virtü del presente Titolo, ai prodotti originär! 
degli Stati meinbri non puö in nessun caso essere meno 
favorevolo di quello applicato ai prodotti originari dello 
Stato terzo piü favorito. 

Articolo 8 

La presente Convenzione non ostacola il mantenimento 
e la creazione di unioni doganali o di zone di libero 
scaiiibio fra Stati associati. 

Articolo 9 

La presente Convenzione non ostacola il manteniinenlo 
o la creazione di unioni doganali o di zone di libero 
scanibio fra uno o piü Stati associati e uno o piü paesi 
terzi, nella misura in cui queste non siano o non si rive- 
lino incompatibili con i principi e le disposizioni della 
Convenzione. 


Articolo 10 

Le disposizioni degli articoli 3, 4 e 6 lasciano impregiu- 
dicati i divieti o le restrizioni aU'iinportazione, all'espor- 
tazione e al transito giiistificati da motivi di moralitä 
pubblica, di ordine pubblico, di pubblica sicurezza, di 
tutela della salute e della vita delle persone e degli ani- 
inali, o di preservazione dei vegetali, di protezione del 
patrimonio artistico, storico o archeologico nazionale, o 
di tutela della proprietä industriale e commerciale. Tutta- 
via, tali divieti e restrizioni non devono costituire un 
mezzo di discriminaziono arbitraria, ne una restriziono 
dissimulata del commercio. 


Capitolo 2 

Disposizioni relative a taluni prodotti agricoli 

Articolo 11 

Nel determinare la propria politica agricola comune la 
Comunita prende in considerazione gli interessi degli 
Stati associati per quanto concerne i prodotti omologhi 


4. De geassocieerde Staten wier invoer valt onder een 
nationaal monopolie van cominerciele aard of onder een 
orgaan dat de invoer in rechte of in feite rechtstreeks of 
zijdelings beperkt, beheerst, leidt of beinvloedt, treffen 
alle nodige maatregelen om de in deze Titel omschreven 
doolstellingen te verwezenlijkon en om elke discriininatie 
op het gebied van de voorzienings- en afzetmogelijk- 
heden voor de proclukten geleidelijk op te heffen. 


Onverminderd de toepassing van artikel 7 mögen de 
door de geassocieerde Staten opgestelde plannen voor 
de buitenlandse handel, in rechte noch in feite een 
rechtstreekse of zijdelingse discriininatie tussen de Lid- 
Staten inhouden of daartoe aanleiding geven, 

Do krachtens dit lid getroffen maatregelen worden door 
de geassocieerde Staten aan de Associatieraad medo- 
gedeeld. 

5. Op verzoek van de Gemeenschap wordt in de Asso- 
ciatieraad overleg gepleegd over de wijzo waarop dit 
artikel wordt toegepast. 

Artikel 7 

Onverminderd de bijzondere bepalingen betreffende 
hot klein-grensverkeer mag de regeling die de geasso- 
cieerde Staten krachtens deze Titel toepassen op Produk- 
ten van oorsprong uit de Lid-Staten in geen geval 
minder günstig zijn dan die welke wordt toegepast op 
Produkten van oorsprong uit de meest begunstigde dercle 
Staat. 

Artikel 8 

Deze Overeenkomst vormt geen beletsel voor de hand- 
having of de oprichting van douane-unios of vrijhandels- 
zones tussen geassocieerde Staten. 

Artikel 9 

Deze Overeenkomst vormt geen beletsel voor de hand- 
having of de oprichting van douane-unies of vrijhandels- 
zonos tussen een of meer geassocieerde Staten en een of 
meer derde landen, voor zover die niet onverenigbaar 
zijn of blijken te zijn met de beginselen en bepalingen 
van deze Overeenkomst. 


Artikel 10 

De bepalingen van de artikelen 3, 4 en 6 vormen geen 
beletsel voor verboden of beperkingen van invoer, uit- 
voer of doorvoer, welke gerechtvaardigd zijn uit hoofde 
van bescherming van de openbare zedelijkheid, de open- 
bare orde, de openbare veiligheid, de gezondheid en het 
leven van personen, dieren of planten, het nationaal 
artistiek, historisch en archeologisch bezit of uit hoofde 
van bescherming van de industriele en commerciele 
eigendom. Deze verboden of beperkingen mögen echter 
geen middel tot willekeurige discriminatie noch een 
verkapte beperking van de handel vormen. 


Hoofdstuk 2 

Bepalingen betreffende bepaalde landbouwprodukten 

Artikel 11 

Bij de bepaling van haar gemeenschappelijk landbouw- 
beleid houdt de Gemeenschap rekening met de belangen 
der geassocieerde Staten betreffende Produkten die 
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Zeugnissen gleichartigen und mit ihnen konkurrierenden 
Erzeugnisse. Zu diesem Zweck finden zwischen der Ge- 
meinschaft und den betreffenden assoziierten Staaten 
Konsultationen statt. 

Die Gemeinschaft bestimmt, nachdem Konsultationen 
im Assoziationsrat stattgefunden haben, im Zuge der 
Festlegung ihrer gemeinsamen Agrarpolitik ihre Einfuhr- 
regelung für diese Erzeugnisse, soweit es sich hierbei 
um Erzeugnisse mit Ursprung in den assoziierten Staaten 
handelt. 

Kapitel 3 

Handelspolitische Bestimmungen 

Artikel 12 

(1) Die Vertragsparteien kommen überein, sich im In- 
teresse einer reibungslosen Durchführung dieses Abkom- 
mens über ihre Handelspolitik gegenseitig zu unter- 
richten und sich auf Antrag einer Vertragspartei zu 
konsultieren. 

(2) Diese Konsultationen erstrecken sich auf die den 
Handelsverkehr mit dritten Ländern betreffenden Maß- 
nahmen, soweit diese die Interessen einer oder mehrerer 
Vertragsparteien beeinträchtigen können, und im beson- 
deren auf folgende Maßnahmen: 

a) Aussetzung, Änderung oder Aufhebung der 
Zölle, 

b) Gewährung von Zollkontingenten zu niedrige- 
ren Zollsätzen oder zum Zollsatz Null, ausge- 
nommen die in Artikel 2 Abs. 3 genannten Kon- 
tingente, 

c) Einführung, Verringerung oder Beseitigung 
mengenmäßiger Beschränkungen , unbeschadet 
der Verpflichtungen, die sich für bestimmte Ver- 
tragsparteien aus ihrer Zugehörigkeit zum 
GATT ergeben. 

(3) Der Assoziationsrat legt unmittelbar nach Inkraft- 
treten dieses Abkommens das Verfahren für die Unter- 
richtung und Konsultierung betreffend die Durchführung 
dieses Artikels fest. 

Kapitel 4 

Schutzklauseln 

Artikel 13 

(1) Treten in einem Wirtschaftsbereich eines assoziier- 
ten Staates ernste Störungen auf oder wird seine äußere 
finanzielle Stabilität durch ernste Störungen beeinträch- 
tigt, so kann der betreffende Staat in Abweichung von 
Artikel 3 Abs. 2 Unterabsatz 1 und Artikel 6 Abs. 1, 2 
und 4 die erforderlichen Schutzmaßnahmen treffen. 

Diese Maßnahmen sowie die Einzelheiten ihrer Durch- 
führung werden unverzüglich dem Assoziationsrat be- 
kanntgegeben. 

(2) Treten in einem Wirtschaftsbereich der Gemein- 
schaft oder eines oder mehrerer Mitgliedstaaten ernste 
Störungen auf oder wird ihre äußere finanzielle Stabili- 
tät durch ernste Störungen beeinträchtigt oder tauchen 
Schwierigkeiten auf, welche die wirtschaftliche Lage eines 
bestimmten Gebietes beträchtlich verschlechtern können, 
so kann die Gemeinschaft in Abweichung von den Ar- 
tikeln 2 und 5 die im Rahmen ihrer Beziehungen zu den 
assoziierten Staaten gegebenenfalls erforderlich werden- 
den Maßnahmen treffen oder den oder die betreffenden 
Mitgliedstaaten zu derartigen Maßnahmen ermächtigen. 


logues et concurrents des produits europeens. Des con- 
sultations ont lieu ä cet effet entre la Communaute et les 
Etats associes interesses. 

Le regime applicable ä l'importation dans la Commu- 
naute de ces produits, lorsqu'ils sont originaires des Etats 
associes, est detennine par celle-ci apres consultation au 
sein du Conseil d’Association, au für et ä mesure de la 
definition par la Communaute de sa politique agricole 
commune. 


Chapitre 3 

Dispositions relatives ä la politique commerciale 

Article 12 

1. En ce qui concerne la politique commerciale, les Par- 
ties Contractantes conviennent de s'informer mutuelle- 
ment et, ä la demande d'une d'entre eiles, de se consulter 
aux fins de la bonne application de la presente Conven- 
tion 

2. Ces consultations portent sur les mesures relatives 
aux echanges commerciaux avec des pays tiers lorsque 
celles-ci sont susceptibles de porter atteinte aux interets 
d'une ou de plusieurs Parties Contractantes et notamment 
en ce qui concerne: 

a) la Suspension, modification ou suppression des 
droits de douane, 

b) l'octroi de contingents tarifaires ä droit reduit ou 
nul, ä l'exception des contingents vises par Lar- 
ticle 2 paragraphe 3 ci-dessus, 

c) l'institution, la reduction ou la suppression de 
restrictions quantitatives, sans prejudice des obli- 
gations decoulant pour certaines Parties Contrac- 
tantes de leur appartenance au G.A.T.T. 

3. Des l'entree en vigueur de la presente Convention, 
le Conseil d’Association definit la procedure d'informa- 
tion et de consultation relative a l’application du present 
article. 


Chapitre 4 

Clauses de sauvegarde 
Article 13 

1. Si des perturbations serieuses se produisent dans un 
secteur de l'activite economique d'un Etat associe, ou 
compromettent sa stabilite financiere exterieure, celui-ci 
peut, par derogation aux dispositions de l’article 3 para- 
graphe 2, alinea 1 et de l'article 6 paragraphes 1, 2 et 4, 
prendre les mesures de sauvegarde necessaires. 

Ces mesures ainsi que leurs modalites d'application 
sont notifiecs, sans delai, au Conseil d’Association. 

2. Si des perturbations serieuses se produisent dans un 
secteur de l’activite economique de la Communaute ou 
d’un ou de plusieurs Etats membres ou compremettent 
leur stabilite financiere exterieure et si des difficultes 
surgissent pouvant se traduire par l’alteration grave d’une 
Situation economique regionale, la Communaute peut 
prendre ou autoriser le ou les Etats membres interesses 
ä prendre par derogation aux dispositions des articles 2 
et 5, les mesures qui se reveleraient necessaires dans 
leurs relations avec les Etats associes. 
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e coiicorrenti dci prodotti europci. A lal fine hanno luogo 
coiisuitazioni tra la Comunita e gli Stati associati interes- 
sali. 

II regime applicabile airimportazione ncila Comunita 
di tali prodolti, quando essi siano originari degli Stati 
associati, e determinato, previa consultazione in seno al 
Consiglio d’Associazione, dalla Comunita stessa mano a 
mano che questa definisce la propria politica agricola 
comune. 

Capitolo 3 

Disposizioni relative alla politica commerciale 

Articolo 12 

1. Per quanto conccrne la politica commerciale, le 
Parti Contraenti convengono di informarsi reciprocamente 
e, a richiesta di una di esse, di consultarsi ai fini della 
corretta applicazione della presente Convenzione. 

2. Tali consultazioni riguardano le misure relative agli 
scambi commerciali con paesi terzi che potrcbbero dan- 
neggiare gli interessi di una o piü Parti Contraenti e par- 
ticolarmente: 

a) la sospensione, modificazione e abolizione dei 
dazi doganali, 

b) la concessione di contingenti tariffari a dazio 
ridotto o nullo, ad cccezione dei contingenti di 
cui all articolo 2, paragrafo 3, 

c) l'isLituzione, la riduzione o la soppressione di 
restrizioni quantitative, fatti salvi gli obblighi 
derivanti per talune Parti Contraenti dalla loro 
appartenenza al G.A.T.T. 

3. Fin dall entrata in vigore della presente Conven* 
zione, il Consiglio di Associazione stabilisce la procedura 
d informazione c di consultazione relativa ail'applica- 
zione de! presente articolo. 

Capitolo 4 

Clausola di salvaguardia 

Articolo 13 

1. Qualora gravi perturbazioni si manifestino in un 
settore dell'attivita economica di uno Stato associato o 
ne compromettano la stabilitä finanziaria con l’estcro, 
questo Stato, in deroga alle disposizioni dell’articolo 3, 
paragrafo 2, primo comma e dell'articolo 6, paragrafi 1, 
2 e 4, puö prendere le necessarie misure di salvaguardia. 

Tali misure e le loro niodalitä d'applicazione sono 
notificate immediatamente al Consiglio di Associazione. 

2. Qualora gravi perturbazioni si manifestino in un set- 
tore dcirattivitä economica della Comunita o di uno o 
piü Stati membri o ne compromettano la stabilita finan- 
ziaria con l'cstero e qualora sorgano difficolta che pos- 
sano determinare grave perturbazione in una situazione 
economica regionale, la Comunita puö prendere o auto- 
rizzare lo Stato o gli Stati membri interessati a prendere, 
in deroga alle disposizioni degli articoli 2 e 5, le misure 
necessarie nclle loro relazioni con gli Stati associati. 


gelijksoortig zijn aan Europese Produkten en daarmede 
concurreren. Te dien einde wordt tussen de Gemeenschap 
en de betrokken geassocieerde Staten overleg geplccgd. 

De regehng van toepassing op de invoer in de Gemeen- 
schap van deze Produkten, wanneer deze van oorsprong 
zijn uit de geassocieerde Staten, wordt door haar na 
overleg in de Associatieraad vastgesteld naargelang bet 
gemeenschappelijk landbouwbeleid door de Gemeenschap 
wordt bepaald. 

Hoofdstuk 3 

Bepalingen betreffende de handelspolitiek 

Artikel 12 

1. Inzake de handelspolitiek körnen de Partijen overeen 
elkander wederzijds in te lichten en, op verzoek van een 
van hen, met elkander te overleggen met het oog op de 
juiste toepassing van deze Overeenkomst. 

2. Dit overleg heeft betrekking op de maatregelen be- 
treffende het handelsverkeer met derde landen, v/anneer 
deze maatregelen de belangen van een of meer Partijen 
kunnen schaden en wel in het bijzonder inzake: 

a) de schorsing, wijziging of afschaffing der douane- 
rechteii, 

b) de toekenning van tariefcontingenten met ver- 
mindering of vrijdom van rechten, behalve voor 
de contingenten bedoeid in artikel 2, lid 3, 

c) de invoering, verlaging of afschaffing van kwan- 
titatieve beperkinyen, on verminderd de verplich- 
tingen die voor bepaalde Partijen voortvloeien 
uit hun lidmaatschap van de G.A.T.T. 

3. Zodra deze Overeenkomst in werking is getreden 
stelt de Associatieraad de procedure vast voor de toepas- 
sing van dit artikel inzake uitwisseling van inlichtingen 
en inzake overleg. 


Hoofdstuk 4 

Vrijwaringsclausules 

Artikeln 

1. Indien einstige verstoringen in een bepaalde sector 
van het economische leven van een geassocieerde Staat 
optreden, of Indien deze zijn externe financiele stabiliteit 
in gevaar breiigen, kan deze Staat, in afwijking van 
artikel 3, lid 2, eerste alinea, en artikel 6, leden 1, 2 en 
4, de nodige vrijwaringsmaatregelen treffen. 

Deze maatregelen en de wijze waarop zij worden 
toegepast, worden onverwijld aan de Associatieraad 
medegedeeld. 

2, Indien ernstige verstoringen in een bepaalde sector 
van het economische leven der Gemeenschap of van een 
of meer Lid-Staten optreden, of indien deze hun externe 
financiele stabiliteit in gevaar breiigen, en indien zieh 
moeilijkheden voordoen die de economische toestand van 
een bepaalde streek ernstig kunnen verstoren, kan de 
Gemeenschap, in afwijking van de artikelen 2 en 5, die 
maatregelen treffen — of de betrokken Lid-Staat of Lid- 
Staten daartoe mächtigen — welke in hun betrekkingen 
met de geassocieerde Staten noodzakelijk blijken. 
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Diese Maßnahmen sowie die Einzelheiten ihrer Durch- 
führung werden unverzüglich dem Assoziationsrat be- 
kanntgegeben. 

(3) Bei der Durchführung der Absätze 1 und 2 sind 
vorzugsweise Maßnahmen zu wählen, die das Funktio- 
nieren der Assoziation so wenig wie möglich stören. 
Diese Maßnahmen dürfen nicht über das zur Behebung 
der aufgetretenen Schwierigkeiten unbedingt erforder- 
liche Maß hinausgehen. 

(4) über die gemäß den Absätzen 1 und 2 getroffenen 
Maßnahmen finden Konsultationen im Assoziationsrat 
statt. 

Bei Maßnahmen gemäß Absatz 1 finden diese Konsul- 
tationen auf Antrag der Gemeinschaft und bei Maßnah- 
men gemäß Absatz 2 auf Antrag eines oder mehrerer 
assoziierter Staaten statt. 

Kapitel 5 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 14 

Unbeschadet der besonderen Bestimmungen dieses Ab- 
kommens, insbesondere derjenigen des Artikels 3, nimmt 
jede Vertragspartei von allen Maßnahmen oder Prak- 
tiken interner steuerlicher Art Abstand, die unmittelbar 
oder mittelbar eine unterschiedliche Behandlung ihrer 
Erzeugnisse und gleichartiger Ursprungserzeugnisse der 
anderen Vertragsparteien bewirken. 


TITEL II 

Finanzielle und technische Zusammenarbeit 

Artikel 15 

Die Gemeinschaft beteiligt sich unter den nachstehenden 
Bedingungen an geeigneten Maßnahmen zur Förderung 
der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung der asso- 
ziierten Staaten, indem sie die eigenen Bemühungen 
dieser Staaten ergänzt. 

Artikel 16 

Für die in Artikel 15 genannten Zwecke wird während 
der Laufzeit dieses Abkommens ein Globalbetrag von 
730 Millionen Rechnungseinheiten zur Verfügung gestellt, 
und zwar; 

a) 666 Millionen Rechnungseinheiten von den Mitglied- 
staaten; dieser Betrag wird in den „Europäischen 
Entwicklungsfonds", im folgenden „der Fonds" ge- 
nannt, eingebracht; hiervon werden bis zu 620 Mil- 
lionen Rechnungseinheiten in Form nichtrückzahl- 
barer Zuschüsse und der Restbetrag in Form von 
Darlehen zu Sonderbedingungen verwendet; 

b) bis zu 64 Millionen Rechnungseinheiten von der 
Europäischen Investitionsbank, im folgenden „die 
Bank" genannt, in Form von Darlehen, die sie nach 
Maßgabe des Protokolls Nr. 5 über die Verwaltung 
der Finanzhilfe im Anhang zu diesem Abkommen 
gewährt. 

Artikel 17 

Der in Artikel 16 festgelegte Betrag wird unter den in 
diesem Abkommen und in dem Protokoll Nr. 5 vorgese- 
henen Bedingungen wie folgt verwendet: 


Ces mesures ainsi que leurs modalites d'application, 
sont notifiees, sans delai, au Conseil d'Association. 

3. Pour Fapplication des paragraphes 1 et 2 du present 
article, doivent etre choisies par priorite les mesures qui 
apportent le minimum de perturbations dans le fonction- 
nement de l'Association. Ces mesures ne doivent pas ex- 
ceder la portee strictement indispensable pour remedier 
aux difficultes qui se sont manifeslees 

4. Des consultations ont Heu au sein du Conseil d'Asso- 
ciation sur les mesures prises en application des para- 
graphes 1 et 2 du present article. 

Elles ont lieu ä la demande de la Communaute pour 
les mesures du paragraphe 1 et a la demande d'un ou de 
plusieurs Etats associes pour celles du paragraphe 2. 


Chapitre 5 

Dispositions generales 
Article 14 

Sans prejudice des dispositions particulicres prevues 
par la presente Convention et notamment de celles figu- 
rant ä Farticle 3 ci-dessus, chaque Partie Contractante 
s'interdit toute mesure ou pratique de nature fiscalc in- 
terne etablissant directement ou indirectement une dis- 
crimination entre ses produits et les produits similaires 
originaires des autres Parties Contractantes. 


TITRE II 

Cooperation financiere et technique 

Article 15 

La Communaute participe, dans les conditioiis indi- 
quees ci-apres, aux mesures propres ä promouvoir le 
developpcment economique et social des Etats associes 
par un effort complementaire de ceux accomplis par ces 
Etats. 

Article 16 

Aux fins precisees ä Farticle 15, et pour la duree de la 
presente Convention, un montant global de 730 millions 
d'unites de compte est fourni; 

a) pour 666 millions d'unites de compte par les Etats 
membres; ce montant, verse au «Fonds europeen de 
Developpement » ci-apres denomme « le Fonds», est 
utilise ä concurrence de 620 millions d'unites de 
compte SOUS forme d'aides non remboursables et le 
Solde SOUS forme de prets ä des conditions speciaies; 

b) ä concurrence de 64 millions d'unites de compte par 
la Banque Europeenne d'Investissement, ci-apres 
denommee« la Banque », sous forme de prets accordes 
par celle-ci dans les conditions prevues au Protocole 
no 5 relatif a la gestion des aides financieres annexe 
ä la presente Convention. 

Article 17 

Dans les conditions prevues par la presente Convention 
et par le Protocole n® 5, le montant fixe a Farticle 16 
ci-dessus est utilise; 
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Tali misure e le loro modalitä d'applicazione sono 
notificate immediatamente al Consiglio di Associazione. 

3. NeH'applicazione dei paragrafi 1 e 2 del presente 
articolo si deve dare la precedenza alle misure che tur- 
bino il meno possibile il funzionamento dell’Associazione. 
Tali misure non devono eccedere la portata stretta- 
mente indispensabile per porre rimedio alle difficoltä 
manifestatesi. 

4. In seno al Consiglio di Associazione si hanno con- 
sultazioni sulle misure prese in applicazione dei para- 
grafi 1 e 2 del presente articolo. 

Le consultazioni sulle misure di cui al paragrafo 1 
hanno luogo a richiesta della Comunitä e quelle sulle 
misure di cui al paragrafo 2 a richiesta di uno o piü Stati 
associati. 


Capitolo 5 

Disposizioni generali 

Articolo 14 

Patte salve le disposizioni particolari previste dalla 
presente Convenzione e specialmenle quelle dell'arti- 
colo 3, ciascuna Parte Contraente si impegna a non adot- 
tare alcuna misura o pratica di natura fiscale interna che 
instauri direttamente o indirettamente una discrimina- 
zione tra i propri prodotti e i prodotti similari originär! 
dclle altre Parti Contraenti. 


TITOLO II 

Cooperazione finanziaria e tecnica 

Articolo 15 

La Comunitä partecipa, alle condizioni indicate piü 
oltre, alle misure atte a promuovere lo sviluppo econo- 
mico e sociale degli Stati associati mediante uno sforzo 
complementare a quelli compiuti da tali Stati. 


Articolo 16 

Ai fini di cui all'articolo 15 e per la durata della pre- 
sente Convenzione un importo globale di 730 milioni di 
unitä di conto e fornito: 

a) per 666 milioni di unitä di conto dagli Stati mem- 
bri; questo importo, versato al «Fondo europeo di 
Sviluppo », qui di seguito denominato il Fondo, e 
impiegato sino a concorrenza di 620 milioni di unitä 
di conto sotto forma di aiuti non rimborsabili e per 
il resto sotto forma di prestiti a condizioni specialij 

b) fino a concorrenza di 64 milioni di unitä di conto 
dalla Banca Europea per gli Investimenti, qui di 
seguito denominata la Banca, sotto forma di prestiti 
concessi da quest’ultima alle condizioni di cui al 
Protocollo no 5 relativo alla gestione degli aiuti 
finanziari, allegato alla presente Convenzione. 

Articolo 17 

Alle condizioni contemplate dalla presente Conven- 
zione e dal Protocollo n» 5, l'importo fissato dall'arti- 
colo 16 e impiegato: 


Deze maatregelen en de wijze waarop zij worden toe- 
gepast, worden onverwijid aan de Associatieraad mede- 
gedeeld. 

3. Voor de toepassing van de leden 1 en 2 van dit 
artikel moeten bij voorrang die maatregelen worden ge- 
kozen, die de werking van de Associatie het minst ver- 
storen. Deze maatregelen mögen niet verder reiken dan 
strikt onvermijdelijk is om de opgetreden moeilijkheden 
te overwinnen. 

4. In de Associatieraad wordt overleg gepleegd over 
de maatregelen die ingevolge de leden 1 en 2 van dit 
artikel worden getroffen. 

Dit overleg vindt plaats op verzoek van de Gemeen- 
schap wat de maatregelen van lid 1 betreft, en op verzoek 
van een of meer geassocieerde Staten, wat de maat- 
regelen van lid 2 betreft. 

Hoofdstuk 5 

Algemene bepalingen 

Artikel 14 

Onverminderd de bijzondere bepalingen waarin deze 
Overeenkomst voorziet, en met name die van artikel 3, 
onthoudt elke Partij zieh van iedere maatregel of handel- 
wijze van intern fiscale aard, die rechtstreeks dan wel 
zijdelings tot discriminatie tussen haar prodiikten en 
gelijksoortige produkten van oorsprong uit de overige 
Partijen voert. 


TITEL II 

Financiele en technische Samenwerking 

Artikel 15 

De Gemeenschap neemt op de hierna vermelde wijze 
deel aan de maatregelen die de economische en sociale 
ontwikkeling van de geassocieerde Staten kunnen be- 
vorderen, in aanvulling op hetgeen door deze Staten zelf 
wordt verricht. 

Artikel 16 

Ter verwezenlijking van de in artikel 15 vermelde doel- 
einden en voor de duur van deze Overeenkomst wordt 
een totaal bedrag van 730 miljoen rekeneenheden ter 
beschikking gesteld, en wel: 

a) voor een bedrag van 666 miljoen rekeneenheden 
door de Lid-Staten; van dit bedrag, dat in het „Euro- 
pees Ontwikkelingsfonds" hierna te noemen het 
Fonds, wordt gestört, wordt ten hoogste 620 miljoen 
rekeneenheden aangewend in de vorm van giften 
en de rest in de vorm van leningen tegen speciale 
voorwaarden; 

b) tot een bedrag van 64 miljoen rekeneenheden door 
de Europese Investeringsbank, hierna te noemen de 
Bank, in de vorm van leningen die door haar worden 
toegekend overeenkomstig de voorwaarden van 
Protocol No. 5 bij deze Overeenkomst, betreffende 
het beheer van de financiele steun. 

Artikel 17 

Op de door deze Overeenkomst en door Protocol No. 5 
voorgeschreven wijze, wordt het in artikel 16 vastgestelde 
bedrag aangewend: 
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1. auf dem Gebiet der wirtschaftlichen und sozialen 
Investitionen: 

— für wirtschaftliche und soziale Infrastruktur- 
vorhaben, 

— für produktive Vorhaben von allgemeinem Inter- 
esse, 

— für produktive Vorhaben mit üblicher finanzieller 
Rentabilität, 

— für die technische Hilfe vor, bei und nach In- 
vestitionen; 

2. auf dem Gebiet der allgemeinen technischen Zu- 
sammenarbeit: 

— für Untersuchungen über die Entwicklungsaus- 
sichten der Wirtschaft der assoziierten Staaten, 

— für Programme zur Ausbildung von Führungs- 
kräften und zur Berufsausbildung; 

3. auf dem Gebiet der Diversifizierungs- und Produk- 
tionshilfe: 

— für Maßnahmen, die in erster Linie die Ver- 
marktung zu wettbewerbsfähigen Preisen auf 
allen Märkten der Gemeinschaft ermöglichen sol- 
len, indem insbesondere die Rationalisierung des 
Anbaus und der Verkaufsmethoden gefördert 
wird und den Erzeugern die notwendigen An- 
passungen erleichtert werden; 

4. auf dem Gebiet der Preisregulierung: 

— für Vorschüsse, die dazu beitragen sollen, die 
Folgen der zeitweiligen Schwankungen der Welt- 
marktpreise zu mildern. 

Artikel 18 

Die nichtrückzahlbaren Zuschüsse und die Darlehen 
sind wie folgt zu verwenden; 

ci) bis zu 500 Millionen Rechnungseinheiten für die 
Finanzierung der in Artikel 17 Ziffern 1 und 2 be- 
zeichneten Maßnahmen; 

b) bis zu 230 Millionen Rechnungseinheiten für die 
Finanzierung der in Artikel 17 Ziffer 3 bezeichneten 
Maßnahmen. 

Artikel 19 

Für die in Artikel 16 Buchstabe b genannten Darlehen 
der Bank können Zinsvergütungen gewährt werden. Der 
Satz dieser Zinsvergütungen kann sich bei Darlehen mit 
einer Laufzeit von höchstens 25 Jahren auf 3 Vo belaufen. 

Die für die Zahlung der Zinsvergütungen erforderlichen 
Beträge werden während der Dauer des Bestehens des 
Fonds auf den in Artikel 16 Buchstabe a vorgesehenen 
Betrag der nichtrückzahlbaren Zuschüsse angerechnet. 

Artikel 20 

(1) Die Gemeinschaft kann für die in Artikel 17 Ziffer 4 
bezeichneten Maßnahmen aus den verfügbaren Kassen- 
beständen des Fonds Vorschüsse bis zu einem Höchst- 
betrag von 50 Millionen Rechnungseinheiten gewähren. 

(2) Diese Vorschüsse werden nach Maßgabe des Proto- 
kolls Nr. 5 gewährt. 

Artikel 21 

Der betreffende assoziierte Staat oder die betreffende 
Gruppe assoziierter Staaten stellt zwecks Finanzierung 
der in Artikel 17 bezeichneten Maßnahmen nach Maß- 


1. dans le domaine des investissements economiques et 

sociaux, 

— pour des projets d'infrastructure economique et 
sociale, 

— pour des projets ä caractere productif d’interet 
general, 

— pour des projets ä caractere productif et ä renta- 
bilite financiere normale, 

— pour l'assistance technique preparatoire, conco- 
mitante et posterieure aux investissements; 

2. dans le domaine de la Cooperation technique gene- 
rale, 

— pour des etudes sur les perspectives de develop- 
pement des economies des Etats associes, 

— pour des programmes de formation des cadres et 
de formation professionnelle; 

3. dans le domaine des aides a la diversiheation et ä la 

production, 

— pour des actions destinees essentiellement a per- 
mettre la commercialisation ä des prix competitifs 
sur l'ensemble des marches de la Communaute, en 
encourageant notamment la rationalisation des 
cultures et des methodes de vente et en facilitant 
aux producteurs les adaptations necessaires; 


4. dans le domaine de la regularisation des cours, 

— pour des avances en vue de contribuer ä pallier 
les consequences des fluctuations temporaires des 
prix mondiaux. 

Article 18 

Les aides non reinboursables et les prets sont affectes: 

a) ä concurrence de 500 millions d'unites de compte au 
financement des actions visees ä l'article 17 para- 
graphes 1 et 2, 

b) ä concurrence de 230 millions d'unites de compte au 
financement des actions visees a l'article 17 para- 
graphe 3. 

Article 19 

Les preis de la Banque vises ä l’article 16 b) peuvent 
etre assortis de bonifications d'interet. Le taux de ces 
boniheations peut atteindre 3Vo pour des prets d'une 
duree maximum de 25 ans. 

Les montants necessaires au paiement des bonifications 
d'interet sont, pendant la duree de l’existence du Fonds, 
imputes sur le montant des aides non remboursables 
prevu ä l'article 16 a). 


Article 20 

1. La Communaute peut accorder sur les disponibilites 
de tresorerie du Fonds des avances dans la limite d'un 
plafond de 50 millions d'unites de compte pour les inter- 
ventions prevues a l'article 17 paragraphe 4. 

2. Ces avances sont accordees dans les conditions 
fixees au Protocole no 5. 

Article 21 

Pour le financement des actions visees a l'article 17, 
l'Etat associe ou le groupe d'Etats associes Interesse eta- 
blit, dans les conditions fixees au Protocole n^ 5, un dos- 
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1. nel settore degli investimenti economici e sociali, 

— per progetti di infrastruttura economica e sociale, 

— per progetti a carattere produttivo d'interesse 
generale, 

— per progetti a carattere produttivo e a redditi- 
vitä finanziaria normale, 

— per l'assistenza tecnica che precede, accompagna 
e segne gli investimenti; 

2. nel settore della cooperazione tecnica generale, 

— per studi sulle prospettive di sviiuppo delle eco- 
nomie degli Stati associati, 

— per programmi di formazione dcl personale diri- 
gente e di formazione professionale; 

3. nel settore degli aiuti per la diversificazione e per 

la produzione, 

— per azioni destinate essenzialmente a permettere 
la commercializzazione a prezzi di concorrenza 
sui mercati della Comunitä nel loro insieme, in- 
coraggiando specialmente la razionalizzazione 
delle colture e dei metodi di vendita e facili- 
tanclo ai produttori gli adattamenti necessari; 


4. nel settore della regolarizzazione dei corsi, 

— per anticipazioni allo scopo di contribuire ad 
attenuare le conseguenze delle flultuazioni tem- 
poranee dei prezzi mondiali. 

A r t i c o 1 o 18 

Gli aiuti non rimborsabili e i prestiti sono destina’h 

a) fino a concorrenza di 500 milioni di unitä di conto 
al finanziamento delle azioni contemplate dall'arti- 
colo 17, paragrafi 1 e 2, 

b) fino a concorrenza di 230 milioni di unita di conto 
al finanziamento delle azioni contemplate dall'arti- 
colo 17, paragrafo 3. 

A r t i c o 1 o 19 

I prestiti della Banca di cui all'articolo 16 b) possono 
essere accompagnati da abbuono di interessi. II tasso di 
questi abbuoni puö arrivare al 3% per prestiti di una 
durata massima di 25 anni. 

Gli importi necessari al pagamento degli abbuoni di 
interessi sono imputati, per tutta la durata dell'esistenza 
dei Fondo, all'importo degli aiuti non rimborsabili di cui 
all'articolo 16 a). 

Articolo 20 

1. La Comunitä puö concedere sulle disponibilita di 
tesoreria dei Fondo anticipazioni fino a un massimo di 
50 milioni di unitä di conto per gli interventi contemplati 
dall'articolo 17, paragrafo 4. 

2. Tali anticipazioni sono concesse alle condizioni fis- 
sate dal Protocollo no 5. 

Articolo 21 

Per il finanziamento delle azioni contemplate dall'ar- 
ticolo 17 lo Stato associato o il gruppo di Stati associati 
inleressato stabilisce, alle condizioni fissate dal Proto- 


1. op het gebied van de economische en sociale investe- 
ringen, 

— voor projecten betreffende de economische en 
sociale infrastructuur, 

— voor projecten van produktieve aard van alge- 
meen belang, 

— voor projecten van produktieve aard met een 
normale financiele rentabiliteit, 

— voor technische hulp voor, tijdens en na de in^ 
vesteringen; 

2. op het gebied van de algemene technische samen- 
werking, 

— voor studies inzake de te verwachten ontwikke- 
ling van de volkshuishoudingen der geassocieerde 
Staten, 

— voor programma’s voor de vorming van leiding- 
gevend pcrsoneel en voor de beroepsopleiding; 

3. op het gebied van de hulp bij de diversificatie en 
bij de produktie, 

— voor maatregelen die er hoofdzakelijk op zijn ge- 
rieht het verhandelen tegen concurrerende prijzeri 
op alle markten van de Gemeenschap mogelijk te 
maken, door met name de rationalisatie van de 
cultures en van de verkoopmethoden te bevor- 
deren en door het voor de producenten gemakke- 
lijker te maken de noodzakelijke aanpassingen te 
verwezenlijken; 

4. op het gebied van de regularisatie der prijzen, 

— voor voorschotten die ten doel hebben de gevol- 
gen van de tijdelijke schommelingen der wereld- 
marktprijzen te verzachten. 

Artikel 18 

De giften en leningen worden besteed: 

a) tot een bedrag van 500 miljoen rekeneenheden voor 
de hnanciering van de in artikel 17 sub 1 en sub 2 
genoemde maatregelen, 

b) tot een bedrag van 230 miljoen rekeneenheden voor 
de financiering van de in artikel 17 sub 3 genoemde 
maatregelen. 

Artikel 19 

Aan de in artikel 16 sub b bedoelde leningen van de 
Bank kunnen rentesubsidies worden verbonden. De 
hoogte hiervan kan 3 Vo bedragen voor leningen met een 
maximum looptijd van 25 jaar. 

De voor de uitkering van de rentesubsidies noodzake- 
lijke bedragen worden gedurende het bestaan van het 
Fonds afgeboekt op het bedrag van de giften, bedoeld in 
artikel 16 sub a. 


Artikel 20 

1. De Gemeenschap kan uit de beschikbare kasmiddelen 
van het Fonds voorschotten verlenen tot een maximum 
van 50 miljoen rekeneenheden voor de in artikel 17 sub 4 
bedoelde maatregelen, 

2. Deze voorschotten worden verleend op de voorwaar- 
den die zijn vastgesteld in Protocol No. 5. 

Artikel 21 

Inzake de financiering van de in artikel 17 bedoelde 
maatregelen stelt de betrokken geassocieerde Staat of 
groep van geassocieerde Staten onder de voorwaarden 
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gäbe des Protokolls Nr. 5 Unterlagen für jedes Vor- 
haben oder Programm zusammen, für das dieser Staat 
oder diese Staatengruppe eine finanzielle Unterstützung 
beantragt. Diese Unterlagen werden der Gemeinsdiaft 
zu Händen der Kommission zugeleitet. 

Artikel 22 

Die Gemeinschaft prüft die ihr nach Maßgabe des Arti- 
kels 21 vorgelegten Finanzierungsanträge. Sie hält die 
nötigen Kontakte mit den betreffenden assoziierten 
Staaten aufrecht, um über die ihr unterbreiteten Vor- 
haben oder Programme in voller Kenntnis der Sachlage 
zu beschließen. Der betreffende assoziierte Staat oder 
die betreffende Gruppe assoziierter Staaten erhält einen 
Bescheid über den eingereichten Antrag. 

Artikel 23 

Der Beitrag der Gemeinschaft zur Verwirklichung be- 
stimmter Vorhaben oder Programme kann in Form einer 
Beteiligung an Finanzierungen erfolgen, an denen sich 
insbesondere dritte Staaten, internationale Finanzorgane 
oder Behörden sowie Kredit- und Entwicklungsinstitute 
der assoziierten Staaten oder der Mitgliedstaaten be- 
teiligen können. 

Artikel 24 

(1) Die Mittel des Fonds kommen folgenden Empfän- 
gern zugute: 

a) nichtrückzahlbare Zuschüsse: 

— bei wirtschaftlichen und sozialen Investitions- 
vorhaben; den assoziierten Staaten oder 
juristischen Personen, die nicht in erster 
Linie einen Erwerbszweck verfolgen, von 
allgemeinem oder sozialem Interesse sind 
und in diesen Staaten der Kontrolle der 
öffentlichen Hand unterliegen; 

— bei Programmen zur Ausbildung von Füh- 
rungskräften und zur Berufsausbildung sowie 
bei wirtschaftlichen Studien: den Regierun- 
gen der assoziierten Staaten, den Fachinsti- 
tuten oder Fachorganen oder ausnahmsweise 
auch Stipendiaten und Praktikanten; 

— bei Produktionshilfe; den Erzeugern; 

— bei Diversifizierungshilfe: den assoziierten 
Staaten, den von der Gemeinschaft aner- 
kannten Erzeugerverbänden oder gleich- 
artigen Einrichtungen oder, in Ermangelung 
derselben, einzelnen Erzeugern; 

b) Darlehen zu Sonderbedingungen und Zinsver- 
gütungen: 

— bei wirtschaftlichen und sozialen Investitions- 
vorhaben; den assoziierten Staaten oder 
juristischen Personen, die nicht in erster Linie 
einen Erwerbszweck verfolgen, von allge- 
meinem oder sozialem Interesse sind und in 
diesen Staaten der Kontrolle der öffentlichen 
Hand unterliegen, oder auf Grund eines be- 
sonderen Beschlusses der Gemeinschaft ge- 
gebenenfalls auch Privatunternehmen; 

— bei Diversifizierungshilfe: den assoziierten 
Staaten, den von der Gemeinschaft anerkann- 
ten Erzeugerverbänden oder gleichartigen 
Einrichtungen oder, in Ermangelung dersel- 
ben, einzelnen Erzeugern und auf Grund 
eines besonderen Beschlusses der Gemein- 
schaft gegebenenfalls auch Privatunterneh- 
men. 


sier pour chaque projet ou Programme pour lequel il sol- 
licite un concours financier. II transmet ce dossier ä la 
Communaute ä l'adresse de la Commission. 


Article 22 

La Communaute instruit les demandes de financement 
qui lui sont presentees en vertu des dispositions de l'ar- 
ticle precedent, Elle maintient avec les Etats associes 
Interesses les contacts necessaires afin de statuer en 
pleine connaissance de cause sur les projets ou program- 
mes qui lui sont soumis. L'Etat associe ou le groupe 
d'Etats associes Interesse est informe de la suite reservee 
ä sa demande. 


Article 23 

Le concours apporte par la Communaute pour la reali- 
sation de certains projets ou programmes peuvent pren- 
dre la forme d une participation a des financements dans 
lesquels interviendraient notamment des Etats tiers, des 
organismes financiers internationaux ou des autorites et 
des instituts de credit et de developpement des Etats 
associes ou des Etats membres. 

Article 24 

1. Les beneficiaires des aides du Fonds sont: 

a) en ce qui concerne les aides non remboursables: 

— pour les projets d'investissements economi- 
ques et sociaux, soit les Etats associes, soit 
des personnes morales qui ne poursuivent pas 
ä titre principal un but lucratif, qui presentent 
un caractere d'interet general ou social et qui 
sont soumises dans ces Etats au contröle de la 
puissance publique; 

— pour les programmes de formation de cadres et 
de formation professionnelle ainsi que pour les 
etudes economiques, les Gouvernements des 
Etats associes, les instituts ou organismes 
specialises ou, ä titre exceptionnel, les bour- 
siers et stagiaires; 

— pour l'aide ä la production, les producteurs; 

— pour l'aide ä la diversification, les Etats asso- 
cies, les groupements de producteurs ou orga- 
nismes similaires agrees par la Communaute 
ou, ä defaut de ceux-ci, les producteurs eux- 
memes; 

b) en ce qui concerne les prets ä conditions spe- 

ciales et les bonifications d'interet: 

— pour les projets d'investissements economi- 
ques et sociaux, soit les Etats associes, soit 
des personnes morales qui ne poursuivent pas 
ä titre principal un but lucratif, qui presentent 
un caractere d'interet general ou social et qui 
sont soumises dans ces Etats au contröle de la 
puissance publique, soit eventuellement des 
entreprises privees sur decision speciale de la 
Communaute; 

— pour l'aide ä la diversification, les Etats asso- 
cies, les groupements de producteurs ou orga- 
nismes similaires agrees par la Communaute 
ou, ä defaut de ceux-ci, les producteurs eux- 
memes et eventuellement les entreprises pri- 
vees sur decision speciale de la Communaute. 
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collo no 5, un fascicolo per ogni progetto o programma 
per il quäle sollecita un concorso finanziario. Trasmette 
tale fascicolo alla Comunitä indirizzandolo alla Conimis- 
sione. 


A r t i c ol o 22 

La Comunitä istruisce le domande di finanziamento che 
le sono presentate in virtü delle disposizioni dell’articolo 
precedente. Mantiene con gli Stati associati interessati i 
contatti necessari onde deliberare con piena cognizione 
di causa sui progetti o programmi che le sono sottoposti. 
Lo Stato o il giTippo di Stati interessato e informato del- 
l'esito della rispettiva domanda. 


Arti colo 23 

Il concorso della Comunitä alla realizzazione di taluni 
progetti o programmi puö assumere la forma di parteci- 
pazione a finanziamenti ai quali possono contribuire in 
particolare Stati terzi, organismi finanziari internazionali 
o autoritä e istituti di credito e di sviluppo degli Stati 
associati o degli Stati membri. 


A r t i c o 1 o 24 

l. I beneficiari degli aiuti del Fondo sono: 

a) per quanto riguarda gli aiuti non rimborsabilii 

— per i progetti di investimenti economici e 
sociali, gli Stati associati o le persone giuri- 
diche le quali non perseguano principalmente 
scopi lucrativi, presentino un carattere di In- 
teresse generale o sociale e siano sottoposte 
in questi Stati al controllo del potere pub- 
blico; 

— per i programmi relativ! alla formazione del 
personale dirigente e alla formazione profes- 
sionale nonche per gli studi economici, i Go- 
verni degli Stati associati, gli istituti o orga- 
nismi specializzati oppure, a titolo eccezio- 
nale, i borsisti e i tirocinanti; 

— per gli aiuti alla produzione, i produttori; 

— per gli aiuti alla diverslficazione, gli Stati 
associati, i gruppi di produttori o organismi 
similari riconosciuti dalla Comunitä o, in 
mancanza di questi Ultimi, i produttori stessi; 

b) per quanto riguarda i prestiti a condizioni spe- 

ciali e gli abbuoni di interessi: 

— per i progetti di investimenti economici e 
sociali, gli Stati associati o le persone giuri- 
diche le quali non perseguano principalmente 
scopi lucrativi, presentino un carattere di 
Interesse generale o sociale e siano sotto- 
poste in questi Stati al controllo del potere 
pubblico; oppure, eventualmente, per deci- 
sione speciale della Comunitä, iniprese pri- 
vate,- 

per gli aiuti alla diversihcazione, gli Stati 
associati, i gruppi di produttori o organismi 
similari riconosciuti dalla Comunitä o, in 
mancanza di questi Ultimi, i produttori stessi; 
ed eventualmente, per decisione speciale della 
Comunitä, le imprese private. 


die zijn vastgcsteld in Protocol No. 5, een dossier samen 
voor elk project of programma waarvoor financiele bij- 
stand wordt ingeroepen. Dit dossier wordt aan de Ge- 
meenschap toegezonden, ten adresse van de Commissie, 

Artikel 22 

De Gemeenschap neemt de verzoeken om financiering 
die krachtens de bepalingcn van het vorige artikel bij 
haar worden ingediend in behandeling. Zij oiiderhoudt 
niet de betrokken geassocieerde Staten de nodige con- 
tacten, ten einde met volledige kennis van zaken te 
beslissen over de projecten of programma's die haar wor- 
den voorgelegd- De betrokken geassocieerde Staat of 
groep van geassocieerde Staten wordt in kennis gesteld 
van het gevolg dat aan het verzoek is gegeven. 

Artikel 23 

De bijstand die door de Gemeenschap voor de tenuit- 
voerlcgging van bepaalde projecten of programma's 
wordt verleend, kan de vorm aannemen van deelneming 
in financieringen waaraan met naine derde Staten, inter- 
nationale financiele instellingen dan wel autoriteiten en 
instellingen op het gebied van kredietverlening en ont- 
wikkeling van de geassocieerde Staten of de Lid-Staten 
deelnemen. 

Artikel 24 

1. De door de steun van het Fonds begunstigclen zijn: 

a) ten aanzien van giften; 

— voor econoniische en sociale investeringspro- 
jecten, hetzij de geassocieerde Staten, hetzij 
rechtspersonen die niet ten principale een 
winstgevend doel nastreven, die een algemeen 
of sociaal belang vertegenwoordigen en die in 
deze Staten aan het toezicht van de overheid 
zijn onderworpen; 

— voor programma's voor de vorming van lei- 
dinggeverid personeel en voor de beroeps- 
opleiding, alsmede voor econoniische studies, 
de Regeringen van de geassocieerde Staten, 
gespecialiseerde inrichtingen of lichamen dan 
wel, bij wijze van uitzondering, bursalen en 
stagiaires; 

— voor hulp bij de produktie, de producenten; 

— voor hulp bij de diversiftcatie, de geasso- 
cieerde Staten, de door de Gemeenschap er- 
kende groeperingen van producenten of soort- 
gelijke organisaties dan wel, bij gebreke 
daarvan, de producenten zelf; 

b) ten aanzien van leningen tegen speciale voor- 

waarden en rentesubsidies; 

— voor economische en sociale investerings- 
projecten, hetzij de geassocieerde Staten, 
hetzij rechtspersonen die niet ten principale 
een winstgevend doel nastreven, die een alge- 
meen of social belang vertegenwoordigen en 
die in deze Staten aan het toezicht van de 
overheid zijn onderworpen, hetzij eventueel, 
bij bijzonder besluit van de Gemeenschap, 
particuliere ondernemingen; 

— voor hulp bij de diversiftcatie, de geasso- 
cieerde Staten, de door de Gemeenschap er- 
kende groeperingen van producenten of soort- 
gelijke organisaties dan wel, bij gebreke 
daarvan, de producenten zelf en eventueel, 
bij bijzonder besluit van de Gemeenschap, par- 
ticuliere ondernemingen. 
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(2) Die Finanzhilfen dürfen nicht zur Deckung laufen- 
der Verwaltungs-, Unterhaltungs- und Betriebskosten 
verwendet werden. 


Artikel 25 

Bei der Vergabe von Aufträgen, bei Ausschreibungen, 
Geschäftsabschlüssen und Verträgen für Vorhaben, die 
aus Mitteln des Fonds oder von der Bank finanziert 
werden, steht die Beteiligung zu gleichen Bedingungen 
allen natürlichen und juristischen Personen offen, welche 
die Staatszugehörigkeit eine Mitgliedstaates oder eines 
assoziierten Staates besitzen, 

Artikel 26 

Die nach Maßgabe dieses Titels für die Finanzierung 
von Vorhaben oder Programmen zugewiesenen Beträge 
müssen entsprechend der getroffenen Zweckbindung und 
unter den günstigsten wirtschaftlichen Bedingungen ver- 
wendet werden. 


Artikel 27 

Der Assoziationsrat definiert die allgemeine Ausrich- 
tung der finanziellen und technischen Zusammenarbeit 
im Rahmen der Assoziation, insbesondere an Hand eines 
Jahresberichts, den ihm das Organ für die Verwaltung 
der finanziellen und technischen Hilfe der Gemeinschaft 
vorlegt. 

Artikel 28 

Hat ein assoziierter Staat dieses Abkommen nach 
Maßgabe des Artikels 57 nicht ratifiziert oder ist das 
Abkommen gemäß Artikel 62 gekündigt worden, so er- 
gibt sich daraus für die Vertragsparteien die Verpflich- 
tung, den in den Artikeln 16 und 18 festgelegten Betrag 
der Finanzhilfe anzupassen. 

TITEL III 

Niederlassungsrecht, Dienstleistungen, 
Zahlungs- und Kapitalverkehr 

Artikel 29 

Unbeschadet der Durchführung der Maßnahmen, die 
auf Grund des Vertrags getroffen werden, sind die 
Staatsangehörigen und Gesellschaften aller Mitgliedstaa- 
ten in jedem assoziierten Staat hinsichtlich des Nieder- 
lassungsrechts und der Erbringung von Dienstleistungen 
schrittweise, spätestens aber drei Jahre nach Inkrafttre- 
ten dieses Abkommens, einander gleichzustellen. 

. Der Assoziationsrat kann einen assoziierten Staat auf 
dessen Antrag ermächtigen, die Anwendung des Absat- 
zes 1 während eines bestimmten Zeitabschnitts und für 
eine bestimmte Tätigkeit auszusetzen. 

Für Staatsangehörige und Gesellschaften eines Mit- 
gliedsLaates kann für eine bestimmte Tätigkeit in einem 
assoziierten Staat Absatz 1 jedoch nur insoweit in An- 
spruch genommen werden, als der Staat, dem sie ange- 
hören, den Staatsangehörigen und Gesellschaften des be- 
treffenden assoziierten Staates für dieselbe Tätigkeit 
gleichartige Vergünstigungen gewährt. 

Artikel 30 

Gewährt ein assoziierter Staat den Staatsangehörigen 
oder Gesellschaften eines Staates, der weder Mitglied- 
staat der Gemeinschaft noch assoziierter Staat im Sinne 
dieses Abkommens ist, eine günstigere Behandlung als 


2. Les aides financieres ne peuvent etre utilisees pour 
couvrir les depenses courantes d’administration, d'entre- 
tien et de fonctionnement. 


A r t i c 1 e 25 

Pour les interventions dont le financement est assure 
par le Fonds ou par la Banque, la participation aux adju- 
dications, appels d'offres, marches et contrats est ouverte, 
ä egalite de conditions, ä toutes les personnes physiques 
et morales ressortissant des Etats membres et des Etats 
associes. 


Article 26 

L'utilisation des montants attribues pour le financement 
des projets ou de programmes, en application des dis- 
positions du present Titre, doit etre conforme aux affec- 
tations decidees et se realiser dans les meilleures condi- 
tions economiques. 

Article 27 

Le Conseil d'Association definit l'orientation generale 
de la Cooperation financiere et technique dans le cadre 
de l’association ä la lumiere notamment d'un rapport 
annuel qui lui est soumis par l'organe Charge de la gestion 
de l'aide financiere et technique de la Communaute. 

Article 28 

La non ratification de la presente Convention par un 
Etat associe dans les conditions prevues ä l'article 57 ou 
la denonciation de la Convention conformement ä l'article 
62 entraine pour les Parties Contractantes l'obligation 
d'ajuster le montant de l'aide financiere fixe aux articles 
16 et 18, 

TITRE III 

Droit d'etablissement, Services, paiements 

et capitaux 

Article 29 

Sans prejudice de l'execution des mesures prises en 
application du Tratte, les ressortissants et societes de 
tous les Etats membres sont dans chaque Etat associe pro- 
gressivement et au plus trois ans apres l'entree en 
vigueur de la presente Convention, mis sur un pied d'ega- 
lite en mattere de droit d'etablissement et de prestation 
des Services. 

Le Conseil d'Association peut autoriser un Etat associe 
sur sa demande ä suspendre pour une periode et une 
activite determinees, l'application des dispositions de 
l'alinea precedent. 

Cependant les ressortissants et societes d'un Etat mem- 
bre ne peuvent beneficier, pour une activite determinee, 
dans un Etat associe des dispositions du premier alinea 
que dans la mesure oü l’Etat dont ils relevent accorde 
pour cette meme activite des avantages de meme nature 
aux ressortissants et societes de l'Etat associe en cause. 


Article 30 

Dans le cas oü un Etat associe accorderait aux ressor- 
tissants ou societes d'un Etat qui n'est ni Etat membre de 
la Communaute ni Etat associe au sens de la presente 
Convention, un traitement plus favorable que celui resul- 
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2. Gli aiuti finanziari non possono essere impiegati 
per coprire le spese correnti d'amniinistrazione, di manu- 
tenzione e di funzionamonto. 


A r t i c o 1 o 25 

Per gli interventi il cui finanziamcnto e assicurato dal 
Fondo o dalla Banca la partecipazione alle aggiudica- 
zioni, alle gare d'appalto, ai contratti e aperta a parila 
di condizioni a tutte le persone fisiche, cittadine degli 
Stati membri o degli Stati associati, nonche alle persone 
giuridiche ehe abbiano la nazionalita degli Stati membri 
o degli Stati associati, 

A r t i c o 1 o 26 

L'impiego degli importi destinati al finanziamcnto di 
progetti o di programmi, in applicazione delle disposi- 
zioni dcl presente Titolo, deve essere conforme alle 
destinazioni decise ed avvenire nellc migliori condizioni 
economiche. 

A r t i c o 1 o 27 

II Consiglio di Associazione definisce l'orientamento 
generale della cooperazione finanziaria e tecnica nel- 
rarnbito dell'associazione, in base soprattutto ad una 
relazione annua che gli sottopone l'organo incaricato 
della gestione degli aiuti finanziari e tecnici della Comu- 
nita. 

A r t i c o 1 o 28 

La mancata ratifica della presente Convenzione da parte 
di uno Stato associato, alle condizioni conternplate dal- 
l'arlicolo 57 , o la denuncia della Convenzione, in con- 
formitä dell'articolo 62, implica per le Parti Contraenti 
l’obbligo di adeguare rimporto degli aiuti finanziari fis- 
sato dagli articoli 16 e 18. 

TITOLO III 

Diritto di stabilimento, servizi, pagamenti 
e capitali 

Arti colo 29 

Fatta salva l'esecuzione delle misure adottate in appli- 
cazione del Trattato, i cittadini e le societä di tutti gli 
Stati membri sono messi in ogni Stato associato gradual- 
mente e al piü tardi tre anni dopo l’entrata in vigore 
della prcsenle Convenzione su un piano di paritä in 
materia di diritto di stabilimento e di prestazione dei 
servizi. 

II Consiglio di Associazione puö autorizzare uno Stato 
associato, a richicsta di quest'ultiino, a sospendere per 
un periodo e per un'attivitä determinali l'applicazione 
delle disposizioni del conuna precedente. 

Tuttavia, i cittadini e le societä di uno Stato rneinbro 
possono beneficiare, per una determinata attivitä, in uno 
Stato associato delle disposizioni del primo comma sol- 
tanto nella misura in cui lo Stato cui appartengono con- 
cede per questa stessa attivitä vantaggi della stessa 
natura ai cittadini e alle societä dello Stato associato in 
questione. 

A r t i c o 1 o 30 

Nel caso in cui uno Stato associato accordi ai cittadini 
o alle societä di uno Stato, che non sia ne Stato membro 
della Comunitä ne Stato associato ai sensi della presente 
Convenzione, un trattamento piü favorevole di quello 


2. De financiele steun mag niet worden aangewend ter 
bestrijding van lopende administratieve en huishoude- 
lijke uitgaven of van lopende uitgaven in verband met 
onderhoudskosten. 

Artikel 25 

In de gevallen waarin het Fonds of de Bank de midde- 
Icn verschaff, Staat de dcclneming aan aanbestedingen, 
inschrijvingen, koop- en aannemingscontracten en andere 
overeenkomsten onder gelijke voorwaarden open voor 
alle onderdanen en rechtspersonen van de Lid-Staten en 
de geassocieerde Staten. 


Artikel 26 

Bedragen die met toepassing van de bepalingen van 
deze Titel zijn toegekend voor de financiering van pro- 
jecten of programma’s, mocten worden aangewend over- 
eenkomstig het doel waarvoor zij waren bestemd en 
dienen op de meest günstige economische voorwaarden 
te worden besteed. 

Artikel 27 

De Associatieraad bepaalt de algemene strekking van 
de financiele en technische samenwerking in het kader 
van de associatie, met name in het licht van het jaar- 
verslag dat hem door het orgaan, belast met het beheer 
van de financiele en technische steun der Geineenschap, 
wordt voorgelegd. 

Artikel 28 

Met niet bckrachtigen van deze Overeenkomst door 
een geassocieerde Staat overeenkomstig artikel 57 of het 
opzeggen van de Overeenkomst overeenkomstig arti- 
kcl 62, brengt voor de Partijen de verplichting mede, het 
in de artikelen 16 en 18 vastgestelde bedrag van de finan- 
ciele steun aan te passen. 

TITEL III 

Recht van vestiging, diensten, betalingen 

en kapitaal 

Artikel 29 

Onverminderd de uitvoering van de met toepassing van 
het Verdrag vastgestelde maatregelen, worden de onder- 
danen en rechtspersonen van alle Lid-Staten in elke geas- 
socieerde Staat geleidelijk en ten hoogste drie jaar na 
de inwerkingtreding van deze Overeenkomst op voet 
van gelijkheid behandeld ten aanzien van het recht van 
vestiging en het verrichten van diensten. 

De Associatieraad kan een geassocieerde Staat op diens 
verzoek ertoe mächtigen de toepassing van de voor- 
gaande alinca voor bepaalde tijd en een bepaalde activi- 
teit te schorsen 

Ten behoeve van de onderdanen en rechtspersonen van 
een Lid-Staat kunnen echter, in een geassocieerde Staat, 
voor een bepaalde activiteit, de bepalingen van de eerste 
alinea slechts worden toegepast, voor zover de Staat 
waartoe zij behoren, voor die zelfde activiteit aan de 
onderdanen en rechtspersonen van de betrokken geasso- 
cieerde Staat soortgelijke voorrechten toekent. 

Artikel 30 

Ingeval een geassocieerde Staat de onderdanen of 
rechtspersonen van een Staat die geen Lid-Staat van de 
Gemeenschap noch een geassocieerde Staat in de zin 
van deze Overeenkomst is, een günstiger behandeling 
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diejenige, welche sich für die Staatsangehörigen oder 
Gesellschaften der Mitgliedstaaten aus der Anwendung 
dieses Titels ergibt, so werden die Staatsangehörigen 
oder Gesellschaften der Mitgliedstaaten in derselben 
Weise behandelt, sofern die günstigere Behandlung sich 
nicht aus regionalen Abkommen ergibt. 

Artikel 31 

Das Niederlassungsrecht im Sinne dieses Abkommens 
umfaßt vorbehaltlich der Bestimmungen über den Kapi- 
talverkehr die Aufnahme und Ausübung selbständiger 
Erwerbstdtigkeitcn, die Gründung und Leitung von Un- 
ternehmen, insbesondere von Gesellschaften, sowie die 
Gründung von Agenturen, Zweigniederlassungen oder 
Tochtergesellschaften. 

Artikel 32 

Dienstleistungen im Sinne dieses Abkommens sind Lei- 
stungen, die in der Regel gegen Entgelt erbracht werden, 
soweit sie nicht den Bestimmungen über den Warenver- 
kehr, das Niederlassungsrecht und den Kapitalverkehr 
unterliegen. Als Dienstleistungen gelten insbesondere 
gewerbliche, kaufmännische, handwerkliche und freiberuf- 
liche Tätigkeiten, jedoch keine unselbständigen Tätigkei- 
ten. 


Artikel 33 

Als Gesellschaften im Sinne dieses Abkommens gelten 
die Gesellschaften des bürgerlichen und des Handels- 
rechts einschließlich der Genossenschaften und die son- 
stigen juristischen Personen des öffentlichen und privaten 
Rechts mit Ausnahme derjenigen, die keinen Erwerbs- 
zweck verfolgen. 

Gesellschaften eines Mitgliedstaates oder eines asso- 
ziierten Staates sind die nach den Rechtsvorschriften 
eines Mitgliedstaates oder eines assoziierten Staates ge- 
gründeten Gesellschaften, die ihren satzungsmäßigen Sitz, 
ihre Hauptverwaltung oder ihre Hauptniederlassung in 
einem Mitgliedstaat oder in einem assoziierten Staat 
haben; sollten sie indessen nur ihren satzungsmäßigen 
Sitz in einem Mitgliedstaat oder in einem assoziierten 
Staat haben, so muß ihre Tätigkeit in tatsächlicher und 
dauerhafter Verbindung mit der Wirtschaft dieses Mit- 
gliedstaates oder dieses assoziierten Staates stehen. 

Artikel 34 

Der Assoziationsrat faßt die notv/endigen Beschlüsse, 
um die Durchführung der Artikel 29 bis 33 zu fördern. 

Artikel 35 

Jeder Unterzeichnerstaat verpflichtet sich, im Rahmen 
seiner sachlichen Zuständigkeit Zahlungen für den 
Waren-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehr und für 
Arbeitscntgelte sowie den Transfer dieser Zahlungen in 
den Mitgliedstaat oder in den assoziierten Staat, in dem 
der Gläubiger oder der Begünstigte ansässig ist, zu ge- 
nehmigen, soweit der Waren-, Dienstleistungs-, Kapital- 
und Personenverkehr nach diesem Abkommen liberali- 
siert ist, 

Artikel 36 

Während der gesamten Laufzeit der Darlehen und der 
Vorschüsse im Sinne der Kapitel III, IV und V des Pro- 
tokolls Nr. 5 verpflichten sich die assoziierten Staaten, 
den Schuldnern die Devisen zur Verfügung zu stellen. 


tant, pour les ressortissants ou societes des Etats mem- 
bres, de l'application des dispositions du present Titre, ce 
traitement est etendu aux ressortissants ou societes des 
Etats membres, sauf lorsqu'il resulte d'accords regionaux. 


Article 31 

Le droit d'etablissement au sens de la presente Con- 
vention comporte, sous reserve des dispositions relatives 
aux mouvements de capitaux, l'acces aux activites non 
salariees et leur exercice, la Constitution et la gestion 
d’entreprises et notamment de societes, ainsi que la Crea- 
tion d'agences, de succursales ou de filiales. 


Article 32 

Au sens de la presente Convention, sont considerees 
comme Services les prestations fournies normalcment 
contre remuneration dans la mesure oü elles ne sont pas 
regies par les dispositions relatives aux echanges commer- 
ciaux, au droit d'etablissement et aux mouvements de 
capitaux. Les Services comprennent notamment des acti- 
vites de caractere industriel, des activites de caractere 
commercial, des activites artisanales et les activites des 
professions liberales, ä l'exclusion des activites salariees. 


Article 33 

Par societes, on entend, au sens de la presente Con- 
vention, les societes de droit civil ou commercial, y com- 
pris les societes cooperatives et les autres personnes mo- 
rales relevant du droit public ou prive, ä l'exception des 
societes qui ne poursuivent pas de but lucratif. 


Les societes d un Etat raembre ou d’un Etat associe sont 
les societes conslituees en conforrnite de la legislation 
d un Etat membre ou d un Etat associe et ayant leur siege 
statutaire, leur administration centrale ou leur etablisse- 
ment principal dans un Etat membre ou un Etat associe; 
toutefois, dans le cas oü elles n'ont dans un Etat membre 
ou dans un Etat associe que leur siege statutaire, leur 
activite doit presenter un lien effectif et continu avec 
l'econornie de cet Etat membre ou de cet Etat associe. 


Article 34 

Le Conseil d'Association arrete toutes decisions neces- 
saires en vue de promouvoir l'execution des articles 29 a 
33 ci-dessus. 

Article 35 

Chaque Etat signataire s'engage, dans la limite de sa 
competence en la matiere, ä autoriser les paiements afte- 
rents aux echanges de marchandises, de Services et de 
capitaux et aux salaires, ainsi que le transfert de ces 
paiements vers l’Etat membre ou l'Etat associe dans 
lequel reside le creancier ou le beneficiaire, dans la me- 
sure oü la circulation des marchandises, des Services, des 
capitaux et des personnes est liberee en application de la 
presente Convention. 

Article 36 

Pendant toute la duree des prets et des avances vises 
aux chapitres III, IV et V du Protocole no 5, les Etats 
associes s'engagent ä mettre ä ia disposition des debi- 
teurs, les devises necessaires au Service de l'interet et de 
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derivante per i cittadini o le societa degli Stati membn 
dairapplicazionc delle disposizioni del presente Titolo, 
detto trattamento viene esteso ai cittadini o alle societa 
degli Stati membri, eccelto quanclo derivi da accordi 
regionali. 


A r t i c o 1 o 31 

II diritto di stabilimento ai sensi della presente Con- 
venzione importa, fatte salve le disposizioni sui movi- 
menti di capitali, l'accesso alle attivitä non salariate e 
il loro esercizio, nonche la costituzione e la gestione di 
imprese, in particolare di societa, e la crcazione di agen- 
zie, succursali o filiali. 


A r t i c o 1 o 32 

Ai sensi della presente Convenzione, sono conslderate 
come servizi le prestazioni fornite normalmente dietro 
retribuzione, in quanto non siano regolate dallc disposi- 
zioni relative agli scambi commcrciali, al diritto di stabi- 
limento e ai movimenti di capitali. I servizi coniprendono, 
in particolare, attivita a carattere industriale, attivitä di 
carattere commerciale, attivitä artigiane c le attivitä delle 
libere professioni, escluse le attivitä salariate. 


A r t i c o l o 33 

Ai sensi della presente Convenzione, per societä si 
intendono le societä di diritto civile o di diritto commer- 
ciale, ivi comprese le societä cooperative e le altre per- 
sone giuridiche contemplatc dal diritto pubblico o pri- 
vate, ad cccezione delle societä che non si prefiggono 
scopi di liicro. 

Le societä di uno Stato menibro o di uno Stato asso- 
ciato sono le societä costituite conforrnemente alla le- 
gislazione di uno Stato membro o di uno Stato associato 
che abbiano la sede sociale, l amininistrazione centrale 
o il centro di attivitä principale in uno Stato membro o 
in uno Stato associato; tuttavia, nel caso in cui dette 
societä abbiano in uno Stato membro od associato sol- 
tanto la sede sociale, la loro attivitä deve essere con- 
nessa in modo effettivo e continuo con reconoinia di 
detto Stato membro o di detto Stato associato. 


A r t i c o 1 o 34 

Il Consiglio di Associazione adotta tutte le decisioni 
necessarie onde favorire l'esecuzione degli articoli da 
29 a 33. 

A 1 1 i c o 1 o 35 

Ogni Stato firmatario si impegna ad autorizzare, entro 
i limiti della propria competenza in materia, i pagamenti 
relativ! agli scambi di merci, di servizi e di capitali e ai 
salari, nonche il trasferimento di questi pagamenti nello 
Stato membro o nello Stato associato in cui risiede il 
creditore o il beneficiario nella inisura in cui la circola- 
zione delle merci, dei servizi, dei capitali e delle persone 
sia liberalizzata in applicazione della presente Conven- 
zione. 

A r t i c o 1 o 36 

Durante tutta la durata dei prestiti e delle anticipa- 
zioni di cui ai capitoli III, IV e V del Protocollo n^ 5, gli 
Stati associati si impegnano a mettere a disposizione 
dei debitori le divise necessarie al pagamento degli inte- 


toekent dan die welke voor de onderdanen of rechts- 
personen van de Lid-Staten voortvloeit iiit de toepassing 
van de bepalingen van deze Titel, wordt deze behande- 
ling tot de onderdanen of rechtspersonen der Lid-Staten 
uitgebreid, behalve wanneer die behandeling voortvloeit 
uit regionale overeenkomsten. 

Artikel 31 

Hot recht van vestiging in de zin van deze Overeen- 
komst omvat, behoudens de bepalingen betreffende het 
kapitaalverkeer, de toegang tot werkzaamheden anders 
dan in loondienst en de uitoefening daarvan, de oprichting 
en het behecr van ondernemingen en met name van ven- 
nootschappen, alsmede de oprichting van agentschappen, 
filialen of dochterondernemingen. 

Artikel 32 

In de zin van deze Overcenkomst worden als diensten 
beschouwd de dienstverrichtingen welke gewoonlijk te- 
gen vergoeding geschieden, voor zover de bepalingen 
betreffende het handelsverkeer, het recht van vestiging 
en het kapitaalverkeer op deze dienstverrichtingen niet 
van toepassing zijn. De diensten omvatten met name 
werkzaamheden van industricle en van commerciele 
aard, werkzaamheden van het ambacht, en werkzaam- 
heden van de vrije beroepen, met uitzondering van 
werkzaamheden in loondienst. 

Artikel 33 

Onder vennootschappen in de zin van deze Overeen- 
komst worden verstaan maatschappen naar burgerlijk 
recht of handeisrecht, de coöperatieve verenigingen of 
vennootschappen daaronder begrepen, en de overige 
rechtspersonen naar publiek- of privaatrecht, met uit- 
zondering van vennootschappen welke geen winst 
beogen. 

De vennootschappen van een Lid-Staat of van een geas- 
socieerde Staat zijn de vennootschappen welke in over- 
eenstemming met de wetgeving van een Lid-Staat of van 
een geassocicerde Staat zijn opgericht en welke hun 
statutaire zetel, hun hoofdbestuur of hun hoofdvestiging 
in een Lid-Staat of in een geassocicerde Staat hebben; 
ingeval zij slechts hun statutaire zetel in een Lid-Staat of 
in een geassucieerde Staat hebben, dienen hun werk- 
zaamheden een daadwerkelijke en voortdurende band te 
vertonen met de economie van deze Lid-Staat of van deze 
geassocicerde Staat. 

Artikel 34 

De Associatieraad neemt alle nodige besluiten ter be- 
vordering van de iiitvoering van de artikelen 29 tot en 
met 33. 

Artikel 35 

Elke ondertekenende Staat verbindt zieh om, binnen de 
grenzen van zijn bevoegdheid terzake, de betalingen die 
betrekking hebben op het goederen-, diensten- en kapi- 
taalverkeer en op de Ionen, alsmede de overmaking van 
deze betalingen naar de Lid-Staat of de geassocieerde 
Staat waarin de schuldeiser of de begunstigde verblijf 
huudl, toe te staan, voor zover het goederen-, diensten-, 
kapitaal- en personenverkeer met toepassing van deze 
Overcenkomst is vrijgeniaakt. 

Artikel 36 

Tijdens de gehele duur van de leningen en voorschot- 
ten, bedoold in de hoofdstukken III, IV en V van Protocol 
No. 5, verbinden de geassocieerde Staten zieh om aan de 
debi teuren de beschikking te geven over de nodige de- 
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die für den Zinsen- und Tilgungsdienst der zur Verwirk- 
lichung von Vorhaben in ihrem Hoheitsgebiet gewährten 
Darlehen und für die Rückzahlung der an die Stabilisie- 
rungskassen geleisteten Vorschüsse erforderlich sind. 

Artikel 37 

(1) Die assoziierten Staaten bemühen sich, keine 
neuen Devisenbeschränkungen einzuführen, welche die 
Investitionen und die laufenden Zahlungen im Zusam- 
menhang mit dem sich daraus ergebenden Kapitalverkehr 
berühren, wenn diese Zahlungen von in den Mitglied- 
staaten ansässigen Personen vorgenommen werden; die 
assoziierten Staaten bemühen sich ferner, die bestehenden 
einschlägigen Vorschriften nicht zu verschärfen. 

(2) Die assoziierten Staaten verpflichten sich, soweit 
dies zur Verwirklichung der Ziele dieses Abkommens 
erforderlich ist, die Staatsangehörigen und Gesellschaften 
der Mitgliedstaaten hinsichtlidi der von ihnen nach In- 
krafttreten dieses Abkommens durchgeführten Investitio- 
nen sowie des sich daraus ergebenden Kapitalverkehrs 
spätestens am l. Januar 1965 auf der Grundlage der 
Gleichberechtigung zu behandeln. 

Artikel 38 

Der Assoziationsrat richtet an die Vertragsparteien 
zweckdienliche Empfehlungen zur Durchführung der Ar- 
tikel 35, 36 und 37. 

TITEL IV 

Die Organe der A^ssoziation 

Artikel 39 

Die Organe der Assoziation sind: 

— der Assoziationsrat, der vom Assoziationsaus- 
schuß unterstützt wird, 

— die Parlamentarische Konferenz der Assoziation und 

— das Schiedsgericht der Assoziation. 

Artikel 40 

Der Assoziationsrat besteht aus den Mitgliedern des 
Rates der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und Mit- 
gliedern der Kommission der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft einerseits und je einem Mitglied der 
Regierungen der assoziierten Staaten andererseits. 

Jedes Mitglied des Assoziationsrates kann sich bei 
Verhinderung vertreten lassen. Der Vertreter übt sämt- 
liche Rechte des Mitglieds aus. 

Der Assoziationsrat ist nur dann beschlußfähig, wenn 
die Hälfte der Mitglieder des Rates der Gemeinschaft, 
ein Mitglied der Kommission und die Hälfte der die 
Regierungen der assoziierten Staaten vertretenden Mit- 
glieder anwesend sind. 

Artikel 41 

Der Vorsitz im Assoziationsrat wird abwechselnd von 
einem Mitglied des Rates der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und einem Mitglied der Regierung eines 
assoziierten Staates wahrgenommen. 

Artikel 42 

Der Assoziationsrat tritt einmal jährlich auf Ver- 
anlassung seines Präsidenten zusammen. 

Er tritt ferner nach Maßgabe seiner Geschäftsordnung 
zusammen, sooft dies erforderlich ist. 


l’amortissement des prets accordes pour les projets ä 
realiser sur leur territoire et au remboursement des avan- 
ces consenties aux caisses de Stabilisation. 


Art i de 37 

1. Les Etats associes s'efforcent de n'introduire aucune 
nouvelle restriction de change affectant le regime des 
investissements et les paiements courants afferents aux 
mouvements de capitaux en resultant lorsqu'ils sont effec- 
tues par des personnes residant dans les Etats membres 
ainsi que de ne pas rendre plus reslrictives les reglemen- 
tations existantes. 

2. Dans la mesure necessaire ä la realisation des objec- 
tifs de la presente Convention, les Etats associes s'enga- 
gent ä traiter sur un pied d'egalite au plus tard le l^r jan- 
vier 1965, les ressortissants et les societes des Etats 
membres en ce qui concerne les investissements realises 
par eux ä compter de l'entree en vigueur de la Conven- 
tion et les mouvements de capitaux en resultant. 


Article 38 

Le Conseil d'Association formule toutes recommanda- 
tions utiles aux Parties Contraclantes au sujet de Lappli- 
cation des articles 35, 36 et 37 ci-dessus. 

TITRE IV 

Les institutions de Tassociation 

Article 39 

Les Institutions de l'Association sont: 

• — le Conseil d'Association assisLe du Comite d'Asso- 
ciation, 

— la Conference parlementaire de l'Association, 

- — la Cour arbitrale de 1 Association. 

Article 40 

Le Conseil d'Association est compose, d'une part des 
membres du Conseil de la Communaute Economique Euro- 
peenne et de membres de la Commission de la Coinmu- 
naute Economique Europeenne, et, d'autre part, d'un 
membre du gouvernement de chaque Etat associe. 

Tout membre du Conseil d'Association empeche peut se 
faire representer. Le representant exerce tous les droits 
du membre titulaire. 

Le Conseil d'Association ne peut valablement deliberer 
qu'avec la participation de la moitie des membres du 
Conseil de la Communaute, d'un membre de la Commis- 
sion et de la moitie des membres titulaires representant 
les gouvernements des Etats associes. 

Article 41 

La presidence du Conseil d'Association est exercee ä 
tour de röle par un membre du Conseil de la Commu- 
naute Economique Europeenne et un membre du gouver- 
nement d'un Etat associe. 

Article 42 

Le Conseil d'Association se reunit une fois par an ä 
l'initiative de son President. 

II se reunit en outre chaque fois que la necessite le 
requiert, dans les conditions hxees par son rcglement 
Interieur. 
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ressi e airammortamento dei prestiti concessi per i pro> 
gctti da realizzare sul Ipro territorio nonche al rimborso 
delle anticipazioni concesse alle casse di stabilizzazione. 


A r t i c o 1 o 37 

1. Gli Stati associati cercano di non introdurre nuove 
restrizioni di cambio concernenti il regimc dcgli investi- 
menti e i pagamenti correnti relativi ai movimenti di 
capitali che ne risuUano quando sono effettuati da per- 
sone rcsidenti ncgli Stati membri e cercano altresi di 
non rendcre piü restrittive le regolamentazioni esistenti. 


2. Gli Stati associati, nella misura necessaria alla rea- 
lizzazione degli obiettivi della presente Convenzione, si 
impegnano a trattare su un piano di paritä, al piü tardi 
il lo gennaio 1965, i cittadini e le societä degli Stati 
membri per quanto riguarda gli investiraenti da essi 
effettuati a decorrere dall'entrata in vigore della Con- 
venzione nonche i movimenti di capitali che ne risultano. 


A r t i c o 1 o 38 

Il Consiglio di Associazione formula qualsiasi utile 
raccomandazione alle Parti Contraenti circa l'applica- 
zione degli articoli 35, 36 e 37. 

TITOLO IV 

Le Istituzioni dell' Associazione 

A r t i c o 1 o 39 

Le Istituzioni dell'Associazione sono: 

— il Consiglio di Associazione assistito dal Comitato 
di Associazione, 

— la Conferenza Parlamentäre deirAssociazione, 

— la Corte arbitrale dell'Associazione. 

A r t i c o 1 o 40 

Il Consiglio di Associazione e composlo dei membri 
del Consiglio della Comunita Economica Europea e di 
membri della Coinmissione della Comunita Economica 
Europea, da una parte, e di un membro del governo di 
ciascuno Stato associato, dall’altra. 

Ogni membro del Consiglio di Associazione puö farsi 
rappresentare in caso d'impedimcnto. Il rappresentante 
esercita tutti i diritti del membro titolare. 

Il Consiglio di Associazione puö deliberare valida- 
mente soltanto con la partccipazione di metä dei membri 
del Consiglio della Comunita, di un membro della Com- 
missione e di metä dei membri titolari rappresentanti i 
Governi degli Stati associati. 

A r t i c o 1 o 41 

La Presidenza del Consiglio di Associazione e eserci- 
tata a turno da un membro del Consiglio della Comunita 
Economica Europea e da un membro del Governo di uno 
Stato associato. 

A r t i c o 1 o 42 

Il Consiglio di Associazione si riunisce una volta al- 
l'anno su iniziativa del Presidente. 

Esso si riunisce inoltre ogni qualvolta sia necessario, 
alle condizioni stabilite dal regolamento interne. 


viezen voor de aflossing in hoofdsom en intcrest van de 
leningen, toegekend voor de op hun grondgebied uit te 
voeren projecten, en voor de terugbetaling van de aan 
de stabilisatiekassen verstrekte voorschotten. 

Artikel 37 

1. De geassücieerde Staten streven ernaar geen nicuvve 
deviezenbeperkingen in te voeren, welke de investerings- 
regeling en de lopende betalingen met betrekking tot bet 
daaruit voortvloeiende kapitaalverkeer, wanneer deze 
worden verricht door personen die in de Lid-Staten ver- 
blijf houden, aantasten; de geassocieerde Staten streven 
er voorts naar de bestaande regelingen niet beperkender 
te maken. 

2. Voor zover dit voor de verwezenlijking van de doel- 
einden van deze Overeenkornst noodzakelijk is, verbin- 
den de geassocieerde Staten zieh om uiterlijk op 1 januari 
1965 de onderdanen en rechtspersonen van de Lid-Staten 
op voet van gelijkheid te behandelen ten aanzien van de 
door hen vanaf de inwerkingtreding van de Overeen- 
komst verrichte investeringen en het daaruit voort- 
vloeiende kapitaalverkeer. 

Artikel 38 

De Associatieraad brengt aan de Partijen alle dienstige 
aanbevelingen uit betreffende de toepassing van de arti- 
kelen 35, 36 en 37. 

TITEL IV 

De Instellingen van de Associatie 

Artikel 39 

De Instellingen van de Associatie zijn; 

— de Associatieraad, bijgestaau door het Associatie- 
comite, 

— de Parleinentairc Conferentie van de Associatie, 

— het Arbitragehof van de Associatie. 

Artikel 40 

De Associatieraad bestaat enerzijds uit de leden van 
de Raad van de Europese Economische Gemeenschap en 
leden van de Comniissie van de Europese Economische 
Gemeenschap en anderzijds uit een lid van de Regering 
van elkc geassocieerde Staat. 

leder lid van de Associatieraad kan zieh bij verhinde- 
ring doen vertcgenwoordigen. Het plaatsvervangende 
lid oefent alle rechten van het gewone lid uit. 

De besluiten van de Associatieraad zijn slechts geldig, 
Indien de helft van de leden van de Raad der Gemoen- 
schap, een lid van de Commissie en de helft van de ge- 
wone leden die de Regeringen van de geassocieerde 
Staten vertcgenwoordigen, aan de beraadslagingen 
hebben deelgenomen. 

Artikel 41 

Het voorzitterschap van de Associatieraad wordt bij 
toerbeurt uitgeoefend door een lid van de Raad van de 
Europese Economische Gemeenschap en door een lid van 
de Regering van een geassocieerde Staat. 

Artikel 42 

De Associatieraad komt eeninaal per jaar op initiatief 
van de Voorzitter bijeen 

De Associatieraad körnt bovendien bijeen zo vaak de 
omstandigheden zulks vereisen, en wel op de wijze 
voorzien in zijn Reglement van Orde. 
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Artikel 43 

Der Assoziationsrat äußert sich im gegenseitigen Ein- 
vernehmen der Gemeinschaft einerseits und der asso- 
ziierten Staaten andererseits 

Die Gemeinschaft einerseits und die assoziierten 
Staaten andererseits bestimmen je in einem internen 
Protokoll, wie ihre jeweilige Haltung zustande kommt. 


Artikel 44 

In den in diesem Abkommen vorgesehenen Fällen ist 
der Assoziationsrat befugt, Beschlüsse zu fassen; diese 
Beschlüsse sind für die Vertragsparteien, welche die 
erforderlichen Durchführungsmaßnahmen ergreifen müs- 
sen, verbindlich. 

Der Assoziationsrat kann ferner Entschließungen fas- 
sen, Empfehlungen aussprechen oder Stellungnahmen 
abgeben, die er im Hinblick auf die Verwirklichung der 
gemeinsamen Ziele und auf das einwandfreie Funktio- 
nieren der Assoziation als zweckmäßig erachtet. 

Der Assoziationsrat prüft in regelmäßigen Zeitabstän- 
den die Ergebnisse der Assoziation unter Berücksichti- 
gung ihrer Ziele. 

Der Assoziationsrat gibt sich eine Geschäftsordnung. 


Artikel 45 

Der Assoziationsrat wird bei der Erfüllung seiner Auf- 
gaben von einem Assoziationsausschuß unterstützt, der 
aus einem Vertreter jedes Mitgliedstaates und einem 
Vertreter der Kommission einerseits und einem Ver- 
treter jedes assoziierten Staates andererseits besteht. 


Artikel 46 

Der Vorsitz im Assoziationsausschuß wird von dem 
Staat v/ahrgenommen, der den Vorsitz im Assoziations- 
rat innehat. 

Der Assoziationsausschuß gibt sich eine Geschäftsord- 
nung, die dem Assoziationsrat zur Genehmigung vor- 
gelegt wird. 

Artikel 47 

(1) Der Assoziationsrat legt in seiner Geschäftsordnung 
Aufgaben und Zuständigkeit des Assoziationsausschusses 
fest, um insbesondere die für ein einwandfreies Funk- 
tionieren der Assoziation erforderliche stetige Zusammen- 
arbeit zu gewährleisten. 

(2) Der Assoziationsrat kann dem Assoziationsausschuß, 
wenn dies erforderlich ist, unter den von ihm fest- 
gelegten Bedingungen und innerhalb der von ihm fest- 
gesetzten Grenzen die Ausübung der Befugnisse über- 
tragen, die ihm auf Grund dieses Abkommens zustehen. 

Der Assoziationsausschuß äußert sich in diesem Fall 
nach Maßgabe des Artikels 43. 


Artikel 48 

Der Assoziationsausschuß berichtet dem Assoziations- 
rat über seine Tätigkeit, insbesondere auf den Gebieten, 
für die ihm Befugnisse übertragen worden sind. 

Er unterbreitet dem Assoziationsrät ferner zweckdien- 
liche Vorschläge. 


Article 43 

Le Conseil d'Association se prononce du commun ac- 
cord de la Communaute d'une part, et des Etats associes 
d'autre part. 

La Communaute, d'une part, et les Etats associes, d'au- 
tre part, determinent, chacun par un Protocole interne, le 
mode de formation de leurs positions respectives. 


Article 44 

Dans les cas prevus par la presente Convention, le 
Conseil d'Association dispose du pouvoir de prendre des 
decisions; ces decisions sont obligatoires pour les Parties 
Contractantes qui sont tenues de prendre les mesures que 
comporte leur execution. 

Le Conseil d'Association peut egalement formulcr les 
resolutions, recommandations ou avis qu'il juge oppor- 
tuns pour la realisation des objectifs communs et le bon 
fonctionnement du regime d'Association. 

Le Conseil d’Association procede periodiquement ä 
I’examen des resultats du regime d'Association, compte 
tenu des objectifs de celle-ci. 

Le Conseil d'Association arretc son reglemcnt Interieur. 


Article 45 

Le Conseil d’Association est assiste dans raccomplisse- 
ment de sa täche par un Comite d’Association compose, 
d'une part, d'un representant de chaque Etat membre et 
d’un representant de la Commission et, d'autre part, d'un 
representant de chaque Etat associe. 

Article 46 

La Presidence du Comite d'Association est assuree par 
l'Etat assumant la Presidence du Conseil d'Association. 

Le Comite d'Association arrete son rcglement Interieur 
qui est soumis au Conseil d'Association pour approbation. 


Article 47 

1. Le Conseil d’Association determine dans son regie- 
ment Interieur la mission et la competence du Comite 
d'Association en vue notamment d'assurer la continuite 
de la Cooperation necessaire au bon fonctionnement de 
I'Association. 

2. Le Conseil d'Association peut, lorsque la necessite 
le requiert, deleguer au Comite d'Association, dans les 
conditions et les limites qu'il arrete, l’exercice des pou- 
voirs qui lui sont devolus par la presente Convention. 

Dans ce cas, le Comite d'Association se prononce dans 
les conditions prevues a l’article 43. 


Article 48 

Le Comite d'Association rend compte au Conseil d'As- 
sociation de ses activites, notamment dans les domaines 
ayant fait l'objet d'une delegation de competenecs. 

II presente egalement au Conseil d'Association toute 
proposition utile. 
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Articolo 43 

II Consiglio di Associazione si pronuncia di comune 
accordo tra la Comunitä, da un lato, e gli Stati associati, 
dall’altro. 

La Comunitä e gli Stati associati determinano, ciascuno 
con un Protocollo interno, le modalitä di formazione 
della rispettiva posizione. 


Articolo 44 

Nei casi previsti dalla presente Convenzione, il Con- 
siglio di Associazione dispone del potere di decisione; 
queste decisioni sono obbligatorie per le Parti Con- 
traenti che hanno l’obbligo di adottare le misure neces- 
sarie per la loro esecuzione. 

II Consiglio di Associazione puö inoUre formulare 
cpialsiasi risoluzione, raccomandazione o parere che ri- 
tenga opportuni per realizzare gli obiettivi comuni e per 
il buon funzionamento del regime di Associazione. 

II Consiglio di Associazione esamina periodicamente, 
alla luce degli obiettivi dell'Associazione, i risultati del 
regime di Associazione. 

Il Consiglio di Associazione stabilisce il proprio rego- 
larnento interno. 

Articolo 45 

Il Consiglio di Associazione e assistito nell'adempi- 
mento del suo compito da un Comitato di Associazione 
composto di un rappresentante di ogni Stato membro e 
di un rappresentante della Commissione, da una parte, 
e di un rappresentante di ogni Stato associato, daU'altro. 


Articolo 46 

La Presidenza del Comitato di Associazione e affidata 
allo Stato che assume la Presidenza del Consiglio di 
Associazione. 

Il Comitato di Associazione stabilisce il proprio regola- 
mento interno che e sottoposto al Consiglio di Associa- 
zione per l’approvazione. 

Articolo 47 

1. Il Consiglio di Associazione determina nel proprio 
regolainento interno i compiti e la competenza del Comi- 
tato di Associazione per garantire soprattutto la conti- 
nuitä della cooperazione necessaria al buon funziona- 
mento deH'Associazione, 

2. Ove occorra, il Consiglio di Associazione puo dele- 
gare al Comitato di Associazione, alle condizioni ed en- 
tro i limiti che esso stesso stabilisce, l'esercizio dei poteri 
che gli coinpetono a norma della presente Convenzione. 

3. In tal caso, il Comitato di Associazione si pronuncia 
alle condizioni di cui all'articolo 43. 


Articolo 48 

Il Comitato di Associazione riferisce al Consiglio di 
Associazione sulle attivitä svolte, in particolare nei set- 
tori che sono stati oggetto di una delega di competenza. 

Esso presenterä altresi al Consiglio di Associazione 
ogni utile proposta. 


Artikel 43 

De Associatieraad spreekt zieh uit in onderlinge over- 
eenstemming tussen de Gemeenschap enerzijds en de 
geassocieerde Staten anderzijds. 

De Gemeenschap enerzijds en de geassocieerde Staten 
anderzijds bepalen, elk door middel van een intern Pro- 
tocol, de wijze waarop zij hun gemeenschappelijk 
standpunt zullen bepalen. 

Artikel 44 

In de in deze Overeenkomst genoemde gevallen is de 
Associatieraad bevoegd tot het nemen van besluiten; 
deze besluiten zijn verbindend voor de Partijen, die ver- 
plicht zijn tot het treffen van de noodzakelijke maat- 
regelen voor de uitvoering daarvan. 

De Associatieraad kan voorts alle resoluties, aan- 
bevelingen of adviezen uitbrengen, die hij wenselijk 
acht voor de verwezenlijking van de gemeenschappelijke 
doelstellingen en de goede werking van de associatie- 
regeling. 

Met inachtneming van de doelstellingen van de asso- 
ciatie onderwerpt de Associatieraad op gezette tijden de 
resultaten van de associatieregeling aan een onderzoek. 

De Associatieraad stelt zijn Reglement van Orde vast. 


Artikel 45 

De Associatieraad wordt bij de vervulling van zijn 
taak bijgestaan door een Associatiecomite, bestaande 
uit een vertegenwoordiger van iedere Lid-Staat en een 
vertegenwoordiger van de Commissie, enerzijds, en een 
vertegenwoordiger van iedere geassocieerde Staat, 
anderzijds. 

Artikel 46 

Het voorzitterschap van het Associatiecomite wordt be- 
kleed door de Staat die het voorzitterschap van de Asso- 
ciatieraad uitoefent. 

Het Associatiecomite stelt zijn Reglement van Orde 
vast, dat aan de Associatieraad ter goedkeuring wordt 
voorgelegd. 

Artikel 47 

1. De Associatieraad stelt in zijn Reglement van Orde 
de taak en de bevoegdheid van het Associatiecomite 
vast, met name ten einde de continuiteit van de samen- 
werking die voor de goede werking van de Associatie 
noodzakelijk is, te verzekeren. 

2. Wanneer zulks noodzakelijk blijkt, kan de Asso- 
ciatieraad de uitoefening van de hem bij deze Overeen- 
komst toegekende bevoegdheden delegeren aan het 
Associatiecomite onder de voorwaarden en binnen de 
grenzen die hij vaststelt. 

In dit geval spreekt het Associatiecomite zieh uit op de 
wijze bepaald in artikel 43. 


Artikel 48 

Het Associatiecomite brengt aan de Associatieraad 
verslag uit over zijn werkzaamheden, met name op die 
gebieden waar een overdracht van bevoegdheden heeft 
plaatsgevonden. 

Het Associatiecomite doet de Associatieraad voorts 
elk voorstel dat het nuttig acht. 
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Artikel 49 

Die Sekretariatsgeschäfte des Assoziationsrates und 
des Assoziationsausschusses werden auf paritätischer 
Grundlage nach Maßgabe der Geschäftsordnung des 
Assoziationsrates wahrgenommen. 


Artikel 50 

Die Parlamentarische Konferenz der Assoziation tritt 
einmal jährlich zusammen. Sie setzt sich paritätisch aus 
Mitgliedern des Europäischen Parlaments und Mitglie- 
dern der Parlamente der assoziierten Staaten zusammen. 

Der Assoziationasrat legt der Parlamentarischen Kon- 
ferenz jedes Jahr einen Tätigkeitsbericht vor. 

Die Parlamentarische Konferenz kann auf den Gebieten, 
die die Assoziation betreffen, Entschließungen verab- 
schieden. Sie bestellt ihren Präsidenten und ihr Präsidium 
und gibt sich eine Geschäftsordnung. 

Die Parlamentarische Konferenz wird von einem 
paritätischen Ausschuß vorbereitet. 


Artikel 51 

(1) Streitfälle, die sich bei der Auslegung oder Anwen- 
dung dieses Abkommens zwischen einem Mitgliedstaat, 
mehreren Mitgliedslaaten oder der Gemeinschaft einer- 
seits und einem oder mehreren assoziierten Staaten 
andererseits ergeben, werden von einer der am Streit 
beteiligten Parteien dem Assoziationsrat unterbreitet, der 
sich auf seiner nächsten Tagung um eine gütliche Bei- 
legung bemüht. Gelingt ihm dies nicht und können die 
Parteien sich nicht darüber einigen, wie eine geeignete 
Regelung gefunden werden kann, so wird der Streitfall 
auf Antrag der betreibenden Partei beim Schiedsgericht 
der Assoziation anhängig gemacht. 

(2) Das Schiedsgericht besteht aus fünf Mitgliedern, 
nämlich einem Präsidenten, welcher vom Assoziationsrat 
ernannt wird, und vier Richtern, welche aus dem Kreise 
solcher Persönlichkeiten auszuwälilen sind, die jede 
Gewähr für Unabhängigkeit und Befähigung bieten. Die 
Richter werden binnen drei Monaten nach Inkrafttreten 
des Abkommens für dessen Laufzeit vom Assoziationsrat 
bestellt. Zwei dieser Richter werden auf Vorschlag des 
Rates der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, die bei- 
den anderen auf Vorschlag der assoziierten Staaten 
ernannt. Der Assoziationsrat ernennt nach demselben 
Verfahren für jeden Richter einen Stellvertreter, der bei 
Verhinderung eines Richters an dessen Stelle tritt. 

(3) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehrheit. 

(4) Die Schiedssprüche des Schiedsgerichts sind für die 
am Streit beteiligten Parteien verbindlich; diese müssen 
die erforderlichen Durchführiingsmaßnahmen treffen. 

(5) Der Assoziationsrat legt auf Vorschlag des Schieds- 
gerichts binnen drei Monaten nach Ernennung der 
Richter die Satzung des Schiedsgerichts fest. 

(6) Innerhalb derselben Frist legt das Schiedsgericht 
seine Verfahrensordnung fest. 


Artikel 52 

Der Assoziationsrat kann zweckdienliche Empfehlungen 
aussprechen, um Fühlungnahmen zwischen der Gemein- 
schaft und den Vertretern der Berufsinteressen der 
assoziierten Staaten zu erleichtern. 


Article 49 

Le secretariat du Conseil d'Association et du Comite 
d'Association est assure sur une base paritaire dans les 
conditions prevues par le regiement Interieur du Conseil 
d’Association. 


Article 50 

La Conference parlementaire de l'Association se reunit 
une fois par an. Elle est composee, sur une base paritaire, 
de niembres de l'Assemblee et de membres des Parle- 
ments des Etats associes. 

Le Conseil d’Association presente chaque annee un 
rapport d’activite ä la Conference parlementaire. 

La Conference parlementaire peut voter des resolutions 
dans les matieres concernant l'Association. Elle designe 
son President et son bureau et arrele son rcglenient Inte- 
rieur. 

La Conference parlementaire est preparee par une Com- 
mission paritaire. 


Article 51 

1. Les differends relatifs ä l’interpretation ou a l'appli- 
cation de la presente Convention nes entre un Etat 
membre, plusieurs Etats membres ou la Communaute 
d'une part, et un ou plusieurs Etats associes d'autre part, 
sont soumis par l’une des parties au differend au Conseil 
d'Association qui en recherche, au cours de sa plus proche 
Session, le regiement amiable, S'il ne peut y parvenir et 
faute pour les parties d'etre convenues d'un mode da 
regiement approprie, le differend est porte ä la requete 
de la partie la plus diligente devant la Cour arbitrale de 
l'Association. 

2. La Cour arbitrale est composee de cinq membres: un 
President qui est noinnie par le Conseil d’Association et 
quatre juges choisis parmi des personnalites offrant toute 
garantie d’independance et de competence, Les juges sont 
designes dans les trois mois de l'cntree en vigueur de la 
Convention et pour la duree de celle-ci par le Conseil 
d'Association. Deux d'entre eux sont nommes sur Präsen- 
tation du Conseil de la Communaute Economique Euro- 
peenne, les deux autres sur Präsentation des Etats asso- 
cies. Le Conseil d'Association nomme, suivant la meine 
procedure, pour chaque juge un Suppleant qui siege en 
cas d'empechement du juge titulaire. 

3. La Cour arbitrale statue ä la majorite. 

4. Les decisions de la Cour arbitrale sont obligatoires 
pour les parties aux differends qui sont tenues de pren- 
dre les mesures que comporte leur execution. 

5. Dans les trois mois de la nomination des juges, le 
Statut de la Cour arbitrale est arrete, sur proposition de 
celle-ci, par le Conseil d’Association. 

6. Dans le meme delai, la Cour arbitrale arrete son 
regiement de procedure. 


Article 52 

Le Conseil d'Association peut faire toute recommanda- 
tion utile pour faciliter les contacts entre la Communaute 
et les representants des interets professionnels des Etats 
associes. 
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A r t i c ol o 49 

L’aUivitä del segretariato del Coiisiglio di Associa- 
zionc e del Comitato di Associazionc si svolge su base 
pariietica alle condizioiii previste dal regolamento in- 
terno del Consiglio di Associazione. 


A r 1 1 c ol o 50 

La Conferenza Parlamentäre dell'Associazione si riuni- 
sce uiia volta all’anno. Essa e composta, su base parite- 
lica, di nieinbri del Parlamento Europeo e di membri dei 
Parlament! degli Stati associati. 

II Consiglio di Associazione presenta ogni anno alla 
Conferenza parlamentare una relazione sull’attivita 
svolta. 

La Conferenza parlamentare puo volare risoluzioni 
sullo materie concernenti LAssociazione, designa il presi- 
denle e i'ufficio di presidenza e stabilisce il proprio rego- 
larnento interno. 

La Conferenza parlamentare e preparala da una Com- 
missione paritetica. 


A r t i c o 1 o 51 

1. Le vertenze suirinterpretazione o l'applicazione 
della presente Convenzione tra uno Stato membro, piü 
Slati membri o la Comunitä, da una parte, ed uno o piü 
Stati associati, daU’altra, sono presentate da una delle 
parti in causa al Consiglio di Associazione che, nella 
sessione piü prossima, cerchera una soluzione in via 
amichevole. Se il risultato e negativo c le parti non rag- 
giungono di comune accordo una soluzione appropriata, 
la vertenza e sottoposla, su richiesta della parte piü 
diligente, alla Corte arbitrale deH'Associazione. 


2. La Corte arbitrale e composta di cinque membri: un 
Presidentc che c nominato dal Consiglio di Associazione 
e quattro giudici scelti tra personalitä che offrano ogni 
garaiizia d’indipendenza e di competenza. I giudici sono 
ucsignati entro tre mesi dall'entrata in vigore della Con- 
venzione e per la durata di essa dal Consiglio di Asso- 
ciazione. Due giudici sono nominati su presentazione del 
Consiglio della Comunitä Economica Europea, gli altri 
due SU presentazione degli Stati associati. 11 Consiglio 
di Associazione nomina con la stessa procedura per ogni 
giudice un supplente che partecipa alle sedute qualora il 
giudice titolare non possa farlo. 

3. La Corte arbitrale delibera a maggioranza. 

4. Le decisioni della Corte arbitrale sono obbligatorie 
per le parti in causa che devono adottare le misure 
necessarie per l'esecuzione della sentenza. 

5. Entro Ire mesi dalla nomina dei giudici, il Consiglio 
di Associazione stabilisce lo statuto della Corte arbitrale, 
su proposta di quest'ultima. 

6. Entro lo stesso termine, la Corte arbitrale stabilisce 
il proprio regolamento di procedura. 


A r t i c o 1 o 52 

11 Consiglio di Associazione puö fare qualsiasi racco- 
mandazione per agevolare i contatti fra la Comunitä e i 
rappresentanti degli interessi professionali degli Stati 
associati. 


Artikel 49 

Het secretariaal van de Associatieraad en het Asso- 
ciatiecomite wordt op paritaire basis gevoerd overeen- 
komstig het Reglement van Ordc van de Associatieraad. 


Artikel 50 

De Parlementaire Conferentie van de Associatie komt 
eenmaal per jaar bijeen. Zij is op paritaire basis samen- 
gesteld uit leden van het Europese Parlcment en leden 
van de parlementen der geassocieerde Staten. 

De Associatieraad dient elk jaar een verslag van de 
werkzaamheden bij de Parlementaire Conferentie in. 

De Parlementaire Conferentie kan resoluties aannemen 
inzakc aangelegenheden die betrekking hebben op de 
Associatie. Zij kiest haar voorzitter en haar bureau en 
stelt haar Reglement van Orde vast. 

De Parlementaire Conferentie wordt door een Paritaire 
Commissie voorbereid. 


Artikel 51 

1. Geschillen betreffende de uitlegging of toepassing 
van deze Overeenkomst, die tussen een Lid-Staat, meer- 
dere Lid-Staten of de Gcmeenschap, enerzijds, en een of 
meer geassocieerde Staten, anderzijds, rijzen, worden 
door een der bij het qeschil betrokken Partijen voorge- 
legd aan de Associatieraad, die deze tijdens zijn 
eerstvolgcnde zitting in der minne tracht te schikken. 
Indien hij hierin niet slaagt en de Partijen geen over- 
censtemmig bereiken omtrent een passende regeling, 
wordt het geschil op verzoek van de meest gcrede Partij 
voor het Arbitragehof van de Associatie gebracht. 

2. Het Arbitragehof bestaat uit vijf leden: een Presi- 
dent, die door de Associatieraad wordt benoemd, en vier 
rechters, gekozen uit personen die alle waarborgen voor 
onafhankelijkheid en bekwaamheid bieden. De rechters 
worden binnen drie maanden na de inwerkingtreding van 
de Overeenkomst en voor de duur daarvan door de Asso- 
ciatieraad benoemd. Twee van hen worden benoemd op 
voorstel van de Raad van de Europese Economische Ge- 
meenschap, de beide anderen op voorstel van de geasso- 
cieerde Staten. De Associatieraad benoemt, volgens 
dezelfde procedure, voor ledere rechter een plaatsver- 
vanger, die zitting heeft bij verhindering van de gewone 
rechter. 

3. Het Arbitragehof beslist met meerderheid van stem- 
men. 

4. De besluiten van het Arbitragehof zijn verbindend 
voor de Partijen bij de geschillen, die vcrplicht zijn tot 
het treffen van de rioodzakelijke maatregelen voor de 
uitvoering daarvan. 

5. Binnen drie maanden na de benoeming van de rech- 
ters stelt de Associatieraad, op voorstel van het Arbi- 
tragehof, het Statuut van dit Hof vast. 

ö, Binnen dezelfde termijn stelt het Arbitragehof zijn 
regiement voor de procesvoering vast. 


Artikel 52 

De Associatieraad kan ledere dienstige aanbeveling 
doen om de contacten tussen de Gemccnschap en de ver- 
tegenwoordigers van het beroeps- en bedrijfsleven der 
geassocieerde Staten te vcrgemakkelijken. 
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Artikel 53 

Die Mittel für die Verwaltungskosten der Assoziations- 
organe werden nach Maßgabe des Protokolls Nr. 6 im 
Anhang zu diesem Abkommen aufgebracht. 

TITEL V 

Allgemeine und Schlußbestimmungen 

Artikel 54 

Verträge, Übereinkommen, Abkommen oder Vereinba- 
rungen jeder Form oder Art zwischen einem oder meh- 
reren Mitglicdstaaten und einem oder mehreren 
assoziierten Staaten dürfen der Anwendung dieses 
Abkommens nicht entgegenstehen. 

Artikel 55 

Dieses Abkommen gilt für die europäischen Hoheits- 
gebiete der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft einerseits 
und für die Hoheitsgebiete der assoziierten Staaten 
andererseits. 

Titel I dieses Abkommens gilt auch für die Beziehun- 
gen zwischen den französischen überseeischen Departe- 
ments und den assoziierten Staaten. 

Artikel 56 

Dieses Abkommen wird für die Gemeinschaft durch 
einen Beschluß des Rates der Gemeinschaft rechtsgültig 
geschlossen, der gemäß dem Vertrag gefaßt und den 
Parteien des Abkommens notifiziert wird. Es bedarf der 
Ratifikation durch die Unterzeichnerstaaten gemäß ihren 
verfassungsrechtlichen Vorschriften. 

Die Ratifikationsurkunden und die Akte zur Notifizie- 
rung des Abschlusses des Abkommens werden beim 
Sekretariat der Räte der Europäischen Gemeinschaften 
hinterlegt, das die Unterzeichnerstaaten hiervon unter- 
richtet. 

Artikel 57 

(1) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des Monats 
in Kraft, der auf den Tag folgt, an dem die Ratifikations- 
urkunden der Mitgliedstaaten und die Ratifikations- 
urkunden von mindestens fünfzehn assoziierten Staaten 
sowie die Akte zur Notifizierung des Abschlusses des 
Abkommens durch die Gemeinschaft hinterlegt worden 
sind. 

(2) Ein assoziierter Staat, der das Abkommen bis zum 
Tage seines Inkrafttretens gemäß Absatz 1 nicht ratifi- 
ziert hat, kann die Ratifikation nur binnen zwölf 
Monaten nach Inkrafttreten des Abkommens vornehmen, 
es sei denn, er teilt dem Assoziationsrat vor Ablauf 
dieser Frist mit, daß er das Abkommen spätestens 
innerhalb der auf diese Frist folgenden sechs Monate 
ratifizieren will, und hinterlegt seine Ratifikations- 
urkunden vor Ablauf der letztgenannten Frist. 

(3) Auf Staaten, die das Abkommen bis zum Tage 
seines Inkrafttretens gemäß Absatz 1 nicht ratifiziert 
haben, findet es vom ersten Tag des auf die Hinterlegung 
ihrer Ratifikationsurkunden folgenden Monats an An- 
wendung. 

Die Unterzeichnerstaaten, die das Abkommen nach 
Maßgabe des Absatzes 2 ratifizieren, erkennen die 
Gültigkeit aller Maßnahmen zur Durchführung des 


A r t i c 1 e 53 

Les frais de fonctionnement des Institutions de l'Asso- 
ciation sont pris en Charge dans les conditions determi- 
nees par le Protocole no 6 annexe ä la presente Conven- 
tion. 

TITRE V 

Dispositions generales et finales 

A r t i c 1 e 54 

Les traites, conventions, accords ou arrangements entre 
un ou plusieurs Etats membres et un ou plusieurs Etats 
associes, quelle qu'cn soit la forme ou la nature, ne doi- 
vent pas faire obstacle a l’application des dispositions de 
la presente Convention. 

A r t i c 1 c 55 

La presente Convention s’applique au territoire euro- 
peen des Etats membres de la Communaute, d'une part, 
et au territoire des Etats associes, d'autre part. 

Le Titre Premier de la presente Convention s'applique 
egalement aux relations entre les departements fraiicais 
d'outre-mer et les Etats associes. 

A r t i c 1 e 56 

La presente Convention scra, en ce qui concerne la 
Communaute, valablemcnt conclue par une decision du 
Conseil de la Communaute prisc en conforniite des dis- 
positions du Traite et notifiee aux Parties. Elle sera rati- 
fiee par les Etats signataires en conformite de leurs reglos 
constitutionnelles respectives. 

Les instrumenls de ratification et l’acte de riotification 
de la conclusion de la Convention sont deposes au Sccre- 
tariat des Conseils des Communautes Europeennes qui en 
informera les Etats signataires, 


A r t i c 1 e 57 

1. La presente Convention entre en vigueur le premier 
Jour du mois suivant la dato ä laquelle ont ete deposes 
les Instruments de ratification des Etats membres et de 
quinze au moins des Etats associes, ainsi que l'acte de 
notification de la conclusion de la Convention par la 
Communaute, 

2. L'Etat associe qui n'a pas ratifie au Jour de l'entree 
en vigueur de la Convention teile que prevue au para- 
graphe precedent, ne peut y proceder que dans les douze 
mois suivant cette entree en vigueur sauf si, avant l'ex- 
piration de ce terme, il porte ä la connaissance du Con- 
seil d'Association sont Intention de ratifier la Convention 
au plus tard dans ics six mois suivant ce terme et ä con- 
dition qu'il depose, dans ce meine delai, scs Instruments 
de ratification. 

3. Pour les Etats n'ayant pas ratifie au jour de l'entree 
en vigueur de la Convention teile que prevue au para- 
graphe 1, les dispositions de la Convention deviennent 
applicables le premier jour du mois suivant le depöt de 
leurs Instruments de ratification respectifs. 

Les Etats signataires qui ratifient la Convention dans 
les conditions enoncees au paragraphe 2 reconnaissent la 
validite de toutc mesure d'application de la Convention 
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A r ti c olo 53 

Le spese di funzionamento delle Istituzioni dell'Asso- 
ciazione sono prese a carico alle condizioni stabilite dal 
Protocollo no 6 allegato alla presente Convenzione, 

TITOLO V 

Disposizioni generali e finali 

A r t i c o 1 o 54 

I tratlati, le convenzioni, gli accordi o le intese di 
qualsiasi forma 'o natura fra uno o piü Stati membri e 
tra uno o piü Stati associati non devono essere d'osta- 
rolo aH'applicazione delie disposizioni detla presente 
Convenzione. 

A r t i c o 1 ü 55 

La presente Convenzione si applica al territorio euro- 
peo degii Stati membri delia Comunita, da una parte, e 
dl territorio degii Stati associati, dall'altra. 

II Titolo I della presente Convenzione si applica ugual- 
inente alle relazioni fra i dipartimcnti francesi d’oltre- 
mare e gli Stati associati. 

A r t i c o 1 o 56 

Per quanto riguarda la Comunita, la presente Conven- 
zione sarä conclusa validamente per mezzo di una deci- 
sione del Consiglio della Comunita adottata conforme- 
mente alle disposizioni del Trattato e notificata alle 
Parti. Essa sarä ratificata dagli Stati firmatari secondo le 
rispetlive norme costituzionali. 

Gli strumenli di ratifica e l'atto di notifica della con- 
clusione della Convenzione sono depositati presso il 
Segretariato dei Consigli delle Comunita Europee, che 
ne informera gli Stati firmatari. 


A r l j c ü 1 o 57 

1. La presente Convenzione entra in vigore il primo 
giorno del niese successivo alla data in cui sono stati 
depositati gli strumenti di ratifica degii Stati membri e 
di almeno quindici Stati associati, nonche l’atto di noti- 
hca della conclusione delia Convenzione da parte della 
Comunita. 

2. Lo Stato associato che non ha ratihcato la Conven- 
zione il giorno della sua entrata in vigore qual’e prevista 
nel paragrafo precedente puö procedere a detta ratifica 
soltanto entro i dodici inesi successivi all'entrata in 
vigore, a ineno che prima della scadenza di questo ter- 
mine esso porti a conoscenza del Consiglio di Associa- 
zione la propria intenzione di ratificare la Convenzione 
al piü tardi nei sei mesi successivi a questo termine e 
purche depositi, entro questo stesso termine, gli strumenti 
di ratifica. 

3. Per gli Stati che non hanno ratihcato la Conven- 
zione il giorno della sua entrata in vigore quäle prevista 
nel paragrafo 1, le disposizioni delia Convenzione diven- 
tano applicabili il primo giorno del mese successivo al 
deposito dei rispettivi strumenti di ratihca. 

Gli Stati hrmatari che ratihcano la Convenzione nelle 
condizioni enunciate dal paragrafo 2 riconoscono la vali- 
ditä di qualsiasi misura d'applicazione della Conven- 


Artikel 53 

De huishoudelijke kosten van de Instellingen der 
Associatie worden gedragen overeenkomstig Protocol 
No. 6 bij deze Overeenkorast. 

TITEL V 

Algemene en slotbepalingen 

Artikel 54 

Verdragen, overeenkomsten, akkoorden of regelingen 
van ongeacht welke vorm of aard tussen een of meer 
Lid-Staten en een of meer geassocieerde Staten, mögen 
geen beletsel vormen voor de toepassing van deze Over- 
eenkomst, 

Artikel 55 

Deze Overeenkomst is van toepassing op het Europese 
grondgebied van de Lid-Staten der Gemeenschap, enerzijds, 
en op het grondgebied van de geassocieerde Staten, 
anderzijds. 

Titel I van deze Overeenkomst is eveneens van toepas- 
sing op de betrekkingen tussen de Franse overzeese 
departementen en de geassocieerde Staten. 

Artikel 56 

Deze Overeenkomst wordt, wat de Gemeenschap be- 
treft, rechtsgeldig gesloten bij een besluit van de Raad 
van de Gemeenschap, dat overeenkomstig de bepalingen 
van het Verdrag is genomen en dat ter kennis is gebracht 
van de Partijen. Zij wordt door de ondertekenende Staten 
bekrachtigd overeenkomstig hun onderscheiden grond- 
wettelijke bepalingen. 

De akten van bekrachtiging en de akte van kennisgeving 
van bovenbedoelde sluiting van de Overeenkomst worden 
nedergelegd bij het Secretariaat van de Raden van de 
Europese Genieenschappcn, dat de ondertekenende Staten 
hicrvan in kennis stell. 

Artikel 57 

1. Deze Overeenkomst treedt in werking op de eerste 
dag van de maand volgende op de datum waarop de 
akten van bekrachtiging van de Lid-Staten en van ten 
minste vijftien der geassocieerde Staten, alsmede de akte 
van kennisgeving van het sluiten van de Overeenkomst 
door de Gemeenschap, zijn nedergelegd. 

2. De geassocieerde Staat die de Overeenkomst niet 
v66r de datum van haar inwerkingtreding, zoals deze in 
het vorige lid is vastgesteld, heeft bekrachtigd, kan 
hiertoe slechts overgaan binnen twaalf maanden na de 
inwerkingtreding, tenzij hij, voor het verstrijken van die 
termjjn, de Associatieraad in kennis stell van zijn voor- 
nemen de Overeenkomst uiterlijk binnen zes maanden 
na het verstrijken van die termijn te bekrachtigen en 
mits hij binnen die zes maanden zijn akte van bekrach- 
tiging nederlcgt. 

3. Ten aanzien van de Staten die de Overeenkomst 
niet voor de datum van haar inwerkingtreding, zoals deze 
in lid 1 is vastgesteld, hebben bekrachtigd, wordt de 
Overeenkomst van toepassing op de eerste dag van de 
maand volgende op de nederlegging van hun onderschei- 
den akten van bekrachtiging. 

De ondertekenende Staten die de Overeenkomst be- 
krachtigen onder de in lid 2 genoemde voorwaarden, er- 
kennen de goldigheid van elke uitvoeringsmaatregel van 
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Abkommens an, die zwischen dem Inkrafttreten des Ab- 
kommens und dem Zeitpunkt, von dem an das Abkommen 
auf sie Anwendung findet, getroffen werden. Sie erfüllen 
unbeschadet einer Frist, die ihnen der Assoziationsrat 
gegebenenfalls gewahrt, spätestens sechs Monate nach 
Hinterlegung ihrer Ratifikationsurkunden, alle Verpflich- 
tungen, die sie auf Grund des Abkommens oder auf 
Grund von Durchfühlungsbeschlüssen des Assoziations- 
rates zu übernehmen haben. 

(4) Die Geschäftsordnung der Assoziationsorgane be- 
stimmt, ob und unter welchen Bedingungen die Vertreter 
der Unterzeichnerstaaten, die das Abkommen zum Zeit- 
punkt seines Inkrafttretens noch nicht ratifiziert haben, 
als Beobachter an den Sitzungen der Assoziationsorgane 
teilnehmen. Die in der Geschäftsordnung getroffene 
Regelung ist nur bis zu dem Zeitpunkt wirksam, von 
dem an das Abkommen auf die genannten Staaten An- 
wendung findet; sie wird auf jeden Fall unwirksam, so- 
bald der betreffende Staat nach Maßgabe des Absatzes 2 
das Abkommen nicht mehr ratifizieren kann. 


Artikel 58 

(1) Der Assoziationsrat wird über jeden Antrag eines 
Staates auf Beitritt zur Gemeinschaft oder Assoziierung 
mit ihr unterrichtet. 

(2) Stellt ein Staat, dessen Wirtschaftsstruktur und 
Produktion mit denen der assoziierten Staaten vergleich- 
bar sind, einen Antrag auf Assoziierung mit der Gemein- 
schaft und wird dieser Antrag nach Prüfung durch die 
Gemeinschaft dem Assoziationsrat vorgelegt, so finden 
hierüber im Assoziationsrat Konsultationen statt. 

(3) Das Abkommen über eine Assoziation zwischen der 
Gemeinschaft und einem in Absatz 2 bezeichneten Staat 
kann den Beitritt dieses Staates zum Assoziierungs- 
abkoinmen vorsehen. Dieser Staat hat dann die gleichen 
Rechte und Pflidrten wie die assoziierten Staaten. In dem 
Abkommen über seine Assoziierung mit der Gemeinschaft 
kann jedoch der Termin festgesetzt werden, zu dem 
einzelne dieser Rechte und Pflichten auf ihn Anw^endung 
finden. 

Durch einen solchen Beitritt dürfen die Vorteile, die 
sich für die assoziierten Unterzeichnerstaaten dieses Ab- 
kommens aus den Bestimmungen über die finanzielle und 
technische Zusammenarbeit ergeben, nicht beeinträchtigt 
werden. 

Artikel 59 

Dieses Abkommen wird für eine Dauer von fünf Jahren 
vom Zeitpunkt seines Inkrafttretens an geschlossen. 

Artikel 60 

Ein Jahr vor Ablauf dieses Abkommens prüfen die 
Vertragsparteien die Bestimmungen, die für einen wei- 
teren Zeitraum vorgesehen werden könnten. 

Der Assoziationsrat trifft gegebenenfalls die bis zum 
Inkrafttreten des neuen Abkommens erforderlichen Uber- 
gangsmaßnahmen. 

Artikel 6i 

Die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten übernehmen 
die in den Artikeln 2, 5 und 11 vorgesehenen Verpflich- 
tungen gegenüber denjenigen assoziierten Staaten, die 
sich auf Grund internationaler Verpflichtungen, welche bei 
Inkrafttreten des Vertrags zur Gründnung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft galten und diese Staaten 


prise entre la date d'eiitree en vigueur de la Convention 
et la date oü scs dispositions leur sont devenues appli- 
cables. Sans prejudice d'un delai qui pourrait leur etre 
accorde par le Conseil d'Association, ils executent six 
mois au plus tard apres le depöt de leurs instruments de 
ratification, toutes les obligations qui sont ä leur Charge 
au terme de la Convention ou de decisions d'application 
prises par le Conseil d'Association. 

4. Le reglenient Interieur des Organes de FAssociation 
fixe si et dans quelles conditions les representants des 
Etats signataires qui, ä la date d'entree en vigueur de la 
Convention, ne Font pas encore ratifiee, siegent en qua- 
Ute d'observateurs aux Organes de FAssociation. Les dis- 
positions ainsi arretees ne peuvent produire effet que jus- 
qu'ä la date ä laquelle la Convention devient applicable 
ä Fegard de ces Etats; elles cessent en tout etat de cause 
d'etre applicables ä la date ä laquelle, selon les modalites 
du paragraphe 2 ci-dessus, FEtat en cause ne pourra plus 
proceder ä la ratification de la Convention. 

Article 58 

1. Le Conseil d'Association est informe de toute de- 
mande d'adhesion ou d'association d’un Etat ä la Com- 
munaute. 

2. Toute demande d’association ä la Communaute d'un 
Etat dont la structure economique et la production sont 
coinparables ä celles des Etats associes qui, apres examen 
par la Communaute, a ete portee par celle-ci devant le 
Conseil d'Association, y fait Fobjet de consultations. 


3. L'accord d'association entre la Communaute et un 
Etat vise au paragraphe precedent peut prevoir Facces- 
sion de cet Etat ä la presente Convention. Cet Etat jouit 
alors des niemes droits et est soumis aux memes obliga- 
tions que les Etats associes. Toutefois, l'accord qui Fasso- 
cie ä la Communaute peut fixer la date ä laquelle certains 
de ces droits et obligations lui deviennent applicables. 

Cette accession ne peut porter atteinte aux avantages 
resultaiit pour les Etats associes signataires de la presente 
Convention des dispositions relatives ä la Cooperation 
financiere et technique. 

Article 59 

La presente Convention est conclue pour iine duree de 
cinq annees ä compter de son entree en vigueur. 

Article 60 

Un an avant Fexpiration de la presente Convention, 
les Parties Contractantes examinent les dispositions qui 
pourraient etre prevues pour une nouvelle periode. 

Le Conseil d'Association prend eventuellement les me- 
sures transitoires necessaires jusqu'ä Fentree en vigueur 
de la nouvelle Convention. 

Article 61 

La Communaute et les Etats membres assuinent les 
engageinents prevus aux articles 2, 5 et 1 1 de la Conven- 
tion ä Fegard des Etats associes qui, sur la base d’obliga- 
tions internationales applicables lors de Fentree en vi- 
gueur du Traite instituant la Communaute Economique 
Europeenne et les soumettant ä Fapplication d'un regime 
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zione adottata tra la data d'entrata in vigore della Con- 
venzione e la data in cui le sue disposizioni sono dive- 
nute ad essi applicabili. Senza pregiudizio di un termine 
che potrebbe essere loro accordato dal Consiglio di Asso- 
ciazione, essi adempiono al piü tardi sei mesi dopo il 
deposito dei loro strumenti di ratifica tutti gli obblighi 
che sono a loro carico ai sensi della Convenzione o in 
base a decisioni di applicazione prcse dal Consiglio di 
Associazione. 

4. II regolamento interno degli organi dell’Associa- 
zione stabilisce se ed in quali condizioni i rappresentanti 
degli Stati firmatari, che alla data dell’entrata in vigore 
della Convenzione non l'hanno ancora ratificata, parteci- 
pano in qualitä di osservatori alle sedute degli organi 
dell’Associazione. Tali disposizioni avranno effetto solo 
fino alla data in cui la Convenzione diventa applicabile 
a detti Stati; perderanno comunque ogni efficacia alla 
data in cui, in base alle modalitä del paragrafo 2, lo 
Stato in questione non poträ piü procedere alla ratifica 
della Convenzione. 

A rt i c o 1 o 58 

1. II Consiglio di Associazione viene informato di 
qualsiasi domanda d'adesione o d'associazione di uno 
Stato alla Comunitä. 

2. Qualsiasi domanda di associazione alla Comunitä di 
uno Stato la cui struttura economica e la cui produzione 
siano paragonabili a quelle degli Stati associati che, in 
seguito ad esame da parte della Comunitä, sia stata sot- 
toposta da quest'ultima al Consiglio di Associazione, 
forma oggetto di consultazioni in seno al Consiglio 
stesso. 

3. L'accordo di associazione tra la Comunitä e uno 
Stato di cui al paragrafo precedente puö prevedere l'ac- 
cessione di questo Stato alla presente Convenzione, Lo 
Stato in questione gode quindi degli stessi diritti ed e 
sotloposto agli stessi obblighi degli Stati associati. Tutta- 
via, l'accordo che l'associa alla Comunitä puö fissare la 
data in cui alcuni di questi diritti ed obblighi divenlano 
ad esso applicabili. 

Questa accessione non puö pregiudicare i vantaggi 
derivanti agli Stati associati firmatari della presente Con- 
venzione dalle disposizioni relative alla cooperazione 
finanziaria e tecnica. 


A r t i c o 1 o 59 

La presente Convenzione e conclusa per una durata di 
cinque anni a decorrere dalla sua entrata in vigore. 


A r t i c o 1 o 60 

Ün anno prima della scadenza della presente Conven- 
zione, le Parti Contraenti esaminano le disposizioni che 
potrebbero essere previste per un nuovo periodo. 

II Consiglio di Associazione prcnde eventualmente le 
misure transitorie necessarie sino all'entrata in vigore 
della nuova Convenzione. 

A r t i c o 1 o 61 

La Comunitä e gli Stati membri assumono gli impegni 
di cui agli articoli 2, 5 e 11 della Convenzione nei con- 
fronti degli Stati associati che, in base ad obblighi inter- 
nazionali loro applicabili all'entrata in vigore del Trat- 
tato che istituisce la Comunitä Economica Europea e che 
li sottoponevano all'applicazione di un regime doganale 


de Overeenkomst, die is getroffen tussen de datum van 
inwerkingtreding van de Overeenkomst en de datum 
waarop zij op hen van toepassing is geworden. Onver- 
minderd een mogelijk door de Associatieraad toe te ken- 
nen uitstcl, leggen zij uiterlijk zes maanden na neder- 
legging van hun akten van bekrachtiging alle verplich- 
tingen ten uitvoer, die krachtens de Overeenkomst of 
krachtens uitvoeringsbesluiten van de Associatieraad op 
hen rüsten. 

4. Het Reglement van Orde van de Organen van de 
Associatie bepaalt of en onder welke voorwaarden de 
afgevaardigden van de ondertekenende Staten die de 
Overeenkomst vöör de datum van haar inwerkingtreding 
nog niet hebben bekrachtigd, als waarnemers in die Or- 
ganen zitting kunnen hebben. De aldus vastgestelde 
bepalingen gelden slechts tot de datum waarop de Over- 
eenkomst ten aanzien van deze Staten van toepassing 
wordt; zij houden in elk geval op van toepassing le zijn 
op de datum waarop de desbetreffende Staat ingevolge 
lid 2 de Overeenkomst niet meer kan bekrachtigen. 

Artikel 58 

1. De Associatieraad wordt in kennis gesteld van ieder 
verzoek van een Staat om toetreding tot of associatie met 
de Gemeenschap. 

2. Over elk verzoek om associatie met de Gemeenschap, 
afkomstig van een Staat waarvan de economische struc- 
tuiir en de produktie vergelijkbaar zijn met die van de 
geassocieerde Staten, dat de Gemeenschap, na het te 
hebben bestudeerd, aan de Associatieraad voorlegt, wordt 
aldaar overleg gepleegd. 

3. Het associatieakkoord tussen de Gemeenschap eii 
een in lid 2 bedoelde Staat kan bepalen dat die Staat 
tot deze Overeenkomst toetreedt. Deze Staat hecft dan 
dezelfde rechten en verplichtingen als de geassocieerde 
Staten, In het akkoord waarbij deze Staat met de Ge- 
meenschap wordt geassocieeid, kan echter worden bepaald 
op welke datum soinmige van deze rechten en veiplich- 
tingen op hem van toepassing worden. 

Deze toetreding mag niet de voordelen aantasten, die 
voor de geassocieerde Staten welke deze Overeenkomst 
hebben ondertekend, v^oortvloeien uit de bepalingen in- 
zake financiele en technische samenwerking. 


Artikel 59 

Deze Overeenkomst wordt gesloten voor een tijdsduur 
van vijf jaar ingaande op de datum van haar inwerking- 
treding. 

Artikel 60 

Een jaar voor het verstrijken van deze Overeenkomst 
gaan de Partijen na, welke bepalingen voor een nieuw 
tijdvak zouden kunnen worden voorzien. 

De Associatieraad neemt evcntuecl de nodige over- 
gangsmaatregelen, die zullen gelden tot de inwerking- 
treding van de nieuwe Overeenkomst. 

Artikel 61 

De Gemeenschap en de Lid-Stalen gaan de in de arti- 
kelen 2, 5 en 11 van de Overeenkomst bedoelde verbin- 
tenissen aan ten opzichte van die geassocieerde Staten 
welke, op grond van internationale verplichtingen die 
bij de inwerkingtreding van het Verdrag tot oprichting 
van de Europese Economische Gemeenschap van toepas- 
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einer besonderen Zollregelung unterwarfen, nicht in der 
Lage glauben, die in Artikel 3 Abs. 2 des Abkommens 
vorgesehene Gegenseitigkeit zugunsten der Gemein- 
sdiaft sogleich zu verwirklidien. 

Die betreffenden Vertragsparteien überprüfen die 
Lage spätestens drei Jahre nach Inkrafttreten des Ab- 
kommens. 

Artikel 62 

Dieses Abkommen kann von der Gemeinschaft gegen- 
über jedem assoziierten Staat und von jedem assoziierten 
Staat gegenüber der Gemeinschaft unter Einhaltung einer 
Frist von sechs Monaten gekündigt werden. 


Artikel 63 

Die diesem Abkommen beigefügten Protokolle sind 
Bestandteile des Abkommens. 

Artikel 64 

Dieses Abkommen ist in einer Urschrift in deutscher, 
französischer, italienischer und niederländischer Sprache 
abgefaßt, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbin- 
lich ist; es wird im Archiv des Sekretariats der Räte der 
Europäischen Gemeinschaften hinterlegt; dieses über- 
mittelt der Regierung jedes Unterzeichnerstaates eine 
beglaubigte Abschrift. 


ZU URKUND DESSEN haben die Unterzeichneten 
Bevollmächtigten ihre Unterschriften unter dieses Ab- 
kommen gesetzt. 


GESCHEPJEN zu Jaunde, am zwanzigsten Juli neunzehn- 
hundertdreiundsechzig. 


douanier particulier, estimeraient ne pouvoir des ä pre- 
sent assurcr au profit de la Communaute la reciprocite 
prevue par l'article 3, paragraphe 2 de la Convention. 

Les Parties Contractantes interessees reexaminent la 
Situation au plus tard trois ans aprcs l'entree en vigueur 
de la Convention. 

A r t i c 1 e 62 

La presente Convention peut etre denoncee par la Com- 
munaute ä l'egard de chaque Etat associe et par chaque 
Etat associe a l'egard de la Communaute moyennant un 
preavis de six mois. 

Article 63 

Les Protocoles qui sont annexes ä la presente Conven- 
tion en font partie integrante. 

Article 64 

La presente Convention redigee en un exemplaire uni- 
que en langues allemande, francaise, italienne et neerlan- 
daise, chacun de ces textes faisant egalement foi, sera 
deposee dans les archives du Secretariat des Conseils 
des Communautes Europeennes qui en remettra une co- 
pie certifiee conforme au gouvernement de chacun des 
Etats signataires. 

EN FOI DE QUOl, les plcnipotentiaires soussignes 
ont appose leurs signatures au bas de la presente 
Convention. 

FAIT ä Yaounde, de vingt juillet mil neuf Cent soixante- 
trois. 


Püur Sa Majeste le Roi des Beiges: 
Voor Zijne Majesteit de Koning der Beigen: 
H. F a y a t 


Für den Präsidenten der Bundesrepublik Deutschland: 
W. Scheel 


Pour le President de la Republique Francaise: 
R. Triboulet 


Per il Presidente dclla Repubblica Italiana: 
E. Colombo 


Pour Son Altesse Royale la Grande-Duchesse 
de Luxembourg: 

E. S c h au s 
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particolare, ritengano di non poter garaiitire sin da ora 
a favore dolla Comunitä la reciprocitä di cui all'arti- 
colo 3, paragrafo 2 della Convenzione. 


Le Parti Contraenti interessate riesaminano la situa- 
zione al piü tardi tre anni dopo l'entrata in vigore della 
Convenzione. 

A r t i c o 1 o 62 

La presente Convenzione puö essere denunciata dalla 
Comunitä nei confronti di ciascuno Stato associato e da 
ciascuno Stato associato nei confronti della Comunitä 
con un preavviso di sei mesi. 


A rt i c ol o 63 

I Protocolli allegati alla presente Convenzione ne co- 
stituiscono parte integrante. 

A r t i c o 1 o 64 

La presente Convenzione redatta in unico esemplare 
in lingua tedesca, francese, italiana e olandese, i quattro 
testi facenti tutti ugualmente fede, sarä depositata negli 
archivi del Segretariato dei Consigli delle Comunitä Eu^ 
ropee che provvederä a rimetterne copia certificata con- 
forme a ciascuno dei governi degli Statt firmatari. 


IN FEDE DI CHE, i plenipotenziari sottoscritti haniio 
apposto le loro firme in calce alla presente Convenzione. 


FATTO a Yaounde, U vcnli luglio millenovecentoses- 
santatre. 


sing waren en als gevolg waarvan zij aan een bijzondere 
douaneregeling zijn onderworpen, menen de in artikel 3, 
lid 2, van de Overeenkomst bedoelde wederkerigheid ten 
gunste van de Gemeenschap niet thans reeds te kunnen 
verzekeren. 

Uiterlijk drie jaar na de inwerkingtreding van de 
Overeenkomst onderwerpen de betrokken Partijen de 
situatie aan een nieuw onderzoek. 

Artikel 62 

Deze Overeenkomst kan door de Gemeenschap ten 
aanzien van elke geassocieerde Staat en door elke ge- 
associeerde Staat ten aanzien van de Gemeenschap wor- 
den opgezegd, met inachtneming van een opzeggingster- 
mijn van zes maanden. 

Artikel 63 

De Protocollen die aan deze Overeenkomst zijn gehecht, 
inaken een integrerend deel daarvan uit. 

Artikel 64 

Deze Overeenkomst, opgesteld in een exemplaar in de 
Duitse, de Franse, de Italiaanse en de Nederlandse taal, 
zijnde de vier teksten gelijkelijk authentiek, zal worden 
nedergelegd in het archief van het Secretariaat van de 
Raden der Europese Gemeenschappen, dat een voor 
eensluidend gewaarnierkt afschrift daarvan toczeiidt aan 
de Regeringen van de ondertekenendc Staten. 


TEN BLLJKE WAARVAN de ondergetekende gevol- 
maditigden hun handtekening onder deze Overeenkomst 
hebben gesteld. 


GEDAAN te Jaoende, de twintigste Juli negentien- 
honderd drieenzestig. 


Im Namen des Rates 

der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft; 

Pour le Conseil 

de la Communaute Econoraique Europeenne: 

Per il Consiglio della Comunitä Econoinica Europea; 


Voor de Raad der Europese 
J. Luns 

Mit dem Vorbehalt, daß für die Gemeinschaft erst dann 
endgültig eine Verpflichtung besteht, wenn sie den 
anderen Vertragsparteien notifiziert hat, daß die durch 
den Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft vorgeschriebenen Verfahren stattgefunden 
haben. 

Sous reserve que la Communaute ne sera definitivement 
engagee qu’apres notification aux autres Parties Contrac- 
tantes de l'accomplissemerit des procedures requises 
par le Traite instituant la Communaute Economique 
Europeenne. 


Economische Gemeenschap: 

W. H a 1 1 s t e i n 

Con riserva che la Comunitä sarä definitivamente 
vincolata soltanto dopo notifica alle altre Parti Contraenti 
dello espletamento delle procedure richieste dal Trattato 
che istituisce la Comunitä Economica Europea. 


Onder voorbehoud dat de Gemeenschap eerst definitief 
gebenden zal zijn na kennisgeving aan de andere 
Verdragsluitende Partijen van de vervulling der door het 
Verdrag tot oprichting van de Europese Economische 
Gemeenschap vereiste procedures. 


Pour Sa Majeste le Mwami du Burundi: 

L. N i m u b o n a 

Pour le President de la Republique federale du Cameroun; 
V. K a n g a 

Pour le President de la Republique Centrafricaine: 

J. Mackpayen 
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Pour le President de la Republique du Congo (Brazzavilie) : 
M. S a t h o u d 

Pour 1 g President de la Republique du Congo (Leopoldville) : 
M. L e n g e m a 

Pour le President de la Republique de Cöte-d'Ivoire: 

L. Amon Tanoh 

Pour le President de la Republique du Dahomey: 

A p 1 o g a n 

Pour le President de la Republique Gabonaise: 

A. A n g u i 1 e 

Pour le President de la Republique de la Haute-Volta: 
M. T r a o r e 

Pour le President de la Republique Malgache: 

A. Ramangasoavina 

Pour le Chef de l'Etat, 

President du Conseil de Gouvernement 
de la Republique du Mali: 

J. Kone 
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Pour le President 

de la Republique islamique de Mauritanie: 
M. Sidi 

Pour le President de la Republique du Niger: 
I. Zodi 

Pour le President de la Republique Rwandaise: 
C. Habamenshi 

Pour le President de la Republique du Senegal: 
D. G u e y e 

Per il Presidente della Repubblica Somala: 

A. Scego 

Pour le President de la Republique du Tdiadi 
M. N g a n g t a r 

Pour le President de la Republique Togolaise; 
J, Agbemegnan 
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Anhang zum Abkommen 


Annexe ä la Convention 


ANHANG 


ANNEXE 


A. Liste der Erzeugnisse 
mit Ursprung in den assoziierten Staaten, 
die nach Inkrafttreten des Abkommens 
zollfrei in die Gemeinschaft eingeführt werden können 
(Artikel 2 des Abkommens) 


A. Liste des produits originales des Etats associes 
admis en franchise de droit de douane dans la 
Communaute ä compter de Lentree en vigueur de la 
Convention 

(article 2 de la Convention) 


T a rifnr. Warenbezeichnung 


no du tarif Designat ion des marchandises 


08.01 C Ananas 

ex 08.01 D Kokosnüsse (getrocknete Schnitzel) 

09.01 Ala Kaffee, nicht geröstet, nicht entkoffeiniert 


08.01 C 
ex 08.01 D 

09.01 A I a 


Ananas 

Noix de coco (pulpe deshydratee) 
Cafe, non torrefie, non decafeine 


09.02 B 

09.04 A I 

09.05 
09.07 A 

ex 09.08 A II 


18.01 


Tee, außer in unmittelbaren Umschließun- 
gen mit einem Gewicht des Inhalts von 
3 kg oder weniger 

Pfeffer, der Gattung „Piper", weder ge- 
mahlen noch sonst zerkleinert 
Vanille 

Gewürznelken, Mutternelken und Nelken- 
stiele, weder gemahlen noch sonst zer- 
kleinert 

Muskatnüsse, weder gemahlen noch sonst 
zerkleinert, außer zum industriellen Her- 
stellen von ätherischen ölen oder von 
Resinoiden 

Kakaobohnen, auch Bruch, roh oder ge- 
röstet 


09.02 B 

09.04 A I 

09.05 
09.07 A 

ex 09.08 All 

18.01 


The, autre que presente en emballages 
immediats d’un contenu net de 3 kg 
ou moins 

Poivre (du genre «Piper»), non broye 

ni moulu 

Vanille 

Girofies (antofles, clous et griffes), 
non broyes ni moulus 

Noix muscades, non broyees ni mou- 
lues, autres que destinees ä la fabrica- 
tion industrielle d'huiles essentielles 
ou de resinoides 

Cacao en feves et brisures de feves, 
brut ou torrefie 


B. Tropische Hölzer 


B. Bois tropicaux 


Der Rat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft kam 
überein, die Vorschriften des Protokolls der Liste G im 
Rahmen der laufenden Verhandlungen mit dem Vereinig- 
ten Königreich anzuwenden. 


Le Conseil de la Communaute Economique Europeenne 
est’convenu de mettre en oeuvre les dispositions prevues 
au Protocole de la liste G dans le cadre des negociations 
en cours avec le Royaume-Uni. 
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Allegato Alla Convenzione 


Bijlage bij de Overeenkomst 


ALLEGATO BIJLAGE 

A. Elenco dei prodotti originari degli Slati associati, A. Lijst van Produkten van oorsprong uit de 

importati nella C.E.E. in esenzione da dazi doganali geassocieerde Staten welke vanaf de inwerkingtreding 

a decorrere dall’entrata in vigore della Convenzione van de Overeenkomst vrij van douanerechten in de 

(articolo 2 della Convenzione) Gemeensdiap mögen worden ingevoerd 

(artikel 2 van de Overeenkomst) 


NO della 
tariffa 


Designazione delle raerci 


No. van het 
tarief 


O m s c h r i j V i n g 


08.01 C Ananassi 

ex 08.01 D Noci di cocco (polpa disidratata) 

09.01 Ala Caffe, non torrefatto, non decaffeiniz- 

zato 

09.02 B Te, presentato diversamente che in re- 

cipienti a involucri immediati di con- 
tenuto netto di 3 kg o meno 

09.04 A I Pepe (del genere «piper»), non tritato 

ne macinato 

09.05 Vaniglia 

09.07 A Garofani (antofilli, chiodi e stell), non 

tritati ne macinati 

ex 09.08 A II Noci moscate, non tritate ne macinate, 

diverse da quelle destinate alla fab- 
bricazione industriale di oli essen- 
ziali o di resinoidi 

18.01 Cacao in grani, greggio o torrefatto, 

anche infranto 


08.01 C Ananassen 

ex 08.01 D Kokosnoten (gedroogd vrucbtvlees) 

09.01 Ala Koffie, ongebrand, w^aaruit geen cafe- 

ine is verwijderd 

09.02 B Thee, andere dan in verpakkingen met 

een nettoinhoud per onmiddellijke 
verpakking van 3 kg of minder 

09.04 Al Peper van de soort „Piper", niet 

fijngemaakt en niet gemalen 

09.05 Vanille 

09.07 A Kruidnagels, moernagels en kruid- 

nageistelen, niet fijngemaakt en niet 
gemalen 

ex 09. 08 All Muskaatnoten, niet fijngemaakt en 

niet gemalen, andere dan voor de 
industriele vervaardigiiig van ethe- 
rische oben of harsaroma's 

18.01 Cacaobonen, ook Indien gebroken, al 

dan niet gebrand 


B. Legni tropicali 

II Consiglio della Comunitä Economica Europea ha 
convenuto di applicare le disposizioni dei Protocollo del- 
l’elenco G nell'ambito dei negoziati in corso con il Regno 
Unito. 


B. Tropisch hout 

De Raad der Europese Economische Gemeenschap is 
overeengekomcn de bepalingen van het Protocol betref- 
fende lijst G in het kader van de onderhandelingen met 
het Verenigd Koninkrijk toe te passen. 
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Protokoll Nr. 1 

über die Anwendung des Artikels 3 des Assoziierungsabkommens 

Protocole N° 1 

relatif ä l’application de l'article 3 de la Convention d'Association 


DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN 

SIND über folgende Bestimmungen ÜBEREINGEKOM- 
MEN, die dem Abkommen als Anhang beigefügt sind: 

Artikel 1 

(1) Zur Anwendung des Artikels 3 des Abkommens 
teilt jeder assoziierte Staat dem Assoziationsrat binnen 
zwei Monaten nadi Inkrafttreten des Abkommens seinen 
Zolltarif oder die vollständige Liste der am 31. Dezember 
1962 auf Einfuhrerzeugnisse erhobenen Zölle und Abgaben 
mit gleicher Wirkung wie diese Zölle mit; er gibt dabei 
die genannten Zölle und Abgaben für die Erzeugnisse 
mit Ursprung in den Mitgliedstaaten und den anderen 
assoziierten Staaten, die genannten Zölle und Abgaben 
für die Erzeugnisse mit Ursprung in dritten Ländern sowie 
die Ausfuhrzölle an. 

In dieser Mitteilung führt jeder assoziierte Staat auf, 
welche der in Unterabsatz 1 genannten Zölle und Ab- 
gaben seines Erachtens den Erfordernissen seiner Entwick- 
lung und Industrialisierung entsprechen oder der Finan- 
zierung seines Haushalts dienen. Er nennt ferner die 
Gründe für ihre Beibehaltung oder Einführung. 

(2) Auf Antrag der Gemeinschaft finden im Assoziations- 
rat Konsultationen über die in Absatz 1 genannten Zoll- 
tarife oder Listen statt. Ist binnen drei Monaten kein 
Konsultationsantrag gestellt worden, so wird davon aus- 
gegangen, daß der Assoziationsrat die genannten Zoll- 
tarife oder Listen zur Kenntnis genommen hat. 

Artikel 2 

Jeder assoziierte Staat setzt an Hand der Zolltarife oder 
Listen, die der Assoziationsrat zur Kenntnis genommen 
hat, unbeschadet des Artikels 3 Abs. 1 des Abkommens 
vom ersten Tage des siebenten Monats nach Inkrafttreten 
des Abkommens an die Zölle und Abgaben mit gleicher 
Wirkung wie diese Zölle für die Einfuhrerzeugnisse mit 
Ursprung in den Mitgliedstaaten jährlich um 15®/o herab, 
es sei denn, diese Zölle und Abgaben sind für die Ent- 
wicklung und Industrialisierung dieses assoziierten Staates 
als notwendig anerkannt oder dienen der Finanzierung 
seines Haushalts. 


Artikel 3 

Jeder assoziierte Staat erklärt sich bereit, die Zölle und 
Abgaben mit gleicher Wirkung wie diese Zölle gegenüber 
den Mitgliedstaaten schneller als in Artikel 2 vorgesehen, 
herabzusetzen, falls seine Wirtschaftslage dies zuläßt. 


Artikel 4 

Jede Erhöhung der Zölle und Abgaben mit gleicher 
Wirkung wie diese Zölle, die für die Entwicklung und 
Industrialisierung eines assoziierten Staates als notwen- 
dig anerkannt sind oder der Finanzierung seines Haus- 
halts dienen, wird dem Assoziationsrat von dem betref- 
fenden assoziierten Staat vor ihrem Inkrafttreten mitge- 
teilt; auf Antrag der Gemeinschaft findet hierüber eine 
Konsultation statt. 


LES HAUTES PARTIES CONTRACTANTES 

SONT CONVENUES des dispositions suivantes, qui 
sont annexees ä la Convention: 

Articl e 1 

1. En vue de l'application de l'article 3 de la Conven- 
tion, chaque Etat associe communique au Conseil d'Asso- 
ciation dans un delai de deux mois ä compter de l'entree 
en vigueur de la Convention son tarif douanier ou la liste 
complete des droits de douane et taxes d'effet equivalent 
ä de tels droits pergus au 31 decembre 1962 sur les pro- 
duits Importes, en indiquant ceux de ces droits et taxes 
qui s'appliquent aux produits originaires des Etats mem- 
bres et des autres Etats associes et ceux qui s'appliquent 
aux produits originaires des pays tiers ainsi que les 
droits percus ä l'exportation. 

Dans cetle communication, chaque Etat associe specifie 
parmi les droits et taxes vises a l'alinea precedent ceux 
qui repondent, ä son avis, aux necessites de son develop- 
pement et aux besoins de son industrialisation ou qui 
sont destines a alimenter son budget. II indique les rai- 
sons de leur maintien ou etablissement. 

2. A la demande de la Communaute, des consultations 
sur les tarifs douaniers ou les listes visees au paragra- 
phe 1 ci-dessus ont lieu au sein du Conseil d’Association. 
Si dans un delai de trois mois aucune demande de con- 
sultation n’est formulee, le Conseil d’Association est re- 
pute avoir pris acte de ces tarifs ou listes. 

A r t i c 1 e 2 

Sur la base des tarifs ou listes dont le Conseil d’Asso- 
ciation a pris acte, et sans prejudice des dispositions du 
paragraphe 1 de l'article 3 de la Convention, chaque Etat 
associe reduit annuellement de 15 Vo, ä compter du Pre- 
mier jour du septieme mois de l’entree en vigueur de la 
Convention, les droits de douane et taxes d’effet equiva- 
lent ä de tels droits applicables aux importations des pro- 
duits originaires des Etats membres, autres que ceux qui 
sont reconnus necessaires au developpement et ä l’indus- 
trialisation de chaque Etat associe ou qui ont pour but 
d’alimenter son budget. 


Article 3 

Chaque Etat associe se declare dispose a reduire les 
droits de douane et taxes d’effet equivalent a de tels 
droits ä l’egard des Etats membres selon un rythme plus 
rapide que celui prevu ä l’article ci-dessus si la Situation 
de son economic le lui permet. 

Article 4 

Tout relevement des droits de douane et taxes d’effet 
equivalent ä de tels droits reconnus necessaires au de- 
veloppement et ä l’industrialisation d’un Etat associe ou 
qui ont pour but d’alimenter son budget, est communique 
par celui-ci au Conseil d’Association prealablement ä son 
entree en vigueur et donne lieu ä consultation ä la de- 
mande de la Communaute. 
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relative all'applicazione dell'articolo 3 della Convenzione di Associazione 

Protocol No. 1 

betreffende de toepassing van artikel 3 van de Associatieovereenkomst 


LE ALTE PARTI CONTRAENTI 

HANNO CONVENUTO le seguenti disposizioni che 
sono allegate alla Convenzione: 

A r t i c o 1 o 1 

1. Ai fini dell'applicazione dell'articolo 3 della Con- 
venzione, ciascuno Stato associato comunica al Consiglio 
di Associazione, entro un termine di due mesi a decor- 
rere dall'entrata in vigore della Convenzione, la sua 
tariffa doganale oppure l'elenco completo dei dazi doga- 
nali e delle lasse di effetto equivalente a tali dazi ri- 
scossi a tutto il 31 dicembre 1962 sui prodotti importati, 
indicando i dazi e le lasse appLcabili ai prodotti origi- 
när! degli Stati membri e degli altri Stati associati, e 
quelli applicabili ai prodotti originär! dei paesi terzi 
nonche i dazi riscossi all'esportazione. 

In detta comunicazionc ciascuno Stato associato speci- 
fica tra i dazi e le lasse di ciii al comma precedente 
C{uelli che, a suo parere, rispondono alle necessitä dei 
proprio sviluppo e ai bisogni della propria industrializ- 
zazione o che harino per scopo di alimentäre il proprio 
bilancio. Esso indica inoltre i motivi dei loro manteni- 
mento o della loro istituzione. 

2. A richiesta della Comunitä, si hanno consultazioni 
in seno al Consiglio di Associazione sulle tariffe doganali 
o sugli elenchi di cui al paragrafo 1. Se entro il termine 
di tre mesi non e presentata alcuna domanda di con- 
siiltazione, si ritiene che il Consiglio di Associazione 
abbia preso atto delle tariffe o degli elenchi. 

A r t i c o 1 o 2 

In base alle tariffe o agli elenchi di cui il Consiglio 
di Associazione ha preso atto e fatte salve le disposi- 
zioni dei paragrafo 1 dell’articolo 3 della Convenzione, 
ciascuno Stato associato riduce annualniente dei 15 Vo, a 
decorrere dal primo giorno dei settimo mese dall'en- 
trata in vigore della Convenzione, i dazi doganali e le 
tasse di effetto equivalente a tali dazi applicabili alle 
importazioni di prodotti originär! degli Stati membri che 
non siano quelli riconosciuti neccssari allo sviluppo e 
aU'industrializzazione o die abbiano per scopo di alimen- 
täre il bilancio di questo Stato associato. 


A r 1 1 c o 1 o 3 

Ciascuno Stato associato si dichiara disposto a ridurre 
i dazi doganali e le tasse d'effetto equivalente a tali dazi 
nei confronti degli Stati membri secondo un ritmo piü 
rapido di quello previsto dal precedente articolo se la 
sua situazione economica glielo consente. 

Articolo 4 

Qualsiasi aumento dei dazi doganali e delle tasse di 
effetto equivalente a tali dazi che sia ritenuto necessario 
allo sviluppo e aU'industrializzazione o che abbia per 
scopo di alimentäre il bilancio di uno Stato associato e 
comunicato al Consiglio di Associazione prima della 
sua entrata in vigore e, a richiesta della Comunitä, da 
luogo a consultazioni in merito. 


DE MÖGE OVEREENKOMSTSLUITENDE PARTIJEN 

HEBBEN OVEREENSTEMMING BEREIKT omtrent de 
volgende bepalingen, die aan de Overeenkomst zijn ge- 
hecht: 

Artikel 1 

1. Met het oog op de toepassing van artikel 3 van de 
Overeenkomst stelt elke geassocieerde Staat de Associa- 
tieraad, binnen een termijn van twee maanden na de 
inwerkingtreding van de Overeenkomst, in kennis van 
zijn douanetarief of van de volledige lijst van douanc- 
rechten en heffingen van gelijke werking als dergelijke 
rechten die op 31 december 1962 op ingevoerde produkten 
werden toegepast, met vermelding van voornoemde rech- 
ten en heffingen op produkten van oorsprong uit de Lid- 
Staten en de andere geassocieerde Staten en van die 
rechten en heffingen op produkten van oorsprong uit 
derde landen, alsmede van de uitvoerrechten. 

In deze kennisgeving vermeldt elke geassocieerde Staat 
welke van de in voorgaande alinea bedoelcle rechten en 
heffingen naar zijn mening in overeenstemming zijn met 
de eisen van zijn ontwikkeling en de behoeften van zijn 
industrialisatie of ten doel hebben in zijn begrotings- 
middclen te voorzien. Hij vermeldt de redenen van hun 
handhaving of hun instelling. 

2. Op verzoek van de Gemeenschap wordt in de Asso- 
ciatieraad overleg gepleegd oder de in Hd 1 bedoelde 
douanetarieven of lijsten. Indien binnen een termijn van 
drie maanden geen enkel verzoek om overleg is inge- 
diend, wordt de Associatieraad geadit nota te hebben ge- 
nomen van deze tarieven of lijsten. 

Artikel 2 

Uitgaande van de tarieven of lijsten waarvan de Asso- 
ciatieraad nota heeft genomen, en onverminderd de be- 
palingen van- artikel 3, lid 1, van de Overeenkomst, ver- 
langt elke geassocieerde Staat jaarlijks en met ingang 
van de ecrste dag van de zevende maand van de inwer- 
kingtreding der Overeenkomst met 15 Vo de douane- 
rcchten en heffingen van gelijke werking als dergelijke 
rechten op Importen van produkten van oorsprong uit de 
Lid-Staten, met uitzondering van die rechten en heffingen 
waarvan de noodzaak is erkend voor de ontwikkeling 
en de behoeften van de industrialisatie van de betrokken 
geassocieerde Staat of die ten doel hebben in zijn be- 
grotingsmiddclen te voorzien. 

Artikel 3 

Elke geassocieerde Staat verklaart zieh bereid de 
douanerechten en heffingen van gelijke werking als der- 
gelijke rechten ten opzichte van de Lid-Staten in een 
sneller tempo te Verlagen dan in bovenstaand artikel is 
bepaald, Indien de toestand van zijn economie zulks 
toelaat. 

Artikel 4 

Elke verhoging van de douanerechten en heffingen van 
gelijke werking als dergelijke rediten waarvan de nood- 
zaak is erkend voor de ontwikkeling en de behoeften 
van de industrialisatie van een geassocieerde Staat of 
die ten doel hebben in zijn begrotingsmiddelen te voor- 
zien, wordt vöör haar inwerkingtreding door deze Staat 
aan de Associatieraad medegedeeld; op verzoek van de 
Gemeenschap vindt dienaangaande overleg in de Asso- 
ciatieraad plaats. 
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Protokoll Nr. 2 

über die Anwendung des Artikels 6 des Assoziierungsabkommens 

Protocole 2 

relatif a l'application de l'article 6 de la Convention d'Association 


DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN 

SIND über folgende Bestimmungen ÜBEREINGEKOM* 
MEN, die dem Abkommen als Anhang beigefügt sind: 

Artikel 1 

Jeder assoziierte Staat legt für jedes Erzeugnis mit 
Ursprung in den Mitgliedstaaten, das bei der Einfuhr in 
das Hoheitsgebiet dieses assoziierten Staates mengen- 
mäßigen Beschränkungen oder Maßnahmen gleicher Wir- 
kung unterliegt, ein Globalkontingent fest, das er den 
Mitgliedstaaten außer demjenigen, dem bereits freie 
Einfuhr gewährt wird, ohne Diskriminierung eröffnet. 

Stellt der Assoziationsrat fest, daß die Einfuhr eines 
Erzeugnisses im Laufe zweier aufeinanderfolgender Jahre 
niedriger gewesen ist als die gemäß Artikel 2 eröffneten 
Kontingente, so hebt der assoziierte Staat die Kontingen- 
tierung bei dem betreffenden Erzeugnis auf. 

Artikel 2 

Das in Artikel 1 Abs. 1 genannte Globalkontingent wird 
unter folgenden Bedingungen festgelegt und erhöht; 

a) In jedem assoziierten Staat, in dem die Einfuhr durch 
mengenmäßige Beschränkungen begrenzt ist, ent- 
spricht der Betrag des Grundkontingents dem um 
75 Vo erhöhten Betrag des Kontingents des Jahres 
1959, der nach Artikel 11 des am 25. März 1957 
Unterzeichneten und dem Vertrag beigefügten Durch- 
führungsabkommens über die Assoziierung der 
überseeischen Länder und Hoheitsgebiete mit der 
Gemeinschaft berechnet ist. Dieses Grundkontingent 
muß sich auf wenigstens 15®/o der Gesamteinfuhr 
des genannten Erzeugnisses in den betreffenden 
assoziierten Staat belaufen, die während des letzten 
Jahres, für das Statistiken vorliegen, verzeichnet 
wurde. 

Ist in einem assoziierten Staat für ein nicht- 
liberalisiertes Erzeugnis kein Einfuhrkontingent er- 
öffnet worden, so legt der betreffende assoziierte 
Staat ein Kontingent fest, das sich auf wenigstens 
15 Vo der Gesamteinfuhr des genannten Erzeugnisses 
in diesen assoziierten Staat beläuft, die während 
des letzten Jahres, für das Statistiken vorliegen, 
verzeichnet wurde. 

Ein assoziierter Staat legt für diejenigen Erzeug- 
nisse, die er bisher noch nicht eingeführt hat, ein 
Kontingent in angemessener Höhe fest. 

Das auf diese Weise festgelegte Grundkontingent 
wird für das erste Jahr um 20 ‘Vo und für die dar- 
auffolgenden Jahre jeweils gegenüber dem Vorjahr 
wie folgt erhöht: für das zweite Jahr um 20 Vo, für 
das dritte Jahr um 30 Vo und für das vierte Jahr um 
40 <Vo. 

b) Jeder assoziierte Staat, in dem die Einfuhr auf 
andere Weise als durch mengenmäßige Beschrän- 
kungen begrenzt ist, legt für jedes nichtliberalisierte 
Erzeugnis bei Inkrafttreten des Abkommens ein 
Globalkontingent fest, das den Mitgliedstaaten ohne 
Unterschied zugänglich ist und dem Betrag der Ein- 
fuhren dieses Erzeugnisses aus den Mitgliedstaaten 
entspricht, die der betreffende assoziierte Staat 
während des letzten Jahres, für das Statistiken vor- 


LES HAUTES PARTIES CONTRACTANTES 

SONT CONVENUES des dispositions suivantes, qui 
sont annexees ä la Convention: 

Article 1 

Pour tout produit originaire des Etats membres, qui fait 
l'objet, ä Pimportation sur le territoire d'un Etat associe, 
de restrictions quantitatives ou de mesures d’effet equiva- 
lent, cet Etat associe etablit un contingent global qu’il 
ouvre Sans discrimination aux Etats membres autres que 
celui qui beneficie dejä de la liberte d'importation. 

Lorsque le Conseil d'Association constate que les im- 
portations d'un produit ont ete, au cours de deux annees 
consecutives, inferieures aux contingents ouverts en ap- 
plication de l'article 2 ci-dessous, l'Etat associe supprime 
le contingentement de ce produit. 

Article 2 

Le contingent global vise au premier alinea de l'ar- 
ticle 1 ci-dessus est etabli et elargi dans les conditions 
ci-apres: 

a) Dans chaque Etat associe oü les importations sont 
limitees par des restrictions quantitatives, le mon- 
tant du contingent de base est egal au montant du 
contingent de l'annee 1959 calcule conformement ä 
l’article 11 de la Convention d’application relative a 
l'Association des pays et territoires d'outre-mer ä la 
Communaute signee le 25 mars 1957 et annexee au 
Tratte, augmente de 75 Vo. Ce contingent de base 
doit atteindre au moins 15 Vo de Pimportation totale 
dudit produit dans cet Etat associe, au cours de la 
derniere annee pour laquelle des statistiques sont 
disponibles. 


Lorsque pour un produit non libere aucun contin- 
gent n'est ouvert ä Pimportation dans un Etat asso- 
cie, celui-ci etablit un contingent au moins egal ä 
15Vo de Pimportation totale dudit produit dans cet 
Etat associe au cours de la derniere annee pour la- 
quelle des statistiques sont disponibles. 

Pour les produits qui n'ont jamais ete Importes 
par un Etat associe, celui-ci etablit un contingent 
d’un montant approprie. 

Le contingent de base ainsi etabli est augmente 
de 20 Vü pour la premiere annee et ensuite annuelle- 
ment par rapport ä Pannee precedente de 20 Vo pour 
la deuxieme annee, de 30 ^'o pour la troisieme an- 
nee, de 40 ^/o pour la quatrieme annee. 

b) Chaque Etat associe dans lequel Pimportation est 
limitee autrement que par des restrictions quantita- 
tives, etablit pour chaque produit non libere, ä comp- 
tcr de Pentree en vigueur de la Convention, un con- 
tingent global, accessible sans discrimination aux 
Etats membres et egal au montant des importations 
de ce produit en provenance des Etats membres 
realisees par cet Etat associe au cours de la der- 
niere annee pour laquelle des statistiques sont dis- 
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relativo airapplicazione deirarticolo 6 della Convenzione di Associazione 

Protocol No. 2 

betreffende de toepassing van artikel 6 van de Associatieovereenkomst 


LE ALTE PARTI CONTRAENTI 

HANNO CONVENUTO le seguenti disposizioni che 
sono allegate alla Convenzione: 

A r t i c o I o 1 

Per ogni prodotlo originario degli Slati iiiembri sog- 
getlo, all importazione nel territorio di uno Stato asso- 
ciato, a restrizioni quantitative o a niisure di effetto equi* 
valente, questo stesso Stato associato istituisce un con- 
tingente globale aperto senza discriminazioni agli Slati 
membri diversi da quello che beneficia gia della liberld 
d’iinportazione. 

Se 11 Consiglio di Associazione costata che le importa- 
zioni di un prodotto, durante due anni consecutivi, sono 
state inferiori ai contingenti aperti in applicazione del 
seguente articolo 2, lo Stato associato sopprime il con* 
tingentamento di questo prodotto. 

Articolo 2 

11 contingente globale di cui al prinio comma delTar- 
ticolo 1 e istituito ed aumentato nel modo seguente: 

a) In ogni Stato associato in cui le importazioni sono 
limitate da restrizioni quantitative, l'ammontare del 
contingente di base e pari a quello del contingente 
del 1959 calcolato in conformitä deU'articolo 11 del* 
la Convenzione di applicazione relativa all'asso* 
ciazione dei paesi e territori d'oltremare alla Comu- 
nitd, firmata il 25 marzo 1957 ed allegata al Trat- 
tato, aumentato del 75^ o. Questo contingente di 
base deve raggiungere aimeno il 15 "/o deH'iinpor- 
tazione globale di detto prodotto in questo Stato 
associato neH'ultimo anno per cui si hanno stati- 
stiche. 


Se per un prodotto non liberalizzato non e aperto 
alcun contingente d'importazione in uno Stato asso* 
ciato, quest'ultimo istituisce un contingente pari 
alineno al 15 Vo deirimportazione globale di detto 
prodotto in questo Stato associato nell ultimo anno 
per cui si hanno statistiche, 


Per i prodotti che non sono mai stati impoilati 
da uno Stato associato, quest'ultimo istituisce un 
contingente per un importo adeguato. 

Il contingente di base cosi stabililo e aumentato 
del 20”/o per il primo anno, indi ogni anno rispetto 
all'anno precedente del 20 W per il secondo anno, 
del 30 ho per il terzo anno, del 40 per il quarto 
anno. 

b) Ogni Stato associato le cui importazioni siano linii- 
tate da misure diverse dalle restrizioni quantitative 
istituisce per ciascun prodotto non liberalizzato, a 
decorrere dall'entrata in vigore della Convenzione, 
un contingente globale accessibile agli Stati membri 
senza discriminazione e pari alLammontare delle 
importazioni di tale prodotto in proveriienza dagli 
Stati membri, effettuate da questo Stato associato 
nelLultimo anno per cui si hanno statistiche. Tale 


DE HOGE OVEREENKOMSTSLüITENDE PARTEIEN 

tIEBBEN OVEREENSTEMMING BEREIKT omtient de 
vülgende bepalingen, die aan de Overeenkomst zijn ge- 
hecht; 

Artikel 1 

Voor elk produkt van oorsprong uit de Lid-Staten, 
waarop bij invocr op het grondgebied van een geasso- 
cieerde Staat kwantitatieve beperkingen of maatregelen 
van gehjke werking worden toegepast, stelt deze geasso- 
cieerde Staat en globaal contingent vast, dat hij zoncler 
discriminatie beschikbaar stelt voor andere Lid-Staten 
dan die welke reeds vrij mögen invoeren. 

Wanneer de Associatieraad vaststelt dat de invoer van 
een produkt gedurende twee opeenvolgende jaren be- 
iiedeii de krachtens artikel 2 bischikbaargestelde contin- 
genten is gebleven, schaft de geassocieerde Staat de con- 
tingentering van dit produkt af. 

Artikel 2 

Het in de eerste alinea van artikel 1 bedoelde globale 
contingent wordt als volgt vastgesteld en verruimd: 

a) In elke geassocieerde Staat waar de invoer wordt 
beperkt door kwantitatieve beperkingen, is het be- 
drag van het basiscontingent gelijk aan het bedrag 
van het contingent voor 1959, berekent overeen- 
komstig artikel 11 van de op 25 maart 1957 onder- 
tekende en aan het Verdrag gehechte Toepassings- 
overeenkomst betreffende de Associatie van de 
landen en gebieden overzee met de Gemeenschap, 
verhoogd met 75 ‘’/o. Dit basiscontingent moet ten 
minste 15^ o bedragen van de totale invoer van ge- 
noemd produkt in deze geassocieerde Staat gedu- 
rende het laatste jaar waarover statistische gegevens 
beschikbaar zijn. 

Wanneer voor een niet-gcliberaliseerd produkt 
geen enkel contingent voor de invoer in een geas- 
socieerde Staat is geopend, stelt deze een contin- 
gent vast, dat ten minste gelijk is aan 15 ^/o van de 
totale invoer van genoemd produkt in deze geasso- 
cieerde Staat gedurende het laatste jaar waarover 
statistische gegevens beschikbaar zijn. 

Voor de Produkten die nooit door een geasso- 
cieerde Staat zijn ingevoerd, stelt deze een contin- 
gent voor een passend bedrag vast. 

Het aldus vastgestelde basiscontingent wordt ver- 
ruimd met 20 ^/o voor het eerste jaar en vervolgens 
jaarlijks ten opzichte van het voorafgaande jaar met 
20 h'ü voor het tweede jaar, met 30 ^/o voor het derde 
jaar, met 40 W voor het vierde jaar. 

b) Elke geassocieerde Staat waar de invoer op andere 
wijze wordt beperkt dan door middel van kwantita- 
tieve beperkingen, stelt voor elk niet-geliberalisccrd 
Produkt met ingang van de inwerkingtreding van de 
Overeenkomst een globaal contingent vast, dat zon- 
der discriminatie voor de Lid-Staten ter beschikking 
Staat en dat gelijk is aan het bedrag van de invoer 
van dat produkt uit de Lid-Staten in deze geasso- 
cieerde Staat gedurende het laatste jaar waarover 
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liegen, getätigt hat. Dieses Kontingent darf nicht 
weniger als 15^’/o der Gesamteinfuhr des betreffen- 
den Erzeugnisses während des Bezugsjahres be- 
tragen. 

Das auf diese Weise festgelegte Grundkontingent wird 
nach Maßgabe des Buchstaben a Absatz 4 erhöht. 

Artikel 3 

Jeder assoziierte Staat eröffnet für die Erzeugnisse mit 
Ursprung in den Mitgliedstaaten bis zum 1. Februar jedes 
Jahres die Einfuhrkontingente gemäß Artikel 2 dieses 
Protokolls. Diese Maßnahmen sowie die Maßnahmen 
nach Artikel 5 werden in der Sammlung der offiziellen 
Akte des betreffenden Staates veröffentlicht und außer- 
dem dein Assoziationsrat initgeteilt. 

Artikel 4 

Jeder assoziierte Staat erklärt sich bereit, die mengen- 
mäßigen Einfuhrbeschränkungen und Maßnahmen gleicher 
Wirkung schneller als in diesem Protokoll vorgesehen, zu 
beseitigen, falls seine Wirtschaftslage dies zuläßt. 


Artikel 5 

(1) Nach Maßgabe des Artikels 6 Abs. 3 des Abkom- 
mens kann ein assoziierter Staat mengenmäßige Einfuhr- 
beschränkungen für Erzeugnisse mit Ursprung in den 
Mitgliedstaaten beibehalten oder einführen, sofern im 
Assoziationsrat vorher eine Konsultation stattfindet und 
Globalkontingente festgelegt werden, die für Erzeugnisse 
mit Ursprung in den Mitgliedstaaten ohne Unterschied in 
Anspruch genommen werden können. 

(2) Der Assoziationsrat muß die in Absatz 1 vorge- 
sehene Konsultation binnen zwei Monaten nach dem Tage 
durchführen, an dem der assoziierte Staat die Geneh- 
migung der in Absatz 1 genannten Maßnahmen bean- 
tragt hat. 

Findet die Konsultation nicht innerhalb dieser Frist 
statt, so kann der assoziierte Staat die beantragten 
Maßnahmen treffen. 


penibles. Ce contingent ne peut pas etre inferieur ä 
15Uo de l’importation totale du meme produit pen- 
dant l'annee de reference 

Le contingent de base ainsi etabli est augmente dans 
les conditions fixees a l'alinea 4 du paragraphe a) ci- 
dessus. 

Article 3 

Chaque Etat associe ouvre ä rimportation des produits 
originaires des Etats membres, au plus tard le Ur fevrier 
de chaque annee, les contingents etablis conformement a 
Larticle 2 du present Protocole. Ces mesurcs ainsi que 
cclles visees ä Larticle 5 ci-dessous sont publiees dans le 
Recueil des actes officiels de 1 Etat Interesse et font, en 
outre, Lobjet d'une communication au Conseil d’Associa- 
tion, 

Article 4 

Chaque Etat associe se declare dispose ä eliminer les 
restrictions quantitatives ä Limportation et les mesures 
d'effet equivalent selon un rythme plus rapide que celui 
qui est prevu au present Protocole, si la Situation de son 
economie le lui permet. 

Article 5 

1. Dans les conditions prevues au paragraphe 3 de Lar- 
ticle 6 de la Convention, un Etat associe peut inaintenir 
ou etablir des restrictions quantitatives ä Legard de Lim- 
portation des produits originaires des Etats membres, 
SOUS reserve d'une consultation prealable au sein du Con- 
seil d'Association et de Letablissement de contingents 
globaux accessibles sans discrimination aux produits ori- 
ginaires des Etats membres. 

2. Le Conseil d'Association doit proceder ä la consul- 
tation prevue au paragraphe precedent dans un delai 
maximum de deux mois ä compter de la date ä laquelle 
l'Etat associe a demande de pouvoir adopter les mesures 
visees audit paragraphe. 

Si la consultation n'a pas lieu dans ce delai, LEtat as- 
socie peut adopter les mesures demandees. 


Protokoll Nr. 3 

über den Begriff „Erzeugnisse mit Ursprung in " 

oder „Ursprungserzeugnisse'' im Sinne des Assoziierungsabkommens 


Protocole N° 3 

relatif ä la notion de «produits originaires» de la Convention d'Association 

pour l'application 


DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN 

SIND über folgende Bestimmungen ÜBEREINGEKOM- 
MEN, die dem Abkommen als Anhang beigefügt sind: 

(1) Der Assoziationsrat legt auf der Grundlage eines 
Entwurfs der Kommission spätestens am ersten Tag des 
siebenten Monats nach dem Monat des Inkrafttretens 
des Abkommens die Begriffsbestimmung für „Erzeugnisse 
mit Ursprung in . . ." oder „Ursprungserzeugnisse" im 
Sinne des Titels I des Abkommens fest. Er bestimmt 
ferner die Verfahren für die verwaltungsmäßige Zusam- 
menarbeit. 

(2) Bis zur Anwendung der neuen Bestimmungen bleibt 
die am 31. Dezember 1962 geltende Regelung in Kraft. 


LES HAUTES PARTIES CONTRACTANTES 

SONT CONVENUES des dispositions suivantes, qui 
sont annexees a la Convention: 

1. Le Conseil d'Association arrete, sur la base d’un pro- 
jet de la Commission, au plus tard le premier Jour du 
septieme mois suivant celui de Lentree en vigueur de la 
Convention, la definition de la notion de « produits origi- 
naires » aux fins de l'application du Titre I de la Conven- 
tion. II determine egalement les methodes de Cooperation 
administrative, 

2. Jusqu'ä la mise en application des nouvelles dispo- 
sitions, le regime en vigueur ä la date du 31 decembre 
1962 continue ä etre applique. 
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contingeiitc non pud osserc inforiorc al 15®,'o del- 
l'iniporlazione globale dello stesso prodoUo durante 
l'aimo di rifcrimento. 

11 coiiLingente di base cosi stabil ito e aumentalo alle 
coiidizioni di ciii al quarto comma del precedenle para- 
grafo a). 

A r t i c o 1 o 3 

Ciascuno Stalo associalo apre airimportazione dei 
prodotli originär! dcgli Stati membri, al piü tardi il 
febbraio di ogni anno, i contingenti stabiliti in con- 
lormilä deU'articolo 2. Tali misure, nonche quelle di eui 
al seguente articolo 5, vengono pubblicate nella Raccolla 
degli atti ufficiali dello Stato interessato e sono inoitre 
cüiTiiinicate al Consiglio di Associazlone. 

Articolo 4 

Ciascuno Stato associato si dichiara disposto ad abo- 
lire le reslrizioni quantitative aH'importazione e le mi- 
sure di effello equi valente secondo un ritino piü rapido 
di quello previsto dal presente Protocollo, se la situa- 
zione della sua economia glielo consente. 

Articolo 5 

1. Alle condizioni previsto dal paragrafo 3 dell'arti- 
colo 6 della Convenzione, una Stato associato puö man- 
tenere o istituire restrizioni quantitative per le importa- 
zioni dei prodotti originari degli Stati membri, previa 
consultazione in seno al Consiglio di Associazione e 
purche siano istituiti contingenti global! accessibili senza 
discriminazione ai prodotti originari degli Stati membri. 

2. II Consiglio di Associazione deve procedere alla 
consultazione prevista al precedente paragrafo entro un 
termine massimo di due mesi a docorrere dalla data alla 
quäle lo Stato associato ha chiesto di poter adottare le 
misure di cui al suddetto paragrafo. 

Sc la consultazione non ha luogo entro questo termine, 
lo Stato associato pu6 adottare le misure richieste. 


statistische gegevens bcschikbaar zijn. Dit contin- 
gent mag niet lager zijn dan van de totale 

invoer van hctzelfde produkt gedurende het refc- 
rentiejaar. 

Het aldus vastgcstcldc basiscontingent wordt verruirnd 
onder de in de vierde alinea van lid a) gcstelde voor- 
waarden. 

Artikel 3 

Elke gcassociecrcle Staat stelt uiterlijk op 1 februari 
van ieder jaar de overeenkomstig artikel 2 vastgestclde 
contingenten open voor de invoer van Produkten van 
oorsprong uit de Lid-Staten, Deze, alsook de in artikel 5 
bcdoelde maatregelen, worden in het Staatsblad van de 
betrokken Staat bekendgemaakt en bovendien aan de 
Associatieraad mcdegcdeeld, 

Artikel 4 

Elko gcassocieerde Staat verklnart zieh bei cid de 
kwantitatievo invoerbeperkingen en maatregelen van 
gelijke werking in een sneller tempo at tc^ schafien dan in 
dit Protocol is bepaald, indien de toestand van zijn eco- 
nomie ziilks toclaat. 

Artikel 5 

1. Onder de in artikel 6, lid 3, van de 0\ereerikomst 
bedoelde voorwaarden mag een gcassocieerde Staat 
kwantitatieve invoerbeperkingen op Produkten van oor- 
sprong uit de Lid-Staten handhaven of instelien, mits 
vooraf in de Associatieraad hieromtrent overleg plaats- 
vindt en globale contingenten worden vastgesteld, die 
zonder discriminatie voor de Produkten van oorsprong 
uit de Lid-Staten ter beschikking staan. 

2. De Associatieraad moet tot het in het voorgaancle 
lid bedoelde overleg overgaan binnen een termijn van 
ten hoogste twee maanden te rekenen vanaf de dag 
waarop de gcassocieerde Staat gevraagd heeft de in dat 
lid bedoelde maatregelen te mögen treffen. 

Indien het overleg niet binnen deze termijn plaatsvindt, 
mag de geassocieerde Staat de verlangdc maatregelen 
treffen. 


Protocollo N® 3 

relativo al concetto di «prodotti originari» per l'applicazione della Convenzione 

di Associazione 


Protocol No. 3 

betreffende het begrip „Produkten van oorsprong" voor de toepassing van de 

Associatieovereenkomst 


LE ALTE PARTI CONTRAENTI 

HANNO CONVENUTO le seguenti disposizioni che 
sono allegate alla Convenzione; 

1. II Consiglio di Associazione, al piü tardi il primo 
giorno del settimo mese successivo a quello dell'entrata 
in vigore della Convenzione, stabilisce in base ad un pro- 
getto della Commissione la definizione del concetto di 
«prodotti originari» per l'applicazione del Titolo I della 
Convenzione. Stabilisce parimenti i metodi di coopera- 
zione amministrativa. 

2. Sino aU’applicazione delle nuove disposizioni conti- 
nua ad essere applicato il regime in vigore il 31 dicembre 
1962. 


DE HOGE OVEREENKOMSTSLUITENDE PARTIJEN 

HEBBEN OVEREENSTEMMING BEREIKT omtrent de 
volgende bepalingen, die aan de Overeenkomst zijn 
gehecht: 

1. De Associatieraad stelt uiterlijk op de eerste dag 
van de zevende maand volgend op die van de inwerking- 
treding van de Overeenkomst, op de grondslag van een 
ontwerp van de Commissie, de definitie vast van het 
begrip „Produkten van oorsprong" voor de toepassing 
van Titel I van de Overeenkomst. Hij stelt tevens vast 
op welke wijze de administratieve samenwerking zal 
geschieden. 

2. Tot aan de tenuitvoerlegging van de nieuwe bepa- 
lingen blijft de op 31 december 1962 geldende rcgeling 
van toepassing. 
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Protokoll Nr. 4 

über die Maßnahmen der Hohen Vertragsparteien 
betreffend die gegenseitige Berücksichtigung ihrer Interessen, 
insbesondere hinsichtlich der tropischen Erzeugnisse 

Protocole 4 

relatif ä l’action des Hautes Parties Contractantes concernant leurs interets reciproques 

notamment a l'egard des produits tropicaux 


DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN 

SIND über folgende Bestimmungen UßEREINGEKOM- 
MEN, die dem Abkommen als Anhang beigefügt sind: 

(1) Die Vertragsparteien berücksichtigen gegenseitig 
ihre Interessen auf internationaler Ebene in Überein- 
stimmung mit den dem Abkommen zugrunde liegenden 
Prinzipien. 

(2) Zu diesem Zweck sorgen sie für die erforderliche 
Zusammenarbeit, insbesondere durch Konsultationen im 
Assoziationsrat, und gewahren sich gegenseitig jede 
Unterstützung. 

(3) Diese Konsultationen dienen insbesondere dem Ziel, 
im gegenseitigen Einvernehmen auf internationaler Ebene 
geeignete Maßnahmen zur Lösung der Probleme des 
Absatzes und der Vermarktung tropischer Erzeugnisse zu 
treffen. 


LES HAUTES PARTIES CONTRACTANTES 

SONT CONVENUES des dispositions sui\ antes, qui 
sont annexces a la Convention: 

1. Les Parties Contractantes conviennent de tenir comp- 
te de leurs interets reciproques sur le plan international, 
conformement aux principes qui sont ä la base de la Con- 
vention. 

2. A cet effet, elles assurent la Cooperation necessaire, 
notamment au moyen de consultations au sein du Conseil 
d’Association, et se pretent mutuellement toute l'assis- 
tance possible. 

3. Ces consultations ont lieu notamment en vue d'en- 
treprendre d un commun accord sur le plan international 
les actions appropriees pour resoudre les problemes po- 
ses par Pecoulement et la commercialisation des produits 
tropicaux. 


Protokoll Nr. 5 

über die Verwaltung der Finanzhilfe 
Protocole N"^ 5 

relatif a la gestion des aides financieres 


DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN 

SIND über folgende Bestimmungen ÜBEREINGEKOM- 
MEN, die dem Abkommen als Anhang beigefügt sind: 

Kapitel I 

Wirtschaftliche und soziale Investitionen und mit den 
Investitionen verbundene technische Hilfe 

Artikel 1 

(1) Für die Finanzierung der in Artikel 17 Ziffer 1 des 
Abkommens bczeichneten Maßnahmen arbeiten die Regie- 
rungen der assoziierten Staaten möglichst im Rahmen 
eines Entwicklungsplans folgendes aus: wirtschaftliche 
und soziale Infrastrukturvorhaben, produktive Vorhaben 
von allgemeinem Interesse, produktive Vorhaben mit 
üblicher finanzieller Rentabilität sowie Anträge auf die 
mit den Investitionen verbundene technische Hilfe. 

(2) Die Gemeinschaft kann jedoch bei Bedarf zugunsten 
eines assoziierten Staates und mit dessen Einverständnis 
Vorhaben für die mit den Investitionen verbundene tech- 
nische Hilfe ausarbeiten. 

Artikel 2 

Die Vorhaben werden durch nichtrückzahlbare Zuschüsse, 
Darlehen zu Sonderbedingungen, gegebenenfalls mit Zins- 
vergütungen verbundene Darlehen der Bank oder gleich- 
zeitig durch mehrere dieser Mittel finanziert. 


LES HAUTES PARTIES CONTRACTANTES 

SONT CONVENUES des dispositions suivantes, qui 
sont annexees ä la Convention: 

Chapitre I 

Investissements ^conomiques et sociaux et assistance 
technique li^e aux investissements 

Article 1 

1, Pour le hnancement des actions visees ä l'article 17, 
paragraphe 1 de la Convention, les Gouvernements des 
£tats associes etablissent, autant que possible dans le 
cadre d un plan de developpeinent, des projets d'infra- 
structure economique et sociale, des projets ä caractere 
productif d'interet general, des projets ä caractere pro- 
ductif et ä rentabilite financiere normale ainsi que des 
demandes d’assistance technique liee aux investissements. 

2. Toutefois, la Communaute peut, en cas de besoin, 
etablir au profit d un Etat associe et avec son accord, des 
projets d'assistance technique liee aux investissements. 

Article 2 

Les projets sont finances soit par des aides non rem- 
boursables, soit par des prets ä conditions speciales, soit 
par des prets accordes par la Banque eventuellement as- 
sortis de bonifications d’interet, soit simultanement par 
plusieurs de ces moyens. 
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Protocollo 4 

relativo aU'azione delle Alte Parti Contraenti per quanto riguarda i reciproci interessi 

in particolare per i prodotti tropicali 


Protocol No. 4 

betreffende de maatregelen van de Hoge Overeenkomstsluitende Partijen inzake hun 
wederzijdse belangen, met name op het gebied van tropische produkten 


LE ALTE PARTI CONTRAENTI 

HANNO CONVENUTO le seguenti disposizioni che 
sono allegate alla Convenzione: 

1. Le Parti Contraenti convengono di teuer conto dei 
reciproci interessi sul piano internazionale, conforme- 
mente ai principi che sono alla base della Convenzione. 

2. A tal fine, esse assicurano la cooperazione necessa- 
ria, in particolare mediante consultazioni in seno al Con- 
siglio di Associazione, e si prestano vicendevolmente 
tutta l’assistenza possibile. 

3. Tali consultazioni servono in particolare a intra- 
prendare di comune accordo sul piano internazionale 
le azioni appropriate per risolvere i problemi posti dallo 
smercio e dalla commercializzazione dei prodotti tropi- 
cali. 


DE HOGE OVEREENKOMSTSLUITENDE PARTIJEN 

HEBBEN OVEREENSTEMMING BEREIKT omtrent de 
volgende bepalingen, die aan de Overeenkomst zijn 
gehecht: 

1. De Partijen körnen overeen rekening te houden met 
hun wederzijdse belangen op internationaal niveau over- 
eenkomstig de beginselen die aan de Overeenkomst ten 
grondslag liggen. 

2. Te dien einde dragen zij zorg voor de nodige samen- 
werking, met name door middel van overleg in de 
Associatierad, en verlenen zij elkander alle mogelijke 
bijstand. 

3. Dit overleg vindt met name plaats om gezamenlijk 
op internationaal niveau passende acties te ondernemen 
ter oplossing van de ten aanzien van de atzet en de 
commercialisatie van tropische produkten gerezen Pro- 
blemen. 


Protocollo N° 5 

relativo alla gestione degli aiuti finanziari 
Protocol No. 5 

betreffende het beheer van de financiele steun 


LE ALTE PARTI CONTRAENTI 

HANNO CONVENUTO le disposizioni seguenti che 
sono allegate alla Convenzione: 

Capitolo I 

Investimenti economici e sociali ed assistenza 
tecnica connessa agli investimenti 

Articolo 1 

1. I Governi degli Stati associati, per finanziare le 
azioni di cui all’articolo 17, paragrafo 1, della Conven- 
zione e, per quanto possibile, nell'ambito di un piano 
di sviluppo, elaborano progetti di infrastruttura econo- 
mica e sociale, progetti a carattere produttivo di Inte- 
resse generale, progetti a carattere produttivo e a reddi- 
tivitä finanziaria normale, nonche domande di assistenza 
tecnica connessa agli investimenti. 

2. Tuttavia, la Comunita puö elaborare, in caso di 
necessita, a favore di uno Stato associato e con l'ac- 
cordo di questo progetti di assistenza tecnica connessa 
agli investimenti. 

Articolo 2 

I progetti sono finanziati mediante aiuti non rimbor- 
sabili, o mediante prestiti a condizioni speciali, o me- 
diante prestiti concessi dalla Banca con eventuale 
abbuono d'interessi, oppure contemporaneamente me- 
diante diversi di qucsti mezzi. 


DE HOGE OVEREENKOMSTSLUITENDE PARTIJEN 

HEBBEN OVEREENSTEMMING BEREIKT omtrent de 
volgende bepalingen, die aan de Overeenkomst zijn 
gehecht: 

Hoofdstuk I 

Economische en sociale investeringen en met de 
investeringen verbonden technische hulp 

Artikel 1 

1. Voor de financiering van de in artikel 17 sub 1 van 
de Overeenkomst bedoelde maatregelen stellen de Re- 
geringen van de geassocieerde Staten, zoveel mogelijk 
in het kader van een ontv/ikkelingsprogramma, projecten 
betreffende de economische en sociale infrastructuur op, 
alsmede projecten van produktieve aard van algemeen 
belang, projecten van produktieve aard met een normale 
financiele rentabiliteit benevens aanvragen betreffende 
de met de investeringen verbonden technische hulp. 

2. Zo nodig kan de Gemeenschap echter ten behoeve 
van een bepaalde geassocieerde Staat en met diens 
instemming projecten voor de met de investeringen ver- 
bonden technische hulp opstellen. 

Artikel 2 

De financiering van de projecten geschiedt hetzij door 
middel van giften, hetzij door middel van leningen tegen 
speciale voorwaarden, hetzij door middel van leningen 
door de Bank waaraan eventueel rentesubsidies kunnen 
worden verbonden, hetzij door meer dan een van deze 
middelen tegelijk. 
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Artikel 3 

Die Vorhaben werden der Gemeinschaft zu Händen der 
Kommission unterbreitet. Vorhaben, für die ein Darlehen 
der Bank beantragt wird, werden jedoch unmittelbar von 
den Beteiligten, über die Kommission oder über den 
assoziierten Staat, in dessen Hoheitsgebiet das Vorhaben 
durchgeführt wird, der Bank zugeleitet. 

Artikel 4 

(1) Die mit den Investitionen verbundene technische 
Hilfe wird durch nichtrückzahlbare Zuschüsse finanziert. 

(2) Sie umfaßt insbesondere folgende Maßnahmen: 

— Programmierung, 

— besondere und regionale Entwicklungsstudien, 

— für die Ausarbeitung von Investitionsvorhaben 
erforderliche technische und wirtschaftliche Unter- 
suchungen, 

— Hilfe bei der Vorbereitung der Unterlagen, 

— Hilfe bei der Durchführung der Arbeiten und 
deren technische Überwachung, 

— vorübergehende Hilfe bei der Erstellung, der 
Inbetriebnahme und dem Betrieb einer bestimm- 
ten Investition oder einer Gesamtheit von Aus- 
rüstungen, 

— vorübergehende Übernahme der Kosten für 
Techniker und Verbrauchsgüter, die für die 
reibungslose Durchführung eines Investitions- 
vorhabens erforderlich sind. 

Artikel 5 

Die zuständigen Behörden der assoziierten Staaten sind 
für die Durchführung der von ihren Regierungen unter- 
breiteten und von der Gemeinschaft finanzierten Vorhaben 
verantwortlich. 

Kapitel II 

Technische Zusammenarbeit 

Artikel 6 

Die Finanzierung der in Artikel 17 Ziffer 2 des Abkom- 
mens bezeichneten Maßnahmen erfolgt entweder auf 
Antrag der Regierungen der assoziierten Staaten, die 
diese Anträge vorzugsweise im Rahmen von Jahres- oder 
Mehrjahresprogrammen vorlegen, oder auf Vorschlag der 
Gemeinschaft. 

Artikel 7 

Die Maßnahmen der Gemeinschaft auf dem Gebiet der 
technischen Zusammenarbeit werden durch nicht rückzahl- 
bare Zuschüsse finanziert. 

Artikel 8 

Die Anträge der assoziierten Staaten werden der 
Gemeinschaft zu Händen der Kommission unterbreitet. 

Artikel 9 

Die Finanzierungsmaßnahmen der Gemeinschaft auf 
dem Gebiet der technischen Zusammenarbeit umfassen 
insbesondere; 

a) Entsendung von Sachverständigen, Beratern, Tech- 
nikern und Ausbildern mit bestimmtem Auftrag für 
begrenzte Zeit in die assoziierten Staaten auf Antrag 
dieser Staaten; 


Ar t i cl e 3 

Les projets sont presentes ä la Communaute ä l'adresse 
de la Commission. Toutefois, les projets pour lesquels un 
pret de la Banque est deinande sont adresses ä la Banque 
soit directement par les interesses, soit par l'intermediai- 
re de la Commission, soit par l'intermediaire de l’Etat 
associe sur le territoire duquel le projet sera realise. 

A r t i c 1 e 4 

1. L'assistance technique liee aux investissements est 
financee par des aides non remboursables. 

2. Elle comprend notamment les actions suivantes: 

— programmation, 

— etudes speciales et regionales de developpement, 

- — etudes techniques et economiqiies necessaires ä 

la mise au point de projets d'investissements, 

— aide ä la preparation des dossiers, 

— aide ä l’execution et contröle technique des tra- 
vaux, 

— aide temporaire pour l'etablissement, la mise en 
route et Fexploitation d'un investissement deter- 
mine ou d'un ensemble d’equipements, 

— prise en Charge temporaire des techniciens et des 
biens de consommation necessaires ä la bonne 
execution d’un projet d’investisscment. 


Article 5 

Les autorites competentes des Etats associes sont res- 
ponsables de l'execution des projets presentes par leur 
gouvernement et hnances par la Communaute. 

Chapitre II 

Cooperation technique 

Article 6 

Le financement des actions visees a l'article 17, para- 
graphe 2 de la Convention est effectue soit sur demande 
des gouvernements des Etats associes, presentee de pre- 
ference dans le cadre de programmes annuels ou pluri- 
annuels, soit sur proposition de la Communaute. 

Article 7 

Les actions de la Communaute dans le domaine de la 
Cooperation technique sont financees par des aides non 
remboursables. 

Article 8 

Les demandes des Etats associes sont presentees ä la 
Communaute ä l'adresse de la Commission. 

Article 9 

Les actions de financement de la Communaute dans le 
domaine de la Cooperation technique compiennent notam- 
ment: 

a) envoi dans les Etats associes, sur leur demande, 
d’experts, de conseillers, de techniciens et d'instruc- 
teurs pour une mission determinee et une duree 
limitee; 
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Articolo 3 

I progetti sono presentati alla Comunitä, indirizzandoli 
alla Commissione. Tuttavia, i progetti per i quali si 
chiede un prestito alla Banca sono indirizzati alla Banca 
direttamente dagli interessati, oppure tramite la Com- 
missione o lo Stato associato sul cui territorio sarä rea- 
lizzato il progetto. 


Articolo 4 

1. L'assistenza tecnica connessa agli investimenti e 
finanziata mediante aiuti non rimborsabili. 

2. Essa comprende in particolare le seguenti azioni; 

— programmazione, 

— studi speciali e regional] di sviluppo, 

— studi tecnici ed economici necessari per rnettere 
a punto progetti di investimento, 

— aiuto alla preparazione dei fascicoli, 

— aiuto all'esecuzione e controllo tccnico dei 
lavori, 

— aiuto temporaneo per l'istituzione, l’avviamento 
e la gestione di un determinato investimento o 
di un complesso di attrezzature, 

— assunzione temporanea dell'onere rappresentato 
dai tecnici e dai beni di consumo necessari alla 
buona esecuzione di un progetto d'investimento. 


Articolo 5 

Le autoritä competcnti degli Stati associati sono re- 
sponsabili delFesecuzione dei progetti presentati dal loro 
governo e finanziati dalla Comunitä. 

Capitolo II 

Cooperazione tecnica 

Articolo 6 

II finanziamento delle azioni dl cui all'articolo 17, para- 
grafo 2 della Convenzione e effettuato sia a richiesta dei 
Governi degli Stati associati, presentata preferibilmente 
nell'ambito di programmi annuali o pluriennali, sia su 
proposta della Comunitä. 

Articolo 7 

Le azioni della Comunitä nel settore della cooperazione 
tecnica sono finanziate mediante aiuti non rimborsabili. 

Articolo 8 

Le domande degli Stati associati sono presentate alla 
Comunitä indirizzandole alla Commissione. 

Articolo 9 

Le azioni di finanziamento della Comunitä nel settore 
della cooperazione tecnica comprendono in particolare: 

a) l'invio negli Stati associati, dietro loro richiesta, 
di esperti, consiglieri, tecnici e istruttori per una 
determinata missione e per un periodo di tempo 
limitato; 


Artikel 3 

De projecten worden bij de Gemeenschap ingediend, 
ten adresse van de Commissie. De projecten waarvoor 
een lening van de Bank wordt aangevraagd, worden 
echter aan de Bank toegezonden, hetzij rechtstreeks door 
de betrokkenen, hetzij door bemiddeling van de Com- 
missie, hetzij door bemiddeling van de geassocieerde 
Staat op Wiens grondgebied bet project zal worden uit- 
gevoerd. 

Artikel 4 

1. De met de investeringen verbonden technische hulp 
wordt gefinancierd door middel van giften. 

2. Deze technische hulp omvat met name het volgende: 

— programmering, 

— bijzonder en regionaal ontwikkelingsonderzoek, 

— economische en technische studies voor de uit- 
werking van investeringsprojecten, 

— hulp bij de samenstelling van de dossiers, 

— hulp bij de uitvoering van en technisch toezicht 
op de werkzaamheden, 

— tijdelijke hulp voor het tot stand brengen, het 
op gang brengen en het exploiteren van een be- 
paald investeringsobject of van een geheel van 
uitrustingen, 

— het tijdelijk ten laste nemen van de kosten van 
technici en consumptiegoederen die nodig zijn 
voor de goede uitvoering van een investerings- 
project. 

Artikel 5 

De bevoegde autoriteiten van de geassocieerde Staten 
zijn verantwoordelijk voor de uitvoering van de door 
hun Regering ingediende en door de Gemeenschap ge- 
financierde projecten. 

Hoofdstuk 11 

Technische samenwerking 

Artikel 6 

De financiering van de in artikel 17 sub 2 van de Over- 
eenkomst bedoelde maatregelen vindt plaats hetzij op 
aanvraag van de Regeringen der geassocieerde Staten, 
bij voorkeur ingediend in het kader van een- of meer- 
jarenprogramma's hetzij op voorstel van de Gemeenschap. 

Artikel 7 

De maatregelen van de Gemeenschap op het gebied 
van de technische samenwerking worden door middel 
van giften gefinancierd. 

Artikel 8 

De aanvragen van de geassocieerde Staten worden bij 
de Gemeenschap ingediend, ten adresse van de Com- 
missie. 

Artikel 9 

De financieringsmaatregelen van de Gemeenschap op 
het gebied van de technische samenwerking omvatten 
met name: 

a) het uitzenden naar de geassocieerde Staten, op hun 

verzoek, van deskundigen, adviseurs, technici en 

instructeurs met een bepaalde opdracht en voor 

een beperkte duur; 
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b) Lieferung von Material für Versuche und Vor- 
führungen; 

c) Ausarbeitung von Unterschungen über die Entwick- 
lungs- und Diversifizierungsmöglichkeiten der Wirt- 
schaft der assoziierten Staaten sowie über Probleme, 
die alle assoziierten Staaten betreffen, z. B. Aus- 
arbeitung und Verteilung von Musterplänen für 
bestimmte Gebäude oder Marktstudien; 

d) Gewährung von Stipendien für die Ausbildung von 
Führungskräften an Universitäten und Fachinstituten 
der assoziierten Staaten oder — falls dort nicht 
vorhanden — der Mitgliedstaaten; 

e) Berufsausbildung durch Gewährung von Stipendien 
oder durch Ausbildungsaufenthalte in den asso- 
ziierten Staaten oder — falls dort nicht möglich — 
in den Mitgliedstaaten; 

f) Veranstaltung kurzfristiger Ausbildungskurse für 
Staatsangehörige der assoziierten Staaten; 

g) allgemeine Unterrichtung und Dokumentation, um 
die wirtschaftliche und soziale Entwicklung der 
assoziierten Staaten, die Entwicklung des Handels 
zwischen diesen Staaten und der Gemeinschaft sowie 
die Verwirklichung der Ziele des Fonds zu fordern. 


Artikel 10 

Für die Durchführung der von den Regierungen unter- 
breiteten Programme für technische Zusammenarbeit sind 
die Regierungen der assoziierten Staaten und gegebenen- 
falls Fachinstitute oder sonstige Fachorgane der Mitglied- 
staaten oder der assoziierten Staaten verantwortlich. 


Kapitel III 

Darlehen zu Sonderbedingungen 

Artikel 11 

Die in Artikel 16 des Abkommens genannten Darlehen 
zu Sonderbedingungen dienen der Finanzierung von 
Investitionsvorhaben, die für den Empfängerstaat von 
allgemeinem Interesse sind, sofern die unmittelbare 
Rentabilität dieser Vorhaben und die Verschuldungs- 
fähigkeit des betreffenden Staates bei Gewährung des 
Darlehens eine derartige Finanzierung gestatten. 


Artikel 12 

Diese Darlehen können für eine Dauer von höchstens 
vierzig Jahren gewährt und während eines Zeitraums 
bis zu zehn Jahren von einer Tilgung befreit werden. Es 
werden günstige Zinsbedingungen gewährt. 


Artikel 13 

Die Gemeinschaft legt die Bedingungen für die Hingabe 
der Darlehen sowie die Einzelheiten ihrer Gewährung 
und Rückzahlung fest. 


b) fourniture de materiels d’experimentation et de de- 
monstration; 

c) elaboration d'etudes sur les perspectives de deve- 
loppement et de diversification des economies des 
Etats associes ainsi que sur des problemes interes- 
sant les Etats associes dans leur ensemble, tels que 
elaboration et diffusion de plans types pour certains 
bätiments ou etudes de marches; 

d) attribution de bourses pour la formation de cadres, 
dans les universites et Instituts specialises des Etats 
associes ou, ä defaut, des Etats membres; 


e) formation professionnelle par attribution de bourses 
ou par stages dans les Etats associes ou, ä defaut, 
dans les Etats membres; 

f) Organisation de sessions de formation de courte du- 
ree ä l'intention des ressortissants des Etats asso- 
cies; 

g) Information generale et documentation destinees ä 
favoriser le developpement economique et social 
des Etats associes, le developpement des echanges 
entre ces Etats et la Communaute ainsi que la bon- 
ne realisation des objectifs du Fonds. 


Article 10 

Les gouvernements des Etats associes et, le cas echeant, 
les Instituts ou autres organismes specialises des Etats 
membres ou des Etats associes sont responsables de l'exe- 
cution des programmes de Cooperation technique presen- 
tes par les gouvernements. 


Chapitre III 

Preis ä des conditions sp^ciales 
Article 11 

Les prets ä des conditions speciales vises ä l'article 16 
de la Convention servent ä financer des projets d'inves- 
tisseinent presentant un interet general pour l'Etat bene- 
ficiaire dans la mesure oü la rcntabilite directe de ces 
projets ainsi que la capacite d'cndettement de l'Etat In- 
teresse lors de l'octroi du pret, permettent un tel finan- 
cement. 


Article 12 

Ces prets peuvent elre accordes pour une duree maxi- 
ma de 40 ans et etre exonerees d'amortissements pendant 
une duree allant jusqu’ä 10 ans. Ils beneficient de condi- 
tions d'interet favorablhs. 


Article 13 

La Communaute arrete les conditions d'octroi des prets 
ainsi que les modalites de leur execution et de leur re- 
couvrement. 
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b) ia fornitura di materiale per esperimenti e dimostra- 
zioni; 

c) l'elaborazione di studi riguardanti le prospettive 
di sviluppo e di diversificazione delle economie de- 
gli Stati associati o problemi che interessano tutti 
gli Stati associati quali l'elaborazione e la diffusione 
di progetti-tipo per taluni edifici o studi di mer- 
cato; 

d) l'assegnazione di borse di Studio per la formazione 
di personale dirigenle nclle universita e negli isti- 
tuti specializ/ati degli Stati associati ovvero degli 
Stati inembri quando non ne esistano negli Stati 
associati; 

e) la formazione professionale mecliante assegnazione 
di borse o tirocini negli Stati associati ovvero negli 
Stati membri quando non sia possibile negli Stati 
associati; 

f) l'organizzazione di corsi di formazione di breve du- 
rata per i cittadini degli Stati associati; 

g) l'informazione generale e la documentazione desti- 
nate a favorire lo sviluppo economico e sociale 
degli Stati associati, lo sviluppo degli scambi fra 
tali Stati e la Comunitä nonche la realizzazione degli 
obiettivi del Fondo. 


A r t i c o 1 o 10 

I Governi degli Stati associati ed, eventualmente, gli 
istituti o altri organismi specializzati degli Stati membri 
o degli Stati associati soiio responsabili dell'esecuzione 
dei programmi di cooperazione tecnica che hanno presen- 
tato i Governi. 


Capitolo III 

Prestiti a condizioni speciali 

Arti colo 11 

I prestiti a condizioni speciali di cui all'articolo 16 
della Convenzione servono a finanziare progetti di in- 
vestimento d'interesse generale per lo Stato beneficiario 
nella misura in cui lo consentano la redditivitä diretta 
dei progetti e la capacitä di indebitamento dello Stato 
interessato all'atto della concessione del prestito. 


Articolo 12 

Tali prestiti possono essere concessi per un periodo 
massinio di 40 anni e possono essere esonerati da ammor* 
tamenti per un periodo non superiore a 10 anni. Essi 
beneficiano di condizioni favorevoli di interessi. 


Articolo 13 

La Comunitä stabilisce le condizioni per la conces- 
sione dei prestiti nonche le relative modalitä d’esecu- 
zione e di restituzione. 


b) het verschaffen van proef- en demonstratiematerieel; 

c) het uitwerken van studies betreffende de te ver- 
wachten ontwikkeling en diversificatie van de 
volkshuishoudingen der geassocieerde Staten, alsook 
betreffende vraagstukken welke voor de geasso- 
cieerde Staten gezamenlijk van belang zijn, zoals 
het opstellen en de verspreiding van standaardont- 
werpen voor bepaalde gebouv/en, of marktstudies; 

d) het toekennen van beurzen voor de opleiding van 
hoger personeel aan de universiteiten en gespeciali- 
seerde inrichtingen in de geassocieerde Staten, of, 
Indien deze aldaar ontbreken, in de Lid-Staten; 

e) beroepsopleiding door het toekennen van beurzen 
of door stages in de geassocieerde Staten, of Indien 
dit aldaar niet mogelijk is, in de Lid-Staten; 

f) organisatie van körte opleidingscursussen ten be- 
hoeve van de onderdanen van de geassocieerde 
Staten; 

g) algemene voorlichting en documentatie ter bevor- 
dering van de economische en sociale ontwikkeling 
der geassocieerde Staten, van de ontwikkeling van 
het handelsverkeer tussen deze Staten en de Ge- 
meenschap, alsook van de juiste verwezenlijking 
van de doelstellingen van het Fonds. 


Artikel 10 

De Regeringen der geassocieerde Staten en eventueel 
de gespecialiseerde inrichtungen of andere gespeciali- 
seerde lichamen van de Lid-Staten of geassocieerde Staten 
zijn verantwoordelijk voor de uitvoering van de door de 
Regeringen ingediende programma’s inzake technische 
samenwerking. 


Floofdstuk III 

Leningen tegen speciale voorwaarden 
Artikel 11 

De leningen tegen speciale voorwaarden, zoals bedoeld 
in artikel 16 van de Overeenkomst, dienen voor de finan- 
ciering van investeringsprojecten die van algemeen be- 
lang zijn voor de begunstigde Staat, voor zover de 
rechtstreekse rentabiliteit van deze projecten en het ver- 
mögen van de betrokken Staat om op het ogenblik van 
de toekenning der lening een Schuldenlast op zieh te 
nemen, zulk een financiering mogelijk maken. 


Artikel 12 

Deze leningen kunnen voor een maximale looptijd van 
40 jaar worden verstrekt en gedurende een periode van 
ten hoogste 10 jaar van aflossing worden vrijgesteld. 
Deze leningen worden tegen günstige rentevoorwaarden 
verstrekt. 

Artikel 13 

De Gemeenschap stelt de voorwaarden voor het ver- 
strekken van de leningen vast, evenals de wijze van 
uitvoering daarvan en de wijze van terugbetaling daar- 
van. 
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Kapitel IV 

Darlehen der Europäischen Investitionsbank 

Artikel 14 

Die von der Bank bei Vorhaben durdizuführende 
Zulässigkeitsprüfung und die Darlehensgewährung an 
die assoziierten Staaten oder an Unternehmen dieser 
Staaten erfolgen nach den in der Satzung der Bank 
festgelegten Einzelheiten, Bedingungen und Verfahren 
unter Berücksichtigung der Verschuldungsfähigkeit des 
betreffenden Staates. Die Bank finanziert nur Vorhaben, 
welche der oder die betreffenden assoziierten Staaten 
befürwortet haben. 


Artikel 15 

Die Tilgungsdauer jedes Darlehens richtet sich nach 
dem wirtschaftlichen Charakter des zu finanzierenden 
Vorhabens; sic darf höchstens fünfundzwanzig Jahre 
betragen. 

Artikel 16 

Mit den Darlehen können sowohl Ausgaben für Ein- 
fuhren als auch örtliche Ausgaben bestritten werden, die 
für die Verwirklichung genehmigter Investitionsvorhaben 
notwendig sind. 

Artikel 17 

Für die Darlehen gilt der Zinssatz, den die Bank zur 
Zeit der Unterzeichnung des Darlehens berechnet. Auf 
Antrag der Darlehensnehmer können für die Darlehen 
Zinsvergütungen nach Maßgabe des Artikels 19 des Ab- 
kommens gewährt werden, 

Artikel 18 

Die Gemeinschaft entscheidet über die Gewährung von 
Zinsvergütungen. Der Betrag der Vergütungen wird der 
Bank unmittelbar überwiesen. 


Kapitel V 

Vorschüsse an die Stabilisierungskassen 

Artikel 19 

Zur Finanzierung der in Artikel 17 Ziffer 4 des Abkom- 
mens bezeichneten Maßnahmen können den in den asso- 
ziierten Staaten bestehenden oder zu gründenden Stabili- 
sierungskassen Vorschüsse gewährt werden. 

Artikel 20 

Die Anträge auf Vorschüsse werden der Gemeinschaft 
von den Regierungen der betreffenden assoziierten 
Staaten zu Händen der Kommission zugeleitet. Den 
Anträgen wird ein Bericht des Verwaltungsrates der 
betreffenden Stabilisierungskasse beigefügt. 

Artikel 21 

Die Gemeinschaft legt Höhe und Laufzeit der Vor- 
schüsse fest. Für die Vorschüsse übernimmt der betref- 
fende assoziierte Staat die Garantie. Das Ende der Lauf- 
zeit der Vorschüsse fällt in der Regel mit dem Ende der 
Gültigkeitsdauer des Abkommens zusammen. 


Chapitre IV 

Preis de la Banque Europeenne dTnveslissement 

Article 14 

L'examen par la Banque de l admissibilite des projets 
et l'octroi des prets aux Etats associes ou aux entreprises 
ressortissant de ces Etats s’eflectuent suivant les moda- 
lites, conditions et procedures prevues par les Statuts de 
la Banque et coinpte tenu de la capacite d'endettement 
de l'Etat Interesse. La Banque ne financc que ceux des 
projets auxquels le ou les Etats associes Interesses out 
doniie leur avis fa\ oralüe. 


Article 15 

La dur^e de la periode d amortissemeiit de chaque pret 
est etablie sur la base des caracteristiques economiques 
du projet ä financer,- rette periode peut atteindre un 
maximum de 25 ans. 

Article 16 

Les prets peuvent etre utilises pour couvrir des depen- 
ses d'importation aussi bien que les depenses locales ne- 
cessaires ä la realisation des projets d'investissement ap- 
prouves, 

Article 17 

Les prets porlent un taux d'interet identique ä celui 
pratique par la Banque au moment de la signature du 
pret. Ils peuvent etre assortis ä la demande des benefi- 
ciaires de bonifications d'interet dans les conditions pre- 
vues ä l'article 19 de la Convention. 

Article 18 

La decision d'oetroi de bonifications d'interet est prise 
par la Commiinaute. Le montant des bonifications est di- 
rectement verse ä la Banque 


Chapitre V 

Avances aux caisses de Stabilisation 

Article 19 

Pour le financement des actions visees ä l’article 17, 
paragraphe 4 de la Convention, des avances peuvent etre 
accordees aux caisses de Stabilisation existantes ou a creer 
dans les Etats associes. 

Article 20 

Les demandes d'avances sont piesentees a la Commu- 
naute ä l'adresse de la Commission, par les gouverne- 
ments des Etats associes Interesses. Elles sont accompa- 
gnees d'un rapport prepare par le Conseil d'Administra- 
tion de la caisse de Stabilisation interessee. 

Article 21 

La Communaute fixe le montant et la duree des avan- 
ces. Ces avances sont garanties par l'Etat associe Interes- 
se. Leur terme normal est celui de la Convention. 
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Capitolo IV 

Prestiti della Banca Europea per gli Investimenti 

A r t i c o 1 o 14 

L'esame da parte dclla Banca dcirainmissibilita dei 
progetti e la concessione dei prestiti agli Stati associati 
o alle imprese di tali Stati si eftettuano sccondo le moda- 
litä, coPxdizioni e procedure prcviste dallo Statute della 
Banca e tenendo conto della capacitä d'indebitamento 
dello Stato interessato. La Banca finanzia solo i pro- 
getti che hanno avuto il parere favorevole dello Stato 
o degli Stati associati interessati. 


A r t i c o 1 o 15 

La durata dei periodo d’ammortamento di ciascun pre- 
stito e stabilita in base alle caratteristiche economiche 
dei progetto che deve essere finanziato; detto periodo 
puö avere una durata massima di 25 anni. 

Articolo 16 

I prestiti possono essere impiegati per coprire le spese 
di importazione nonche le spese locali necessarie alla 
realizzazione dei progetti di investimento approvati. 


Articolo 17 

I prestiti comportano un saggio di Interesse identico 
a quelio praticato dalla Banca al momento della firma dei 
prestito. A richiesta dei beneficiari, tali prestiti possono 
essere accompagnati da abbuono di interessi alle condi- 
zioni previste dairarticolo 19 della Convenzione. 

Articolo 18 

La Comunitä decide la concessione di abbuoni di 
interessi. L'importo degli abbuoni e versato diretta- 
inente alla Banca. 


Capitolo V 

Anticipazioni alle casse di stabiHzzazione 

Articolo 19 

Per il finanziainento delle azioni previste dall’arti- 
colo 17, paragrafo 4 della Convenzione possono essere 
concesse anticipazioni alle casse di stabilizzazione esi- 
stenti o che saranno create negli Stati associati. 

Articolo 20 

Le domande di anticipazioni sono presentate alla Co- 
munitä e indirizzate alla Commissione dai Governi degli 
Stati associati interessati. Esse sono accompagnate da 
una relazione dei Con.siglio di Amministrazione della 
cassa di stabilizzazione interessata, 

Articolo 21 

La Comunitä fissa Pammontare e la durata deilc anti- 
cipazioni, che sono garantite dallo Stato associato in- 
teressato. Il termine normale di tali anticipazioni e 
quelio della Convenzione. 


Hoofdstuk IV 

Leningen van de Europese Investeringsbank 

Artikel 14 

Het onderzoek door de Bank naar de aanvaardbaarheid 
der projecten en de toekenning van leningen aan de 
geassocieerde Staten of aan ondernemingen van deze 
Staten geschiedt volgens de door de Statuten van de Bank 
vastgestelde bepalingen, voorwaarden en procedures en 
met inachtneming van het vermögen van de betrokken 
Staat om een Schuldenlast op zieh te nemen. De Bank 
financiert slechts die projecten waarover de betrokken 
geassocieerde Staat of Staten een günstig advies hebben 
uitgebracht. 

Artikel 15 

De duur der aflossingsperiode van iedere lening wordt 
vastgesteld op basis van de economische kenmerken van 
het te financieren project; deze duur kan maximaal 
25 jaar bedragen. 

Artikel 16 

De leningen kunnen worden aangewend ter dekking 
van uitgaven voor invoer alsook van de plaatselijke uit- 
gaven die nodig zijn voor de uitvoering van de goedge- 
keurde investeringsprojecten. 

Artikel 17 

De rentevoet van de leningen is die welke door de 
Bank wordt toegepast op het tijdstip waarop de lening 
wordt aangegaan. Op verzoek van de begunstigden kun- 
nen aan de leningen rentesubsidies worden verbonden 
onder de in artikel 19 van de Overeenkomst omschreven 
voorwaarden. 

Artikel 18 

Plet besluit tot toekenning van rentesubsidies wordt 
genomen door de Gemeenschap. Het bedrag van de rente- 
subsidies wordt rechtstreeks aan de Bank uitgekeerd. 


tloofdstuk V 

VoorschoUen aan de stabilisatiekassen 

Artikel 19 

Voor de financiering van de in artikel 17 sub 4 van de 
Overeenkomst bedoelde maatregelen kunnen voorschot- 
ten worden toegekend aan bestaande of nog op te richten 
stabilisatiekassen in de geassocieerde Staten. 

Artikel 20 

De aanvragen om voorschotten worden bij de Gemeen- 
schap, ten adresse van de Commissie, ingediend door de 
Regeringen van de betrokken geassocieerde Staten. Zij 
gaan vergezeld van een rapport van de Raad van Bestuur 
van de betrokken stabilisatiekas. 

Artikel 21 

De Gemeenschap stelt het bedrag en de looptijd van 
de voorschotten vast. Deze voorschotten worden door de 
betrokken geassocieerde Staat gegarandeerd. Het einde 
van hun looptijd valt in de regel samen met het einde 
van de geldigheidsduiir van de Overeenkomst. 
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Kapitel VI 

Diversifizierungs- und Produktionshilfe 

Artikel 22 

Die in Artikel 17 Ziffer 3 und Artikel 18 Buchstabe b 
des Abkommens genannte Produktions- und Diversifizie- 
rungshilfe wird unter den nachstehenden Bedingungen 
verteilt und verwendet. 

Artikel 23 

Die Produktionshilfe soll den Erzeugern in den asso- 
ziierten Staaten die schrittweise Anpassung ihrer Erzeu- 
gung an die Erfordernisse einer Vermarktung zu Welt- 
marktpreisen erleichtern. 

Die Diversifizierungshilfe soll den assoziierten Staaten 
Strukturverbesserungen und geeignete Diversifizierungen 
in Landwirtschaft, Industrie und Handel ermöglichen. 

Artikel 24 

Die Produktions- und Diversifizierungshilfe wird wie 
folgt aufgeteilt: 

1. 183 Millionen Rechnungseinheiten als Produktions- 
und Diversifizierungshilfe für folgende elf assoziierte 
Staaten: Dahome, Elfenbeinküste, Kamerun, Kongo 
(Brazzaville), Madagaskar, Mali, Niger, Senegal, 
Togo, Tschad und Zentralafrikanische Republik; 

2. 32 Millionen Rechnungseinheiten als Diversifizierungs- 
hilfe für folgende vier assoziierte Staaten: Burundi, 
Kongo (Leopoidville), Rwanda und Somalia; 

3. 15 Millionen Rechnungseinheiten als Diversifizierungs- 
hilfe für folgende drei assoziierte Staaten: Gabun, 
Obervolta und Mauretanien. 

Artikel 25 

Zur Finanzierung der in Artikel 23 bezcichneten Maß- 
nahmen legt jeder assoziierte Staat im Rahmen des ihm 
hierfür gewährten Betrags binnen drei Monaten nach 
Inkrafttreten des Abkommens ein Programm vor, das im 
Höchstfälle für die Gültigkeitsdauer des Abkommens gilt 
und entweder gleichzeitig Produktions- und Diversifi- 
zierungshilfe oder lediglich Diversifizierungshilfe vorsieht. 


A 

Staaten, die zugleich 
Diversifizierungs- und Produktionshilfe 
erhalten 

Artikel 26 

(1) Für jeden der elf assoziierten Staaten, die zugleich 
Diversifizierungs- und Produktionshilfe erhalten, wird 
der bei der Aufstellung seines Programms zugrunde zu 
legende Fünf jahresanteil an dem Betrag von 183 Millionen 
Rechnungseinheiten nach Maßgabe seiner Ausfuhren von 
Kaffee, Erdnußkernen, Erdnußöl, Palmöl, Kokosschnitzeln, 
Baumwolle, Pfeffer, Reis, Zucker und Gummiarabikum 
berechnet. 

(2) Gemäß Absatz 1 wird der Fünfjahresanteil für diese 
assoziierten Staaten wie folgt in Millionen Rechnungs- 
einheiten festgesetzt: 


Dahome 5,5 

Elfenbeinküste 46,7 


Chapitre VI 

Aides ä la diversification et ä la production 

Ar t i c I e 22 

Les aides ä la production ct ä la diversification visees 
aux articles 17, paragraphe 3 et 18, lettre b) de la Con- 
vention sont reparties et utilisees dans les conditions 
prevues ci-apres. 

A r t i c 1 e 23 

Les aides ä la production ont pour objet de faciliter 
aux producteurs des Etats associes l'adaptation progres- 
sive de leurs productions aux exigences d'une commer- 
cialisation aux prix mondiaux. 

Les aides ä la diversification doivent permettre aux 
Etats associes de reformer leur structure et de realiser 
les diversifications appropriees dans les domaines agri- 
cole, industriel et commercial. 


Ar t i c 1 e 24 

Les aides ä la production et ä la diversification sont 
reparties commc suit: 

1°) 183 millions d'unites de compte ä titre d'aides ä la 
production et ä la diversification aux onze Etats 
associes suivants: Cameroun, Republique Centrafri- 
caine, Congo (Brazzaville), Cöte-d'Ivoire, Dahomey, 
Madagascar, Mali, Niger, Senegal, Tchad et Togo; 

2°) 32 millions d'unites de compte ä titre d'aides ä la 
diversification aux quatre Etats associes suivants: 
Burundi, Congo (Leopoidville), Rwanda et Somalie; 

3'^) 15 millions d’unites de compte ä titre d'aides ä la 
diversification aux trois Etats associes suivants: 
Gabon, Haute-Volta et Mauritanie. 

A r t i c 1 e 25 

Pour le financement des actions visees ä l'article 23 
ci-dessus et dans la limite du montant dont il beneficie 
ä ce titre, chaque Etat associe presente, dans les trois 
mois de l'entree en vigueur de la Convention, un Pro- 
gramme couvrant au maximum la periode de validite de 
celle-ci et prevoyant soit simultanement des aides ä la 
production et des aides ä la diversification, soit unique- 
ment des aides ä la diversification. 


A 

Etats beneficiant simultanement d'aides ä la diversification 
et ä la production 


A r t i c 1 e 26 

1. Pour chacun des onze Etats associes beneficiant 
simultanement d'aides ä la diversification et ä la produc- 
tion, la quote-part quinquennale de la somme de 183 mil- 
lions d'unites de compte servant ä l'etablissement de son 
Programme, est calculee en fonction de ses exportations 
des produits suivants: cafe, arachides en graines, huile 
d'arachide, huile de palme, coco räpe, coton, poivre, riz, 
Sucre, gomme arabique. 

2. Sur la base des dispositions du paragraphe precedent 
la quote-part quinquennale de chacun de ces Etats asso- 
cies est fixee comme suit (en millions d'unites de compte): 


Cameroun 15,8 

Republique Centrafricaine 6,8 
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Capitolo VI 

Aiuti per la diversificazione e la prodiizione 

A r t i c o 1 o 22 

Gli aiuti per la produzione e la diversificazione di cui 
agli articoli 17, paragrafo 3 e 18, lettera b) della Con- 
venzione sono distribuiti e impiegati alle condizioni che 
seguono. 

A r t i c o 1 o 23 

Gli aiuti per la produzione hanno lo scopo di rendere 
piü agevole ai produttori degli Stati cssociati il graduale 
adeguamento delle loro produzioni alle esigenze di una 
commercializzazione a prezzi mondiali. 

Gli aiuti per la diversifacazione debbono permettere 
agli Stati associati di riformare la propria struttura e di 
realizzare le opportune diversificazioni nei settori agri- 
colo, industriale e commerciale. 


A r t i c o 1 o 24 

Gli aiuti per la produzione e per la diversificazione 
sono ripartiti come segue: 

P>) 183 milioni di unitä di conto a titolo di aiuti per la 
produzione e la diversificazione agli undici Stati 
associati seguenti: Camerun, Repubblica Centro- 
africana, Ciad, Congo, (Brazzaville), Costa d'Avo- 
rio, Dahomey, Madagascar, Mali, Niger, Senegal 
e Togo; 

2^) 32 milioni di unitä di conto a titolo di aiuti per la 
diversificazione ai quattro Stati associati seguenti: 
Burundi, Congo (Leopoldville) , Ruanda e Somalia; 

30 ) 15 milioni di unitä di conto a titolo di aiuti per la 
diversificazione ai tre Stati associati seguenti; Alto 
Volta, Gabon e Mauritania. 

A r t i c o 1 o 25 

Ciascuno Stato associato, per il finanziamento delle 
azioni di cui all'articolo 23 del presente Protocollo ed 
cnlro i limiti dell’importo di cui beneficia a tale titolo, 
presenta, entro tre mesi dall’entrata in vigore della Con- 
venzione, un programma che comprenda al massimo il 
periodo di validitä di quest'ultima e preveda contempo- 
raneamente aiuti per la produzione e aiuti per la diver- 
sificazione o soltanto aiuti per la diversificazione. 


A 

Stati che beneficiano contemporaneamente di aiuti per 
la diversificazione e per la produzione 


A r t i c o 1 o 26 

1, Per ciascuno degli undici Stati associati che bene- 
ficiano contemporaneamente di aiuti per la diversifica- 
zione e per la produzione, l'aliquota quinquennale della 
somma di 183 milioni di unitä di conto, in base a cui 
stabilisce il suo programma, e calcolata in funzione delle 
sue esportazioni dei seguenti prodotti: caffe, semi di ara- 
chidi, olio di arachidi, olio di palma, noce di cocco grat- 
tugiata, cotone, pepe, riso, zucchero, gomma arabica. 

2. In base alle disposizioni del paragrafo precedentc, 
l’aliquota quinquennale di ciascuno di questi Stati asso- 
ciati e fissata come segue (in milioni di unitä di conto); 


Camerun 15,8 

Repubblica Centroafricana 6,8 


Hoofdstuk VI 

Hiilp bij de diversificatie en bij de produktie 

Artikel 22 

De in artikel 17 sub 3 en in artikel 18 sub b van de 
Overeenkomst bedoelde hulp bij de produktie en bij de 
diversificatie wordt op de navolgende wijze verdeeld en 
gebruikt. 

Artikel 23 

De hüip bij de produktie heeft ten doel voor de produ- 
centen van de geassociecrde Stalen de geleidelijke aan- 
passing van hun produktie aan de eisen van het ver- 
handelen tegen wereldmarktprijzen te vergemakkelijken. 

De hulp bij de diversificatie dient om het de geasso- 
cieerde Staten mogelijk te maken hun structuur te her- 
vormen en op het gebied van de landbouw, de Industrie 
cn de handcl een passende diversificatie te verwezen- 
lijken. 

Artikel 24 

De hulp bij de produktie en bij de diversificatie wordt 
als volgt verdeeld: 

1) 183 miljoen rekeneenheden als hulp bij de produktie 
en bij de diversificatie aan de volgende elf geasso- 
cieerde Staten: Centraalafrikaanse Republiek, Daho- 
mey, Ivoorkust, Kameroen, Kongo (Brazzaville), Ma- 
dagaskar, Mali, Niger, Senegal, Togo en Tsjaad; 

2) 32 miljoen rekeneenheden als hulp bij de diversi- 
ficatie aan de volgende vier geassocieerde Staten: 
Boeroendi, Kongo (Leopoldstad), Rwanda en Somalia; 

3) 15 miljoen rekeneenheden als hulp bij de diversi- 
ficatie aan de volgende drie geassocieerde Staten: 
Boven-V^olta, Gaboen en Mauretanie. 

Artikel 25 

Voor de financiering van de in artikel 23 genoemde 
maatregelen en binnen de grenzen van het bedrag waar- 
voor hij uit dien hoofde in aanmerking komt, dient elke 
geassocieerde Staat binnen drie maanden na de inwer- 
kingtreding van de Overeenkomst een programma in, dat 
ten hoogste de geldigheidsduur van de Overeenkomst 
bestrijkt en dat hetzij tegelijkertijd hulp bij de produktie 
en hulp bij de diversificatie, hetzij alleen hulp bij de 
diversificatie betreff. 

A 

Staten die tegelijkertijd hulp bij de diversificatie 
en bij de produktie ontvangen 

Artikel 26 

1. Voor elk der elf geassocieerde Staten die tegelijker- 
tijd hulp bij de diversificatie en bij de produktie ont- 
vangen, wordt het aandeel voor vijf jaar in de som van 
183 miljoen rekeneenheden, dat dient voor het vaststellen 
van zijn programma, berekend naar zijn export der 
volgende Produkten; koffie, aardnoten, aardnotenolie, 
palmolie, geraspte kokos, katoen, peper, rijst, suiker, 
Arabische gom. 

2. Op basis van het voorgaande lid wordt het aandeel 
voor vijf jaar voor elk van deze geassocieerde Staten 
als volgt vastgesteld (in miljoenen rekeneenheden); 


Centraalafrikaanse Republiek 6,8 

Dahomey 5,5 
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Kamerun 15,8 

Kongo (Brazzaville) 6,4 

Madagaskar 31,6 

Mali 5,6 

Niger 6,5 

Senegal 46,7 

Togo 5,7 

Tschad 5,7 

Zentralafrikanische Republik 6,8. 


Artikel 27 

Jeder assoziierte Staat, der gleichzeitig Produktions- 
und Diversifizierungshilfe erhält, berücksichtigt bei der 
Aufstellung seines Fünfjahresprogramms folgende Grund- 
sätze: 

1. Die Produktionshilfe darf drei Viertel des Fünf- 
jahresbetrags, den die Gemeinschaft diesem Staat 
insgesamt als Produktions- und Diversifizierungs- 
hilfe gewährt, nicht übersteigen; 

2. die Gemeinschaft kann jedem assoziierten Staat Pro- 
duktionshilfe vom ersten Jahre des Abkommens an 
gewähren. Diese Hilfe wird von dem Zeitpunkt an 
degressiv, zu dem für die einzelnen Erzeugnisse der 
Prozeß einsetzt, der zur Vermarktung zu Welt- 
marktpreisen führen soll, so daß die Hilfe spätestens 
bei Ablauf der Gültigkeitsdauer des Abkommens 
vollständig beseitigt ist; 

3. jeder assoziierte Staat sieht vor, daß die Erzeuger 
einen angemessenen Teil des als Produktionshilfe 
gewährten Betrags für die Strukturverbesserung der 
Kulturen verwenden. 


Artikel 28 

Die Gemeinschaft prüft mit jedem assoziierten Staat, 
ob das von ihm vorgelegte Programm im Einklang mit 
den Grundsätzen des Artikels 27 steht. Im Anschluß 
hieran nimmt sie das Programm, erforderlichenfalls nach 
entsprechender Anpassung, zur Kenntnis und legt die 
Höhe der ersten Jahersrate ihrer Hilfe fest. 


Artikel 29 

(1) Die Gemeinschaft prüft nach Inkrafttreten des Ab- 
kommens sofort nach Ablauf jedes Jahres, ob die Ver- 
wendung der Diversifizierungs- und Produktionshilfe 
während des abgelaufenen Jahres mit den Zielen im 
Einklang stand, die gemäß dem Abkommen und diesem 
Protokoll für die genannten Hilfen aufgestellt sind. 

(2) Gegenstand dieser Prüfung sind insbesondere: 

— die Untersuchung der Entwicklung der Welt- 
marktpreise bei den einzelnen Erzeugnissen im 
Vergleich zu den Preisen, die der Bemessung 
des Anteils der einzelnen assoziierten Staaten 
gemäß Artikel 26 zugrunde lagen; 

— der Vergleich zwischen den tatsächlich ausge- 
führten Mengen der einzelnen Erzeugnisse und 
den Mengen, die der Bemessung des genannten 
Anteils zugrunde lagen; 

— der Betrag der Hilfe, die zur Verwirklichung 
der in Artikel 23 genannten Ziele aus anderen 
Quellen gewährt wurde. 


Congo (Brazzaville) 6,4 

Cote-d'Ivoire 46,7 

Dahomey 5,5 

Madagascar 31,6 

Mali 5,6 

Niger 6,5 

Senegal 46,7 

Tschad 5,7 

Togo 5,7. 


A r t i c 1 e 27 

Chaque £tat associe recevant simultanement des aides 
ä la production et des aides ä la diversification tient 
compte pour l'etablissement de son programme quinquen- 
nal des principes suivants: 

1. les aides ä la production ne peuvent exceder les trois 
quarts du montant quinqennal que la Communaute 
accorde ä cet Etat au titre de l’ensemble des aides 
ä la production et ä la diversification; 

2. les aides ä la production peuvent etre allouees des 
la premiere annee de la Convention par la Commu- 
naute ä chaque Etat associe, Elles deviennent de- 
gressives ä partir de la date ä laquelle debutera, pour 
chaque produit, le processus devant conduire ä la 
commercialisation aux prix mondiaux, de maniere ä 
parvenir au plus tard ä la fin de la periode de vali- 
dite de la Convention ä la Suppression complete de 
ces aides; 

3. chaque Etat associe prevoit qu'une partie adequate 
du montant alloue au titre des aides ä la production 
sera affectee par les producteurs ä Tamelioration 
structurelle des cultures. 


Article 28 

La Communaute examine avec diaque Etat associe si le 
Programme presente par celui-ci est conforme aux prin- 
cipes etablis ä l'article 27 ci-dessus. A la suite de cet 
examen, et si necessaire apres ajustement de ce Pro- 
gramme, eile en prend acte et arrete le montant de la 
premiere tranche annuelle de son Intervention. 


Article 29 

1. La Communaute examine immediatement apres la fin 
de chaque annee ä compter de la date d'entree en vigueur 
de la Convention, si l’utilisation des aides ä la diversifi- 
cation et ä la production a ete conforme, au cours de 
l'annee ecoulee, aux objectifs assignes ä ces aides, con- 
formement aux dispositions de la Convention et du pre- 
sent Protocole, 

2. Cet examen porte notamment sur: 

— l'analyse par produit, de l'evolution des cours 
mondiaux par rapport ä ceux ayant servi de base 
ä la determination de la quote-part de chaque 
Etat associe vise ä l’article 26; 


— la comparaison par produit des niveaux des ton- 
nages effectivement exportes par rapport ä ceux 
ayant servi de base ä la determination de ladite 
quote-part; 

— le montant des aides qui ont ete allouees par 
d'aulres sources pour la realisation des objectifs 
vises ä l'article 23. 
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Ciad 5,7 

Congo (Brazzaville) 6,4 

Cosla d'Avorio 46,7 

Dahomey 5,5 

Madagascar 31,6 

Mali 5,6 

Niger 6,5 

Senegal 46,7 

Togo 5,7. 


A r t i c o 1 o 27 

Ogni State associato che riceva contemporaneamente 
aiuti per la produzione e aiuti per la diversificazione tiene 
conto dei seguenti principi nel fissare il programma quin- 
quennale: 

1. gli aiuti per la produzione non possono superare i 
tre quarti deirimporto quinquennale che la Comu- 
nita concede a questo State complessivamente per 
gli aiuti alla produzione e alla diversificazione; 

2. gli aiuti per la produzione possono essere concessi 
dalla Comunitä a ciascuno State associato fin dal 
primo anno della Convenzione. Essi diventano de- 
crescenti dalla data in cui inizierä, per ciascun pro- 
dotto, il processo che porterä alla commercializza- 
zione a prezzi mondiali cosi da raggiungere, al piü 
tardi al terniine del periodo di validitä della Con- 
venzione, la soppressione completa di tali aiuti; 

3. ogni State associato prevede che una parte ade- 
guata deirimporto concesso a titolo di aiuti per la 
produzione venga impiegata dai produttori per il 
miglioramento strutturale delle colture. 


A r t i c o 1 o 28 

La Comunitä esamina con ciascuno State associato se 
il programma da esso presentato sia conforme ai prin- 
cipi stabiliti dal precedente articolo 27. Dopo tale esaine 
e, sc necessario, dopo adattamento del programma, essa 
ne prende atto e hssa l'importo della prima quota annua 
del suo intervento. 


Articolo 29 

1. La Comunitä esamina immcdiatamcnte dopo la fine 
di ogni anno a decorrere dalla data di entrata in vigore 
della Convenzione se l'impiego degli aiuti per la diver- 
sificazione e per la produzione sia stato conforme nel- 
l'anno trascorso agli scopi assegnati a tali aiuti, in con- 
formitä delle disposizioni della Convenzione e del pre- 
sente Protocollo. 

2. Tale esame concerne in particolare: 

— l'analisi, per prodotto, dell'evoluzione dei corsi 
mondiali rispetto a quelli che sono serviti di 
base per la determinazione dell'aliquota di cia- 
scuno Stato associato di cui all'articolo 26; 

— il raffronto, per prodotto, del tonnellaggio effet- 
tivamente esportato rispetto a quello che e ser- 
vito di base per la determinazione della suddetta 
aliquota; 

— rimporto degli aiuti che sono stati concessi da 
altrc fonti per il raggiungimento degli scopi di 
cui all’articolo 23, 


Ivoorkust 46,7 

Kameroen 15,8 

Kongo (Brazzaville) 6,4 

Madagaskar 31,6 

Mali 5,6 

Niger 6,5 

Senegal 46,7 

Togo 5,7 

Tsjaad 5,7. 


Artikel 27 

Elke geassocieerde Staat die tegelijkertijd hulp bij 
de produktie en hulp bij de diversihcatie ontvangt, 
hüudt bij de vaststelling van zijn vijfjarenprogramma 
rekening niet de volgende beginselen: 

1. de hulp bij de produktie mag niet meer bedragen 
dan drie vierde gedeelte van het vijfjaarlijksc be- 
drag dat de Gemeenschap uit hoofdc van de ge- 
zamenlijke hulp bij de produktie en bij de diver- 
sificatie aan deze Staat verleent; 

2. hulp bij de produktie kan reeds met ingang van het 
eerste jaar van de Overcenkomst door de Gemeen- 
schap aan elke geassocieerde Staat worden toege- 
kend. Deze hulp wordt degressief vanaf de datum 
waarop, voor elk produkt, een begin wordt geniaakt 
met het proces dat moet leiden tot het verhandelen 
daarvan tegen wereldmarktprijzen, zodat uiterlijk 
aan het einde van de geldigheidsduur der Overeen- 
konist deze hulp volledig is afgeschaft; 

3. elke geassocieerde Staat draagt er zorg voor dat een 
toereikend gedeelte van het uit hoofde van de hulp 
bij de produktie toegekende bedrag door de proclu- 
centen zal worden gcbruikt voor de structuurver- 
betering der cultures. 

Artikel 28 

De Gemeenschap gaat in samenwerking met elke ge- 
associeerdc Staat na, of het door deze laatste ingediende 
programma in ovcreenslemming is met de beginselen die 
zijn vastgelegd in artikcl 27, Naar aanlciding van dit 
ondcrzoek en zo nodig na aanpassing van dit programma 
neemt zij daarvan nota en stell zij het bedrag van het 
eerste jaarlijkse gedeelte van haar hulp vast. 

Artikel 29 

1. De Gemeenschap gaat onverwijld, na afloop van 
elk jaar te rekenen vanaf de datum van inwerkinglreding 
van de Overcenkomst, na of de aanwending van de hulp 
bij de divcrsificatic en bij de produktie tijdens het 
voorafgaande jaar heeft plaatsgevonden in overeenstem- 
ming met de doclstellingen die aan deze hulp waren ver- 
bonden, overeenkomstig de bepalingen van de Overeen- 
komst en van dit Protocol, 

2. Dit onderzoek omvat met name: 

— de produktsgewijze ontleding van de ontwikke- 
ling der wereldmarktprijzen ten opzichte van die 
welke de grondslag vormden voor de bepaling 
van het in artikel 26 vermelde aandeel van elke 
geassocieerde Staat; 

-- de produktsgewijze vcrgelijking van de omvang 
van de uitvoer die feitelijk heeft plaatsgevonden, 
ten opzichte van die welke de grondslag vormde 
voor de bepaling van dit aandeel; 

— het bedrag van de hulp die is verleend door 
andere lichamen voor de verwezcnlijking van de 
in artikel 23 gcnoemde doelstellingen. 


4 
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(3) Die Gemeinschaft legt im Anschluß an diese Prü- 
fung, nachdem sie erfordeiiichenfalls die folgende Jahres- 
rate des in Artikel 25 vorgesehenen Programms ange- 
paßt hat, die Hohe dieser Jahresrate endgültig fest. 

(4) Stellt die Gemeinschcdt bei Abschluß dieser Prüfung 
fest, daß die dem betreflenden assoziierten Staat für das 
abgelaufene Jahr bewilligte Produktionshilfe nicht völlig 
aufgebraiicht worden ist, so entscheidet sie nach Anhö- 
rung dieses Staates über die Verwendung des Rest- 
betrags. 

Artikel 30 

(1) Der nach NJaßgabe der Artikel 28 und 29 fest- 
gelegte, für die Erzeuger bestimmte Betrag der Hilfe 
wird in Form nichtrückzahlbarer Zuschüsse an Einrich- 
tungen gezahlt, die von der Gemeinschaft und den 
assoziierten Staaten anerkannt sind. 

(2) Der Jahresbetrag der den einzelnen Staaten für 
jede Produktion gewährten Hilfe sowie die Einzelheiten 
ihrer Verwendung werden in jedem assoziierten Staat 
in geeigneter Weise veröffentlicht. 

Artikel 31 

Die als Produktionshilfe bewilligten Beträge sind nach 
Maßgabe der Zweckbindung und Einzelheiten zu ver- 
wenden, die von der Gemeinschaft nach Anhörung des 
betreffenden assoziierten Staates festgelegt worden sind. 

Die assoziierten Staaten sind für die Maßnahmen, die 
zur Durchführung der Vorschriften dieses Kapitels zu 
ergreifen sind, jewei"'; selbst verantwortlich. 

Die Gemeinschaft sorgt dafür, daß Absatz 1 einge- 
halten wird, und trifft gegebenenfalls alle geeigneten 
Maßnahmen. 

Artikel 32 

Zur Durchführung der Artikel 28 bis 30 legt jeder 
assoziierte Staat jährlich einen ausführlichen Bericht 
über die Verwendung der Beträge vor. die er als Pro- 
duktionshilfe erhalten hat. Er fügt diesem Bericht alle 
erforderlichen Belege bei, insbesondtue die Berichte der 
anerkannten Einrichtungen 

Der assoziierte Staat gewährt bei allen Kontrollen 
Unterstützung, die die Geineinschaft insbesondere bei den 
genannten Einrichtungen für zweckmäßig hält. 

Artikel 33 

Die Beträge, die diejenigen assoziierten Staaten, wel- 
che gleichzeitig Produklions- und Diversifizierungshilie 
erhalten, für die Diversifizieriingshilfe bereitstellen, wer- 
den nach Maßgabe der Artikel 36 bis 33 verwendet. 


3. A la suite de cet examen et apres avoir si necessaire 
ajuste la tranche annueile suivante du programine prevu 
ä l'article 25, la Communaute arrete definitivement le 
montant de celte tranche 

4. Si, ä l'issue de cet examen, la Communaute constate 
que l'aide a la production allouee ä l'Etat associe Inte- 
resse au titre de l'annee ecoulee n'a pas ete totalement 
utilisee, eile decide, apres consultation de cet Etat, de 
l’affectation ä donner ä ce solde. 


A rt i c 1 e 30 

1. Les montants de l'aide destine aux producteurs, tel 
qu’il est etabli cn vertu des dispositions des articles 28 
et 29 ci-dessus est verse sous forme d'aides non rembour- 
sabies ä des organismes agrees par la Communaute et les 
Etats associes. 

2. Le montant annuel et les modalites d'utilisation de 
l'aide allouee ä chaque Etat pour chaque production font 
l’objet, ä l'iiilerieur de chaque Etat associe, d’une publi- 
cite appropriee. 

A r t i c 1 e 31 

L’utilisation des montants alioues au titre de l’aide ä 
la production doit etre effectuee conformement aux affec- 
tations et modalites arretees par la Communaute apres 
consultation de l’Etat associe inleresse. 

Les Etats associes sont responsables chacun en ce qui 
le concerne des actes (jui doivent etre accompiis pour 
l’execution des dispositions du present chapitre. 

La Communaute veille ä l'observation de la prescrip- 
tion de l’alinea premier et prend, le cas echeant, toutes 
mesures appropriees. 

A r t i c 1 e 32 

Pour 1 application des articles 28 ä 30 ci-dessus, diaque 
Etat associe presente annucliernent un rapport detaille 
sur l'utilisation des sommes reciies au titre des aides ä la 
production. 11 y joint toutes piec es justibcati ves et no- 
tamment les rapports des orgauisines agrees 

L’Etat associe prete son coneours ä tous contröies que 
la Communaute estiine utiles d’elfectuer nolamment au- 
pres desdits organismes. 

A r t i c 1 e 33 

Les sommes que les Etats associes beneficiant simulta- 
nement d’aides ä la production et d'aides ä la diversifica- 
tion, consacrent ä l'aide ä la diversification, sont utilisees 
conformement aux dispositions des arlicfes 36 ä 38. 


B 

Staaten, die Diversifizierungshilfe erhalten 

Artikel 34 

(1) Die in Artikel 24 Abs, 2 vorgesehenen Beträge wer- 
den wie folgt in Millionen Rechniingseinheiten verteilt: 


— Burundi 5,25 

— Kongo (Leopoldville) 15 

— Rwanda 5,25 

— Somalia 6,5 


B 

Etats beneficiant d'aides ä la diversification 

Article 34 

1. Les sommes prevues ä l article 24, paragraphe 2, sont 
reparties comrne suit (en millions d'unites de compte); 


— Burundi 5,25 

— Congo (Leopoldville) 15 

— Rwanda 5,25 

— Somalie 6,50 
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3. Dopo aver proceduto a detto esamc e adeguato, se 
ocxorre, la quota annua successiva del programma di 
cui aU'articolo 25, la Comunitä fissa definitivamente l'im- 
porto di detta quota. 

4. Qualora, al termine dell esame, ia Comunitä costati 
che l'aiuio per la produzione concesso allo Stato asso- 
ciato interessato per l'anno trascorso non e stato impie- 
gato integralmente, decide, previa consultazione di detto 
Stato, in merito aH'impiego del saldo. 


A r t i c o 1 o 30 

1. L'importo degli aiuti per i prodiittori, fissato in base 
alle disposizioni degli articoli 28 e 29, e versato sotto 
iorma di aiuti non rimborsabili ad organismi riconosciuti 
dalla Comunitä e dagli Stati associati. 

2. L’importo annuo e le modalita d'impiego degli aiuti 
concessi a ciascuno Stato associato per ciascuna produ- 
zione sono pubblicati in modo adeguato airinterno dello 
Stato stesso. 

A r t i c o 1 o 31 

Gli importi cojicessi quäle aiuto per la produzione 
devono essere impiegati contormemente alle destinazioni 
e alle modalita stabilite dalla Comunitä, previa consulta- 
zione dello Stato associato interessato. 

Gli Stati associati sono responsabili, ciascuno per 
c[uanto lo riguarda, degli atti che devono essere com- 
piuti per l'esecuzionc delle disposizioni del presente 
( apitolo. 

La Comunitä viglla athnche sia osservata ia disposi- 
zione del primo comma e prende evcntualinente tutte 
le misure nccessarie. 

A r t i c o 1 o 32 

Per Tapp] icazione dei precedenti articoli da 28 a 30, 
( lascuno Stato associato presenta annualmente iina rela- 
zione particolarcggiata sull'impiego delle soiimie rice- 
vute a tiloio di aiuti per ia produzione, allegandovi tutti 
1 documeuti giustilicativi e, in particolare, le relazioni 
degli organismi riconosciuti. 

Lo Stato associato collabora a tutti i controlli che la 
Comunitä ritiene utile svolgere, in particolare presso 
detti organismi. 

A r t i c o 1 o 33 

Le sonime che gli Stati associati, i quali beneficiano 
tontemporaneamente di aiuti per la produzione e di aiuti 
per la diversificazione, consacrano agii aiuti per la diver- 
sificazione sono impiegate in conformita delle disposi- 
zioni degli articoli da 36 a 38. 


B 

Stati che beneficiano di aiuti per la diversificazione 

A r t i c o 1 o 34 

1. Le somme previste dail'articolo 24, paragralo 2, sono 
ripartite come segue (in milioni di unitä di conto): 


— Burundi 5,25 

— Congo (Leopoldville) 15 

— Ruanda 5,25 

— Somalia 6,5 


3. Naar aanleiding van dit onderzoek en na, zo nodig, 
het volgende jaarlijkse gedeelte van het in artikel 25 
bedoelde programma le hebben aangepast, stelt de Ge- 
mecnschap het bedrag van dit gedeelte definitief vast. 

4. Indien de Gemeenschap na alloop van dit onderzoek 
vaststelt dat de hulp bij de produktie die in het vooraf- 
gaande jaar aan de betrokken geassocieercle Staat is 
verleend, nict geheel en al is verbruikt, beslist zij, na 
raadpleging van deze Staat, welke bestemming aan dit 
saldo dient te worden gegeven. 

Artikel 30 

1. Het bedrag van de hulp, dat voor de producenten is 
bestemd, zoals dit uit hootde van de bepalingen van de 
artikelen 28 en 29 is vaslgcsleid, wordt uitgekeerd in de 
vorm van giften aan door de Gemeenschap en de geasso- 
cieerde Sia teil erkcnde organisaties. 

2. Het jaarlijkse bedrag en de wijze van aanwending 
van de aan eike Staat voor clke produktie verleende 
hulp worden in elke geassocieerde Staat op passende 
wijze bekendgemaakt, 

Artikel 31 

De bestcding van de als hulp bij de produktie toege- 
kende bedragen dient overeenkomstig de bestemming 
en op de wijze als vastgesteld door de Gemeenschap na 
raadpleging van de betrokken geassocieerde Staat te 
geschieden. 

De geassocieerde Stalen zijn ieder voor zieh verant- 
woordelijk voor de handelingen die voor de uitvoering 
van dit hooldstuk moeton Vv'orden verricht. 

De Gemeenschap houdt toezicht op het nakomen van 
het in de eerste alinea bepaakle en neemt evcntueel alle 
passe n de m a a t r e g e 1 1' n . 

Artikel 32 

Ter toepassing van de artikelen 28 tot en met 30 dient 
elke geassocieerde Staat jaariijks een gedetaiileerd ver- 
slag in over de bestcding der als hulp bij de produktie 
ontvaugen bedragen. Hij voegt daarbij alle bewijsstuk- 
ken met name de verslagen der erkende organisaties. 

De geassocieerde Staat verieent zijn medewerking aan 
elke controle die de Gemeenschap met name op genoemde 
organisaties wenst uit te oefenen. 

A r t i k e 1 33 

De bedragen die voor hulp bij de diversificatie worden 
bestemd door de geassocieerde Staten welke gelijktijdig 
voor hulp bij de produktie en voor hulp bij de diver- 
sificatie in aanmerking körnen, worden aangewend over- 
eenkomstig het iDepaalde in de artikelen 36 tot en met 38. 


B 

Slaten die hulp bij de diversificatie ontvaugen 

Artikel 34 

1. De in artikel 24, lid 2, genoemde bedragen worden 
(ds volgt verdeeld (in niiljoenen rekeneenheden): 


-- Boeroendi 5,25 

— Kongo (Leopoldstad) 15 

— Rwanda 5,25 

— Somalia 6,5 
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(2) Die in Artikel 24 Abs. 3 vorgesehenen Beträge 
werden wie folgt in Millionen Rechnungseinheiten ver- 


teilt: 

— Gabun 4 

— Mauretanien 5 

— Obervolta 6. 


Artikel 35 

Die Gemeinschaft prüft mi': jedem der sieben in Arti- 
kel 34 genannten assoziierten Staaten auf der Grund- 
lage des in Artikel 25 vorgesehenen Programms, ob sein 
Vorschlag für die Verwendung der Diversifizierungshilfe 
den mit dieser Hilfe verfolgten Zielen entspricht. 

Artikel 36 

Vorhaben im Rahmen der Diversifizierungshilfe wer- 
den durch nichtrückzahlbare Zuschüsse, Darlehen zu Son- 
derbedingungen, gegebenenfalls mit Zinsvergütungen 
verbundene Darlehen der Bank oder gleichzeitig durch 
mehrere dieser Mittel finanziert. 

Artikel 37 

Jeder assoziierte Staat reicht im Rahmen seines Pro- 
gramms bei der Gemeinschaft aut der Grundlage be- 
stimmter Vorhaben Anträge auf Diversifizierungshiife 
ein. 

Artikel 38 

Die Kapitel I, II, III und IV dieses Protokolls hndcn, 
soweit erforderlich, auf die Finanzierung der Vorhaben 
im Rahmen der Diversifizierungshilfe Anwendung. 


Kapitel VTI 

Verschiedene Bestimmungen 

Artikel 39 

Um ein schnelles Eingreifen mit Mitteln des Fonds 
zur Gewährung von Soforthilfen an diejenigen asso- 
ziierten Staaten zu ermöglichen, die von Naturkatastro- 
phen heimgesucht werden, wird ein Reservefonds ge- 
bildet, der durch Entnahme von 1 ®/o des Anteils der 
nichtrückzahlbaren Zuschüsse an dem in Artikel 18 Buch- 
stabe a des Abkommens genannten Betrag gespeist wird. 

Artikel 40 

Die Finanz- und Verwaltungskosten des Fonds gehen 
zu Lasten der für nichtrückzahlbare Zuschüsse bestimmten 
Mittel. 

Artikel 41 

Die Einfuhren in einen assoziierten Staat, für die ein 
von der Gemeinschaft finanzierter Liefervertrag geschlos- 
sen wurde, werden nicht auf die den Mitgliedstaaten 
eröffneten Kontingente angerechnet. 

Artikel 42 

Die Gemeinschaft und die assoziierten Staaten wirken 
an allen Maßnahmen mit, die notwendig sind, um eine 
Verwendung der von der Gemeinschaft zugeteilten Mittel 
gemäß Artikel 26 des Abkommens zu gewährleisten. 


2. Les sommes prevues ä Farticle 24, paragraphe 3, sont 
reparties comme suit (en millions d'unites de compte): 


— Gabon 4 

— Haute-Volta 6 

— Mauritanie 5. 


Article 35 

Sur la base du programme prevu ä Farticle 25 ci-dessus 
la Communaute exarnine avec chacun des sept Etats asso- 
cies vises ä Farticle precedent si leurs propositions d'utili- 
sation des aides ä la diversification tiennent compte des 
objectifs assignes ä ces aides. 

Article 36 

Les projets d'aides a la diversification sont finances 
soit par des aides non remboursables, soit par des prets 
ä conditions speciales, soit par des prets accordes par la 
Banque avec eventuellement bonifications d'interet, soit 
siinultanement par plusieurs de ces moyens. 

Article 37 

Dans le cadre de son programme, chaque Etat associe 
presente ä la Communaute des demandes d'aides ä la 
diversification sur la base de projets determines. 

Article 38 

Les dispositions des chapitres 1, II, III et IV du present 
Protocole sont, ent tant que de besoin, applicables au 
financement des projets d'aides ä la diversification. 


Chapitre VIT 

Dispositions diverses 

Article 39 

En vue de perinettre une intervention rapide pour Fat- 
tribution de secours d'urgencc sur les ressourccs du 
Fonds ä ceux des Etats associes qui seraient frappes de 
catastrophes naturelles, il est institue un fonds de reserve, 
aliniente par un preJevement de 1 't'o sur la part des aides 
non remboursables coniprises dans le montaiit vise ä Far- 
ticle 18, lettre a) de la Convention. 

Article 40 

Les frais financiers et administratifs resultant de la 
gestion du Fonds sont imputes sur les ressources desti- 
nees aux aides non remboursables. 

Article 41 

Les importations dans un Etat associe qui ont fait Fob- 
jet dun marche de fournitures finance par la Commu- 
naute, ne sont pas imputees sur les contingents ouverts 
aux Etats membres. 

Article 42 

La Communaute et les ßtats associes collaborent a tou- 
tes mesures necessaires pour assurer que Futilisation des 
montants attribues par la Communaute se realise confor- 
mement aux dispositions de Farticle 26 de la Convention. 
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2. Le somme previste dairarticoio 24 , paragrafo 3, 
sono ripartite come segue (in milioni di unhä di conto); 


— Alto Volta 6 

— Gabon 4 

— Mauritaiiia 5. 


A r t i c o 1 o 35 

In base al programma previsto al precedente arti- 
colo 25, la Comunita esamina con ciascuno dei selte 
Stati associati di cui al precedente articolo se le propo- 
ste d'impiego degli aiuti pei la diversificazione tengano 
conto degli obietlivi assegnati a tali aiuti. 

Articolo 36 

I progetti di aiuti per la diversificazione sono finan- 
ziati mediante aiuti non rimborsabili, o mediante prestiti 
a condizioni speciali, o mediante presliti concessi dalla 
Banca con eventuale abbuono di interessi, oppure con- 
temporaneamente medianle diversi di questi mezzi. 

Articolo 37 

Ciascuno Stato associato presenta alla Comunita, nel- 
l'ambito dei proprio programma, richieste di aiuti per la 
diversilicazione sulla base di progetti determinati. 

Articolo 38 

Le disposizioni dei Capitoli I, 11, III, e IV dei presente 
Protocollo si applicano, nei limiti dei necessario, al finan- 
ziamenlo dei progetti di aiuti per la diversificazione. 


Capitolo VII 

Disposizioni varie 

Articolo 39 

Per conseiitire un rapido intervento onde attribuire 
agli Stati associati, eventualmente colpiti da catastrofi 
naturali, soccorsi d'urgenza con le risorse dei Fondo, e 
istituito un fondo di riserva, aiimentato da un prelievo 
deli'lCo sulla parte degli aiuti non rimborsabili inclusa 
neiriinporto di cui all'articolo 18, lettera a) della Con- 
venzione. 

Articolo 40 

Le spese finanziarie e amministrative per la gestione 
dei Fondo sono imputate alle risorse destinate agli aiuti 
non rimborsabili. 

Articolo 41 

Le irnportazioni in uno Stato associato che siano og- 
getto di un coritratto di forniturc finanziato dalla Cornu- 
nitä non sono imputate ai coniinyenti aperti agli Stati 
membri. 

Articolo 42 

La Comunita e gli Stati associati coli iborano a tutte 
le iriisure necessarie per assicurare che gli importi con- 
cessi dalla Comunita siano impiegati contormemente 
alle disposizioni dell'articolo 26 della Conveuzione. 


2. De in artikel 24, lid 3, genoemde bedragen worden 
als volgt verdeeld (in miljoenen rekeneenheden) : 


— Boven-Volta 6 

— Gaboen 4 

— Maiiretanie 5. 


Artikel 35 

Aan de hand van het in artikel 25 bedoelde programma, 
gaat de Gemeenschap met elk der in het vorige artikel 
genoemde zeven geassocieerde Staten na, of hun voor- 
stellen inzake de besteding van de hulp bij de diversifi- 
catie rekening houden niet het aan deze hulp gestelde 
doel. 

Artikel 36 

De projecten voor hulp bij de diversificatie worden 
door giften, door leningen tegen speciale voorwaarden, 
door leningen van de Bank eventueel met rentesubsidies, 
dan wel gelijktijdig door meer dan een van deze mid- 
delen gefinancierd. 

Artikel 37 

In het kader van zijn programma dient elke geasso- 
cieerde Staat, op grondslag van nader omschreven pro- 
jecten, bij de Gemeenschap aanvragen om hulp bij de 
diversificatie in. 

Artikel 38 

De bepalingen van de hoofdstukken 1, II, III en IV van 
dit Protocol zijn, voor zoveel nodig, van toepassing op 
de financiering van de projecten inzake huip bij de 
diversificatie. 

Hoofdstuk VII 

Diverse bepalingen 

Artikel 39 

Ten einde een snclle bijdrage voor de toekenning van 
dringende hulp uit de middelen van het Fonds aan geas- 
socieerde Staten die door natuurrampen worden getrof- 
fen, mogelijk te maken, wordt een reservefonds in- 
gesteld, dat geldmiddelen ontvangt door een heffing van 
1 ®/o op het gedeelte van de giften, dat begrepen is in 
het in artikel 18 sub a van de Overeenkomst genoemde 
bedrag. 

Artikel 40 

De kosten van financiele en administratieve aard, die 
voortvloeien uit het beheer van het Fonds, worden af- 
geboekt op de voor de giften bestemde middelen. 

Artikel 41 

De invoer van goederen in een geassocieerde Staat iiit 
hoofde van een door de Gemeenschap gefinancierde aan- 
koop van roerende goederen, wordt niet in mindering 
gebracht op de voor de Lid-Staten beschikbaar gestelde 
contmgenten. 

Artikel 42 

De Gemeenschap en de geassocieerde Staten werken 
Samen bij alle maatregelen die nodig zijn om te waar- 
borgen dat de besteding der door de Gemeensvliap toege- 
keiide bedragen gescliiedt overcenkomstig artikel 26 van 
de Overeenkomst. 
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Protokoll Nr. 6 

über die Verwaltungskosten der Organe der Assoziation 
Protocole N° 6 

relatif aux frais de fonctionnement des Institutions de l'Association 


DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN 

SIND über folgende Bestiminungen öBEREINGEKOM- 
MEN, die dem Abkommen als Anhang beigefügt sind: 

Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten und die Gemeinschaft einerseits 
und die assoziierten Staaten andererseits übernehmen 
sowohl die Personal-, Reise- und Aufenthaltskosten als 
auch die Post- und Fernmeldegebühren, die ihnen auf 
Grund ihrer Teilnahme an den Tagungen des Assozia- 
tionsrates und der von ihm abhängigen Organe ent- 
stehen. 

Die Kosten für das Dolmetschen in Sitzungen, für die 
Übersetzung und Vervielfältigung der Dokumente sowie 
für die technische Organisation der Tagungen (Räum- 
lichkeiten, Büromaterial, Amtsdiener usw.) werden von 
der Gemeinschaft oder von den assoziierten Staaten 
übernommen, je nachdem, ob die Tagungen im Hoheits- 
gebiet eines Mitgliedstaates oder im Hoheitsgebiet eines 
assoziierten Staates stattfinden. 

Artikel 2 

Die Gemeinschaft und die assoziierten Staaten über- 
nehmen die auf sie entfallenden Reise- und Aufenthalts- 
kosten für ihre Teilnehmer an den Tagungen der Parla- 
mentarischen Konferenz der Assoziation und des pari- 
tätischen Ausschusses. 

Sie übernehmen in gleicher Weise die Reise- und 
Aufenthaltskosten für das für diese Tagungen erforder- 
liche Personal sowie die Post- und Fernmeldegebühren. 

Die Kosten für das Dolmetschen in Sitzungen, für die 
Übersetzung und Vervielfältigung der Dokumente sowie 
für die technische Organisation der Tagungen (Räumlich- 
keiten, Büromaterial, Amtsdiener usw.) werden von der 
Gemeinschaft oder von den assoziierten Staaten über- 
nommen, je nachdem, ob die Tagungen im Hoheitsgebiet 
eines Mitgliedstaates oder im Hoheitsgebiet eines asso- 
ziierten Staates stattfinden. 

Artikel 3 

Die Mitglieder des Schiedsgerichts haben Anspruch auf 
Erstattung ihrer Reisekosten und ihrer Aufenthaltskosten. 
Letztere werden auf 20 Rechnungseinheiten für jeden Tag 
ihrer Tätigkeit festgesetzt. Diese Beträge werden ihnen 
vom Schiedsgericht gezahlt. 

Die Reise- und Aufenthaltskosten der Mitglieder des 
Schiedsgerichts werden von der Gemeinschaft und den 
assoziierten Staaten je zur Hälfte übernommen. 

Die Ausgaben für die Kanzlei des Schiedsgerichts, die 
Untersuchung der Streitfälle und die technische Organi- 
sation der Gerichtssitzungen (Räumlichkeiten, Personal, 
Dolmetschen usw.) übernimmt die Gemeinschaft, 

Die Kosten für außerordentliche Untersuchungsmaß- 
nahmen werden vom Schiedsgericht mit den anderen 
Ausgaben nach Maßgabe seiner Satzung beglichen! hier- 
für gewähren die Parteien Vorschüsse nach Maßgabe 
eines sie anordnenden Beschlusses des Schiedsgerichts 
oder seines Präsidenten, 


LES HAUTES PARTIES CONTRACTANTES 

SONT CONVENUES des dispositions ci-apres ejui sont 
annexees ä la Convention: 

Article 1 

Les Etats membres et la Communaute, d'une part, les 
Etats associes, d'autre part, prennent en Charge les depen- 
ses qu'ils exposent en raison de leur participation aux 
sessions du Conseil d’ Association et des Organes cfui en 
dependent, tant en ce qui concerne les frais de personnel, 
de voyage et de sejour, qu'en ce qui concerne les frais 
de postes et de telecommunications, 

Les depenses relatives ä Linterpretation en seance ainsi 
qu'ä la traduction et ä la reproductiori des documents, et 
les depenses afferentes ä l'organisation materielle des 
reunions (local, fournitures, huissiers, etc. . . .) sont sup- 
portees par la Communaute ou par les Etats associes, 
selon que les reunions ont lieu sur le territoire d'un Etat 
membre ou sur celui d'un Etat associe. 


Article 2 

La Communaute et les Etats associes prennent en 
Charge, chacun en ce qui le concerne, les frais de voyage 
et de sejour de leurs participants aux reunions de la Con- 
ference parlementaire de l'Association et de la Commis- 
sion paritaire. 

Dans les memes conditions, ils prennent en Charge les 
frais de voyage et de sejour du personnel necessaire ä 
ces sessions ainsi que les frais de postes et de telecommu- 
nications. 

Les depenses relatives ä Linterpretation en seance ainsi 
qu'ä la traduction et ä la reproduction des documents et 
les depenses afferentes ä l'organisation materielle des 
reunions (local, fournitures et huissiers, etc. . .) sont sup- 
portees par la Communaute ou par les Etats associes 
selon que les reunions ont lieu sur le territoire d'un Etat 
membre ou sur celui d'un Etat associe. 


Article 3 

Les membres de la Cour arbitrale ont droit au rem- 
boursement de leurs frais de voyage et de leurs frais de 
sejour. Ces derniers sont fixes ä 20 unites de compte pour 
chaque jour oü les membres de la Cour arbitrale exercent 
leurs fonctions, Ces sommes leur sont versees par la Cour 
arbitrale. 

Les frais de voyage et de sejour des membres de la 
Cour arbitrale sont pris en Charge par moitie par la Com- 
raunaute et par moitie par les Etats associes. 

Les depenses afferentes au greife de la Cour arbitrale, 
ä l'instruction des differends et ä l'organisation materielle 
des audiences (local, personnel, Interpretation, etc. . .) 
sont supportees par la Communaute. 

Les depenses atferentes ä des mesures extraordinaires 
d'instruction sont reglees par la Cour arbitrale avec les 
autres depens dans les conditions prevues par son Statut 
et font l'objet d'avances de la part des parties dans les 
conditions fixees par l'ordonnance de la Cour arbitrale 
ou de son President dans laquelle ces mesures sont pres- 
crites. 
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Protocollo N® 6 

relativo alle spese di funzionamento delle Istituzioni dell'Associazione 

Protocol No. 6 

betreffende de huishoudelijke kosten van de Instellingen der Associatie 


LE ALTE PARTI CONTRAENTI 

HANNO CONVENUTO le seguenti disposizioni che 
sono allegate alla Convenzione: 

A r t i c o 1 o 1 

Gli Stati membri e la Comunita, da un lato, gli Stati 
associati, dall’altro, assumono i’onere delle spese soste- 
nute per partecipare alle sessioni del Consiglio di Asso- 
ciazionc e degli organi che ne dipendono, per qaanto 
rigaarda sia le spese di personale, di viaggio e di sog- 
giorno, sia le spese postali e di telecomunicazioni. 

Le spese d'interpretazione durante le sedute e di tra- 
duzione e riproduzione dei documenti e le spese per 
l’organizzazione materiale delle riunioni (locali, forni- 
ture, uscicri ecc. . . .) sono sostenute dalla Comunita o 
dagli Stati associati, secondo che le riunioni abbiano 
luogo sul territorio di uno Stato mcmbro o di uno Stato 
associato. 


Articolo 2 

La Comunita e gli Stati associati assumono l'onere, 
ciascuno per quanto lo riguarda, delle spese di viaggio 
e di soggiorno dei loro partecipanti alle riunioni della 
Confercnza Parlamentäre dcH'Associazione e dclla Com- 
niissione paritetica. 

Alle stesse conchzioiii, assumono l'onere delle spese 
di viaggio e di soggiorno del personale necessario per 
queste sessioni, nonche delle spese postali e di telecomu- 
nicazioni. 

Le spese d'interpretazione durante le sedute e di tra- 
duzione e riproduzione dei documenti e le spese per 
l'organizzazione materiale delle riunioni (locali, forniture 
e uscieri, ecc.) sono sostenute dalla Comunita o dagli 
Stati associati, sccondo die le riunioni abbiano luogo sul 
territorio di uno Stato membro o di uno Stato associato. 


Articolo 3 

I membri della Corte arbitrale hanno diritto al rim- 
borso delle loro spese di viaggio e delle loro spese di 
soggiorno. Queste ultime sono stabilite in 20 unitä di 
conto per ogni giorno in cui i membri della Corte arbi- 
trale escrcitano le loro funzioni. Tali somme sono pagate 
loro dalla Corte arbitrale. 

Le spese di viaggio e di soggiorno dei membri della 
Corte arbitrale sono sostenute per metä dalla Comunita 
e per metä dagli Stati associati, 

Le spese di cancelleria della Corte, per l'istruzione 
delle vertenze e per l'organizzazione materiale delle 
udienze (locali, personale, interpretazione, ecc. . . .) sono 
sostenute dalla Comunita. 

Le spese per misure straordinarie d’istruzionc sono 
pagate dalla Corte insieme alle altre spese alle condi- 
zioni contempiate dai suo statuto e sono oggetto di anti- 
cipazioni pagate dalle parti alle condizioni stabilite con 
l'ordinanza della Corte arbitrale o del suo Presidente, 
nclla quäle sono prescritte tali misure. 


DE HOGE OVEREENKOMSTSLUITENDE PARTIJEN 

HEBBEN OVEREENSTEMMING BERETKT omtrent de 
volgende bepalingen, die aan de Overeenkomst zijn 
gehecht: 

Artikel 1 

De Lid-Staten en de Gemeenschap enerzijds en de 
geassocieerde Staten anderzijds nemen de uitgaven die 
voortvloeien uit hun deelneining aan de zittingen van de 
Associatieraad en van de Organen die daarvan afhanke- 
lijk zijn, voor hun rekening, zowel wat de personeels- 
uitgaven, de reis- en verblijfkosten, als de frankerings- 
en telecommunicatiekosten betreft. 

De uitgaven voor tolkendiensten bij vergaderingen, 
alsmede voor de vertaling en vermenigvuldiging der 
documenten, en de uitgaven in verband met de technische 
organisatie der vergaderingen (vergaderruimten, beno- 
digdheden, bodes, enz . . .) worden door de Gemeenschap 
of door de geassocieerde Staten gedragen, al naargelang 
de vergaderingen op het grondgebied van een Lid-Stat 
of op het grondgebied van een geassocieerde Staat 
plaatshebben. 

Artikel 2 

De Gemeenschap en de geassocieerde Staten nemen 
elk voor zieh de reis- en verblijfkosten op zieh van hun 
dcclnerners aan vergaderingen van de Parlementaire 
Conferentie der Associatie en van de Paritaire Commissic. 

Zij nernen voorts de reis- en verblijfkosten op zieh van 
het voor dezc zittingen benodigde personecl, alsmede de 
frankerings- en telecommunicatiekosten. 

De uitgaven voor tolkendiensten bij vergaderingen, 
alsmede voor de vertaling en vermenigvuldiging der 
documenten, en de uitgaven in verband met de techni- 
sche organisatie der vergaderingen, (vergaderruimten, 
benodigdheden, bodes, enz . . .) worden door de Gemeen- 
schap of door de geassocieerde Staten gedragen, al naar- 
gelang de vergaderingen op het grondgebied van een 
Lid-Staat of op het grondgebied van een geassocieerde 
Staat plaatshebben. 

Artikel 3 

De leden van het Arbitragehof hebben recht op ver- 
goecling van hun reiskosten en van hun verblijfkosten. 
Deze laatste worden vastgesteld op 20 rekeneenheden 
voor iedere dag waar de leden van het Arbitragchof hun 
functie iiitoefenen. Deze bedragen worden hun door het 
Arbitragehof uitbetaald. 

De reis- en verblijfkosten van de leden van het Ar- 
bitragehof worden voor de helft door de Gemeenschap 
en voor de helft door de geassocieerde Staten gedragen. 

De uitgaven betreffende de griffie van het Arbitrage- 
hof, voor de instructie van geschillen en voor de techni- 
sche organisatie der zittingen (vergaderruimten, perso- 
necl, tolkendiensten, enz . . .) worden door de Gemeen- 
schap gedragen. 

De uitgaven voor buitengewone instructiemaatregelcn 
worden met de overige gcrechtskosten door het Arbitrage- 
hof gedragen op de wijze in zijn Statuut bcpaald en 
worden door de Partijen voorgeschoten öp do wi]zc, 
bcpaald bij een beschikking van het Arbitragehof of van 
zijn Voorzitter, waarin deze maatregclcn zijn voorge- 
schreven. 
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Protokoll Nr. 7 

über den Wert der Rechnungsei nheit 
Protocole N® 7 

relatif ä la valeur de Tunite de compte 


DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN 

SIND über folgende Bestimmungen ÜBEREINGEKOM- 
MEN, die dem Abkommen als Anhang beigefiigt sind: 

Artikel 1 

Der Wert der Rechniingseinheit, die im Assoziieriings- 
abkommen oder in Durchführungsbestimmungen hierzu 
zur Festlegung von Beträgen verwendet wird, beträgt 
0.888G7088 Gramm Feingold. 

Artikel 2 

Die Parität der Währung eines Mitgliedstaates gegen- 
über der in Artikel 1 bestimmten Rechnungseinheit ist 
das Verhältnis zwischen dem Feingoldgehalt dieser Rech- 
nungseinheit und dem Feingoldgehalt, welcher der dem 
Internationalen Währungsfonds angezeigten Parität die- 
ser Währung entspricht. In Ermangelung einer ange- 
zeigten Parität oder für den Fall, daß für den laufenden 
Zahlungsverkehr Wechselkurse angewendet werden, die 
um eine größere Spanne von der Parität abweichen, als 
der Währungsfonds zuläßt, wird der Feingoldgehalt, der 
der Währungsparität entspricht, unter Zugrundelegung 
des Wechselkurses, der in dem Mitgliedstaat am Tage 
der Berechnung für laufende Zahlungen für eine direkt 
oder indirekt definierte und in Gold konvertierbare 
Währung angewendet wird, und unter Zugrundelegung 
der dem Internationalen Währungsfonds angezeigten 
Parität dieser konvertierbaren Währung berechnet. 

Artikel 3 

Die in Artikel 1 bestimmte Rechniingseinheit wird 
während der gesamten Durchführiingszeit des Assozi- 
ieruiigsabkommcns nicht geändert. Wird jedoch vor Ab- 
lauf der Laufzeit dieses Abkommens vom Internationalen 
Währungsfonds nach Artikel 4 Abschnitt 7 seiner Satzung 
eine einiieitlich proportionale Änderung der Parität aller 
Währungen gegenüber dem Gold beschlossen, so wird 
der ITjingoldgeh.ait der Rechniingseinheit im umgekehrten 
Verhältnis hierzu geändert. 

Führen ein oder mehrere Mitgliedstaaten den in Ab- 
satz 1 genannten Beschluß des Internationalen Währungs- 
fonds nicht durch, so verändert sich der Feingoldgehalt 
der Rcchnungseinheit im unigekehrlen Verhältnis zu der 
vom Internationalen Währungsfonds beschlossenen Ände- 
rung. Der Rat der Eurupaischen Wirtschaftsgemeinschaft 
prüft jedoch die auf diese Weise entstandende Lage und 
trifft mit quahtizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kom- 
mission und nach Anhörung des Währungsausschusses 
die ertordeiiichen Maßnahmen, 

ZU LIRKUND DESSEN haben die Bevollmächtigten der 
Elohen Vertragsparteien die sieben vorstehenden Proto- 
kolle unterschrieben 

GESCHEHEN zu Jaunde. am zwanzigsten Juli neun- 
zehn h u n ( 1 e r t d i e i u n d s e c h 7 i g 

W. Scheel 

H. F a y a t 
R T r i b o 11 1 e t 
E. Colo rn b o 

L. Schau s 
J. Luns 
J. Luns 


LES HALTES PARTIES CONTRACTANH ES 

SONT CONVENUES des dispositions suivantes, qui 
sont annexees ä la Convention: 

A r t i c 1 e 1 

La valeur de l'unite de compte utilisec pour exprimer 
des sommes dans la Convention d' Association ou dans 
les dispositions prises en application de celle-ci est de 
0,88867088 gramme d'or fin. 

Article 2 

La parite de la monnaie dün Etat membre par rapport 
ä lünite de comple definie a l articlG 1 est le rapport 
entre le poids d'or fin contenu dans cette unite de compte 
et le poids d’or fin correspondant ä la parite de cette mon- 
naie declaree au Fonds monetaire international. A defaut 
de parite declaree ou dans le cas d'application aux paie- 
ments courants, de cours s'ecartant de la parite d’une 
marge superieure ä celle qui est autorisee par le Fonds 
monetaire, le poids d'or fin correspondant ä la parite de 
la monnaie sera calcule sur la base du taux de change 
applique dans l’Etat membre pour les paiemcnts courants, 
le jour du calcul, ä une monnaie directement ou indirec- 
tement definie et convertible en or et sur ia base de la 
parüe declaree au Fonds monetaire de cette monnaie con- 
vertible 


Article 3 

L'unite de compte, teile que definie ä l'article 1 ci-des- 
sus, demeurera indiangee pour toute la duree d'execu- 
tion de la Convention. Toutefois, si avant la dale d ex- 
piration de cette dernierc devait iriterveiiir une luodifica- 
tion uniformement proportionnelle du pair de toutes luon- 
naies par rapport ä l or decidee par le Fonds monetairo 
international, en application de l'article 4, section 7 de 
ses Statuts, le poids d or tin de 1 unite de compte vaiiora 
en fonction inverse de cette modilication. 

Au cas oü un ou plusieurs Etats membres ne rnettraient 
pas en application la decision prise par le Fonds mone- 
taire internatioiidl visee ä l'alinea ci-dessus, le poids d or 
fin de l’unite de compte variera en fonclion inverse de la 
modification decidee par le Fonds monetaire international. 
Cependant le Conseil de la Communaute Economique 
Europeennc examinera la Situation ainsi creee et prendra, 
ä la majorite (.pialihee sur proposilion de la Commission 
et apres avis du Comite monetaire, les mesures neces- 
saires. 

EN FOI DE QUOI, les plenipotent iaires dos Elautes 
Parties Contractantes ont signe les sept Protocoles dont 
le texte precede. 

FAIT a Yaounde, le virigt juillet mil neiif cent 
soi Xante- trois. 

W. Hallstein 
A. A n g u i 1 c 
L, A in o n Ta n o h 

M. T r ^ ^ r F 

A. R a m a n g a s ü a V i n a 
1, Zodi 
A. S c e g o 
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Protocollo 7 

relative al valore dell'unita di conto 
Protocol No. 7 

betreffende de waarde van de rekeneenheid 


LE ALTE PARTI CONTRAENTI 

HANNO CONVENUTO le disposizioni seguenti die 
sono allegate alla Convenzione; 

A rt i c o 1 o 1 

II valore dell’unitä di conto impiegata per esprimere 
importi riella Convenzione di Associazione o nelle 
disposizioni prese in applicazione della stessa e di 
0,88867088 grammi d'oro fino. 

Ar t i c o 1 o 2 

La paritä della moneta di uno Stato niembro rispetto 
all uriitä di conto definita nell'articolo 1 e il rapporto 
Ira il peso d'oro fino contenuto in questa unitä di conto 
e ii peso d'oro fino corrispondente alla paritä di questa 
moneta dichiarata al Fondo monetario internazionale. In 
mancanza di paritä dichiarata o nel caso in cui nei paga- 
menti correriti si applichino corsi che si allontanano dalla 
paritä di un margine superiore a quello autorizzato dal 
Fondo monetario, il peso d’oro fino corrispondente alla 
paritä della moneta sarä calcolato in base al tasso di 
cambio applicato, per i pagamenti correnti nello Stato 
membro alla data del calcolo, ad una moneta definita 
direttamente o indirettamente e convertibile in oro e in 
base alla paritä dichiarata al Fondo monetario di questa 
■non e t a c o n v e r t ib i 1 e . 


A r t i c o 1 o 3 

L'unltä di conto definita airaiticolo 1 resterä immulata 
darante tutto ii periodo di eseciizione della Convenzione. 
Tutlavia, qualora prima della data di scadenza di que- 
sLultima intervenga una modifica uniformemente pro- 
porzionaie della paritä di tutte le monete rispetto all oro 
decisa dal Fondo monetario internazionale, m apphea- 
zione dell'articolo 4, sezione 7 degli Statut! dello stesso, 
il peso d'oro fino dell’unitä di conto varierä in funzione 
inversa alla suddetta modifica. 

C4ualora uno o piü Stati membri non applichino la deci- 
sione adottata dal Fondo monetario internazionale di 
cui al coinma precedente, il peso d’oro fino dell'unitä di 
conto varierä in funzione inversa alla modifica decisa 
dal Fondo monetario internazionale, Tuttavia, il Con- 
siglio della Comunitä Economica Europea esaminerä la 
situazione creatasi ed adotterä a maggioranza qualiticata, 
SU proposta della Commissione e previo parere del Co- 
niitato monetario, le rnisure necessarie. 


IN FEDE DI CHE, i plenipotenziari delle Alte Parti 
Contraenti hanno firmato i sette Protocolli il cui testo 
precede. 

FATTO a Yaounde, il venti luglio millenovecentoses- 
santatre. 


DE HOGE OVEREENKOMSTSLUITENDE PARTIJEN 

HERBEN OVEREENSTEMMING BEREIKT omtrent de 
volgende bepalingen, die aan de Overeenkomst zijn 
gehecht: 

Artikel 1 

De waarde van de rekeneenheid die gebruikt wordt om 
in de Associatieovereenkomst of in de krachtens deze 
Overeenkomst vastgestelde maatregelen bedragen uit te 
drukken, bedraagt 0,88867088 gram fijn goud. 

Artikel 2 

De pariteit van de Valuta van een Lid-Staat ten opzichte 
van de in artikel 1 omschreven rekeneenheid is gelijk 
aan de verhouding tussen het gewicht aan fijn goud dat 
deze rekeneenheid bevat en het gewicht aan fijn goud 
dal overeenkomt met de bij het Internationaal Monetair 
Fonds aangegeven pariteit van deze Valuta. Bij gebrek 
aan aangegeven pariteit of indien op de lopende be- 
talingen wisselkoersen worden toegepast welke van de 
pariteit afwijken met een hogere dan de door het Mo- 
netair Fonds toegestane marge, wordt het met de pari- 
teit van de valuta overeenkomende gewicht aan fijn 
goud berekend op basis van de wisselkoers welke in de 
Lid-Staat op de dag van de berekening voor lopende 
betalingen wordt toegepast op een direct of indirect 
omschreven en fegen goud in wisselbare Valuta, alsmede 
op basis van de aan het Monetair Fonds medegedeelde 
pariteit van deze inwisseibare Valuta. 

Artikel 3 

De in artikel l omschreven rekeneenheid blijft onge- 
wijzigd voor de gehele loopiijd van de Overeenkomst. 
Indien echter v66r de datum waarop de Overeenkomst 
afloopt, een in verhouding tot de pariteit van alle valuta’s 
ten opzichte van goud uniforme wijziging plaatsvindt, 
waartoe het Iiilernationaal Monetair Fonds krachtens 
artikel IV, sectie 7, van zijn Statuten heeft besloten, 
varieert het gewicht aan fijn goud van de rekeneenheid 
orngekeerd eveiiredig aan deze wijziging. 

Indien een of meer Lid-Staten de in bovenstaande 
aliriea bedoelde beslissing van het Internationaal Mone- 
tair Fonds niet toepassen, varieert het gewicht aan fijn 
goud van de rekeneenheid oingekeerd evenredig aan de 
wijziging waartoe het Internationaal Monetair Fonds 
heeft. besloten. De Raad van de Europese Econoinische 
Gemeenschap zal echter de aldus ontstane situatie bezien 
en, op voorstel van de Commissie en na advies van het 
Monetair Comite, met gekwalificeerde meerderheid van 
stemmen de vereiste maatregelen treffen. 

TEN BLIJKE WAARVAN Gevolmachtigdcn van de 
Overeenkomstsluitende Partijeii de zeven bovenstaande 
Protocollen hebben ondertekend. 

GEDAAN te Jaoeiide, de twintigste juli negentien- 
honderd drieenzestig. 


D. Gueye 

L. Nimubona 
C. H ab a in e n s h i 

M. L e n g e m a 
V. Kanga 

M. Sidi 


J. Kone 
A p 1 o g a n 
V. S a t h o u d 
M. Ngangtar 
J. Agb em e g n an 
J. Mackpayen 
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Abkommen über die Erzeugnisse, 
die unter die Zuständigkeit der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl fallen 

Accord 

relatif aux produits relevant de la Communaute Europeenne 
du Charbon et de l'Acier 


SEINE MAJESTÄT DER KÖNIG DER BELGIER, 

DER PRÄSIDENT 

DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND, 

DER PRÄSIDENT DER FRANZÖSISCHEN REPUBLIK, 

DER PRÄSIDENT DER ITALIENISCHEN REPUBLIK, 

IHRE KÖNIGLICHE HÖHEIT 

DIE GRÖSSHERZÖGIN VÖN LUXEMBURG, 

IHRE MAJESTÄT DIE KÖNIGIN DER NIEDERLANDE 
— Vertragsparteien des am 17. April 1951 in Paris 
Unterzeichneten Vertrags über die Gründung der Euro- 
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl — , deren 
Staaten im folgenden als „Mitgliedstaaten“ bezeichnet 
werden, 

einerseits und 

SEINE MAJESTÄT DER MW AMI VON BURUNDI, 

DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK DAHOME, 

DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK ELFENBEINKÜSTE, 
DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK GABUN, 

DER PRÄSIDENT DER BUNDESREPUBLIK KAMERUN, 
DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK KONGO 
(BRAZZAVILLE), 

DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK KONGO 
(LEOPOLD VILLE), 

DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK MADAGASKAR, 

DER STAATSCHEF UND PRÄSIDENT 

DES REGIERUNGSRATS DER REPUBLIK MALI. 

DER PRÄSIDENT 

DER ISLÄMITISCHEN REPUBLIK MAURETANIEN, 
DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK NIGER. 

DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK OBERVOLTA, 

DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK RWANDA, 

DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK SENEGAL, 

DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK SOMÄLIÄ, 

DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK TOGO, 

DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK TSCHAD, 

DER PRÄSIDENT 

DER ZENTRALAFRIKANISCHEN REPUBLIK, 

deren Staaten im folgenden als „assoziierte Staaten" 
bezeichnet werden, 

andererseits, 

GESTÜTZT auf den Vertrag über die Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, 

GESTÜTZT auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Arti- 
kel 232, 

IN DER ERWÄGUNG, daß das am heutigen Tage 
Unterzeichnete Abkommen über die Assoziation zwischen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und den mit 
dieser Gemeinschaft assoziierten afrikanischen Staaten 
und Madagaskar nicht für Erzeugnisse gilt, die unter die 
Zuständigkeit der Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl fallen, 


SA MAJESTE LE ROI DES BELGES, 

LE PRESIDENT DE LA REPÜBLIQUE FEDERALE 
D'ALLEMAGNE 

LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE FRANQAISE, 

LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE ITALIENNE, 

SON ALTESSE ROYALE LA GRANDE-DUCHESSE DE 
LUXEMBOURG, 

SA MAJESTE LA REINE DES PAYS-BAS, 

Parties Contractantes au Traite instituant la Commu- 
naute Europeenne du Charbon et de l'Acier signe a Paris 
le 17 avril 1951 et dont les Etats sont ci-apres denommes 
Etats membres, 

d’une part, et 

SA MAJESTE LE MV\/AMI DU BURUNDI, 

LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE FEdERALE DU 
CAMEROUN, 

LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE CENTRAFRICAINE, 
LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DU CONGO 
(BRAZZAVILLE), 

LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DU CONGO 
(LEOPOLDVILLE), 

LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DE CÖTE-D'IVOIRE, 
LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DU DAHOMEY, 

LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE GABONAISE, 

LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DE HAUTE- VOLTA, 
LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE MALGACHE, 

LE CHEF DE L'ETAT, PRESIDENT DU CONSEIL 
DE GOUVERNEMENT DE LA REPUBLIQUE DU MALI, 
LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE ISLAMIQUE 
DE MAURITANIE, 

LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DU NIGER, 

LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE RWANDAISE, 

LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DU SEnEGAL, 

LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DE SOMALIE, 

LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE DU TCHAD, 

LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE TOGOLAISE, 

dont les Etats sont ci-apres denommes Etats associes, 

d’autre part, 

VU ie Traite instituant la Communaute Europeenne du 
Charbon et de l'Acier, 

VU le Traite instituant la Communaute Economique 
Europeenne, et notamment son article 232, 

PRENANT en consideration le fait que la Convention 
d'Association entre ia Communaute Economique Euro- 
peenne et les Etats africains et malgache associes ä cette 
Communaute, signee ä ce jour, ne s’applique pas aux pro- 
duits qui relevent de la Communaute Europeenne du 
Charbon et de l'Acier, 
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Accordo 

relativo ai prodotti di competenza della Comunitä Europea 
del Carbone e dell'Acciaio 

Akkoord 

betreffende de Produkten die onder de bevoegdheid vallen van de 
Europese Gemeenschap voor Kolen en Staal 


SUA maesta il re dei belgi, 

IL PRESIDENTE DELLA REPUBBLICA FEDERALE 
DI GERMANIA, 

IL PRESIDENTE DELLA REPUBBLICA FRANCESE, 

IL PRESIDENTE DELLA REPUBBLICA ITALIANA, 

SUA ALTEZZA REALE LA GRANDUCHESSA 
DEL LUSSEMBURGO, 

SUA MAESTA LA REGINA DEI PAESI BASSI, 

Parti Contraenti del Trattato che istituisce la Comunitä 
Europea del Carbone e dell’Acciaio, firmato a Parigi il 
17 aprile 1951, ed i cui Stati sono denominati piü oltre 
Stati membri, 

da una parte, e 

IL PRESIDENTE DELLA REPUBBLICA DELL' ALTO 
VOLTA, 

SUA MAESTÄ IL MW AMI DEL BURUNDI, 

IL PRESIDENTE DELLA REPUBBLICA FEDERALE 
DEL CAMERUN, 

IL PRESIDENTE DELLA REPUBBLICA CENTRO- 
AFRICANA, 

IL PRESIDENTE DELLA REPUBBLICA DEL CIAD, 

IL PRESIDENTE DELLA REPUBBLICA DEL CONGO 
(BRAZZAVILLE), 

IL PRESIDENTE DELLA REPUBBLICA DEL CONGO 
(LEOPOLD VILLE), 

IL PRESIDENTE DELLA REPUBBLICA DELLA COSTA 
D'AVORIO, 

IL PRESIDENTE DELLA REPUBBLICA DEL DAHOMEY, 
IL PRESIDENTE DELLA REPUBBLICA DEL GABON, 

IL PRESIDENTE DELLA REPUBBLICA MALGASCIA, 

IL CAPO DI STATO, PRESIDENTE DEL CONSIGLIO 
Dl GOVERNO DELLA REPUBBLICA DEL MALI, 

IL PRESIDENTE DELLA REPUBBLICA ISLAMITICA DI 
MAURITANIA, 

IL PRESIDENTE DELLA REPUBBLICA DEL NIGER, 

IL PRESIDENTE DELLA REPUBBLICA DEL RUANDA, 

IL PRESIDENTE DELLA REPUBBLICA DEL SENEGAL, 

IL PRESIDENTE DELLA REPUBBLICA SOMALIA, 

IL PRESIDENTE DELLA REPUBBLICA DEL TOGO, 

i cui SUiii sono denominati piu oltre Stati associati, 


dall'altra parte, 


ZIJNE MAJESTEIT DE KONING DER BELGEN, 

DE PRESIDENT VAN DE BONDSREPUBLIEK 
DUITSLAND, 

DE PRESIDENT VAN DE FRANSE REPUBLIEK, 

DE PRESIDENT VAN DE ITALIAANSE REPUBLIEK, 
HARE KONINKLIJKE HOOGHEID DE GROOT- 
HERTOGIN VAN LUXEMBURG, 

HARE MAJESTEIT DE KONINGIN DER NEDERLANDEN, 
Partijen bij het op 17 april 1951 te Parijs ondertekende 
Verdrag tot oprichting van de Europese Gemeenschap 
vor Kolen en Staal en wier Staten hierna Lid-Staten 
worden genoemd, 

enerzijds, en 

ZIJNE MAJESTEIT DE MWAMI VAN BOEROENDI, 

DE PRESIDENT VAN DE REPUBLIEK BOVEN-VOLTA, 
DE PRESIDENT VAN DE CENTRAALAFRIKAANSE 
REPUBLIEK, 

DE PRESIDENT VAN DE REPUBLIEK DAHOMEY, 

DE PRESIDENT VAN DE REPUBLIEK GABOEN, 

DE PRESIDENT VAN DE REPUBLIEK IVOORKUST, 

DE PRESIDENT VAN DE FEDERALE REPUBLIEK 
KAMEROEN, 

DE PRESIDENT VAN DE REPUBLIEK KONGO 
(BRAZZAVILLE), 

DE PRESIDENT VAN DE REPUBLIEK KONGO 
(LEOPOLDSTAD), 

DE PRESIDENT VAN DE REPUBLIEK MADAGASKAR, 
HET STAATSHOOFD, PRESIDENT VAN DE REGERINGS- 
RAAD VAN DE REPUBLIEK MALI, 

DE PRESIDENT VAN DE ISLAMITISCHE REPUBLIEK 
MAURETANIE, 

DE PRESIDENT VAN DE REPUBLIEK NIGER, 

DE PRESIDENT VAN DE REPUBLIEK RWANDA, 

DE PRESIDENT VAN DE REPUBLIEK SENEGAL, 

DE PRESIDENT VAN DE REPUBLIEK SOMALIA, 

DE PRESIDENT VAN DE REPUBLIEK TOGO, 

DE PRESIDENT VAN DE REPUBLIEK TSJAAD, 


wier Stalen hierna geassocicerde Staten 
noemd, 


worden ge- 
anderzijds, 


VISTO il Trattato che istituisce la Comunitä Europea 
del Carbone e deH'Acciaio, 


GELET op het Verdrag tot oprichting van de Europese 
Gemeenschap voor Kolen en Staal, 


VISTO il Trattato che istituisce la Comunitä Economica 
Europea e in particolare Particolo 232, 


GELET op het Verdrag tot oprichling van de Euiopese 
Economische Gemeenschap, iiizonderheid op artikel 232, 


PRENDENDO in considerazione il fatto che la Conven- 
zione di Associazione tra la Comunitä Economica Euro- 
pea e gli Stati africani e malgascio associati a tale Comu- 
nitä, firmata in data odierna, non si applica ai prodotti 
di competenza della Comunitä Europea del Carbone e 
dell'Acciaio, 


OVERWEGENDE dat de heden ondertekende Asso- 
ciatieovereenkomst tusscn de Europese Economische Ge- 
nieenschap en de met deze Gemeenschap geassocicerde 
Afrikaanse Staten en Madagaskar niet van toepassing 
is op de Produkten die onder de bevoegdheid vallen van 
de Europese Gemeenschap voor Kolen en Staal, 


75 



Drucksache IV/1673 


Deutscher Bundestag - — 4. Wahlperiode 


IN DEM BESTREBEN jedoch, den Handel mit diesen 
Erzeugnissen zwischen den Mitgliedstaaten und den 
assoziierten Staaten aufrechtzuerhalten und auszubauen — 
HABEN ais Bevollmächtigte ernannt“ 

Seine Majestät der König der Belgier 
Herr Henri F a y a t , 

Minister und Stellvertretender Minister 
für Auswärtige Angelegenheiten, 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland 
Herr Walter Scheel, 

Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit, 

Der Präsident der Französischen Republik 
Herr Raymond T r i b o u 1 e t , 

Minister für Zusammenarbeit, 

Der Präsident der Italienischen Republik 
Herr Emilio Colombo, 

Schatzminister, 

Ihre Königliche Hoheit die Großherzogin von Luxemburg 
Herr Eugene S c h a u s , 

Minister für Auswärtige Angelegenheiten 
und Außenhandel, 

Ihre Majestät die Königin der Niederlande 
Herr Joseph L ii n s , 

Minister für Auswärtige Angelegenheiten, 

Seine Majestät der Mwami von Burundi 
Herr Lorgio Nimubona, 

Minister für Auswärtige Angelegenheiten, 

Der Präsident der Republik Dahome 
Herr A p 1 o g a n , 

Staatsminister für Afrikanische Angelegenheiten, 

Der Präsident der Republik Elfenbeinküste 
Herr Lambert Amon Tanoh, 

Minister für Erziehungswesen, 

Minister der Finanzen ad interim, 

Der Präsident der Republik Gabun 
Herr Andre-Gustave Anguile, 
Staatsminister für Wirtschaft, 

Der Präsident der Bundesrepublik Kamerun 
Herr Victor Kanga, 

Minister für Wirtschaft, 

Der Präsident der Republik Kongo (Brazzaville) 

Herr Victor Sathoud, 

Minister für Planungsfragen, 

Der Präsident der Republik Kongo (Leopoldville) 
Herr Marcel L e n g e m a , 

Staatssekretär für Auswärtige Angelegenheiten, 

Der Präsident der Republik Madagaskar 
Herr Alfred R a ni a n g a s o a v i n a , 
Siegelbewahrer, 

Minister der Justiz, 

Der Staatschef und Präsident 
des Regierungsrats der Republik Mali 
Herr Jean-Marie Kone, 

Staatsminister für Planungsfragen, 


SOUCIEUX toutefois de maintenir et d'inlensifier entre 
les Etats membres et les Etats associes les echanges por- 
tant sur ces produits, 

ONT designe comme plenlpotenliaires : 

Sa Majeste le Roi des Beiges 
VI. Henri F a y a t , 

Vlinistre, 

Adjoint des Affaires Etrangeres, 

Le President de la Republique Föderale d'Allemagne 
M. Walter Scheel, 

Ministre de la Cooperation Economique, 

Le President de la Republique Francaise 
M. Raymond T r i b o u 1 e t , 

Vlinistre de la Cooperation, 

Le President de la Republique Italienne 
M. Emilio Colombo, 

Ministre du Tresor, 

Son Altesse Royale la Grande-Duchesse de Luxembourg 
M. Eugene Schaus, 

Ministre des Affaires Etrangeres 
et du Commerce Exterieur, 

Sa Majeste la Reine des Pays-Bas 
M. Joseph L u n s , 

Ministre des Affaires Etrangeres, 

Sa Majeste le Mwami du Burundi 
M. Lorgio Nimubona, 

Ministre des Affaires Etrangeres, 

Le President de la Republique Föderale du Cameroun 
M. Victor Kanga, 

Ministre de l’Economie Nationale, 

Le Prösident de la Röpublique Centrafricaine 
M. Jean Christophe Mackpayen, 

Ministre des Affaires Etrangeres, 

Le Prösident de la Röpublique du Congo (Brazzaville) 

M. Victor Sathoud, 

Ministre du Plan, 

Le President de la Röpublique du Congo (Löopoldville) 
M. Vlarcel L e n g e m a , 

Secrötaire d’Etat aux Affaires Etrangeres, 

Le Prösident de la Röpublique de Cöte-d'Ivoire 
M. Lambert Amon Tanoh, 

Ministre de l'Education Nationale, 

Ministre des Finances par interim, 

Le Prösident de la Röpublique du Dahomey 
M. A p 1 o g a n , 

Secrötaire d'Eiat aux Affaires afrlcaines, 

Le President de la Republique Gabonaise 
M. Andre-Gustave Anguile, 

Ministre d'Etat de FEconomie, 

Le President de la Republique de Haute- Volta 

M. Müise T r a o r e , 

Ministre de FEconomie Nationale, 
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SOLLECTTI tuttavia di rnantenere e inlcnsificare tra 
gli Stati mcnibri e gli Slati associaU gii scambi di tali 
prodotti, 

HANNO designato come plenipoleiiziari: 

VERLANGENDE nicttemin bet handelsverkeer voor 
deze Produkten tussen de Lid-Staten en de geassocieerde 
Staten te handhaven en te ontwikkelen, 

HEBBEN als hun gevolmachtigden aangewezen: 

Siia Maesta il Re dei Belgi 

S. E. Henri F a y a t , 

Ministro, 

Aggiunto agli Affari Esleri, 

Zijne Majesteit de Koning der Beigen 

De Fleer Henri Fayat, 

Minister, 

Adjunct van Buitenlandse Zaken, 

TI Presidente della Repubblica federale di Germania 

S. E. Waller Scheel, 

Ministro della Coopeiazione Economica, 

De President van de Bondsrepubiiek Duitsland 

De Fleer Walter Scheel, 

Minister van Economische Samenwerking, 

11 Presidente della Repubblica Francese 

S, E. Raymond T r i b o u 1 e t , 

Ministro della Cooperazione, 

De President van de Franse Republiek 

De Heer Raymond T r i b o u 1 e t , 

Minister van Samenwerking, 

11 Presidente della Repubblica Italiana 

S, E. Emilio Colombo, 

Ministro del Tcsoro, 

De President van de Italiaanse Republiek 

De Heer Emilio Colombo, 

Minister van Financien, 

Sua Altezza Reale la Granduchcssa del Lussernburgo 

S. E. Eugene S c h a ii s , 

Ministro degli Atlari Esteri e del Commercio Estero, 

Flare Koninklijke Hoogheid de Groothertogin 
van Luxemburg 

De Heer Eugene Sc haus, 

Minister van Buitenlandse Zaken 
en van Buitenlandse Handel, 

Sua Maesta la Regina dei Paesi Bassi 

S.E. Joseph Luns , 

Ministro degli Affari Esteri, 

Hare Majesteit de Koningin der Nederlanden 

De Heer Joseph Luns, 

Minister van Buitenlandse Zaken, 

11 Presidente della Repubblica dell'Alto Volta 

S. E. Mo'ise T r a o r e , 

Ministro dell'Economia Nazioriale, 

Zijne Majesteit de Mwami van Boeroendi 

De Heer Lorgio Nimubona, 

Minister van Buitenlandse Zaken, 

Sua Maesta il Mwaini del Burundi 

S. E. Lorgio N i m u b o n a , 

Ministro degli Affari Esteri, 

De President van de Republiek Boven*Volta 

De Heer Mo'ise T r a o r e , 

Minister van Nationale Economie, 

Il Presidente della Repubblica federale del Camerun 

S. E. Victor K a ng a , 

Ministro dell'Economia Nazionale, 

De President van de Centraalafrikaanse Republiek 

De Heer Jean Christophe Mackpayen, 

Minister van Buitenlandse Zaken, 

Il Presidente della Repubblica Centroafricana 

S. E. Jean Christophe Mackpayen, 

Ministro degli Affari Esteri, 

De President van de Republiek Dahomey 

De Heer Aplogan, 

Staatssecretaris van Afrikaanse Zaken, 

Il Presidente della Repubblica del Ciad 

S, E. Maurice Ngangtar, 

Ministro degli Affari Esteri, 

De President van de Republiek Gaboen 

De Heer Andre-Gustave Anguile, 
Staatsminister van Economie, 

Il Presidente della Repubblica del Congo (Brazzaville) 

S.E. Victor Sathoud, 

Ministro del Piano, 

De President van de Republiek Ivoorkust 

De Heer Lambert Amon Tanoh, 

Minister van Nationaal Onderwijs, 

Minister van Financien a.i,, 

Il Presidente della Repubblica del Congo (Leopoldville) 

S. E. Marcel L e n g e m a , 

Segretario di Stato agli Affari Esteri, 

De President van de Federale Republiek Kameroen 

De Heer Victor K a n g a , 

Minister van Nationale Economie, 

11 Presidente della Repubblica della Costa d'Avorio 

S. E. Lambert AmonTanoh, 

Ministro dell'Educazione Nazionale, 

Ministro ad interim delle Finanze, 

De President van de Republiek Kongo (Brazzaville) 
De Heer Victor Sathoud, 

Minister van het Plan, 

Il Presidente della Repubblica del Dahomey 

S. E. A p 1 0 g a n , 

Segretario di Stato agli Affari Africani, 

De President van de Republiek Kongo (Leopoldstad) 

De Heer Marcel Lengema, 
Staatssecretaris van Buitenlandse Zaken, 
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Der Präsident der Islamitischen Republik Mauretanien 
Herr Mohammed Sidi, 

Minister für Auswärtige Angelegenheiten, 

Der Präsident der Republik Niger 
Herr Ikhia Z o di , 

Minister für Afrikanische Angelegenheiten, 

Der Präsident der Republik Obervolta 
Herr Moise T r a o r e , 

Minister für Wirtschaft, 

Der Präsident der Republik Rwanda 
Herr Callixte Habamenshi, 

Minister für Auswärtige Angelegenheiten, 

Der Präsident der Republik Senegal 
Herr Djime Momar Gueye, 

Botschafter, 

Vertreter bei der EWG, 

Der Präsident der Republik Somalia 
Herr Ali Omar Scego, 

Botschafter, 

Vertreter bei der EWG, 

Der Präsident der Republik Togo 
Herr Jean Agbemegnan, 

Minister für Handel und Industrie, 

Der Präsident der Republik Tschad 
Herr Maurice N g a n g t a r , 

Minister für Auswärtige Angelegenheiten, 

Der Präsident der Zentraldirikcuuschen Republik 

Herr Jean Christophe Mackpayen, 

Minister für Auswärtige Angelegenheiten. 

DIESE sind nach Austausch ihrer als gut und gehörig 
befundenen Vollmachten 

Für die Dauer der Laufzeit des Assoziierungsabkom- 
mens über folgende Bestimmungen ÜBEREINGEKOM- 
MEN; 

Artikel 1 

Vorbehaltlich etwaiger Maßnahmen auf Grund des 
Kapitels X des Vertrags über die Gründung der Euro- 
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl werden für 
die Erzeugnisse, die unter die Zuständigkeit dieser Ge- 
meinschaft tallcn, soweit sie ihren Ursprung in den asso- 
ziierten Staaten haben, bei der Einfuhr i^; die Mitgliecl- 
stciaten die Zölle und Abgaben mit gleicher Wirkung 
wie diese Zölle vollstäiidig beseitigt. 

Artikel 2 

Unbeschadet der Anwendung des Artikels 61 des 
Assüziierungsabkommens beseitigen die assoziierten 
Staaten bei den in Artikel 1 genannten Erzeugnissen 
mit Ursprung in den Mitgliedstaaten Zölle und Abgaben 
mit gleicher Wirkung wie diese Zölle sowie mengen- 
mäßige Beschränkungen und Maßnahmen gleicher Wir- 
kung entsprechend den ßed nguugen des Titels T Kapi- 
tel 1 und des ArtikeJs 13 Abs 1 des Asboziierungsabkom- 
mens sowie der Protokolle Nr. 1 und 2 im Anhang zu 
diesem Abkommen. 


Le President de la Republique Malgache 
M. Alfred Ramangasoavina, 

Garde des Sceaux, 

Ministre de la Justice, 

Le Chef de l'Etat, President du Conseil de Gouvernement 
de la Republique du Mali 
M. Jean-Marie Kone, 

Ministre d'Etat Charge du Plan, 

Le President de la Republique Islamique de Mauritanie 
M. Mohammed S i d i , 

Ministre des Affaires Etrangeres, 

Le President de la Republique du Niger 
M. Ikhia Zodi, 

Ministre des Affaires Africaines, 

Le President de la Republique Rwandaise 
M. Callixte Habamenshi, 

Ministre des Affaires Etrangeres, 

Le President de la Republique du Senegal 
M. Djime Momar Gueye, 

Ambassadeur, 

Repräsentant aupres de la C.E.E., 

Le President de la Republique de Somalie 
M. Ali Omar Scego, 

Ambassadeur. 

Repräsentant aupres de la C.E.E., 

Le Präsident de la Räpublique du Tchad 
M. Maurice Ngangtar, 

Ministre des Affaires Etrangäres, 

Le Präsident de la Räpublique Togolaise 
M. Jean Agbemegnan, 

Ministre du Commerce et de l'Industrie. 

LESQUELS, apräs avoir ächangä leurs pleins pouvoirs 
reconnus en bonne et due forme, 

SONT CONVENUS, pour la duräe de la Convention 
d' Association, des dispositions suivantes: 


Arti de 1 

Sous räserve des mesures susceptibles d'ätre prises en 
application du chapitre X du Traitä instituant la Commu- 
nautä Europeenne du Charbon et de l’Acier, les produits 
qui relävent de cette Cominunautä benäficient ä l'impor- 
tatiüii dans les Etats membres, lorsqu'ils sont originaires 
des Etats associes, de leiimination totale de droits de 
douane et taxes d'eftet äquivalent ä de leis droits. 


A r t i c 1 e 2 

Sans piäjudice de rapglication des dispositions de Lar- 
ticie 61 de la Convention d’ Association, 'es Etals associes 
procedent, ä l'ägard des produits susviscs originaires des 
Etats membres, ä Leiimination des droits de douane et 
taxes d’effet äquivalent ä de tels droits ainsi que des 
restrictions quantitatives et mesures d’cffet äquivalent 
dans des condi Lions analogues ä celles qui sont prävues 
au chapitre 1 du Titre I et ä Earticle 13 paragraphe 1 de 
la Convention d' Association ainsi qu'aux protocoles no 1 
et 2 y annexäs. 
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II Presidente della Repubblica del Gabon 
S. E. Andre-Gustave A n g u i i e , 

Ministro di Stato deH'Economia, 

II Presidente della Repubblica Malgascia 
S. E. Alfred Ramangasoavina, 
Guardasigilli, 

Ministro della Giustizia, 

II Capo di Stato, Presidente del Consiglio di Governo 
della Repubblica del Mali 
S. E. Jean-Marie Kone, 

Ministro di Stato incaricato del Piano, 

II Presidente della Repubblica Islamitica di Mauritania 
S, E. Mohammed S i d i , 

Ministro degli Affari Esteri, 

II Presidente della Repubblica del Niger 
S E. Ikhia Zodi, 

Ministro degli Affari Africani, 

II Presidente della Repubblica del Ruanda 
S. E. Callixte Habamenshi, 

Ministro degli Affari Esteri, 

II Presidente della Repubblica del Senegal 
S. E. D j ime Moniar G u e y e , 

Ambasciatore, 

Rappresentanle presso la C,E E., 

II Presidente della Repubblica Somala 
S, E. Ali Omar Seego, 

' Ambasciatore, 

Rappresentante presso la C.E E., 

II Presidente della Repubblica del Togo 
S. E. Jean Agbemegnan, 

Ministro del Coirnnercio e doll'lndiistria. 

I QUALI, dopo aver scambiato i loro pieni poteri, rico- 
nosciuti in buona e debita forma, 

HANNO CONVENUTO, per la durata della Conven- 
zione di Associazione, le disposizioni seguenti: 

A r t i c o 1 o 1 

Patte salve le raisure che potrebbero essere prese in 
applicazione del capitolo X del Trattalo che istituisce la 
Comunita Europea del Carborie e dell'Acciaio, i prodotti 
di cornpetenza di detta Comunita beneficiano all'impor- 
tazione negli Stati membri, quando sono originari degli 
Stoti associati, dell’eliminazione totale dei dazi doganali 
e delle lasse di effetto equivalente a tali dazi. 


A r t i c o 1 o 2 

Fatta salva l'applicazione delle disposizioni dell'arti- 
colo 61 della Convenzione di Associazione, gli Stati asso- 
ciati procedono, nei confronti dei prodotti summenzio- 
nati originari degli Stati membri, aU'eliminazione dei 
dazi doganali e delle lasse di effetto equivalente a tali 
dazi nonche delle restrizioni quantitative e delle misure 
di etfetto equivalente, a condizioni analoghe a quelle 
che sono previste nel capitolo 1 del Titolo I e nell’arti- 
colo 13, paragrafo 1, della Convenzione di Associazione, 
nonche nei protocolli no 1 e 2 ad essa allegati. 


De President van de Republiek Madagaskar 
De Heer Alfred Ramangasoavini, 
Zegelbewaarder, 

Minister van Justitie, 

Het Staatshoofd, President van de Regeringsraad 
van de Republiek Mali 
De Heer Jean-Marie Kone, 

Staatsminister belast met het Plan, 

De President van de Islamitische Republiek Mauretanie 

De Heer Mohammed Sidi, 

Minister van Buitenlandse Zaken, 

De President van de Republiek Niger 
De Heer Ikhia Zodi, 

Minister van Afrikaanse Zaken, 

De President van de Republiek Rwanda 
De Heer Callixte Habamenshi, 

Minister van Buitenlandse Zaken, 

De President van de Republiek Senegal 
De Heer Djime Momar Gueye, 
Ambassadeur, 

Vertegenwoordiger bij de EEG, 

De President van de Republiek Somalia 
De Heer Ali Omar Seego, 

Ambassadeur, 

Vertegenwoordiger bij de EEG, 

De President van de Republiek Togo 
De Heer Jean Agbemegnan, 

Minister van Handel en Industrie, 

De President van de Republiek Tsjaad 
De Heer Maurice N g a n g t a r , 

Minister van Biiitsenlandse Zaken. 

DIE, na overlegging van hun in goede en behoorlijke 
vorm bevonden volm achten, omtrent de volgende be- 
palingen voor de duur van de Associatieovereenkomst 

OVEREENSTEMMING HEBBEN BEREIKT: 


Artikel 1 

Onverminderd de maatregelen die met toepassing van 
hoofdstuk X van het Verdrag tot oprichting van de 
Europese Gemeenschap voor Kolen en Staal kunnen 
worden getroffen, worden voor de produkten van oor- 
sprong uit de geassocieerde Staten en die onder de 
bevoegdheid van deze Gemeenschap vallen, bij invoer in 
de Lid-Staten, de doiianerechten en heffingen van gelijke 
werking als dergelijke rechten volledig afgeschaft. 

Artikel 2 

Onverminderd de toepassing van artikel 61 van de 
Associatieovereenkomst schaffen de geassocieerde Sta- 
ten voor bovenbcdoelde Produkten van oorsprong uit de 
Lid-Staten de douanerechten en heffingen van gelijke 
werking als dergelijke rechten, alsook de kwantitatieve 
beperkingen en maatregelen van gelijke werking af, 
onder gelijke omstandigheden als bedoeld in hoofdstuk I 
van Titel I en in artikel 13, lid 1, van den heden onder- 
tekende Associatieovereenkomst, alsmede in de daaraan 
gehechte Protocollen No. 1 en 2. 
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Artikel 3 

In allen Fallen, in denen die Durchführung der vorge- 
nannten Bestimmungen dies nach Ansicht einer der Par- 
teien erfordert, finden zwischen den beteiligten Parteien 
Konsultationen statt. 

Artikel 4 

Die Befugnisse und Zuständigkeiten, die sich aus dem 
Vertrag über die Gründung der Europäischen Gemein- 
schaft für Kohle und Stahl ergeben, werden durch dieses 
Abkommen nicht berührt. 

Artikel 5 

Dieses Abkommen wird von den einzelnen Unterzeich- 
nerstaaten nach Maßgabe ihrer verfassungsrechtlichen 
Vorschriften genehmigt. Die Regierungen der einzelnen 
Staaten teilen dem Sekretariat der Räte der Europäischen 
Gemeinschaften mit, daß die für das Inkrafttreten dieses 
Abkommens erforderlichen Verfahren abgeschlossen sind. 
Das Abkommen tritt zum gleichen Zeitpunkt wie das 
Assoziierungsabkommen in Kraft. 

Artikel 6 

Dieses Abkommen wird für eine Dauer von fünf 
Jahren vom Zeitpunkt seines Inkrafttretens an geschlos- 
sen. Es tritt gegenüber jedem Unterzeichnerstaat außer 
Kraft, der gemäß Artikel 62 des Assoziierungsabkom- 
raens nicht mehr Vertragspartei des Assoziierungsab- 
kommens ist. 

Artikel 7 

Dieses Abkommen ist in einer Urschrift in deutscher, 
französischer, italienischer und niederländischer Sprache 
abgefaßt, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbind- 
lich isti es wird im Archiv des Sekretariats der Räte der 
Europäischen Gemeinschaften hinterlegt; dieses übermit- 
telt der Regierung jedes Unterzeichnerstaates eine be- 
glaubigte Abschrift. 


Article 3 

Des consultations ont lieu entre les Parties interessees 
dans tous les cas oü, de l'avis d'une d'entre eiles, l'appli- 
cation des dispositions ci-dessus le rend necessaire. 

Article 4 

Le present Accord ne modifie pas les pouvoirs et com- 
petences decoulant des dispositions du Traite instituant 
la Communaivte Europeenne du Charbon et de l’Acier. 


Article 5 

Le present y\ccord est approuve par chaque £tat signa- 
taire conformement aux regles constitutionnelles qui lui 
sont propres. Le Gouvernement de chaque Etat notifie au 
Secretariat des Conseils des Communautes Europeennes 
l’accomplissement des procedures requises pour l'entree 
en vigueur du present Accord. Celui-ci entre en vigueur 
ä la meme date que la Convention d'Association. 


Article 6 

Le present Accord est conclu pour une duree de cinq 
annees ä compter de son entree en vigueur II cessera de 
produire effet ä l'egard de tout Etat signataire qui, en 
application de l'article 62 de la Convention dAssociation, 
n'est plus Partie ä celle-ci. 

Article 7 

Le present Accord, redige en un exemplaije unicpie en 
langues allemande, francaisc, italienne et neerlandaise, 
chacun de ces texles faisant egalemcnt foi, sera depose 
dans les archives du Secretariat des Qonscils des Commu- 
nautes Europeennes qui en reiueltra une copie certuiee 
coiiforme aux Gouvernements de chacun des Etats signa' 
iaires. 
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A r t i c o 1 o 3 

Tra le Parti interessate si hanno consultazioiii tutte 
le volte che, secondo il parere di una di dette Parti, la 
applicazione delle disposizioni suinmenzionate lo ri- 
chieda 

A r t i c o 1 o 4 

II presente Accordo non luoditica i poteri e le conipe- 
tenze derivanti dalle disposizioni del Trattato che isti- 
tulsce la Comunilä Enropea del Carbone e dell' Acciaio. 


A r t i c o 1 o 5 

II presente Accordo e approvato da ogni Stato firma- 
tario conformemente alle proprie norme costituzionali. 
II Governo di ogni Stato notifica al Segretariato dei Con- 
sigli delle Comunitä Europee l adernpimento delle proce- 
dure richieste per l'entrata in vigore del presente Ac- 
cordo. L'Accordo entra in vigore alla stessa data della 
Convenzione di Associazione. 


A r t i c o 1 o 6 

II presente Accordo e concluso per una durata di cin- 
que anni a decorrere dalla sua entrata jii vigore e non 
avra piü nessun effetto nei confronti di ogni Stato firnia- 
tariü che, a norma deirarticolo 62 della Convenzione di 
Associazione, cessa di tarne parte. 

A r t i c o l o 7 

11 presente Accordo, redatto in unico esemplare in 
lingud tedesca, francese, italiana e olandese, i quattro 
tesii facenti tutti ugiiahnento fede, sarä depositato negli 
archivi del Segretariato dei Consigli delle Comunitä Eu- 
ropee che provvedera a rimetterne copia certiticata con- 
fürnm a ciascuno dei Governi degli Statt firmatari. 


Artikel 3 

Tussen de betrokken Partijen vindt overleg plaats in 
alle gevallen waarin, naar de meiimg van een hunner, 
de toepassing der bovenvermelde bepalingen dit nood- 
zakelijk inaakt. 

Artikel 4 

Dil Akkoord hoiidt geen wijziging in van de 
bevoegdheden en competenties die voortvloeien uit bet 
Verdrag tot oprichting van de Europese Gemeenschap 
voor Kolen en Staal. 

Artikel 5 

Dit Akkoord wordt door elke ondertekenende Staat 
goedgekeurd overeenkomstig zijn eigen grondwettelijke 
voorschriften. De Regering van elke Staat doet het 
Secretariaat van de Raden der Europese Gemeenschappen 
mededeling van de beeindiging der procedures die voor 
het in werking treden van dit Akkoord zijn vereist, Dit 
Akkoord treedt in werking op dezelfde datum als de 
Associatieovereenkomst. 

Artikel 6 

Dit Akkoord wordt gesloten voor een tijdsduur van 
vijf jaren, le rekenen vanaf zijn inwerkingtreding. Het 
zal niet langer van toepassing zijn op de ondertekenende 
Staat die ingevolge artikel 62 van de Associatieovereen- 
koinst geen Partij meer is bij deze Overeenkomst. 

Artikel 7 

DU Akkoord, opgesteld in een exemplaar, in de Duitse, 
de Franse, de Italiaanse en de Nederlandse taal, zijnde 
de vier teksten gelijkelijk authentick, zal worden neder- 
gelegd in het archief van het Secretariaat van de Raden 
der Europese Gemeenschappen, dat een voor eensluidend 
gewaarmerkt afschrift daarvan toezendt aan de Regerin- 
gen van de ondertekenende Statc-n. 
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Schlußakte 

Die Bevollmächtigten 
Seiner Majestät des Königs der Belgier, 

Des Präsidenten der Bundesrepublik Deutschland, 

Des Präsidenten der Französischen Republik, 

Des Präsidenten der Italienischen Republik, 

Ihrer Königlichen Hoheit 

der Großherzogin von Luxemburg, 

Ihrer Majestät der Königin der Niederlande 

sowie des Rates der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

einerseits und 

Seiner Majestät des Mwami von Burundi, 

Des Präsidenten der Republik Dahome, 

Des Präsidenten der Republik Elfenbeinküste, 

Des Präsidenten der Republik Gabun, 

Des Präsidenten der Bundesrepublik Kamerun, 

Des Präsidenten der Republik Kongo (Brazzaville), 

Des Präsidenten der Republik Kongo (Leopoldville), 

Des Präsidenten der Republik Madagaskar, 

Des Staatschef und Präsidenten 

des Regierungsrats der Republik Mali, 

Des Präsidenten 

der Islamitischen Republik Mauretanien, 

Des Präsidenten der Republik Niger, 

Des Präsidenten der Republik Obervolta, 

Des Präsidenten der Republik Rwanda. 

Des Präsidenten der Republik Senegal, 

Des Präsidenten der Republik Somalia, 

Des Präsidenten der Republik Togo, 

Des Präsidenten der Republik Tschad, 

Des Präsidenten der Zentralafrikanischen Republik 

andererseits, 

die am zwanzigsten Juli neunzehnhundertdreiundsechzig 
in Jaunde zur Unterzeichnung des Abkommens über die 
Assoziation zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft und den mit dieser Gemeinschaft assoziierten afri- 
kanischen Staaten und Madagaskar zusammengetreten 
sind, haben folgende Texte festgelegt: 

das Abkommen über die Assoziation zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und den mit die- 
ser Gemeinschaft assoziierten afrikanischen Staaten und 
Madagaskar sowie den Anhang zu diesem Abkommen 

und die nachstehend aufgeführten Protokolle: 

1. Protokoll Nr. 1 über die Anwendung des Artikels 3 
des Assoziierungsabkommens 

2. Protokoll Nr. 2 über die Anwendung des Artikels 6 
des Assoziierungsabkommens 

3. Protokoll Nr. 3 über den Begriff „Erzeugnisse mit Ur- 
sprung in ..." oder „Ursprungserzeugnisse" im Sinne 
des Assoziierungsabkommens 

4. Protokoll Nr. 4 über die Maßnahmen der Hohen Ver- 
tragsparteien betreffend die gegenseitige Berücksichti- 
gung ihrer Interessen, insbesondere hinsichtlich der 
tropischen Erzeugnisse 

5. Protokoll Nr. 5 über die Verwaltung der Finanzhilfe 

6. Protokoll Nr. 6 über die Verwaltungskosten der Or- 
gane der Assoziation 


Acte final 

Les Plenipotentiaires 
de Sa Majeste le Roi des Beiges, 

du President de la Republique Federale d'Allemagne, 
du President de la Republique Francaise, 
du President de la Republique Italienne, 
de Son Altesse Royale la Grande-Duchesse 
du Luxembourg, 

de Sa Majeste la Reine des Pays-Bas, 

ainsi que du Conseil de la Communaute Economique 
Europeenne 

d'une part et 

de Sa Majeste le Mwami du Burundi, 
du President de la Republique Federale du Cameroun, 
du President de la Republique Centrafricaine, 
du President de la Republique du Congo (Brazzaville), 
du President de la Republique du Congo (Leopoldville), 
du President de la Republique de Cöte-d'Ivoire, 
du President de la Republique du Dahomey, 
du President de la Republique Gabonaise, 
du President de la Republique de Haute-Volta, 

du President de la Republique Malgache, 

du Chef de l'Etat, President du Conseil de Gouvernement 
de la Republique du Mali. 

du President de la Republique Islamique de Mauritanie, 
du President de la Republique du Niger, 
du President de la Republique Rwandaise, 
du President de la Republique du Senegal, 
du President de la Republique de Somalie, 
du President de la Republique du Tchad, 
du President de la Republique Togolaise 

d’autre part, 

reunis a Yaounde, le vingt juillet mil neuf cent soixante- 
trois, pour la signature de la Convention d'Association 
entre la Communaute Economique Europeenne et les 
Etats africains et malgache associes ä cette Communaute, 
ont arrete les textes ci-apres; 

la Convention d’Association entre la Communaute Eco- 
nomique Europeenne et les Etats Africains et Malgache 
associes ä cette Communaute et son Annexe, 

les Protocoles enumeres ci-apres: 

1 . Protocole n» 1 relatif ä l'application de l’article 3 de 
la Convention d’Association, 

2. Protocole n^ 2 relatif ä 1 application de l'article 6 de 
la Convention d'Association, 

3. Protocole n« 3 relatif ä la notion de « produits ori- 
ginaires » pour l'application de la Convention d'As- 
sociation, 

4. Protocole n° 4 relatif ä l'action des Hautes Parties 
Contractantes concernant leurs interets reciproques 
notamment ä l’egard des produits tropicaux. 

5. Protocole n^ 5 relatif ä la gestion des aides financieres, 

6. Protocole n^ 6 relatif aux frais de fonctionnement des 
Institutions de l'Association, 
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Atto finale 


Slotakte 


I Plenipotenziari di 
Sua Maestä il Re dei Belgi, 

II Presidente della Repubblica federale di Germania, 

II Presidente della Repubblica Francese, 

11 Presidente della Repubblica Italiana, 

Sua Altczza Reale la Granduchessa del Lussemburgo, 

Sua Maesta la Regina dei Paesi Bassi, 
e dei Consiglio della Comunitä Economica Europea 

da una parte, e di 

II Presidente della Repubblica deH’Alto Volta, 

Sua Maestä il Mwami del Burundi, 

II Presidente della Repubblica federale del Cainerun, 

Il Presidente della Repubblica Centroafricana, 

Il Presidente della Repubblica del Ciad, 

Il Presidente della Repubblica del Congo (Brazzaville), 

Il Presidente della Repubblica del Congo (Leopoldville), 
Il Presidente della Repubblica della Costa d’Avorio, 

Il Presidente della Repubblica del Dahomey, 

Il Presidente della Repubblica del Gabon, 

Il Presidente della Repubblica Malgascia, 

Il Capo di Stato, Presidente del Consiglio di Governo 
della Repubblica del Mali, 

Il Presidente della Repubblica Islaraitica di Mauritania, 
Il Presidente della Repubblica del Niger, 

Il Presidente della Repubblica del Ruanda, 

Il Presidente della Repubblica del Senegal, 

Il Presidente della Repubblica della Somalia, 

Il Presidente della Repubblica del Togo 

dall'altra parte, 

riuniti a Yaounde, il venti luglio millenovecentosessantatre 
per la firma della Convenzione di Associazione tra la 
Comunitä Economica Europea e gli Stati africani e nial- 
gascio associati a tale Comunitä, hanno adottato i testi 
seguenti: 

La Convenzione di Associazione tra la Comunitä Eco- 
nomica Europea e gli Stati africani e malgascio associati 
a tale Comunitä e il relativo Allegato, 

i Protocolli sotto elencati: 

1. Protocoilo no 1 relativo all applicazione deH’articoio 3 
della Convenzione di Associazione, 

2. Protocoilo no 2 relativo all’applicazione dell articolo 6 
della Convenzione di Associazione, 

3. Protocoilo no 3 relativo al concetto di «prodotti ori- 
ginär!» per l'applicazione della Convenzione di Asso- 
ciazione, 

4. Protocoilo no 4 relativo all'azione delle Alte Parti 
Contraenti per quanto riguarda i reciproci interessi 
in particolare per i prodotti tropicali, 

5. Protocoilo no 5 relativo alla gestione degli aiuti finan- 
ziari, 

6. Protocoilo no 6 relativo alle spese di funzionamento 
delle Istituzioni dell’Associazione, 


De Gevolmachtigden 

van Zijne Majesteit de Koning der Beigen, 
van de President van de Bondsrepubliek Duitsland, 
van de President van de Franse Repnbliek, 
van de President van de Italiaanse Republiek, 
van Hare Koninklijke Hoogheid de Groothertogin 
van Luxemburg, 

van Hare Majesteit de Koningin der Nederlanden, 
en van de Raad der Europese Ecconomische Gemeen- 
schap, 

enerzijds, en 

van Zijne Majesteit de Mwami van Boeroendi, 
van de President van de Republiek Boven-Volta, 
van de President van de Centraalafrikaanse Republiek, 
van de President van de Republiek Dahomey, 
van de President van de Republiek Gaboen, 
van de President van de Republiek Ivoorkust, 
van de President van de Federale Republiek Kameroen, 
van de President van de Republiek Kongo (Brazzaville), 
van de President van de Republiek Kongo (Leopoldstad), 
van de President van de Republiek Madagaskar, 
van het Staatshoofd, President van de Regeringsraad van 
de Republiek Mali, 

van de President van de Islamitische Republiek Maure- 
tanie, 

van de President van de Republiek Niger, 
van de President van de Republiek Rwanda, 
van de President van de Republiek Senegal, 
van de President van de Republiek Somalia, 
van de President van de Republiek Togo, 
van de President van de Republiek Tsjaad, 

anderzijds, 

bijeengekomen te Jaoende da twintigste juli negentien- 
honderd drieenzestig ter ondertekening van de Associatie- 
overeenkomst tussen de Europese Economische Gemeen- 
schap en de met deze Gemeenschap geassocieerde 
Afrikaanse Staten en Madagaskar, hebben de volgende 
teksten vastgesteid: 

de Associatieovereenkomst tussen de Europese Econo- 
mische Gemeenschap en de met deze Gemeenschap 
geassocieerde Afrikaanse Staten en Madagaskar, met 
bijlage, 

de hieronder genoeinde Protocollen; 

1. Protocol No. 1 betreffende de toepassing van artikel 3 
van de Associatieovereenkomst, 

2. Protocol No. 2 betreffende de toepassing van artikel 6 
van de Associatieovereenkomst, 

3. Protocol No. 3 betreffende het begrip „Produkten van 
oorsprong" voor de toepassing van de Associatieover- 
eenkomst, 

4. Protocol No. 4 betreffende de maatregelen van de Hoge 
Overeenkomstsluitende Partijen inzake hun wederzijdse 
belangen, met name op het gebied van tropische Produk- 
ten, 

5. Protocol No. 5 betreffende het beheer van den finan- 
ciele steun, 

6. Protocol No. 6 betreffende de huishoudelijke kosten 
van de Instellingen der Associatie, 
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7. Protokoll Nr. 7 über den Wert der Rechnimgseinheit. 

Die Bevollmächtigten der Mitgliedstaaten und die Be- 
vollmächtigten der assoziierten afrikanischen Staaten 
und Madagaskars haben außerdem den Text des Abkom- 
mens über die Erzeugnisse, die unter die Zuständigkeit 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
fallen, festgelegt. 

Die Bevollmächtigten der Mitgliedstaaten und die Be- 
vollmächtigten der assoziierten afrikanischen Staaten und 
Madagaskars haben ferner den Text der nachstehend 
aufgeführten und dieser Schlußakte beigefügten gemein- 
samen Erklärungen festgelegt: 

1. Erklärung der Vertreter der Regierungen der Mitglied- 
staaten und der Vertreter der Regierungen der asso- 
ziierten Staaten vom 19. Dezember 1962 zu den Über- 
gangsbestimmungen, die zwischen dem 1. Januar 1963 
und dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des Assozi- 
ierungsabkommens vorzusehen sind (Anhang I). 

2. Erklärung der Vertreter der Regierungen der Mit- 
gliedstaaten und der Vertreter der Regierungen der 
assoziierten Staaten zur Liberalisierung des Zahlungs- 
verkehrs (Anhang 11). 

3. Erklärung der Vertreter der Regierungen der Mit- 
gliedstaaten und der Vertreter der Regierungen der 
assoziierten Staaten zum Protokoll Nr. 5 im Anhang 
zum Assoziierungsabkommen (Anhang III). 

Die Bevollmächtigten der assoziierten afrikanischen 
Staaten und Madagaskars haben ebenfalls die nachste- 
hend aiifgeführten und dieser Schlußakte beigefügten Be- 
schlüsse und Erklärungen zur Kenntnis genommen; 

1. Beschluß der im Rat vereinigten Vertreter der Regie- 
rungen der Mitgliedstaaten über die Verwendung des 
Restbetrags des Entwicklungsfonds für die über- 
seeischen Länder und Gebiete (Anhang IV). 

2. Beschluß der im Rat vereinigten Vertreter der Regie- 
rungen der Mitgliedstaaten über die Gewährung einer 
zusätzlichen Hilfe für die Republik Somalia aus dem 
Restbetrag des Entwicklungsfonds für die über- 
seeischen Länder und Gebiete (Anhang V). 

3. Erklärung der Vertreter der Regierungen der Mit- 

gliedstaaten zur Überprüfung der Finanzhilfe nach 
Ablauf von drei Jahren nach Inkrafttreten des Asso- 
ziierungsabkommens (Anhang VI). 

4. Erklärung der Vertreter der Regierungen der Mit- 

gliedstaaten über die Keriierzeugnisse (Anhang VII). 

5. Erklärung der Vertreter der Regierungen der Mit- 

gliedstaaten über die Steigerung des Verbrauchs von 
Erzeugnissen mit Ursprung in den assoziierten Staaten 
(Anhang VIII). 

6. Erklärung der Vertreter der Regierungen der Mit- 

gliedstaaten zum Zollkontingent für die Einfuhr von 
Bananen (Anhang IX) 

7. Erklärung des Vertreters der Regierung der Bundes- 
republik Deutschland über die Bestimmung des Be 
griffs „Deutscher Staatsangehöriger" (Anhang X). 

8. Erklärung des Vertreters der Regierung der Bandes- 
republik Deutschland über die Geltung des Abkom- 
mens für Berlin (Anhang XI). 


7. Protocole no 7 relatif ä la valeur de l'unite de compte. 

Les plenipotentiaires des Etats membres et les plenipo- 
tentiaires des Etats africains et malgache associes ont en 
outre arrete le texte de l'Accord relatif aux produits rele- 
vant de la Communaute Europeenne du Charbon et de 
l'Acier. 

Les plenipotentiaires des Etats membres et les pleni- 
potentiaires des Etats africains et malgache associes ont 
egalement arrete le texte des declarations cominunes 
enumerees ci-apres et annexees au present Acte final: 

1. Declaration des Representants des Gouvernements des 
Etats membres et des Representants des Gouverne- 
ments des Etats associes adoptee le 19 decembre 1962, 
et relative aux dispositions transitoires a prevoir entre 
le 1er janvier 1963 et la date d'entree en vigueur de la 
Convention d'Association (Annexe I). 

2. Declaration des Representants des Gouvernements des 
Etats membres et des Representants des Gouverne- 
ment des Etats associes relative ä la liberation des 
paiements (Annexe II). 

3. Declaration des Representants des Gouvernements des 
Etats membres et des Representants des Gouverne- 
ments des Etats associes afferente au Protocole n^ 5 
annexe ä la Convention d'Association (Annexe III). 

Les plenipotentiaires des Etats africains et malgache 
associes ont egalement pris acte des decisions et declara- 
tions enumerees ci-apres et annexees au present Acte 
final: 

1. Decision des Representants des Gouvernements des 
Etats membres reunis au sein du Conseil relative ä 
l'utilisation du reliquat du Fonds de Developpement 
pour les pays et territoires d'outre-mer (Annexe IV). 

2. Decision des Representants des Gouvernements des 
Etats membres reunis au sein du Conseil relative ä 
l'attribution d une aide supplementaire a la Republi- 
que de Somalie ä prelever sur le reliquat du Fonds de 
Developpement pour les pays et territoires d'outre- 
mer (Annexe V). 

3. Declaration des Representants des Gouvernements des 
Etats membres relative au reexamen de l'aide tinan- 
ciere ä l’expiration des trois annees qui suivront l'en- 
tree en vigueur de la Convention d'Association (An- 
nexe VI). 

4. Declaration des Representants des Gouvernements des 
Etats membres relative aux produits nucleaires (An- 
nexe VII). 

5. Declaration des Representants des Gouvernements des 
Etats membres relative ä l'accroissement de la con- 
sommation des produits originaires des Etats associes 
(Annexe VIII). 

6. Declaration des Representants des Gouvernements des 
Etats membres relative au contmgent tarifaire pour 
les importations de bariancs (Annexe IX) 

7. Declaration du Representant du Gouvernement de la 
Republique Föderale d'Allemagne relative a la defiiii- 
tion des ressortissants aliemands (Annexe X), 

8. Declaration du Representant du Gouvernement de la 
Republique Föderale d’Allemagne concernant l'appli- 
cation de la Convention d'Association ä Berlin (An- 
nexe XI). 
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7. Protocollo no 7 relativo al valore dell'unitä di conto. 

I plenipotenziari degli Stati membri e quelli degli Stati 
africani e malgascio associati hanno inoltre adottato il 
testo deU'Accordo relativo ai prodotti di competenza 
della Comunitä Europea del Carbone e dell'Acciaio. 


I plenipotenziari degli Stati membri e quelli degli Stati 
africani e malgascio associati hanno altresi' adottato il 
testo delle dichiarazioni comuni sotto elencate e allegate 
al presente Atto finale: 

1. Dicliiarazione dei Rappresentanti dei Governi degli 

Stati membri e dei Rappresentanti dei Governi degli 

Stati associati adottata il 19 dicembre 1962, relativa 
alle disposizioni transitorie da prevedere tra il gen- 
naio 1963 e la data di entrata in vigore della Con- 
venzione di Associazione (Allegato I). 

2. Dichiarazione dei Rappresentanti dei Governi degli 

Stati membri e dei Rappresentanti dei Governi degli 
Stati associati relativa alla liberalizzazione dei paga- 
menti (Allegato II). 

3. Dichiarazione dei Rappresentanti dei Governi degli 

Stati membri e dei Rappresentanti dei Governi degli 
Stati associati relativa al Protocollo n^ 5 allegato alla 
Conveiizione di Associazione (Allegato III). 

I plenipotenziari degli Stati africani e malgascio asso- 
ciati hanno preso atto delle decisioni e delle dichiara- 
zioni sotto elencate e allegate al presente Atto finale: 

1. Decisione dei Rappresentanti dei Governi degli Stati 
membri riuniti in seno al Consiglio relativa aH'impiego 
delle rimanenze del Fondo per lo Sviluppo dei paesi 
e territori d'oltremare (Allegato IV). 

2. Decisione dei Rappresentanti dei Governi degli Stati 
membri riuniti in seno al Consiglio relativa all'attri- 
buzione di un aiuto supplementäre alla Repubblica 
della Somalia da prelcvare dalle rimanenze del Fondo 
per lo Sviluppo dei paesi e territori d'oltremare (Alle- 
gato V). 

3. Dichiarazione dei Rappresentanti dei Governi degli 

Stati membri relativa al riesame degli aiuti finanziari 
alla scadenza dei tre anni successivi all'entrata in 
vigore della Convenzione di Associazione (Allega- 
to VI). 

4. Dichiarazione dei Rappresentanti dei Governi degli 

Stati membri relativa ai prodotti nucleari (Allegato VII). 

5. Dichiarazione dei Rappresentanti dei Governi degli 

Stati membri relativa all'aumento del consuino dei 
prodotti originär! degli Stati associati (Allegato VIII). 

6. Dichiarazione dei Rappresentanti dei Governi degli 

Stati membri relativa al contingente tariffario per le 
importazioni di banane (Allegato IX). 

7. Dichiarazione del Rappresentante del Governo della 

Repubblica federale di Germania relativa alla defini- 
zione dei cittadini tedeschi (Allegato X). 

8. Dichiarazione del Rappresentante del Governo della 

Repubblica federale di Germania relativa all'applica- 
zione della Convenzione di Associazione a Berlino 
(Allegato XI). 


7. Protocol No. 7 betreffende de waarde van de rekeneen- 
heid. 

De gevolmachtigden van de Lid-Staten en de gevol- 
machtigden van de geassocieerde Afrikaanse Staten en 
Madagaskar hebben voorts de tekst vastgesteld van het 
Akkoord betreffende de Produkten die onder de bevoegd- 
heid vallen van de Europese Gemeenschap voor Kolen 
en Staal. 

De gevolmachtigden van de Lid-Staten en de gevol- 
machtigden van de geassocieerde Afrikaanse Staten en 
Madagaskar hebben tevens de tekst vastgesteld van de 
hierna genoemde en aan deze Slotakte gehechte ver- 
klaringen: 

1. Verklaring van de Vertegenwoordigers van de Re- 
geringen der Lid-Staten en van de Vertegenwoordigers 
van de Regeringen der geassocieerde Staten, aanvaard 
op 19 december 1962, betreffende de overgangsbepalin- 
gen die moeten worden toegepast tussen 1 januari 1963 
en de datum van inwerkingtreding van de Associatie- 
overeenkomst (Bijlage I). 

2. Verklaring van de Vertegenwoordigers van de Re- 
geringen der Lid-Staten en van de Vertegenwoordigers 
van de Regeringen der geassocieerde Staten betreffende 
de vrijmaking van de betalingen (Bijlage II). 

3. Verklaring van de Vertegenwoordigers van de Re- 
geringen der Lid-Staten en van de Vertegenwoordigers 
van de Regeringen dei geassocieerde Staten be- 
treffende Protocol No. 5 bij de Associatieovereenkomst 
(Bijiage III). 

De gevolmachtigden van den geassocieerde Afrikaanse 
Staten en Madagaskar hebben voorts akte genomen van 
de hierna genoemde en aan deze Slotakte gehechte 
besluiten en verklaringen: 

1. Besluit van de Vertegenwoordigers van de Regerin- 
gen der Lid-Staten, in het kader van de Raad bijeen, 
betreffende de aanwending van de overgebleven 
middelen van het Fonds voor de ontwikkeling van de 
landen en gebieden overzee (Bijlage IV). 

2. Besluit van de Vertegenwoordigers van de Regerin- 
gen der Lid-Staten, in het kader van de Raad bijeen, 
betreffende de toekemiing van aanvullende steun aan 
de Republiek Somalia uit de overgebleven middelen 
van het Fonds voor de ontwikkeling van de landen 
en gebieden overzee (Bijlage V). 

3. Verklaring van de Vertegenw^oordigers van de Re- 
geringen der Lid-Staten betreffende het opnieuw in 
ogenschouw nemen van de financicle steun na afloop 
van drie jaar, volgende op de inwerkingtreding van 
de Associatieovereenkomst (Bijlage VI). 

4. Verklaring van de Vertegenwoordigers van de Re- 
geringen der Lid-Staten betreffende de Produkten op 
het gebied van de kernenergie (Bijlage VII), 

5. Verklaring van de Vertegenwoordigers van de Re- 
geringen der Lid-Staten betreffende de toeneming van 
het verbruik van Produkten van oorsprong uit de 
geassocieerde Staten (Bijlage VIII). 

6. Verklaring van de Vertegenwoordigers van de Re- 
geringen der Lid-Staten betreffende het tariefcontin- 
gent voor de invoer van bananen (Bijlage IX). 

7. Verklaring van de Vertegenwoordiger van de Re- 
gering van de Bondsrepubliek Duitsland betreffende 
de omschrijving van het begrip „Duits onderdaan"' 
(Bijlage X). 

8. Verklaring van de Vertegenwoordiger van de Re- 
gering van de Bondsrepubliek Duitsland betreffende 
de toepassing van de Associatieovereenkomst op 
Berlijn (Bijlage XI). 
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ZU URKUND DESSEN haben die Unterzeichneten Be- EN FOI DE QUOI, les plenipotentiaires soussignes ont 
vollmächtigten ihre Unterschriften unter diese Schlußakte appose leurs signatures au bas du present Acte final 
gesetzt. 

GESCHEHEN zu Jaunde, am zwanzigsten Juli neun- FAIT ä Yaounde, le vingt jiiillet mil neuf cent soixante- 
zehnhundertdreiundsechzig. trois. 

Pour Sa Majeste le Roi des Beiges: 

Voor Zijne Majesteit de Koning der Beigen: 

H. Fayat 

Für den Präsidenten der Bundesrepublik Deutschland: 

W. Scheel 

Pour le President de la Republique Franqaise: 

R. Triboulet 

Per il Presidente della Repubblica Italiana: 

E. Colombo 

Pour Son Altesse Royale la Grande-Duchesse 
de Luxembourg: 

E. S c h a u s 

Voor Hare Majesteit de Koningin der Nederlanden: 

J. L u n s 

Im Namen des Rates 

der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft: 

Pour le Conseil 

de la Communaute Economique Europeenne: 

Per il Consiglio della Comunitä Economica Europea: 

Voor de Raad 

der Europese Economische Gemeenschap: 

J. L u n s W. H a 11 s t e i n 

Pour Sa Majesle le Mwami du Burundi: 

L, N im ub o n a 

Pour le President de la Republique federale 
du Cameroun. 

V. K a n g a 

Pour le President de la Republique Centrafricaine: 

J. Mackpayen 

Pour le President de la Republique du Congo 
(Brazzaville) : 

V. S a t h o u d 

Pour le President de la Republique du Congo 
(Leopoldville): 

M, Lengema 
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IN FEDE DI CHE, i plenipotenziarj sottoscritti hanno 
apposto le loro firme in calce al presente Atto finale. 


FATTO a Yaounde, il venti luglio millenovecentoses- 
santatrc. 


TEN BLIJKE WAARVAN de ondergetekende gevol- 
machtigden hun handtekening onder deze Slotakte hebben 
gesteld. 

GEDAAN te Jaoende, de twintigste juli negentien- 
honderd drieenzestig. 


Püur le President de la Republique de la Cote-dTvoire: 
L. Amon T a n o h 

Pour !e President de la Republique du Dahomey; 

A p logen 

Pour le President de la Republique Gabonaise: 

A . A n g u i 1 e 

Pour le President de la Republique de la Haute-Volta: 
M, T r a o r e 

Pour le President de la Republique Malgache: 

A. R a m a n g a s o a V i n a 

Pour le Chef de l'Etat, 

President du Conseil de Gouvernement 
de la Republique du Mali: 

J. Kone 

Pour le President de la Republique isiamique 
de Mauretanie: 

M. Sidi 

Pour le President de la Republique du Niger: 

I. Zodi 

Pour le President de la Republique Rwandaise: 

C. H a b a m e n s h i 

Pour le President de la Republique du Senegal: 

D. Gueye 

Per il Presidente della Repubblica Somala: 

A. Seego 

Pour le President de la Republique du Tcbad: 

M. N g a n s t a r 

Pour le President de la Republique Togolaise: 

J. A g b e m e g n a n 
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Anhang I 

Erklärung der Vertreter 

der Regierungen der Mitgliedstaaten und der Vertreter 
der Regierungen der assoziierten Staaten vom 
19. Dezember 1962 zu den Übergangsbestimmungen, 
die zwischen dem 1. Januar 1963 und dem Zeitpunkt 
des Inkrafttretens der Assoziierungsabkommens 
vorzusehen sind 


Die Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten und 
die Vertreter der Regierungen der assoziierten Staaten 
erklären sich im Rahmen der Zuständigkeit ihrer Re- 
gierungen damit einverstanden, daß in der Zeit vom 

1. Januar 1963 bis zum Inkrafttreten des neuen Assozi- 
ierungsabkommens, längstens aber bis zum 31. Dezember 
1963, folgende Bestimmungen gelten: 

(1) Der Abbau der Zölle und Abgaben mit gleicher Wir- 
kung wie diese Zölle wird zwischen den Mitglied- 
staaten und den assoziierten Staaten nach Maßgabe 
der am 31. Dezember 1962 geltenden Regelung fort- 
gesetzt. 

(2) Die in den assoziierten Staaten bestehenden Kontin- 
gente für die Einfuhr von Erzeugnissen mit Ursprung 
in den Mitgliedstaaten und die in den Mitgliedstaaten 
bestehenden Kontingente für die Einfuhr von Erzeug- 
nissen mit Ursprung in den assoziierten Staaten 
werden auf der für 1962 festgelegten Höhe, wie sie 
sich aus der Anwendung des Vertrags ergibt, be- 
lassen, jedoch vorbehaltlich der Maßnahmen, welche 
die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft im Rahmen 
der gemeinsamen Agrarpolitik treffen könnte. 

(3) Die Gemeinschaft berücksichtigt bei der Gestaltung 
der gemeinsamen Agrarpolitik die Interessen der 
assoziierten Staaten in bezug auf die den europä- 
ischen Erzeugnissen gleichartigen und mit ihnen kon- 
kurrierenden Erzeugnisse. Zu diesem Zweck finden 
zwischen der Gemeinschaft und den betreffenden as- 
soziierten Staaten Konsultationen statt 

(4) Die am 31. Dezember 1962 auf Grund der Anwendung 
des Vertrags geltende Regelung für das Niederlas- 
sungsrecht bleibt bestehen, 

(5) Die Unterzeichner des neuen Assoziierungsabkom- 
mens treffen keine Maßnahmen, die im Widerspruch 
zu diesem Abkommen stehen. 

Die Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten 
und die Vertreter der Regierungen der assoziierten Staa- 
ten, die das Assoziierungsabkommen unterzeichnen, 
werden einander gegebenenfalls über die nach dem 
31. Dezember 1963 anzuwendenden Bestimmungen kon- 
sultieren. 


Anhang II 

Erklärung der Vertreter der Regierungen 
der Mitgliedstaaten 
und der Vertreter der Regierungen 
der assoziierten Staaten 
zur Liberalisierung des Zahlungsverkehrs 

Die Regierungen der Mitgliedstaaten und die Regie- 
rungen der assoziierten Staaten werden im Rahmen ihrer 
sachlichen Zuständigkeit bemüht sein, bei der Liberali- 
sierung der Zahlungen im Sinne des Artikels 35 des Ab- 
kommens über die in dem genannten Artikel vorgesehene 


Annexe I 

Declaration des Representants des Gouvernements des 
Etats membres et des Representants des Gouvernements 
des Etats associes adoptee le 19 decembre 1962 et relative 
aux dispositions transitoires ä prevoir entre le 1^*^ janvier 
1963 et la date d'entröe en vigueur de la Convention 
d'Association 


Les Representants des Gouvernements des Etats mem- 
bres et les Representants des Gouvernements des Etats 
associes, agissant dans le cadre de la competence res- 
pective de leurs gouvernements, marquent leur accord 
sur les dispositions suivantes s'appliquant pendant la 
Periode entre le l^r janvier 1963 et la date de l'entree en 
vigueur de la nouvelle Convention d'Association et, au 
plus tard, jusqu'au 31 decembre 1963. 

1. L'elimination des droits de douane et taxes d’effet equi- 
valent ä de tels droits se poursuit entre les Etats mem- 
bres et les Etats associes conformement au regime en 
vigueur au 31 decembre 1962. 

2. Les contingents d'importation, dans les Etats associes, 
de produits originaires des Etats membres et, dans les 
Etats membres, de produits originaires des Etats asso- 
cies, demeurent au niveau fixe pour l'annee 1962, tel 
qu'il resulte de l'application du Traite, sous reserve 
des dispositions qui pourraient etre prises par la Com- 
munaute Economique Europeenne dans le cadre de la 
politique agricole commune. 


3. Dans la determination de la politique agricole com- 
mune, la Communaute prend en consideration les inte- 
rets des Etats associes en ce qui concerne les produits 
homologues et concurrents des produits europeens. Des 
consultations ont lieu ä cet effet entre la Communaute 
et les Etats associes interesses. 

4. Le regime du droit d’etablissement tel qu'il resulte de 
l'application du Traite au 31 decembre 1962 est main- 
tenu, 

5. Les Parties signataires de la nouvelle Convention 
d'Association s'abstiennent de prendre tonte mesure 
qui serait en contradiction avec celle-ci. 

Les Representants des Gouvernements des Etats mem- 
bres et les Representants des Gouvernements des Etats 
associes signataires de ladite Convention se consulteront, 
le cas echeant, sur les dispositions ä appliquer posterieu- 
rement au 31 decembre 1963. 


Annexe II 

Declaration des Representants des Gouvernements des 
Etats membres et des Representants des Gouvernements 
des Etats associes 

relative ä la liberation des paiements 

Les Gouvernements des Etats membres et les Gouver- 
nements des Etats associes s'efforceront, dans la limite de 
leur competence en la matiere, de proceder ä la libera- 
tion des paiements vises ä l'article 35 de la Convention 
d'Association, au-delä de ce qui est prevu ä cet article 
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Allegato I 

Dichiarazione dei Rappresentanti 
dei Governi degli Stati meinbri e dei 
Rappresentanti dei Governi degli Stati associati, 
adottata il 19 dicembre 1962, 
relativa alle disposizioni transitorie 
da prevedere tra 
il lo gennaio 1963 

e la data di entrata in vigore della Convenzione 
di Associazione 

I Rappresentanti dei Governi degli Stati membri ed i 
Rappresentanti dei Governi degli Stati associati, agendo 
nei limiti delle competenze dei loro Governi, si diebia- 
rano d’accordo sulle seguenti disposizioni che si appli- 
cheranno durante il periodo tra il 1° gennaio 1963 e la 
data dell'entrata in vigore della nuova Convenzione di 
Associazione e, al piü tardi, sino al 31 dicembre 1963. 

1. L’eliniinazione dei dazi doganali e delle lasse di ef- 
fetto equivalente a tali dazi prosegne tra gli Stati 
membri e gli Stati associati, in contormitä dei regirne 
in vigore il 31 dicembre 1962. 

2. I contingenti d'importe4zione, negli Stati associati, di 
prodotti originari degli Stati membri e, negli Stati 
membri, di prodotti originari degli Stati associati, 
rimangono al livcllo fissalo per l'anno 1962, quäle esso 
risuUa dall'applicazione dei Trattato, fatte salve le 
disposizioni che potrebbero essere adottate dalla Co- 
munita Economica Europea neirarnbito della politica 
agricola comune, 


3. Nel determinare la propria politica agricola comune 
la Comunitä prende in considerazione gli interessi 
degli Stati associati per quanto riguarda i prodotti 
omologhi e concorrenti dei prodotti europei. A tal 
fine hanno liiogo consultazioni tra la Comunitä e gli 
Stati associati interessati. 

4. E manteniito il regirne dei diritto di stabilimento quäle 
esso risulta dall'applicazione dei Trattato il 31 dicem- 
bre 1962. 

5. Le Parti firmatarie della nuova Convenzione di Asso- 
ciazione si astengono dal prendere ogni provvecUmento 
in conlraddizione con la stessa. 

I Rappresentanti dei Governi degli Stati membri e i 
Rappresentanti dei Governi degli Stati associati firmatari 
di detta Convenzione si consulteranno eventualmente 
sulle disposizioni da applicare dopo il 31 dicembre 1963. 


Allegato II 

Dichiarazione comune dei Rappresentanti dei Governi 
degli Stati membri 
e degli Stati associati 

relativa alla liberalizzazione dei pagamenti 

I Governi degli Stati membri e i Governi degli Stati 
associati si sforzeranno di procedere, entro i limiti delle 
loro competenze in materia, alla liberalizzazione dei 
pagamenti di cui all'articolo 35 della Convenzione di 
Associazione oltre a quanto previsto dall'articolo stesso 


Bijlage I 

Verklaring van de Vertegenwoordigers 
van de Regeringen der Lid-Staten 
en van de Vertegenwoordigers van de Regeringen 
der geassocieerde Staten, aanvaard op 19 december 1962, 
betreffende de overgangsbepalingen die moeten worden 
toegepast tussen 1 januari 1963 
en de datum van inwerkingtreding van de 
Associatieovereenkomst 

De Vertegenwoordigers van de Regeringen der Lid- 
Staten en de Vertegenwoordigers van de Regeringeri der 
geassocieerde Staten betuigen, elk in het Lader van de 
bevoegdheid van zijn Regering, hun instcmming met de 
volgende bepalingen, die voor de periode tussen 
1 januari 1963 en de datum van inwerkingtreding der 
nieuwe Associatieovereenkomst, en uiterlijk tot en met 
31 december 1963, zullen gelden. 

1 . De af schaffing van de douanerechten en heffingen van 
gelijke werking als dergelijke rechten wordt tussen 
de Lid-Staten en de geassocieerde Stalen voortgezet 
overeenkomstig de op 31 deemmber ]9()2 geidende 
rcgeling. 

2. De contingenten voor de invoer in de geassocieerde 
Staten van Produkten van oorsprong uit de Lid-Staten 
en, ln de Lid-Staten, van Produkten van oorsprong uit 
de geassocieerde Staten, blijvcn gehandliaafd op het 
voor 1962 vastgestelde nlvcau, zoals dit iiit de toe- 
passing van het Verdrag voortvloeit, behoudens de 
maatregelen die door de Europese Economische Ge- 
meeiischap in het Lader van het geineenschapiiidijk 
landbouwbeleid kunnen worden getrolten. 

3. Bij de bepaiing van haar gemccnschappelijk land- 
bouwbeleid houdt de Gcmeenschap rekening met de 
belangen der geassocieerde Staten betreffende Pro- 
dukten die gelijksoortig zijn aan Europese Produkten 
en daarmede concurreren. Te dien einde wordi tus.sen 
de Genieenscliap en de belrokken geassocieerde Staten 
ovcrleg gepleegd. 

4. De regeling inzake het recht van vestiging zoals cleze 
voortvloeit uit de toepassing van het Verdrag op 
31 december 1962, wordt gehandhaafd. 

5. De ondertekenende Partijen bij de nieuv/e Associatie- 
overcenkomst onthouden zieh ervan maatregelen te 
treffen die met deze Overeenkomst in strijd zijn. 

De Vertegenwoordigers van de Regeringen der Lid- 
Staten en de Vertegenwoordigers van de Regeringen der 
geassocieerde Staten die genoemdc Overeenkomst on- 
dertekenen, zullen evontueel onderling overleg plegen 
met betrekking tot de na 31 december 1963 toe to passen 
bepalingen. 


Bijlage 11 

Verklaring van de Vertegenwoordigers van de Regeringen 
der Lid-Staten 

en van de Vertegenwoordigers van de Regeringen 
der geassocieerde Staten 
betreffende de vrijmaking van de betalingen 

De Regeringen der Lid-Staten en de Regeringen der 
geassocieerde Staten zullen, binnen de grenzen van hun 
bevoegdheden op dit gebied, ernaar streven de in ar- 
tikel 35 van de Overeenkomst bedoelde betalingen in 
ruimere mate vrij te maken dan in dit artikel is bepaald, 
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Grenze hinduszugehen, soweit ihre Wirtschaftslage im 
allgemeinen und der Stand ihrer Zahlungsbilanz im be- 
sonderen dies zulassen. 


Anhang III 

Erklärung der Vertreter der Regierungen 
der Milgliedstaaten 
und der Vertreter der Regierungen 
der assoziierten Staaten 
zum Protokoll Nr. 5 im Anhang 
zum Assoziierungsabkommen 

Die Regierungen der Mitgliedstaaten und der assozi- 
ierten Staaten — 

Gestützt auf Artikel 17 Zitier 3 des Assoziierungs- 
abkommens und auf das Protokoll Nr. 5, insbesondere 
auf Artikel 23 — 

Nehmen Kenntnis von dem nachstehenden, zwischen 
den betreffenden Vertragsparteien vereinbarten Zeitplan, 
durch den die Zeitpunkte festgelegt werden, zu denen 
bestimmte Produktionen ab sofort bis zum Ende der Lauf- 
zeit des Assoziierungsabkommens schrittweise zu Welt- 
marktpreisen zu vermarkten sind. 


Zeitplan für die Durchführung 
der Vermarktung zu Weltmarktpreisen 

1. für Kokosschnitzcl, Pfeffer, Palmöl, Baumwolle und 
Gummiarabikum mit Beginn des Wirtschaftsjahres 
1963/1964; 

2. für Reis und Zucker mit Einführung der gemeinsamen 
Agrarpolitik tür diese Erzeugnisse; 

3. für Ölsaaten und ölhaltige Früchte mit Einführung 
der gemeinsamen Agrarpolitik für diese Erzeugnisse, 
spätestens aber mit Beginn des Wirtschaftsjahres 
1964/1965. 

4. Bei Kaffee setzt die Vermarktung zu wettbewerbs- 
fähigen Preisen mit Beginn des in der zweiten Hälfte 
des Jahres 1963 beginnenden Wirtschaftsjahres ein; 
sie wird tatsächlich spätestens zu Beginn des Wirt- 
schaftsjahres verwirklicht, das in der zweiten Hälfte 
des Jahres 1967 beginnt. Der jährliche Satz der schritt- 
weisen Angleichunc an den Weltmarktpreis liegt bei 
15 bis 35 ®/o. Der Assoziationsrat prüft den zu Beginn 
jedes Wirtschaftsjahres anzuwendenden Satz. 


Anhang IV 

Beschluß der im Rat vereinigten Vertreter 
der Regierungen der Mitgliedstaaten über 
die Verwendung des Restbetrags des Entwicklungsfonds 
für die überseeischen Länder und Gebiete 


Die am 31. Dezember 1962 noch nicht gebundenen 
Mittel des Entwicklungsfonds für die überseeischen Län- 
der und Gebiete werden nach Maßgabe des Durchfüh- 
rungsabkommens im Anhang zum Vertrag und der zu 
dem genannten Zeitpunkt geltenden Regelung weiterhin 
zugunsten der assoziierten afrikanischen Staaten und 
Madagaskars sowie der abhängigen assoziierten über- 
seeischen Länder und Gebiete und der französischen 
überseeischen Departements verwandt. 


pour autant que leur Situation economique en general et 
l'etat de leur balance des paiements en particulier le leur 
permettent. 


Annexe III 

Declaration des Representants des Gouvernements des 
£tats membres et des Representants des Gouvernements 
des £tats associes afferente au Protocole n« 5 annexe ä 
la Convention d'Association 


Les Gouvernements des Etats membres et des Etats 
associes, 

Vu les dispositions de l'article 17, paragraphe 3 de la 
Convention d'Association et celles du Protocole no 5, 
notamment son article 23, 

Prennent acte du calendrier ci-apres annexe, dont sont 
convenues les Parties Contractantes interessees, et qui 
determine les dates auxquelles, progressivement et d'ici 
la fin de la periode de validite de ladite Convention, sera 
assuree la commercialisation de certaines productions aux 
cours mondiaux. 


Calendrier de mise en application de la coni- 
niercialisation aux cours mondiaux 

1. Pour le coco räpe, le poivre, l’huile de palme, le coton 
et la gomme arabique, des le debiit de la Campagne 
1963' 1964. 

2. Pour le riz et le sucre, des la mise en ocuvre de la 
politique ayricole commune concernant ces produits. 

3. Pour les oleagineux, des la mise en oeuvre de la politi- 
c|ue agricole commune concernant ces produits et au 
plus tard des le debut de la Campagne 1964/1965. 

4. Pour le cafe, la commercialisation ä des prix competi- 
tifs sera mise progressivement en application des le 
debut de la Campagne qui s'ouvrira au cours du deu- 
xieme semestre 1963; eile se realisera effectivement au 
plus tard au debut de la Campagne s'ouvrant au cours 
du deuxieme semestre de l'annee 1967. Le taux annuel 
du rapprochement progressif vers le cours mondial 
sera de l'ordre de 15 ä 35®/o. Le Conseil d'Association 
examinera le taux applicable au debut de chaque Cam- 
pagne. 


Annexe IV 

Decision des Representants des Gouvernements des Etats 
membres reunis au sein du Conseil relative ä Tutilisation 
du reliquat du Fonds de Developpement pour les pays et 
territoires d'outre-mer 


Les ressources du Fonds de Developpement pour les 
pays et territoires d'outre-mer, n'ayant pas encore fait, au 
31 decenibre 1962, l'objet d'engagements, continueront ä 
etre utilisees au benefice des Etats associes africains et 
malgache ainsi que des pays et territoires d'outre-mer 
associes dependants et des departements frangais d'outre- 
mer, dans les conditions prevues par la Convention d'ap- 
plication annexee au Traite, ainsi que par la reglemen- 
tation en vigueur ä cette date. 
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nella misura in cui ciö sia ad essi consentito dalla loro 
situazione economica generale e, in particolare, dalla 
situazione della loro bilancia dei pagamenti. 


Allegato III 

Dichiarazione dei Rappresentanti 
dei Governi degli Stati mebri e 
dei Rappresentanti dei Governi degli Stati associati 
relativa al Protocollo n® 5 allegato 
alla Convenzione di Associazione 

I Governi degli Stati membri e degli Stati associati, 

Viste le disposizioni dell’articolo 17, paragrafo 3, della 
Convenzione di Associazione e, quelle dei Protocollo 
no 5 ed in particolare dell'articolo 23, 

Prendono atto dei seguente calendario, convenuto dalle 
Parti Contraenti interessati, in cui si fissano progressiva- 
mente e fino al termine dei periodo di validitä della Con- 
venzione le date in cui sarä assicurata la commercializ- 
zazione di Lalune produzioni a corsi mondiali. 


Calendario d'applicazione 
della c o ni mercializzazione a corsi mondiali 

1. Per la noce di cocco grattugiata, il pepe, Polio di 
palina, il cotone e la gomma arabica, dall’inizio della 
cdinpagna 1963 1964. 

2. Per il riso e Io zucchero, a decorrere dairattuazione 
della p/jütica agricola comune per lali prodotti. 

3. Per i prodotti oleaginosi, a decorrere daH’attuazione 
della politica agricola comune concerncnte iali pro- 
dotti e al piü tardi dall'inizio della campagna 1964^ 
1965. 

4. Per il caffe, la commercializzazione’ a prezzi di con- 
corrcnza entrerä in applicazione progressivamente a 
decorrere dall’inizio della campagna dei cesondo se- 
mestre dei 1963; essa sarä effettivamente realizzata 
al piü tardi alPinizio della campagna dei secondo 
semestre 1967. Il tasso annuo dei ravvicinamento pro- 
gressive al corso mondiale si aggirerä tra il 15 e il 
35 '•/ü. Il Consiglio di Associazione esaminera il tasso 
applicabile all'inizio di ogni campagna. 


Allegato IV 

Decisione dei Rappresentanti dei 
Governi degli Stati membri 
riuniti in seno al Consiglio 
relativa aH'impiego delle rimanenze dei 
Fondo per lo Sviluppo dei 
paesi e territori d'oltremare 

Le risorse dei Fondo per lo Sviluppo dei paesi e terri- 
tori d'oltremare, che per il 31 dicembre 1962 non saianno 
state oggetto di impegno, continueranno ad essere iriipie- 
gate a favore degli Stati africani e malgascio associati, 
nonche dei paesi e territori d'oltremare associati dipen- 
denti e dei dipartimenti francesi d'oltremare, alle condi- 
zioni previste dalla Convenzione d’applicazione allegata 
al Trattato, nonche dalla regolamentazione in vigore a 
tale data. 


voor zover hun economische toestand in het algemeen 
en de toestand van hun betalingsbalans in het bijzonder 
zulks toelaten. 


Bijlage III 

Verklaring van de Vertegenwoordigers 
van de Regeringen der Lid-Staten 
en van de Vertegenwoordigers van de Regeringen 
der geassocieerde Staten betreffende Protocol No. 5 


De Regeringen van de Lid-Staten en van de geasso- 
cieerde Staten, 

Gelet op artikel 17 sub 3 van de Overeenkomst en op 
de bepalingen van Protocol No. 5, inzonderheid op ar- 
tikel 23, 

Nemen nota van het navolgende tijdschema, waarom- 
trent de betrokken Partijen overeenstemming hebben 
bereikt en waarbij de data worden vastgesteld, waarop, 
geleidelijk — van nu af aan en voor het einde van de 
geldigheidsduur van genoemde Overeenkomst — , be- 
paalde produkties tegen wereldmarktprijzen zullen wor- 
den verhandeld. 

Tijdschema voor het verhandelen 
tegen wereldmarktprijzen 

1. Voor geraspte kokos, peper, palmolie, katoen en 
Arabische gom, aan het begin van de produklie- 
campagne 1963 1964. 

2. Voor rijst en suikcr, vanaf het tijdstip waarop het 
gemeenschappelijk landbouwbeleid voor deze Pro- 
dukten wordt uitgevoerd. 

3. Voor oliehoudende Produkten, vanaf het tijdstip 
waarop het gemeenschappelijk landbouwbeleid voor 
deze Produkten wordt uitgevoerd en uiterlijk aan 
het begin van de produkticcampagne 1964 1965. 

4. Voor koffie zal het verhandelen tegen concurrerende 
prijzen geleidelijk worden toegepast met ingang van 
de produktiecampagne die tijdens het tweede half- 
jaar van 1963 aanvangt, hetgeen uiterlijk aan het 
begin van de produktiecampagne die tijdens het 
tweede halfjaar van 1967 aanvangt, een voldongen 
feit moet zijn. Het jaarlijkse percentage van de 
geleidelijke toenadering tot de wereldmarktprijs zal 
tussen 15 en 35 liggen. De Associatieraad zal nagaan, 
welk percentage moet worden toegepast bij de aan- 
vang van elke produktiecampagne. 


Bijlage IV 

Besluit van de Vertegenwoordigers van de 
Regeringen der Lid-Staten, in het kader 
van de Raad bijeen, betreffende de aanwending 
van de overgebleven middelen van het Fonds 
voor de ontwikkeling van de landen en gebieden overzee 

De middelen van het Fonds voor de ontwikkeling van 
de landen en gebieden overzee ten aanzien waarvan op 
31 december 1962 nog geen betalingsverplichtingen zijn 
aangegaan, zullen ook in de toekomst worden aangewend 
ten behoeve van de geassocieerde Afrikaanse Staten en 
Madagaskar, alsmede van de afhankelijke geassocieerde 
landen en gebieden overzee en van de Franse overzeese 
departementen op de wijze als voorzien in de aan het 
Verdrag gehechte Toepassingsovereenkomst en in de op 
dat tijdstip geldende regelingen. 
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Anhang V 

Beschluß der im Rat vereinigten Vertreter 
der Regierungen der Mitgliedstaaten 
über die Gewährung einer zusätzlichen Hilfe 
für die Republik Somalia aus dem Restbetrag 
des Entwicklungsfonds für die überseeischen 
Länder und Gebiete 

Um dem Wunsch der Vertreter der assoziierten afri- 
kanischen Staaten und Madagaskars Rechnung zu tragen, 
erklären sich die im Rat vereinicjten Vertreter der Re- 
gierungen der Mitglicdstaaten damit einverstanden, daß 
die Kommission ermächtigt wird, in der Republik Somalia 
durchzuführende zusätzliche Vorhaben für dir Finanzie- 
rung durch den Entwicklungsfonds für die überseeischen 
Länder und Gebiete vorzusehen. Diese Finanzierung er- 
folgt aus Mitteln, die in der zweiten Zeile der Übersicht 
der Anlage B zum Durchführungsabkommen im Anhang 
zum Vertrag vorgesehen sind. 


Anhang VI 

Erklärung der Vertreter der Regierungen 
der Mitgliedstaaten 
zur Überprüfung der Finanzhilfe nach 
Ablauf von drei Jahren nach Inkrafttreten 
des Assoziienmgsabkommens 

Die Regierungon der Mitgliedstaaten der Europäischen 
\V \ r t sch a [ t s g e m e i ri s cb df\ — 

Ohne damit vorzeitige Verhandlungen über ein neues 
Abkommen in Aussicht zu nehmen — 

Kommen überein, nach Ablauf von drei Jahren nach 
Inkrafttreten dieses Assoziierungseibkommens die Finanz- 
hilfe mit dem Ziel zu überprüfen, etwaige Mängel fest- 
zusl eilen und gegebenenfalls Beschlüsse zu fassen, die 
sich aut Grund der während des vorgenannlen Zeit- 
raums gesammelten Erfahrungen als notwendig erweisen. 


Anhang VII 

Erklärung der Vertreter 
der Regierungen der Mitgliedstaaten 
über die Kemerzeugnisse 

Aus den Bestimmungen des Vertrags zur Gründung 
der Europäischen Atomgemeinschaft in Verbindung mit 
den Bestimmungen des Vertrags zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft ergibt sich, daß die 
Bestimmungen des Titels I des neuen Assoziiernngs- 
abkommens auf die in den Artikeln 92 ff. des Vertrags 
zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft ge- 
nannten Güter und Erzeugnisse anwendbar sind. 


Anhang VIII 

Erklärung der Vertreter 
der Regierungen der Mitgliedstaaten 
über die Steigerung des Verbrauchs von Erzeugnissen 
mit Ursprung in den assoziierten Staaten 

Die Mitgliedstaaten werden prüfen, welche Maßnah- 
men geeignet sind, den Verbrauch der Erzeugnisse mit 
Ursprung in den assoziierten Staaten zu steigern. 


Annexe V 

Decision des Representants des Gouvernements des Etats 
membres leunis au sein du Conseil relative ä l'attribution 
d'une aide supplementaire ä la Republique de Somalie ä 
prelever sur le reliquat du Fonds de Developpement pour 
les pays et territoires d'outre-mer 


Pour tenir compte du voeu exprime par les Represen- 
tants des Etats africains et malgache associes, les Repre- 
sentants des Gouvernements des Etats membres, reunis au 
sein du Conseil, marcfucnt leur accord pour que la Com- 
mission soit autorisee a retenir pour le financement par le 
Fonds de Developpement pour les pays et territoires 
d'outre-mer des projets supplementaires ä executer en 
Republicjue de Somalie. Les ressources necessaires ä ce 
financement sont prelevees sur les credits prevus ä la 
dcuxieme ligne du tableau de l'anncxe B de la Conven- 
tion d'application annexee au Traite. 


Annexe VI 

Declaration des Representants des Gouvernements des 
Etats membres relative au reexamen de Faide financiere 
ä Texpiration des trois annees qui suivront Fentree en 
vigueur de la Convention d'Association 


Les Gouvernements des Etats membres de la Commu- 
naute Econorniejue Europeenne, 

Sans envisagei pour autant la negociation anticipee 
d'une nouvelle Convention d'Assoc’iation, 

Conviennent de proceder, ä l'expiretion des trois an- 
nees qui suivront l'entree en vigueur de la presente Con- 
vention, ä un reexamen des aides financieres destnie ä en 
faire apparaitre les imperfeclions et de prendre les deci- 
sions eventuelles c[ui se reveleront necessaires ä la iu- 
miere de Fexperience acejuise pendant cette periode. 


Annexe VII 

Declaration des Representants des Gouvernements des 
Etats membres relative aux produits nucleaires 

II resulte des dispositions combinees du Traite insti- 
tuant la Communaute Europeenne de FEnergie Atomique 
et du Traite instituant la Communaute Economique Euro- 
peenne que les dispositions du Titre de la nouvelle 
Convention d’Association sont applicables aux biens et 
produits vises aux articles 92 et suivants du Traite insti- 
tuant la Communaute Europeenne de FEnergie Atomique. 


Annexe VIII 

Declaration des Representants des Gouvernements des 
Etats membres relative ä Faccroissement de la consomma- 
tion des produits originaires des Etats associes 


Les Etats membres etudieront les moyens propres ä 
favoriser Faccroissement de la consommation des pro- 
duits originaires des Etats associes. 
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Allegato V 

Decisione dei Rappresentanti dei 
Governi degli Siati membri 
riimiti in seno al Consiglio 
lelativa aü'attribuzione di nn aiuto supplementäre 
alla Repubblica della Somalia da prelevare sulle 
riinanenze dei Fondo per lo Sviluppo 
dei paesi e territori d'oltremare 

Per lener conto dei dcsiderio espresso dai Rappresen- 
tanti degli Stati africani e malgascio associati, i Rappre- 
sentanti dei Governi degli Stati membri, riuniti in seno 
al Consiglio, si dichiarano d’accordo atfinche la Commis- 
sione sia autorizzata ad adottare, per il finanziamento 
da parte dcl Fondo per lo Sviluppo dei paesi e territori 
d'olLremare, dei progetti suppleimmtari da escguire nella 
Repubblica Soiiiala. Le risorse necossarie a tale finan- 
ziamento sono prelcvdte dagli stanziamenti previsti alla 
seconda riga della tabella delPAllegato B della Conven- 
zione d'applicazione allegata al Trattato. 


Allegato VI 

Bichiarazione dei Rappresentanti dei Governi 
degli Stati membri relativa al riesame degli aiuti 
finanziari alla scadenza dei tre anni successivi 
all'entrala in vigore della 
Convenzione di Associazione 

I Governi degli Stati membri della Conuinita Econo- 
mica Europea, 

Senza per eines! o prendere in considerazione negoziati 
anticipati per una niiova Convenzione, 

Convengono di ricsaminare, alla scadenza dei tre anni 
successivi all'entrala in vigore della presente Conven- 
zione, gli aiuti finanziari allo scopo di rilevarne le im- 
perfezioni e di adottare le eventual! decisioni che risul- 
teranno necessarie in base all'esperienza acquistata 
duranle questo periodo. 


Allegato VII 

Bichiarazione dei Rappresentanti 
dei Governi degli Stati membri 
relativa ai prodotti nucleari 

Risulta dalle disposizioni abbinate dei Trattato che 
istiluisce la Comuntta Europeci deU'Energia Atomica e 
dei Trattato che istiluisce la Comunitä Economica Euro- 
pea che le disposizioni dei Titolo I della nuova Conven- 
zione di Associazione sono appiieabiii ai beni e ai pro- 
dotti di cui agli articoli 92 e seguenti dcl Trattato che 
istiluisce la Comunitä Europea deU'Energia Atomica. 


Allegato VIII 

Bichiarazione dei Rappresentanti 
dei Governi degli Stati membri 
relativa airaumento dei consumo 
dei prodotti originär! degli Stati associati 

Gli Stati membri studieranno i mezzi atti a favorire 
l'aumentü dei consumo dei prodotti originari degli Stati 
associati. 


Bijlage V 

Besluit van de Vertegenwoordigers van de 
Regeringen der Lid-Staten, in het kader 
van de Raad bijeen, betreffende de toekenning 
van aanvullende steun aan de Republiek Somalia 
uit de overgebleven middelen van het Fonds 
voor de ontwikkeüng van de landen en gebieden overzee 

Ten einde rekening te houden met de wens van de Ver- 
tegenwoordigers der geassociecrde Afrikaanse Staten en 
Madagaskar gaan de Verlegen woordigers van de Re- 
geringen der Lid-Staten, in het kader van de Raad bijeen, 
ermede akkoord, dat de Commissie wordt gemach ligd 
de in de Republiek Somalia uit te voeren aanvullende 
projecten voor financiering door het Fonds voor de ont- 
wikkeling van de landen en gebieden overzee in aan- 
merking te doen körnen. De voor deze financiering 
noodzakelijke middelen worden geput uit de kredieten, 
vermeld in de tweede rcgel van de tabei van bijlage B 
der aan het Verdrag gehechtc Toepassingsovereenkomst. 


Bijlage VI 

Verklaring van de Vertegenwoordigers van de 
Regeringen der Lid-Staten 
betreffende het opnieuw in ogenschouw nemen 
van de financiele steun na afloop van drie Jaar, 

volgende op de inweikingtreding van de Associatie- 
overeenkomst 

De Regeringen van de Lid-Staten der Euiopese Eco- 
nomische Gemeenschap, 

Zonder evcnwel voortijdigc onderhaiidelingcn o\er 
een nieuwe Ovemeenkomst in ü\ erweging te nemen, 

Körnen overeen orn na afloop xan dric jaai, volgende 
op de inweikingtreding van deze Overeenkomst, de 
financiele steun opnieuw in ogenschouw te nemen, ten 
einde onvolmaaktheden daarin aan het licht te brengen 
en eventueei besluilen te nemen, die, gezien de tijdens 
deze Periode opgedarie ervaring, noodzakeliik blijken. 


Bijlage VII 

Verklaring van de Vertegenwoordigers 
van de Regeringen der Lid-Staten betreffende 
de Produkten op het gebied van de kernenergie 

Uit de gezamenlijke bepalingen van het Verdrag tot 
oprichting van de Europese Gemeenschap voor Atoom- 
energie en van het Verdrag tot oprichting van de Euio- 
pese Economisebe Gemeenschap vloeit voort dat de be- 
palingen van Titel I van de nieuwe Associatieovercen- 
komst van toepassing zijn op de goederen en produkteri, 
genoemd in de artikeien 92 en volgende van het Verdrag 
tot oprichting van de Europese Gemeenschap voor Atoom- 
energie. 

Bijlage VIII 

Verklaring van de Vertegenwoordigers 
van de Regeringen der Lid-Staten 
betreffende de toeneming van het verbruik 
van Produkten van oorsprong uit de 
geassocieerde Staten 

De Lid-Staten zullen een onderzoek instelien naar 
de middelen waardoor de toeneming van het verbruik 
van Produkten van oorsprong uit de geassocieerde Staten 
kan worden bevorderd. 
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Anhang IX 

Erklärung der Vertreter 
der Regierungen der Mitgliedstaaten 
zum Zollkontingent für die Einfuhr von Bananen 

übersteigen die von der Bundesrepublik Deutschland 
benötigten Mengen das Zollkontingent, das ihr auf Grund 
des von den Mitgliedstaaten am 25. März 1957 Unter- 
zeichneten Protokolls über das Zollkontingent für die 
Einfuhr von Bananen (ex 08.01 des Brüsseler Zolltarif- 
schemas) eingeräumt worden ist, so werden die aus- 
führenden assoziierten Staaten darüber konsultiert, ob 
sie unter geeigneten Bedingungen die von der Bundes- 
republik Deutschland benötigten Mengen ganz oder teil- 
weise liefern können. 


Anhang X 

Erklärung des Vertreters der Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland über die Bestimmung 
des Begriffs „Deutscher Staatsangehöriger" 

Als Staatsangehörige der Bundesrepublik Deutschland 
gelten alle Deutschen im Sinne des Grundgesetzes für 
die Bundesrepublik Deutschland. 


Anhang XI 

Erklärung des Vertreters der Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland 
über die Geltung des Abkommens für Berlin 

Das Assoziierungsabkommen gilt auch für das Land 
Berlin, sofern nicht die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland gegenüber den übrigen Vertragsparteien 
binnen drei Monaten nach Inkrafttreten des Abkommens 
eine gegenteilige Erklärung abgibt. 


Annexe IX 

Declaration des Representants des Gouvernements des 
Etats membres relative au contingent tarifaire pour les 
importations de bananes 

Au cas oü les quantites demandees par la Republique 
föderale d'Allemagne excederaient le contingent tarifaire 
qui lui est reserve en vertu du Protocole concernant le 
contingent tarifaire pour les importations de bananes 
(ex 08.01 de la Nomenclature de Bruxelles) signe par les 
Etats membres le 25 mars 1957, les Etats associes exporta- 
teurs seront consultes sur leurs possibilite de fournir dans 
des conditions appropriees tout ou partie des quantites 
demandees par la Republique föderale d’Allemagne. 


Annexe X 

Declaration du Representant du Gouvernement de la 
Republique föderale d'Allemagne relative ä la definition 
des ressortissants allemands 

Sont ä considörer comme ressortissants de la Röpubli- 
que födörale d'Allemagne, tous les Allemands au sens de 
la Loi fondamentale de la Republique födörale d'Alle- 
magne, 


Annexe XI 

Declaration du Representant du Gouvernement de la 
Republique föderale d'Allemagne concernant l'application 
de la Convention d'Association ä Berlin 

La Convention d'Association est ögalement applicable 
au Land de Berlin, pour autant que le Gouvernement de 
la Röpublique födörale d'Allemagne n'a pas fait aux 
autres Parties Contractantes, dans un dölai de trois mois 
ä partir de l'entröe en vigueur de la Convention, une 
döclaration contraire. 
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Allegato IX 

Dichiarazione dei Rappresentanti 
dei Governi degli Stati membri 
relativa al contigente tariffario 
per le importazioni di banane 

Qualora i quantitativi chiesti dalla Repubblica föde- 
rale di Germania superino il contingente tariffario ad 
essa riservato in virtü dei Protocollo relativo al contin- 
gente tariffario per le importazioni di banane (ex 08.01 
della Nomenclatura di Bruxelles), firmato dagli Stati 
membri il 25 marzo 1957, gli Stati associati esportatori 
saranno consultati sulle loro possibilitä di fornire, in 
condizioni appropriale, in tutto o in parte i quantitativi 
chiesti dalla Repubblica föderale di Germania. 


Allegato X 

Dichiarazione dei Rappresentante dei Governo 
della Repubblica federale di Germania 
relativa alla definizione dei cittadini tedeschi 

Devono essere considerati cittadini della Repubblica 
federale di Germania tutti i tedeschi nol senso definito 
dalla Ic'gge fondamentale della Repubblica federale di 
Germania. 


Allegato XI 

Dichiarazione dei Rappresentante dei Governo 
della Repubblica federale di Germania 
relativa aU appIicazione della Convenzione di 
Associazione a Berlino 

La Convenzione di Associazione si applica ugualmente 
al Land di Berlino, salvo che il Governo della Repubblica 
tederale die Germania non faccia alle altre Parti Con- 
traenti, entro tra mesi dall'entrata in vigore della Con- 
veiizione, una dichiarazione contraria. 


Bijlage IX 

Verklaring van de Vertegenwoordigers 
van de Regeringen der Lid-Staten 
betreffende het tariefcontingent voor 
de invoer van bananen 

Mochten de door de Bondsrepubliek Duitsland aan- 
gevraagde hoeveelheden het tariefcontingent over- 
schrijden, dat haar krachtens het op 25 maart 1957 door 
de Licl-Staten ondertekende Protocol betreffende het 
tariefcontingent voor de invoer van bananen (ex 08.01 
van de Naamlijst van Brussel) is tocgekend, dan worden 
de exporterende geassocieerde Staten geraadplecgd over 
de mogelijkheid oin onder passende omstandigheden de 
door de Bondsrepubliek Duitsland aangevraagde hoeveel- 
hedcn geheel of gedeeltelijk te leveren. 


Bijiage X 

Verklaring van de Vertegenwoordiger 
van de Regering van de Bondsrepubliek Duilsbuiü 
betreffende de omscbrijving van 
het begrip „Duits ondeidaan" 

Als onderdaan van de Bondsrepubliek Duitsland dienen 
te worden beschouwd alle Duitsors in de zin van de 
Grondwet van de Bondsrepubliek Duitsland. 


Bijiage XI 

Verklaring van de Vertegenwoordiger 
van de Regering van de Bondsrepubliek Duitsland 
betreffende de toepassing van 
de Associatieovereenkomst op Berlijn 

De Associatieovereenkomst is eveneens van toepassing 
op het Land Berlijn, lenzij de Regering van de ßonds- 
repubiiek Duitsland, binnen drie maanden na de in- 
werkingtreding van de Overeenkomst, tegenover de 
andere Parti jen het tegendeel heeft verklaard. 
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Internes Abkommen über die zur Durchführung des Abkommens 
über die Assoziation zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und den mit dieser Gemeinschaft assoziierten afrikanischen Staaten 

und Madagaskar 

zu treffenden Maßnahmen und die dabei anzuwendenden Verfahren 


Accord interne 

relatif aux mesures ä prendre et aux procedures ä suivre 
pour l’application de la Convention d’Association 

entre la 

Communaute Economique Europeenne 
et les 

Etats Africains et Malgache associes ä cette Communaute 


DIE IM RAT VEREINIGTEN VERTRETER DER RE- 
GIERUNGEN DER MITGLIEDSTAATEN DER EURO- 
PÄISCHEN WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

GESTÜTZT auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft — nachstehend „der 
Vertrag” genannt — und auf das Abkommen über die 
Assoziation zwischen der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und den mit dieser Gemeinschaft assoziier- 
ten afrikanischen Staaten und Madagaskai, nachstehend 
„das Assoziierungsabkommen" genannt; 

IN ERWÄGUNG nachstehender Gründe: 

Es ist notwendig, die Einzelheiten für das Zustande- 
kommen der gemeinsamen Haltung der Vertreter der 
Gemeinschaft in dem durch das Assoziierungsabkommen 
eingesetzten Assoziationsrat sov/ie die Durchiührungs- 
bestimmungen zu verschiedenen Artikeln des Assozi- 
ierungsabkommens, die ein Vorgehen der Gemeinschaft, 
ein gemeinsames Vorgehen der Mitgliedstaaten oder das 
Vorgehen eines Mitgliedstaates erforderlich machen 
können, festzulegen. 

Es ist erforderlich, die Regeln festzulegen, nach denen 
die Maßnahmen zur Anwendung der Beschlüsse, Emp- 
fehlungen und Stellungnahmen des Assoziationsrates 
innerhalb der Gemeinschaft zu treffen sind. 


Es ist ferner angebracht, Verfahren vorzusehen, nach 
denen die Mitgliedstaaten Streitigkeiten beilegen, die 
sich zwischen ihnen im Zusammenhang mit dem Assozi- 
ierungsabkommen ergeben können. 

Nach Anhörung der Kommission der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft — 

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN-. 

Artikel 1 

(1) Die gemeinsame Haltung, welche die Vertreter der 
Gemeinschaft im Assoziationsrat einzunehmen haben, 
wird jeweils nach Maßgabe folgender Bestimmungen 
festgelegt; 

a) Befaßt sich der Assoziationsrat mit Fragen, die 
Gegenstand des den Handel zwischen der Ge- 
meinschaft und den assoziierten Staaten be- 


LES REPRESENTANTS DES GOUVERNEMENTS DES 

Etats membres de la communaute Economi- 
que EUROPEENNE, REUNIS au sein du CONSEIL, 

VU le Traite instituant la Communaute Economique 
Europeenne, ci-apres denomme « le Traite» et la Conven- 
tion d'Association entre la Communaute Economique 
Europeenne et les Etats africains et malgache associes ä 
cette Communaute, ci-apres denomraee « la Convention», 


CONSIDERANT qu’il est necessaire de fixer les moda- 
iites selon lesquell es sera degagee la Position commune ä 
prendre par les Representants de la Communaute au sein 
du Conseil d'Association institue par la Convention, amsi 
que les dispositions d'application de divers articles de 
cette Convention qui peuvent requerir une action de la 
Communaute, une action commune des Etats membres ou 
l'action dun Etat membre. 


CONSIDERANT qu'il Importe d'arreter les regles selon 
lesquelles seront prises les mesures d'application, ä l’in- 
terieur de la Communaute, des decisions, recommanda- 
tions et avis du Conseil d'Association, 


CONSIDERANT qu'il y a lieu en outre de prevoir les 
procedures par lesquelles les Etats membres regleront les 
differends pouvant naitre entre eux au sujet de la Con- 
vention, 

Apres consultation de la Commission de la Commu- 
naiite Economique Europeenne, 

SONT CON VENUS DES DISPOSITIONS SUIVANTES; 


Article 1 

1. La Position commune que les Representants de la 
Communaute ont ä prendre au sein du Conseil d'Associa- 
lion est arretee conformement aux dispositions ci-dessous: 

a) lorsque le Conseil d'Association connait des ques- 
lions qui font l'objet du Titre 1®^ de la Conven- 
tion relatif aux echanges commerciaux entre la 
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Accordo interno 

relative ai provvedimenti da prendere e alle procedure da seguire 
per l'applicazione della Convenzione di Associazione 

tra la 

Comunitä Economica Europea 
e gli 

Stati africani e malgascio associati a tale Comunitä 
Intern Akkoord 

inzake maatregelen en procedures nodig ter toepassing 
van de Associatieovereenkomst 
tussen de 

Europese Economische Gemeenschap 
en de 

met deze Gemeenschap geassocieerde Afrikaanse Staten en Madagaskar 


I RAPPRESENTANTI DEI GOVERNI DEGLI STATI 
MEMBRl DELLA COMUNITÄ ECONOMICA EUROPEA, 
RIUNITI IN SEDE DI CONSIGLIO, 

VISTO il TraUdto che istituisce Id Comunitä Economica 
Europea, in appresso denominato il Trattato, e la Coiiven- 
zione di Associazione tra la Comunitd Economica Europea 
e gli Stati africani e malgascio associati a tale Comunitä, 
in appresso denominata la Cionvenzione, 


CONSTDERANDO che e necessario fissare le modalitä 
sccondo le quali sara definita la posizione comune che i 
Rdppresentanti della Comunitä dovranno adottare in seno 
al Consiglio di Associazione istituito dalla Convenzione, 
nonche le disposizioni d’applicazione di diversi articoli 
di c|uesta Convenzione che possono richiedere un'azione 
della Comunitä, un’azione comune degli Stati membri o 
l azione di uno Stato meinbro. 


CONSIDERANDO che e necessario stabilire le norme 
secondo le quali saranno presi i provvedimenti per 
Eapplicazione, aH’interno della Comunitä, delle decisioni, 
delle raccomandazioni e dei pareri del Consiglio di 
Associazione, 

CONSIDERANDO che bisogaa inoltre prevedere le 
procedure in base alle quali gli Stati membri regoleranno 
le vertenze che possono sorgere fra di loro per quanto 
riguarda la Convenzione, 

PREVIA consultazione della Commissione della Comu- 
nitä Economica Europea, 

HANNO CONVENUTO LE SEGUENTI DISPOSIZIONI: 

Articolo 1 

1. La posizione comune che i Rappresentanti della 
Comunitä devono prendere in seno al Consiglio di As- 
sociazione e adottata in conforrnitä delle disposizioni 
seguenti: 

a) quando il Consiglio di Associazione e investito 
di problemi oggetto del Titolo I della Conven- 
zione relativo agli scambi commerciali tra la 


DE VERTEGENWOORDIGERS VAN DE REGERINGEN 
VAN DE LID-STATEN DER EUROPESE ECONOMISCHE 
GEMEENSCHAP, IN HET KADER VAN DE RAAD 
BIJEEN, 

GELET Op het Verdrag tot oprichting van de Europese 
Economische Gemeenschap, hierna te noemen het Ver- 
drag, en op de Associatieovereenkomst tussen de Ge- 
meenschap en de met deze Gemeenschap geassocieerde 
Afrikaanse Staten en Madagaskar, hierna te noemen de 
Overeenkomst, 

OVERVVEGENDE dat het noodzakelijk is de wijze vast 
te stellen, waarop het cloor de Vertegenwoordigers van 
de Gemeenschap in het kader van de bij deze Overeen- 
komst ingestelde Associatieraad in te nemen gerneen- 
schappelijk standpiint zal worden bepaald, alsmede de 
bepalingen vast te stellen voor de toepassing van ver- 
schillende artikelen van deze Overeenkomst welke een 
actie van de Gemeenschap, een gemeenschappelijke actie 
van de Lid-Staten of de actie van een Lid-Staat kunnen 
vergen, 

OVERWEGENDE dat het van belang is de regels vast 
te stellen, volgens welke de maatregelen voor de toe- 
passing binnen de Gemeenschap van de besluiten, aan- 
bevelingen en adviezen van de Associatieraad zullen 
worden genomen, 

OVERWEGENDE dat er voorts dient te worden voor- 
zien in de procedures volgens welke de Lid-Staten de 
geschillen zullen regelen, die tussen hen over de Over- 
eenkomst kunnen rijzen. 

Na raadpleging van de Commissie der Europese Eco- 
nomische Gemeenschap, 

HEBBEN OVEREENSTEMMING BEREIKT OMTRENT 
DE VOLGENDE BEPALINGEN: 

Artikel 1 

1. Het gemeenschappelijk standpunt dat de Vertegen- 
woordigers van de Gemeenschap in de Associatieraad 
moeten innemen, wordt vastgesteld overeenkomstig 
onderstaande bepalingen: 

a) wanneer bij de Associatieraad aangelegenheden 
in behandeling körnen, die in Titel I van de Over- 
eenkomst betreffende het handelsverkeer tussen 
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treffenden Titels I des Assoziierungsabkommens 
sowie der Protokolle 1, 2 und 4 sind, so legt 
der Rat die gemeinsame Haltung nach Maßgabe 
der Bestimmungen des Vertrags fest, die für die 
Festlegung der Handelspolitik der Gemeinschaft 
gegenüber dritten Ländern und das Vorgehen 
der Gemeinschaft im Rahmen der internationa- 
len Organisationen gelten. 


Communaute et les Etats associes et des Proto- 
coles 1, 2 et 4, la position commune est arretee 
par le Conseil statuant dans les conditions dans 
lesquellcs, conformemcnt au Traite, il determine 
la politique commerciale de la Communaute ä 
l'egard des pays tiers et l'action de celle-ci dans 
le cadre des organisations internationales; 

b) pour la mise en oeuvre des articles 27 et 34 de la 
Convention, la position commune est arretee par 
le Conseil, statuant ä runanimite apres que la 
Commission a ete invitee ä donner son avis; 


b) Zur Durchführung der Artikel 27 und 34 des 
Assoziierungsabkommens legt der Rat die ge- 
meinsame Haltung einstimmig fest, nachdem er 
die Kommission um ihre Stellungnahme gebe- 
ten hat. 

c) In allen anderen Fällen, insbesondere wenn der 
Assoziationsrat beabsichtigt, dem Assoziations- 
ausschuß gemäß Artikel 47 des Assoziierungs- 
abkoinmens die Befugnis zu übertragen, Be- 
schlüsse zu fassen, Empfehlungen auszusprechen 
oder Stellungnahmen abzugeben, legt der Rat 
die gemeinsame Haltung nach Anhörung der 
Kommission einstimmig fest. 

(2) Die gemeinsame Haltung der Vertreter der Ge- 
meinschaft im Assoziationsausschuß wird nach Maßgabe 
von Absatz 1 testgelegt. 


Artikel 2 

(1) Zur Anwendung der Beschlüsse und Empfehlungen 
des Assoziationsrates in Fragen, die Gegenstand des den 
Handel zwischen der Gemeinschaft und den assoziierten 
Staaten betreuenden Titels I des Assoziierungsabkom- 
inens sowie der Protokolle 1, 2 und 4 sind, erläßt der 
Rat Vorschrilten nach Maßgabe der Bestimmungen des 
Vertrags, die fiir die Festlegung der Handelspolitik der 
Gom(‘inschaft gegenüber dritten Ländern und das Vor- 
gehen der Gemeinschaft im Rahmen der internationalen 
Organisationen gelten 

Zur Anwendung der Beschlüsse und Emptehlungen, die 
der Assoziationsrat nach Maßgabe der Artikel 27 und 34 
des Assoziierungsabkommens angenommen hat, erläßt 
der Rat einstimmig Vorschriften, nachdem er die Kom- 
mission um ihre Stellungnahme gebeten hat. 

Zur Anwendung aller anderen Beschlüsse und Empfeh- 
lungen des Assoziationsrates erläßt der Rat nach Anhö- 
rung der Kommission einstimmig Vorschriften. 


(2) Betreffen die Beschlüsse und Empfchkmgen des 
Assoziationsrates Angelegenheiten, für die nach dem 
Vertrag die Gemeinschaft nicht zuständig ist, so treffen 
die Mitgliedstaaten die erforderlichen Durchführungs- 
maßnahmen. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für Beschlüsse 
und Empfehlungen, die der Assoziationsausschuß nach 
Maßgabe des Artikels 47 des Assoziierungsabkommens 
gefaßt oder ausgesprochen hat. 

Artikel 3 

Zur Durchführung der Bestimmungen des Titels I des 
Assoziierungsabkommens, die eine Konsultation auf An- 
trag der Gemeinschaft vorsehen, wird folgendes Ver- 
fahren angewandt; 

a) Der von einem Mitgliedstaat oder von der Kom- 
mission gestellte Konsuitationsantrag zieht ohne 
weiteres eine Aussprache im Rat zur Festlegung der 
gemeinsamen Haltung der Gemeinschaft nach sich; 


c) dans les autres cas et notamment lorsque, en ap- 
plication de l’article 47 de la Convention, le Con- 
seil d'Association envisage de deleguer au Co- 
mite d'Association le pouvoir de prendre des de- 
cisions ou de formuler des recommandations ou 
des avis, la position commune est arretee, par le 
Conseil, statuant ä l’unanimite, apres consulta- 
tion de la Commission. 

2. La Position commune que les Representants de la 
Communaute prennent au sein du Coniite d Association 
est arretee dans les conditions fixees au paragraphe 1. 


A r t i c 1 e 2 

1. Les decisions et recommandations adoptees par le 
Conseil d'Association dans les questions qui font l’objet 
du Titre P'" de la Convention relatif aux echanges com- 
merciaux entre la Communaute et les Etats associes, et 
des Protocoles 1, 2 et 4 font, en vue de leur application, 
l'objet d'acles pris par le Conseil statuant dans les con- 
ditions dans lesquelles, contoDueincnt au Traite, il deter- 
mine la politicfue commcM ciale cie la Communaute ä 
l'egard des pays tiers et Faction de celle-ci dans le cadre 
des organi-sations internationales. 

Les decisions et recommandations adoptees par le Con- 
seil d'Association en application des articles 27 et 34 de 
la Convention font, en vue de leur application, l'objet 
d'aetes pris par le Conseil statuant ä l'unanimite apres 
que la Commission a ete invitee a donner son avis. 

Les decisions et recommandations adoptees par le Con- 
seil d'Association dans les autres cas font, en vue de leur 
application, l objet d'aetes pris par le Conseil statuant ä 
l'unanimite apres consultation de la Commission. 

2. Au cas oü les decisions et recommandations du Con- 
seil d'Association relevent dun domaine c^ui, aux termes 
du Traite, n'est pas de la competence de la Communaute, 
les Etats membres prennent les mesures d’application ne- 
cessaires. 

3. Les dispositions des paragraphes 1 et 2 sont egale- 
ment applicables pour les decisions et recommandations 
prises par 1g Comite d'Association en application de l'ar- 
ticle 47 de ia Convention. 


A r t i c 1 e 3 

Pour la mise en oeuvre des dispositions du Titre Jer de 
la Convention qui prevoient une consultation ä la deman- 
de de la Communaute, la procedure suivante est appli- 
quee: 

a) la demande de consultation presentee par un Etat 
membre ou par la Commission entraine d'office une 
deliberation du Conseil en vue de determiner la Po- 
sition commune de ia Communaute, 
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Comunitd e gli Stati associati e dei Protocolli 1, 
2 e 4, la posizione comunc e fissata dal Consiglio 
che deiibera alle coiidizioni in cui, in conformita 
del Trattato, esso stabilisce la pohtica cominer- 
ciale dellci Comimitä nci confronti dei paesi terzi 
e determina l'azione di quesfultirna nelJ'ambito 
delle organizzazioni internazionali; 

b) per l'applicazione degli articoli 27 e 34 della 
Convenzione, la posizione conume e fissata dal 
Consiglio che deiibera airunanimitä dopo che la 
Commissione e stata invitata a dare il proprio 
parcre; 

c) ncgli altri casi ed in particolare cpiando, in 
appdicazione dell'articolo 47 dclla Convenzione, 
il Consiglio di Associazione intende deleyare al 
Coinitato di Associazione il potere di prendere 
decisioni o di formulare raccomandazioni o pa- 
reri, la posizione comune e fissata dal Consiglio 
che deiibera all'unanimitci, previa consultazione 
della Commissione. 

2. La posizione comune che i Rappresen tanti della 
Comiinita prendono in seno al Comitalo di Associazione 
e adottata alle condizioni fissate nel paragrafo 1. 


A r t i c o 1 o 2 

1. Le decisioni e le raccomandazioni adottate dal Con- 
siglio di Associazione sui problcmi oggetto del Titolo I 
della Convenzione relative agli scambi commerciali tra 
ia Comiinita e gli Stati associati e dei Protocolli 1, 2 e 4 
sono oggetto, ai fini della loro applicazione, di atti del 
Consiglio che deiibera alle condizioni in cui, in confor- 
mitä del Trattato, esso stabilisce la politica commerciale 
dclla ConiLinita nei confronti dei pacsi terzi e determina 
l'altivitä di cpiesfultima nclPainbitu delle organizzazioni 
internazionali. 

Le decisioni e raccomandazioni adottate dal Consiglio 
di Associazione in applicazione degli articoli 27 e 34 
della Convenzione sono oggetto, ai lini della loro appli- 
cazione, di atti del Consiglio che deiibera aHTinanimitä 
dopo che la Commissione e stata invitata a dare il pro- 
prio parere. 

Le decisioni e le raccomandazioni adottate dal Con- 
siglio dl Associazione negli altri casi sono oggetto, ai 
fini della loro applicazione, di atti del Consiglio che deii- 
bera all'unanimitä, previa consultazione della Commis- 
sione. 

2. Qualora le decisioni e le raccomandazioni del Con- 
siglio di Associazione interessino un settore che, ai ter- 
mini del Trattato, non e di competenza della Comunitä 
stessa, gli Stati membri prendono le necessarie misure di 
applicazione. 

3. Le disposizioni dei paragrafi 1 e 2 sono anche appli- 
cabili per le decisioni e le raccomandazioni prese dal 
Coinitato di Associazione in applicazione dell'articolo 47 
della Convenzione. 

A r t i c o 1 o 3 

Per l'applicazione delle disposizioni del Titolo I della 
Convenzione che prevedono una consultazione a richiesta 
della Comunitä, e adottata la seguente procedura: 

a) la domanda di consultazione presentata da uno Stato 
membro o dalla Commissione comporta automatica- 
mente una deliberazione del Consiglio al fine di 
determinare la posizione comune della Comunitä, 


de Gemeenschap en de geassocicerde Stalen en 
in de Protocollen 1, 2 en 4 worden behandeld, 
wordt het gemeenschappeli jk standpunt door de 
Raad bepaald op de vvijze waaron hij, overeen- 
komstig hol Veidrag, de handels}.)oi i tiek van de 
Gemeenschap ten opzichte van derde landen en 
haar optreden in het kader van internatiunale 
o rgan isa 1 i e s v as t s tel t ; 

b) voor de uitvoering van de artikclen 27 en 34 
van de Overeenkomst wordt het genieenschappe- 
lijk standpunt door de Raad inet een])ariyheid 
van stemmen vastyesteld, nadat aan de Com- 
missie is verzocht advies uit te brengen; 

c) in de overiye gevallen, en met name w^anneer 
de Associatieraad met toepassing van artikel 47 
van de Overeenkomst overweegt aan het Asso- 
ciatiecomite de bevoegdheid te delegeren om 
besluiten le nemen dan wel aanbevelingen of 
adviezen uit de brengen, wordt het gemccn- 
schappelijk standpunt door de Raad, na raad- 
pleging van de Commissic, met eenparigheid van 
stemmen vastgesteld. 

2. Het gcineenschappelijk standpunt dat de Vertegen- 
w’oordigers van de Gemeenschap in het Associatiecomite 
innemen, wordt vastgesteld overeenkomstig het bepaalde 
in lid 1. 

Artikel 2 

1. Over de toepassing van de besluiten en aan- 
bevelingen van de Associatieraad inzake aangelegen- 
heden die in Titel I van de Overeenkomst bet rell ende 
het handelsverkeer tussen de Gemeenschap en de ge- 
associeerde Staten en in de Protocollen 1, 2 en 4 wordim 
behandeld, wordt door de Raad beslist op öv wnjze 
waarop hij, overeenkomstig het Verdrag, de handels- 
politiek van de Gemeenschap ten opzichte van derde 
landen en haar optreden in het kader van internationale 
organisaties vaststelt. 

Over de toepassing van de besluiten en aan])eveliugen 
van de Associatieraad ter uitvoering van de artikehm 27 
en 34 van de Overeenkomst wordt door de Raad met 
eenparigheid van stemmen beslist, nadat aan de Com- 
missie is verzocht advies uit le brengen. 

Over de toepassing van de besluiten en aanbevelingen 
van de Associatieraad in de overige gevallen wordt 
door de Raad met eenparigheid van stemmen beslist na 
raadpleging van de Commissie. 

2. Indien de besluiten en aanbevelingen van de Asso- 
ciatieraad een gebied betreffen, dat krachtens het 
Verdrag niet tot de bevoegdheid van de Gemimnschap 
behoort, nemen de Lid-Staten de nodige uitvoerings- 
maatregelen. 

3. De leden 1 en 2 zijn eveneens van toepassing op de 
besluiten en aanbevelingen die door het Associatiecomite 
met toepassing van artikel 47 van de Overeenkomst 
worden aanvaard. 

Artikel 3 

Voor de uitvoering van de bepalingen van Titel I 
der Overeenkomst, welke voorzien in overleg op verzoek 
van de Gemeenschap, wordt de volgende procediire 
toegepast: 

a) het door een Lid-Staat of de Commissie ingediende 
verzoek om overleg leidt automatisch tot een 
bespreking in de Raad ter bepaling van het ge- 
meenschappelijk standpunt van de Gemeenschap; 


99 



Drucksache IV/1673 


Deutscher Bundestag — 4, Wahlperiode 


b) die gemeinsame Haltung der Gemeinschaft ist die 
Haltung des antragstellenden Mitgliedstaates oder 
der Kommission, es sei denn, daß der Rat mit quali- 
fizierter Mehrheit etwas anderes beschließt. Im 
letzteren Falle prüft der Rat, ob und unter welchen 
Bedingungen der betreffende Mitgliedstaat dem 
Assoziationsrat die Gründe für seinen Konsulta- 
tionsantrag ausnahmsweise selbst vortragen kann; 

c) der Konsultationsantrag wird dem Assoziationsrat 
vom amtierenden Präsidenten des Rates der Ge- 
meinschaft in deren Namen übermittelt. 


Artikel 4 

Alle zwischen einem oder mehreren Mitgliedstaaten 
und einem oder mehreren assoziierten Staaten geschlos- 
senen oder zu schließenden Verträge, Übereinkommen, 
Abkommen oder Vereinbarungen jeder Form oder Art 
und alle Teile hiervon, die sich auf die in dem Asso- 
ziierungsabkommen behandelten Angelegenheiten er- 
strecken, werden von dem oder den betreffenden Mit- 
gliedstaaten unverzüglich den anderen Mitgliedstaaten 
und der Kommission mitgeteilt. 

Auf Antrag eines Mitgliedslaats oder der Kommission 
berät der Rat über die auf diese Weise mitgeteilten 
Texte. 

Artikel 5 

(1) Zur Anwendung des Artikels 13 Abs. 2 des Asso- 
ziierungsabkommens kann die Kommission einen Mit- 
giiedstaat im Hinblick auf die Behebung der in diesem 
Artikel erwähnten Schwierigkeiten ermächtigen, die er- 
forderlichen Schutzmaßnahmen, einschließlich der Maß- 
nahmen zur Behebung von Verkehrsverlagerungen, zu 
treffen. 

(2) Auf Antrag eines betroffenen Mitgliedstaates be- 
schließt der Rat mit qualifizierter Mehrheit, ob die Ent- 
scheidung der Kommission aufrechtziierhalten, aufzuheben 
oder zu ändern ist. 

(3) In dringenden Fällen kann der betreffende Mit- 
gliedstaat die erforderlichen Schutzmaßnahmen selbst 
treffen. Er unterrichtet die anderen Mitgliedstaaten und 
die Kommission unverzüglich hiervon. Die Kommission 
kann entscheiden, ob diese Maßnahmen zu ändern oder 
aufzuheben sind. In diesem Fall gilt Absatz 2. 

(4) Hat ein Mitgliedstaat ernstliche Zahlungsbilanz- 
schwierigkeiten, so kann er nach den Artikeln 108 und 
109 des Vertrags die erforderlichen Maßnahmen treffen. 

(5) Bei der Durchführung dieses Artikels sind vorzugs- 
weise Maßnahmen zu wählen, die das Funktionieren des 
Gemeinsamen Marktes so wenig wie möglich stören. 

(6) Die in Artikel 13 Abs, 2 Unterabsatz 2 des Asso- 
ziierungsabkommens vorgesehene Mitteilung der Gemein- 
schaft an den Assoziatioiisrat wird von der Kommission 
vorgenommen. 

Artikel 6 

Hält ein Mitgliedstaat in Fragen, die nicht zur Zu- 
ständigkeit der Gemeinschaft gehören, die Anwendung 
des Artikels 51 des Assoziierungsabkommens für er- 
forderlich, so konsultiert er vorher die anderen Mitglied- 
staaten. 

Hat der Assoziationsrat zum Vorgehen des in Absatz 1 
genannten Mitgliedstaates Stellung zu nehmen, so ent- 
spricht die Haltung der Gemeinschaft der des betreffen- 
den Mitgliedstaates, es sei denn, daß die im Rat ver- 
einigten Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten 
einstimmig etwas anderes beschließen. 


b) la Position commune de la Communaute est celle de 
l’Etat membre demandeur ou de la Commission, sauf 
si le Conseil en decide autrement ä la majorite 
qualifiee. Dans ce dernier cas, le Conseil examine si, 
et dans quelles conditions, l'Etat membre interesse 
peut exceptionnellement exposer lui-meme, devant 
le Conseil d'Association, les raisons qui ont motive 
sa demande de consultation, 

c) la demande de consultation est transmise au Conseil 
d'Association par le President en exercice du Con- 
seil de la Communaute agissant au nom de celle-ci. 

Article 4 

Tout traite, Convention, accord ou arrangement et toute 
partie de traite, Convention, accord ou arrangement, affec- 
tant des matieres traitees dans la Convention, quelle qu’en 
soit la forme ou la nature, conclu ou qui serait conclii 
entre un ou plusicurs Etats membres et un ou plusieurs 
Etats associes, est communique dans les meilleurs delais 
par le ou les Etats membres Interesses aux autres Etats 
membres et ä la Commission. 

A la demande d'un Etat membre ou de la Commission, 
le texte ainsi communique fait l'objet d'une deliberation 
au Conseil. 

Article 5 

1. En vue de l'application de l'article 13, paragraplie 2 
de la Convention et pour permettre ä un Etat membre de 
faire face aux difficultes mentionnees ä cet article, la 
Commission peut autoriser cet Etat ä prendre les mesures 
de sauvegarde necessaires, y compris celles desiinees ä 
faire face ä un detournement de trafic. 

2. A la demande de tout Etat membre interesse, le Con- 
seil Statue ä la majorite qualifiee sur le maintien, la Sup- 
pression ou la modiheation de la decision de la Commis- 
sion. 

3. En cas d'urgcnce, l'Etat membre interesse peut pren- 
dre lui-meme les mesures de sauvegarde necessaires. 11 
en informe aussitöt les autres Etats membres et la Com- 
mission. Celle-ci peut decider si ces mesures doivent etre 
modifiees ou supprimees. Les dispositions du paragraphe 2 
ci-dessus sont applicables dans ce cas. 

4. En cas de difficultes graves de sa balance des paic- 
ments, un Etat membre peut prendre les mesures neces- 
saires, selon les dispositions des artides 108 et 109 du 
Traite. 

5. Dans l'application du present article, doivent etre 
choisies par priorite les mesures qui apportent le moins 
de perturbation au fonctionnement du Marche commun. 

6. La notification de la Communaute au Conseil d'Asso- 
ciation prevue a l'article 13, paragraphe 2, 2cme alinea de 
la Convention, est faite par la Commission. 

Article 6 

Lorsqu'un Etat membre estime necessaire d'avoir re- 
cours ä l'article 51 de la Convention dans les domaincs 
qui ne relevent pas de la competence de la Communaute, 
il consulte au prealable les autres Etats membres. 

Si le Conseil d'Association est amene ä prendre Posi- 
tion sur l'action de l'Etat membre vise au paragraphe pre- 
cedent, la position presentee par la Communaute est 
celle de l'Etat membre interesse, ä moins que les Repre- 
sentants des Gouvernements des Etats membres, reunis 
au sein du Conseil, n'en decident autrement ä l'unaniinite. 
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b) la posizione comune della Comiinitä e quella dello 
Stato membro richiedente o della Commissione, a 
meno che il Consiglio non decida diversamente a 
maggioranza qualificata. In quesfultimo caso, il 
Consiglio esamina se e a quali condizioni lo Stato 
membro interessato possa eccezionalmente esporre 
esso stesso davanti al Consiglio di Associazione le 
ragioni che hanno motivato la domanda di consulta- 
zione. 

c) la domanda di consultazione e trasmessa al Con- 
siglio di Associazione dal Presidente in carica del 
Consiglio della Comunitä Economica Europea a 
nome della Comunitä. 

A r t i c o 1 o 4 

Qualsiasi trattato, convenzione, accordo o intesa e 
qualsiasi parte di trattato, di convenzione, di accordo o 
di intesa che riguardi talune materie trattate nella Con- 
venzione, dl qualsiasi forma o natura, concluso o da con- 
cludere tra uno o piü Stati membri e uno o piü Stati 
associati, e comunicato senza indugio, a cura dello Stato 
o degli Stati membri interessati, agli altri Stati mernbri 
e alla Commissione. 

A richiesta di uno Stato membro o della Commissione, 
il testo comunicato e oggetto di uiia deliberazione del 
Consiglio. 

A r t i c o 1 o 5 

1. Per l’applicazione dell'articolo 13, paragrafo 2 della 
Convenzione e per permettere ad uno Stato membro di 
far fronte alle difficoltä menzionate in questo articolo, la 
Commissione puö autorizzare detto Stalo a prendere le 
misure di salvaguardia neccssarie, cornprese quelle desti- 
nate a far fronte a una deviazione di traffico. 

2. A richiesta di qualsiasi Stato membro interessato, il 
Consiglio delibera a maggioranza qualificata sul manteni- 
mento, la soppressione o la modifica della decisione della 
Commissione. 

3. In caso di urgenza, lo stesso Stato membro interes- 
sato puö prendere le misure di salvaguardia necessarie. 
Ne infonna immediatamente gli altri Stati membri e la 
Commissione. Quest’ultima puö decidere se tali misure 
debbano essere modificate o soppresse. In tal caso sono 
applicabili le disposizioni del paragrafo 2. 

4. In caso di gravi difficoltä della propria bilancia dei 
pagamenti, uno Stato membro puö prendere le misure 
necessarie, secondo le disposizioni degli articoli 108 e 
109 del Trattato. 

5. NeH'applicazione del presente articolo debbono 
essere scelte con prioritä le misure che turbino il meno 
possibile il funzionamento del Mercato Comune. 

6. La notificdzione della Comunitä al Consiglio di As- 
sociazione di cui all’articolo 13, paragrafo 2, secondo 
comma, della Convenzione, e fatta dalla Commissione. 

Articolo 6 

Quando uno Stato membro ritiene necessario ricorrere 
all'articolo 51 della Convenzione per i settori che non 
sono di competenza della Comunitä, consulta in prece- 
denza gli altri Stati membri. 

Se il Consiglio di Associazione c indotto a prendere 
posizione sull'azione dello Stato membro di cui al para- 
grafo precedente, la posizione sostenuta dalla Comunitä 
e quella dello Stato membro interessato, a meno che i 
Rappresentanti dei Governi degli Stati membri, riuniti in 
sede di Consiglio, non decidano diversamente all'unani- 
mitä. 


b) het gemeenschappelijk standpunt van de Gemeen- 
schap is dat van de aanvragende Lid-Staat of van 
de Commissie, tenzij de Raad met gekwalificeerde 
meerderheid van stemmen anders besluit. In dit 
laatste geval onderzoekt de Raad of en onder welke 
voorwaarden de betrokken Lid-Staat, bij wijze van 
uitzondering, zelf ten overstaan van de Associatie- 
raad de redenen kan uiteenzetten, die aanleiding 
gaven tot zijn verzoek om overleg; 

c) het verzoek om overleg wordt door de fungerende 
Voorzitter van de Raad der Gemeenschap namens 
de Gemeenschap aan de Associatieraad toe- 
gezonden. 

Artikel 4 

Alle verdragen, overeenkomsten, akkoorden of regelin- 
gen en alle gedeelten van verdragen, overeenkomsten, 
akkoorden of regelingen, die betrekking hebben op in de 
Overeenkomst behandelde onderwerpen en tussen een 
of meer Lid-Staten en een of meer geassocieerde Staten 
zijn of zullen worden gesloten, worden, ongeacht hun vorm 
of aard, zo spoedig mogelijk door de betrokken Lid- 
Staat of Lid-Staten ter kennis gebracht van de overige 
Lid-Staten en van de Commissie. 

Over de aldus ter kennis gebrachte tekst wordt op 
verzoek van een Lid-Staat of van de Commissie in de 
Raad beraadslaagd. 

Artikel 5 

1. Met het oog op de toepassing van artikel 13, lid 2, 
van de Overeenkomst en ten einde een Lid-Staat in 
Staat te stellen het hoofd te bieden aan de in dat artikel 
bedoelde moeilijkheden, kan de Commissie deze Staat 
mächtigen de nodige vrijwaringsmaatregelen te treffen, 
met inbegrip van die maatregelen welke ten doel hebben 
het zieh verleggen van het handelsverkeer tegen te gaan. 

2. Op verzoek van iedere belanghebbende Lid-Staat 
beslist de Raad met gekwalificeerde meerderheid of de 
beschikking van de Commissie moet worden gehandhaafd, 
ingetrokken of gewijzigd. 

3. In dringende gevallen kan de betrokken Lid-Staat 
zelf de nodige vrijwaringsmaatregelen treffen. Hij stelt 
de overige Lid-Staten en de Commissie hiervan on- 
verwijld in kennis. De Commissie kan beslissen of deze 
maatregelen moeten worden gewijzigd of afgeschaft. De 
bepalingen van lid 2 zijn in dit geval van toepassing. 

4. In geval van ernstige moeilijkheden in de betalings- 
balans kan een Lid-Staat de nodige maatregelen treffen 
volgens de bepalingen van de artikelen 108 en 109 van 
het Verdrag. 

5. Bij de toepassing van dit artikel moeten bij voor- 
rang die maatregelen worden gekozen, welke de werking 
van de gemeenschappelijke markt het minst verstoren. 

6. De in artikel 13, lid 2, tweede alinea, van de Over- 
eenkomsl bedoelde mededeling van de Gemeenschap 
aan de Associatieraad wordt door de Commissie gedaan. 

Artikel 6 

Wanneer een Lid-Staat het nodig oordeelt zijn toe- 
vlucht te nemen tot artikel 51 van de Overeenkomst op 
gebieden die niet tot de bevoegdheid der Gemeenschap 
behoren, raadpleegt hij vooraf de overige Lid-Staten. 

Indien de Associatieraad zijn standpunt moet bepalen 
ten aanzien van het optreden van de in het voorgaande 
lid bedoelde Lid-Staat, is het door de Gemeenschap in 
te nemen standpunt dat van de betrokken Lid-Staat, 
tenzij de Vertegenwoordigers van de Regeringen der 
Lid-Staten, in het kader van de Raad bijeen, met een- 
parigheid van stemmen anders beslissen. 
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Artikel 7 

Streitigkeiten, die sich zwischen Mitgliedstaaten, zwi- 
schen einem Mitgliedstaat und einem Organ der Gemein- 
schaft oder zwischen Organen der Gemeinschaft im Zu- 
sammenhang mit dem Assoziierungsabkominen, seinem 
Anhang, den ihm beigefügten Protokollen sowie den zur 
Durchführung des Assoziierungsabkommens Unterzeich- 
neten internen Abkommen ergeben, werden auf Antrag 
der betreibenden Partei dem Gerichtshaf der Gemein- 
schaften nach Maßgcibe des Vertrags und des Protokolls 
über die Satzung des Gerichtshofs im Anhang zum 
Vertrag vorgelegt. 

Artikel 8 

Der Rat kann die Bestimmungen dieses Abkommens 
nach Anhörung der Kommission jederzeit durch einstim- 
migen Beschluß ändern oder ergänzen. 

Artikel 9 

Dieses Abkommen wird von den einzelnen Mitglied- 
staaten nach Maßgabe ihrer verfassungsrechtlichen Vor- 
schriften genehmigt. Die Regierungen der einzelnen 
Mitgliedstaaten notifizieren dem Sekretariat der Räte 
der Europäischen Gemeinschaften, daß die für das In- 
krafttreten dieses Abkommens erforderlichen Verfahren 
abgeschlossen sind. 

Sind die Voraussetzungen des Absatzes 1 erfüllt, so 
tritt dieses Abkommen zum gleichen Zeitpunkt wie das 
Assoziierungsabkommen in Kraft. Es wird für dieselbe 
Dauer geschlossen wie das Assoziierungsabkommen. 

Artikel 10 

Dieses Abkommen ist in einer Urschrift in deutscher, 
französischer, italienischer und niederländischer Sprache 
abgefaßt, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbind- 
lich ist; es wird im Archiv des Sekretariats der Kate 
der Europäischen Gemeinschaften hinterlegt; dieses über- 
mittelt der Regierung jedes Unterzeichnerstaates eine 
beglaubigte Abschrift. 

ZU URKUND DESSEN haben die untei zeichneten Be- 
vollmächtigten ihre Unterschriften unter dieses Abkommen 
gesetzt. 

GESCHEHEN zu Jaunde, am zwanzigsten Juli neun- 
zchnhundertdreiundsechzig. 


Article 7 

Les differends nes entre Etats membres, entre un Etat 
mombre et une Institution de la Cominunaute, ou enlre 
Institutions de la Cominunaute. et relatifs ä la Conven- 
tion, ä son Annexe, aux Protocoles qui y sont joints 
ainsi qu'aux Accords internes siqnes pour rapplication 
de la Convention soiil, ä la rcciueie de la partie la phis 
diligento, soumis ä la Cour de Jiistice des Communautes 
daiis les conditions prevues par le Tratte et le Protocole 
relatif au Statut de la Cour de Justice annexe au Traite. 


Article 8 

Le Conseil, slatuant ä runanimite, apres consultation de 
la Commission, peut, ä tont moment, modifier ou comple- 
ter les disposiliuns du present Accord. 

Article 9 

Le present Accord est approuve par chaque Etat mem- 
bre conforrneinent aux regles constitutionnelles qui lui 
sont propres. Le Gouvernement de chaque Etat membre 
notifie au Sccretariat des Conseils des Communautes Eu- 
ropeennes raccoraplissement des procedures reqmses 
pour son entree en vigueur. 

Le present Accord entre en vigueur, pour autant que 
les dispositions de l'alinea 1 soient renrplies, en meme 
temps que la Convention d'Association. II est conclu pour 
la meine duree que celle-ci. 

Article 10 

Le present Accord, redige en un exemplaire unique en 
langues allemande, trancaisc, italienne et neerlandaise, 
les quatre textes faisant egalement foi, sera depose da ns 
les archives du Sccretariat des Conseils des Communau- 
tes Europeennes qui en remeltra une copie certifiee con- 
fonne ä chacun des Coiivernements signataiies. 


EN FOI DE QUOI, les plcnipotentiaires soussignes 
ont appose leurs signatures au bas du present Accord. 


FAIT ä Yaounde, le vingt juillet inil neuf cent soixante- 
trois. 


Pour Sa Majeste le Roi des Beiges: 

Voor Zijne Majesteit de König der Beigen: 

H. F a y a t 

Für den Präsidenten der Bundesrepublik Deutschland: 
W. Scheel 

Pour le President de la Republique Franqaise: 

R. Triboulet 

Per il Presidente della Repubblica Italiana: 

E. Colombo 

Pour Son Altcsse Royale la Grande-Duchesse 
de Luxembourg; 

E. S c h au s 

Voor Hare Majesteit de Koningin der Nederlanden: 

J . L u n s 
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Articolo 7 

Le vertenze sorte tra Stati membri, tra uno Stato 
membro e una Istituzione della Comunitä o tra Istituzioni 
della Comunitä circa la Convenzione, il suo Allegato, i 
Protocolli che vi sono allegati nonche gli Accordi intern! 
firmati per l'applicazione della Convenzione sono sotto- 
poste, a richiesta della Parte piü diligente, alla Corte di 
Giustizia delle Comunitä alle condizioni previste dal Trat- 
tato e dal Protocollo relative allo Statute della Corte di 
Giustizia allegato a detto Trattato. 


Articolo 8 

II Consiglio, deliberando all’unanimita, previa consulta- 
zione della Commissione, puö modificare o completare 
in qualsiasi momento le disposizioni del presente Ac- 
cordo. 

Articolo 9 

II presente Accordo e approvato da ogni Stato membro 
conformemente alle proprie norme costituzionali. II Go- 
verno di ciascuno Stato membro notifica al Segretariato 
dei Consigli delle Comunitä Europee l'adempimento delle 
procedure richieste per la sua entrata in vigore. 


II presente Accordo entra in vigore, nella misura in 
cui sidtiü adenipiute le condizioni di cui al primo comma, 
alla medesima data della Convenzione, Esso e concluso 
per la stessa durata della Convenzione, 

Articolo 10 

II presente Accordo, redatto in un unico esernplare in 
lingua francese, itaiiana, olandese e tedesco, i quattro 
testi tacenti tutti egua Imente fecie, sarä depositato negli 
arcltivi de! Segretariato dei Consigli delle Comunitä 
Europee ehe ne trasmciterä copia certificata conforme a 
Ciciscuiio dei Governi firmalari. 


IN FEDE DI CHE, i plenipotenziari sottoscritti hanno 
appostü le loro firme in calce presente Accordo. 


FATTO a Yaounde, 11 venti luglio millenovecentoses- 
saiitatre. 


Artikel 7 

De tussen de Lid-Staten, tussen een Lid-Staat en een 
Instclling van de Gemeenschap, of tussen Instellingen van 
de Gemeenschap gerezen geschillen betreffende de Over- 
eenkomst, de Bijlage daarvan, de daaraan toegevoegde 
Protocollen, alsmede de voor de toepassing van de 
Overeenkomst getckende Interne Akkoorden, worden op 
verzoek van de meest gerede Partij voor het Hof van 
Justitie van de Gemeenschappen gebracht op de wijze, 
vastgesteld in het Verdrag en in het aan het Verdrag 
gohechte Protocol betreffende het statuut van het Hof 
van Justitie. 

Artikel 8 

De Raad kan te allen tijde de bepalingen van dit 
Akkoord, na raadpleging van de Commissie, met een- 
parigheid van stemmen wijzigen of aanvullen. 

Artikel 9 

Dit Akkoord wordt door elke Lid-Staat goedgekeurd 
overeenkomstig zijn eigen grondwettelijke voorschriften. 
De Regering van elke Lid-Staat doet het Secretariaat van 
de Raden der Europese Gemeenschappen mededeling van 
de beeindiging der procedures die voor het in werking 
treden van dit Akkoord zijn vereist. 

Voor zover aan het in de vorige alinea bepaalde is 
voldaan, treedt dit Akkoord in werking op dezelfde 
datum als de Overeenkomst. Het wordt voor dezelfde 
duur gesloten. 

Artikel 10 

Dit Akkoord, opgesteld in een exemplaar in de Duitse, 
de Franse, de Italiaanse en de Nederlandse taal, zijnde 
de vier teksten gelijkelijk aiithentiek, wordt nedergelegd 
in het archief van het Secretariaat van de Raden clor 
Europese Gemeenschappen, dat een voor eensliiidend 
gewaarmerkt afschrift daarvan toezendt aan elk der 
ondertekeiiende Regeringen. 

TEN BLIJKE W AAR VAN de ondergetekende gevol- 
machtigden hun handtekening onder deze Overeenkomst 
hebben gesteld. 

GEDAAN te Jaoende, de twintigste Juli negentien- 
honderd drieenzestig. 
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Internes Abkommen 

über die Finanzierung und Verwaltung der Hilfe der Gemeinschaft 

Accord interne 

relatif au financement et ä la gestion des aides de la Communaute 


DIE IM RAT VEREINIGTEN VERTRETER DER RE- 
GIERUNGEN DER MITGLIEDSTAATEN DER EURO- 
PÄISCHEN WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

GESTÜTZT auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, nachstehend „der Ver- 
trag" genannt, 

GESTÜTZT auf das Abkommen über die Assoziation 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
den mit dieser Gemeinschaft assoziierten afrikanischen 
Staaten und Madagaskar — nachstehend „das Asso- 
ziierungsabkommen" genannt — , insbesondere auf Titel II 
betreffend die finanzielle und technische Zusammenarbeit, 

GESTÜTZT auf den Beschluß der im Rat vereinigten 
Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten vom 
23. Oktober 1962, durch den die Hilfe für die über- 
seeischen Länder und Hoheitsgebiete, die besondere 
Beziehungen zu Frankreich und den Niederlanden unter- 
halten — nachstehend „überseeische Länder und Hoheits- 
gebiete" genannt — , sowie für die französischen über- 
seeischen Departements auf 70 Millionen Rechnungsein- 
heiten festgesetzt wird; 

IN ERWÄGUNG NACHSTEHENDER GRÜNDE: 

Es ist erforderlich, die Einzelheiten der Ausstattung 
des Europäischen Entwicklungsfonds und die Beiträge 
der Mitgliedstaaten hierzu festzulegen. 

Ferner ist es angebracht, das Verfahren für die Geneh- 
migung der Finanzierungsanträge sowie die Bedingungen 
für die finanzielle Durchführung und die Kontrolle der 
Verwendung der Hilfe festzulegen. 

Nach Anhörung der Kommission der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft — 

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN: 


Kapitel I 

Ausstattung des Fonds 
und Aufbringung der erforderlichen Beträge 

Artikel 1 

(1) Die Mitgliedstaaten errichten einen Fonds, der als 
„Europäischer Entwicklungsfonds" bezeichnet wird, 

(2) Sie stellen dem Verwaltungsorgan des Fonds einen 
Betrag von 730 Millionen Rechnungseinheiten zur Ver- 
fügung, der wie folgt aufgebracht wird: 


Belgien 69 Millionen 

Bundesrepublik Deutschland 246,5 Millionen 

Frankreich 246,5 Millionen 

Italien 100 Millionen 

Luxemburg 2 Millionen 

Niederlande 66 Millionen. 


LES REPRESENTANTS DES GOUVERNEMENTS DES 
ETATS MEMBRES DE LA COMMUNAUTE ECONOMI- 
QUE EUROPEENNE, REUNIS AU SEIN DU CONSEIL, 

VU le Traite instituant la Communaute Economique Eu- 
ropeenne, ci-apres denomme « le Traite», 

VU la Convention d'Association entre la Communaute 
Economique Europeenne et les Etats africains et malgache 
associes ä cette Communaute, ci-apres denornmee « la 
Convention », et notamment son Titre II relatif ä la 
Cooperation financiere et technique, 

VU la decision des Representants des Gouvernements 
des Etats membres reunis au sein du Conseil en date du 
23 octobre 1962, fixant ä 70 miliions d'unites de compte 
l’aide au profit des Pays et territoires d'outre-mer entre- 
tenant avec la France et les Pays-Bas des relations paiti- 
culieres, ci-apres denommes Pays et territoires d'outre- 
mer, et des departcments francais d'outre-mer, 


CONSIDERANT qu’il est necessaire de fixer les modali- 
tes de dotation du Fonds Europeen de Developpement 
ainsi que des contributions des Etats membres ä cette 
dotation, 

CONSIDERANT par ailleurs qu'il y a lieu de determi- 
ner la procedure d'approbation des demandes de finance- 
ment ainsi que les conditions d'execution financiere et de 
controle de l'utilisation de l'aide, 

Apres consultation de la Commission de la Commu- 
naute Economique Europeenne, 

SONT CONVENUS DES DISPOSITIONS SUIVANTES: 


Chapitre 

Dotation du Fonds et r^partition de son montant 

Article 1 

1. Les Etats membres instituent un fonds denomme 
«Fonds Europeen de Developpement ». 

2. Ils mettent ä la disposition de l'organe de gestion 
du Fonds un montant de 730 miliions d'unites de compte 


selon la repartition suivante: 

Belgique 69 miliions 

Republique föderale d'Allemagne .... 246,5 miliions 

France 246,5 miliions 

Italie 100 miliions 

Luxembourg 2 miliions 

Pays-Bas 66 miliions. 
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Accordo interno 

relative al finanziamento e alla gestione degli aiuti della Comunitä 

Intern Akkoord 

betreffende de financiering en het beheer 


van de steun van 


I RAPPRESENTANTI DEI GOVERNI DEGLI STATI 
MEMBRI DELLA COMUNITÄ ECONOMICA EUROPEA, 
RIUNITI IN SENO AL CONSIGLIO, 

VISTO il Trattato che istituisce la Comunitä Economica 
Europea, in appresso denominato il Trattato, 

VISTA la Convenzione di Associazione tra la Comunitä 
Economica Europea e gli Stati africani e malgascio asso- 
ciati a tale Comunitä, in appresso denominata la Con- 
venzione, e in particolare il Titolo II relative alla co- 
operazione finanziaria e tecnica, 

VISTA la decisione dei Rappresentanti dei Governi 
degli Stati inembri, riuniti in seno al Consiglio, dei 
23 ottobre 1962 che fissa in 70 milioni di unitä di conto 
gli aiuti a favore dei paesi e territori d'oltremare asso- 
ciati che mantengono relazioni particolari con la Francia 
ed i Paesi Bassi, in appresso denominati paesi e territori 
d'oltreiriare e dei Dipartimenti francesi d'oltremare, 


CONSIDERANDO che e necessario fissare le modalitä 
di dotazione dei Fondo Europeo di Sviluppo, nonche i 
contributi degli Stati membri a tale dotazione, 


CONSIDERANDO, altiesi, che deve essere deierminata 
la procedura di approvazione delle domande di finanzia- 
mento e le condizioni di esecuzione finanziaria di con- 
trolio dell'impiego degli aiuti, 

Previa consultazione della Commissione della Comunitä 
Economica Europea, 

HANNO CONVENUTO LE SEGUENTI DISPOSIZIONI: 


Capitolo I 

Dotazione dei Fondo e ripartizione 
delTimporto 

Articolo 1 

1. Gli Stati membri istituiscono un fondo chiamato 
"Fondo Europeo di Sviluppo" 

2. Essi mettono a disposizione dell'organo di gestione 
dei Fondo un importo di 730 Milioni di unitä di conto. 


suddiviso come segue: 

Belgio 69 milioni 

Repubblica föderale di Germania 246,5 milioni 

Francia 246,5 milioni 

Italia 100 milioni 

Lussemburgo 2 milioni 

Paesi Bassi 66 milioni. 


de Gemeenschap 


DE VERTEGENWOORDIGERS VAN DE REGERINGEN 
DER LID-STATEN VAN DE EUROPESE ECONOMISCHE 
GEMEENSCHAP, IN HET KADER VAN DE RAAD 
BIJEEN, 

GEBET op het Verdrag tot oprichting van de Europese 
Economische Gemeenschap, hierna te noemen het Ver- 
drag, 

GEBET op de Associatieovereenkomst tussen de Euro- 
pese Economische Gemeenschap en de met deze Gemeen- 
schap geassocieerde Afrikaanse Staten en Madagaskar, 
hierna te noemen de Overeenkomst, inzonderheid op 
Titel II inzake de financiele en technische samenwerking, 

GEBET op het besluit van de Vertegenwoordigers van 
de Regeringen der Lid-Staten, in het kader van de Raad 
bijeen, van 23 Oktober 1962, waarbij het bedrag van 
de steun ten behoeve van de geassocieerde landen en 
gebieden overzee waarmede Frankrijk en Nederland 
bijzondere betrekkingen onderhouden, hierna te noemen 
landen en gebieden overzee, en van de Franse overzeese 
departementen op 70 miljoen rekeneenheden werd vast- 
gesteld, 

OVERVVEGENDE dat het noodzakelijk is de wijze 
waarop het Europese Ontwikkelingsfonds van geld- 
middelen moct worden voorzien, vast te stellen, alsmede 
de daarvoor bestemde bedrageo over de Lid-Staten oni 
te slaan, 

OVEPvVv EGENDE voorts dat de procedure inzake de 
goedkeuring van de aanvragen om financiering, alsmede 
de wijze waarop de financiele uitvoering en het toezicht 
op het gebruik van de steun plaatsvindt, dienen te 
worden vastgesteld, 

Na raadpleging van de Commissie der Europese Eco- 
nomische Gemeenschap, 

HEBBEN OVEREENSTEMMING BEREIKT OMTRENT 
DE VOLGENDE BEPALINGEN: 


Hoofdstuk I 

De geldmiddelen van het Fonds en omslag 
van de bedragen 

Artikel 1 

1. De Lid-Staten stellen een fonds in, genaamd het 
„Europees Ontwikkelingsfonds". 

2, Zij stellen ter beschikking van het beheersorgaan 
van het Fonds een bedrag van 730 miljoen reken- 
eenheden, dat als volgt wordt omgeslagen: 


Belgie 69 miljoen 

Bondsrepubliek Duitsland 246,5 miljoen 

Frankrijk 246,5 miljoen 

Italie 100 miljoen 

Luxemburg 2 miljoen 

Nederland 66 miljoen. 
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(3) Von den 730 Millionen Rechnungseinheiten werden 
bis zu 680 Millionen in Form nichtrückzahlbarer Zu- 
schüsse und der Rest in Form von Darlehen zu Sonder- 
bedingungen verwendet. 

(4) Zu dem Betrag von 730 Millionen Rechnungsein- 
heiten kommen Darlehen bis zu 70 Millionen Rechnungs- 
einheiten hinzu, welche die Bank unter nach Maßgabe 
ihrer Satzung festgelegten Bedingungen aus Eigenmitteln 
gewährt und für welche aus Mitteln des Fonds Zinsver- 
gütungen nach Maßgabe des Artikels 19 des Asso- 
ziierungsabkommens eingeräumt werden, 

Artikel 2 

(1) Binnen einem Monat nach Inkrafttreten des Asso- 
ziierungsabkommens und danach vor dem 1. September 
jedes Jahres stellt die Kommission einen Voranschlag 
der Mittelbindungen für jedes Haushaltsjahr auf und 
übermittelt ihn dem Rat. 

(2) In gleicher Weise legt die Kommission den Gesamt- 
betrag der voraussichtlichen Zahlungen für jedes Haus- 
haltsjahr fest und teilt ihn dem Rat mit. Auf der Grund- 
lage dieses Betrags erstellt sie unter Berücksichtigung 
der erforderlichen Kassenmittel, einschließlich der Mit- 
tel zur Deckung der in Artikel 20 des Assoziierungs- 
abkommens genannten Vorschüsse, einen Fälligkeitsplan 
für den Abruf der Beiträge; die Einzelheiten für die Zah- 
lung dieser Beiträge durch die Mitgliedstaaten werden 
in der in Artikel 18 vorgesehenen Finanzregelung fest- 
gelegt. Sie unterbreitet diesen Fälligkeitsplan dem Rat, 
der sich mit der in Artikel 11 vorgesehenen qualifizierten 
Mehrheit hierzu äußert. 

Reichen die Beiträge nicht aus, um den tatsächlichen 
Bedarf des Fonds in dem betreffenden Haushaltsjahr zu 
decken, so unterbreitet die Kommission dem Rat Vor- 
schläge für weitere Zahlungen; der Rat äußert sich hier- 
zu binnen einem Monat. 

(3) Die Erstellung jedes Fälligkeitsplans erfolgt unter 
Berücksichtigung des Restbetrags der auf Grund des 
Assoziierungsabkommens bis dahin gezahlten Beiträge, 
der sich zu diesem Zeitpunkt noch auf den in Absatz 4 
genannten Sonderkonten befindet, sowie der verfügbaren 
Kassenmittei des durch das Durchführungsabkommen 
über die Assoziierung der überseeischen Länder und 
Floheitsgebiete mit der Gemeinschaft im Anhang zum 
Vertrag geschaffenen Entwickiungsfonds für die über- 
seeischen Länder und Hoheitsgebiete. 

(4) Bis zu dem Zeitpunkt, zu dem die Mittel von der 
Kommission für die Finanzierung der nach Maßgabe der 
Artikel 9 bis 12 bewilligten Vorhaben oder Programme 
in Anspruch genommen werden, verbleiben sie gemäß 
der in Artikel 18 vorgesehenen Finanzregelung auf den 
Sonderkonten, die die einzelnen Mitgliedstaaten bei 
ihrer Staatskasse oder bei den von ihnen bestimmten 
Stellen eröffnet haben. 

(5) Vom Tage ihrer Fälligkeit an behalten diese Mittel 
während der Dauer ihrer Hinterlegung den am Fällig- 
keitstag geltenden Pariwert gegenüber der im Protokoll 
Nr. 7 im Anhang zum Assoziierungsabkommen festge- 
legten Rechnungseinheit. 

Artikel 3 

Der etwaige Restbetrag des Fonds wird bis zu seiner 
vollständigen Erschöpfung in gleicher Weise wie nach 
Maßgabe des Assoziierungsabkommens und dieses Ab- 
kommens verwendet. 

Der etwaige Restbetrag der Produktionshilfe, die ge- 
mäß Artikel 27 Abs. 2 des Protokolls Nr. 5 mit Ablauf 
des Assoziierungsabkommens beseitigt sein wird, wird 


3. Le montant de 730 millions d'unites de compte est 
utilise ä concurrence de 680 millions d'unites de compte 
SOUS forme d'aides non remboursables et le solde sous 
forme de prets ä des conditions speciales, 

4. Au montant de 730 millions d'unites de compte 
s’ajoutent, ä concurrence de 70 millions d'unites de comp- 
te, des prets accordes par la Banque sur ses ressources 
propres dans les conditions fixees par eile conformement 
aux dispositions de ses Statuts et pour lesquels sont oc- 
troyees, sur les ressources du Fonds, des bonifications 
d'interet dans les conditions prevues ä l'article 19 de la 
Convention. 

A r t i c 1 e 2 

1. Dans le delai d’un mois apres l'entree en vigueur de 
la Convention, et par la suite, avant le 1®^ septembre de 
chaque annee, la Commission etablit et communique au 
Conseil un etat previsionnel des engagements a intervenir 
au cours de chaque exercice budgetaire 

2. Dans les memes conditions, la Commission arrete et 
communique au Conseil le montant global des paiements 
ä prevoir pour cet exercice Sur la base de ce montant et 
compte tenu des besoins de tresorerie necessaires, y com- 
pris ceux destines ä faire face aux avances visees ä l'ar- 
ticle 20 de la Convention, eile etablit un echeancier des 
appels des contributions qui determinera leur exigibilite 
et dont les modalites de versement par les Etats membres 
sont determinees par le Reglement financier vise ä l'ar- 
ticle 18. Elle soumet cet echeancier au Conseil qui se pro- 
nonce ä la majorite qualifiee prevue ä l'article 11 du pre- 
sent Accord. 


En cas d'insuffisance des contributions pour faire face 
aux besoins effectifs du Fonds au cours de l'exercice con- 
sidere, la Commission soumet au Conseil qui se prünotice, 
dans un delai d’un mois, des propositions de versements 
complementaires. 

3. Lors de l’etablissement de chaque echeancier, il sera 
tenu compte du reliquat des contributions anterieurement 
versees en vertu de la Convention et figurant encore, ä 
cette date, aux comptes speciaux vises au paragraphe 4 
ci-dessous, ainsi que des disponibilites de tresorerie du 
Fonds de Developpement pour les pays et territoires d'ou- 
tre-mer institue par la Convention d’application relative ä 
l’association des pays et territoires d'outre-mer ä la Com- 
munaute, annexee au Traite. 

4. Jusqu'ä leur utiiisation par la Commission pour le 
financement des projets ou programmes retenus dans les 
conditions fixees par les articles 9 ä 12 inclus du present 
Accord, les fonds restent deposes aux comptes speciaux 
ouverts par chaque Etat membre aupres de son Tresor 
national ou des organismes qu'il designe, selon les moda- 
lites fixees par le Reglement financier, vise a l’article 18. 

5. A compter de leur exigibilite et pendant la duree de 
ce depöt, les fonds conservent la valeur correspondant ä 
la parite en vigueur au jour de Lexigibilite par rapport ä 
l'unite de compte definie au Protocole n^ 7 annexe ä la 
Convention. 

Article 3 

Le reliquat eventuel du Fonds sera utilise jusqu’ä son 
epuisement integral selon les memes modalites que celles 
prevues ä la Convention et au present Accord. 

Toutefois, en ce qui concerne les aides ä la production 
qui, selon l'article 27 paragraphe 2 du Protocole n» 5, se- 
ront supprimees au plus tard au terme de la Convention, 
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3. L'importo di 730 milioni di unitä di conto e impie- 
gato, fino a concorrenza di 680 milioni di unitä di conto, 
sotto forma di aiuti non rimborsabili; la rimanenza viene 
impiegata sotto forma di prestiti a condizioni speciali. 

4. All'importo di 730 milioni di unitä di conto si ag- 
giungono, sino a concorrenza di 70 milioni di unitä di 
conto, prestiti concessi dalla Banca sui propri fondi alle 
condizioni da essa fissate in conformitä delle disposizioni 
dcl suo statuto; per questi prestiti sono concessi, sulle 
risorse del Fondo, abbuoni di intercssi alle condizioni di 
cui all'articolo 19 della Convenzione. 

Articolo 2 

1. Entro un mese dall’entrata in vigore della Conven- 
zione, e successivamente prima del settembre di ogni 
anno, la Commissione stabilisce e comunica al Consiglio 
iino stato di previsione dcgli impegni da effettuare du- 
rante ciascun esercizio finanziario. 

2. Alle slesse condizioni, la Commissione stabilisce e 
comunica al Consiglio l’importo complessivo dci paga- 
menti da prevedere per ciascun esercizio. ln base a tale 
importo e tcnuto conto delle neccssitä di tesoreria, com- 
prese quelle per far fronte alle anticipazioni di cui all'ar- 
ticolo 20 della Convenzione, essa stabilisce uno scaden- 
zario delle richieste dei contributi che determincrä la 
loro esigibilitä e le cui modalitä di versamento da partc 
degli Stati membri sono determinate dal Regolamento 
finanziario di cui all'articolo 18. La Commissione sotto- 
ponc detto scadenzario al Consiglio che si pronuncia alla 
maggioranza qualificata prevista dall'articolo 11 dcl pre- 
sente Accordo. 

Qualora i contributi siano insutficienti a far fronte alle 
effeUive nccessita del Fondo neirescrcizio considerato, 
la Commissione sottopone al Consiglio, che si pronuncia 
entro il termine di un mese, proposte di versamenti 
complcmentari. 

3. Nello stabilire ciascuno scadenzario sarä tenuto 
conto delle rimanenze dei contributi antcriormente ver- 
sati in base alla Convenzione, che ancora appaiono, a tale 
data, nei conti speciali di cui al paragrafo 4, nonche delle 
disponibilitä di tesoreria del Fondo per lo Sviluppo dei 
paesi e territori d’oltremare istituito dalla Convenzione 
dapplicazionc relativa all'associazione dei paesi e ter- 
ritori d'oltreinare alla Comunitä, allcgata al Trattato. 


4. I fondi, sino al loro impiego, da parte della Com- 
missione, per il finanziamento di progetti o programmi 
adüttati alle condizione fissate dagli articoli da 9 a 12 
dcl presente Accordo, rimangono depositati sui conti 
speciali aperti da ogni Stato membro presso il Tesoro 
nazionale o presso organisini che esso designa secondo 
le modalitä fissate dal Regolamento finanziario di cui al- 
Farticolo 18 del presente Accordo. 

5. I fondi, a decorrere dalla data della loro esigibilitä 
e per la durata del siiddetto deposito, conservano il va- 
lore corrispundente alla paritä in vigore il giorno della 
loro esigibilitä in rapporto all’unitä di conto definita nel 
Protocollo n« 7 allegato alla Convenzione. 

Articolo 3 

Le eventnali rimanenze del Fondo saranno irnpiegate 
sino a totale esaurimento secondo le stesse modalitä 
previste dalla Convenzione e dal presente Accordo. 

Tuttavia, le eventuali rimanenze degli aiuti per la 
produzione i quali, secondo l’articolo 27, paragrafo 2, 
del Protocollo n® 5 saranno soppressi al piü tardi allo 


3. Het bedrag van 730 miljoen rekeneenheden wordt 
tot een bedrag van 680 miljoen aangewend in de vorm 
van giften en de rest in de vorm van leningen tegen 
speciale voorwaarden. 

4. Bij het bedrag van 730 miljoen rekeneenheden 
körnen, tot een bedrag van 70 miljoen, leningen die 
door de Bank uit eigen middelen worden verstrekt tegen 
de door haar overeenkomstig de bepalingen van haar 
Statuten vastgestelde voorwaarden en waarvoor rente- 
subsidies uit het Fonds worden toegekend volgens de 
in artikel 19 van de Overeenkomst vastgestelde voor- 
waarden. 

Artikel 2 

1. Binnen een maand na de inwerkingtreding van de 
Overeenkomst en daarna v66r 1 September van elk jaar, 
stelt de Commissie een raming op van de verplichtingen 
die in de loop van elk begrotingsjaar zullen worden 
aangegaan, en doet zij deze aan de Raad toekomen. 

2. Op dezelfde wijze stelt de Commissie het totale 
bedrag vast van de voor het begrotingsjaar te ver- 
wachten betalingen en stelt zij de Raad hiervan in kennis. 
Op de grondslag van dit bedrag en rekening houdende 
met de noodzakelijke kasbehoeften, met inbegrip van 
die welke zijn bestemd ter dekking van de in Artikel 20 
van de Overeenkomst bedoelde voorschotten, stelt zij 
een vervalboek op voor het afroepen van de bijdragen, 
dat bepaalt wanneer deze opeisbaar zijn, en waarvan 
de wijze van storting door de Lid-Staten wordt bepaald 
bij het in artikel 18 van dit Akkoord bedoelde financiele 
reglement. Zij legt dit vervalboek voor aan de Raad, die 
zieh uitspreekt met de in artikel 11 voorgeschreven 
gekwalificeerde meerderheid. 

Indien de bijdragen niet volvoende zijn om de feite- 
lijke behoeften van het Fonds in het betrokken be- 
grotingsjaar te dekken, dient de Commissie voorstellen 
tot aanvullende stortingen in bij de Raad, die zieh 
hierover binnen een maand uitspreekt. 

3. Bij de opstelling van elk vervalboek zal rekening 
worden gehouden met het saldo van de vroeger uit 
hoofde van de Overeenkomst gestörte bijdragen die op 
dat tijdstip nog voorkomen op de in lid 4 bedoelde 
bijzondere rekeningen, alsmede met de beschikbare 
kasmiddelen van het Fonds voor de ontwikkeling van de 
landen en gebieden overzee, dat bij de aan het Verdrag 
gehechte Toepassingsovereenkomst betreffende de asso- 
ciatie van de landen en gebieden overzee met de Ge- 
meenschap is ingesteld. 

4. De middelen blijven, op de wijze die is bepaald bij 
het in artikel 18 bedoelde financiele reglement, op de 
bijzondere rekeningen staan, die door elke Lid-Staat 
bij zijn schatkist of bij de door hem aangewezen instel- 
lingcn zijn geopend, totdat zij door de Commissie wor- 
den gebruikt voor de ftnanciering van de Projekten of 
prograrnma's die overeenkomstig de artikelen 9 tot en 
met 12 zijn aanvaard. 

5. Vanaf de dag van hun opeisbaarheid en zolang zij 
op de rekeningen blijven staan, behouden deze mid- 
delen de waarde die overeenkornt met de pariteit welke 
gold op de dag der opeisbaarheid, ten opzichte van de 
rekeneenheid, omschreven in Protocol No. 7 bij de 
Overeenkomst. 

Artikel 3 

De eventueel overgebleven middelen van het Fonds 
zullen, totdat zij volledig zijn opgebruikt, worden aan- 
gewend op dezelfde wijze als is bepaald in de Overeen- 
komst en in dit Akkoord. 

Het eventuele saldo van de hulp bij de produktie, die 
uiterlijk aan het einde van de Overeenkomst zal zijn afge- 
schaft ingevolge artikel 27, sub 2, van Protocol No. 5, zal 
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jedoch nach dem Verfahren des Artikels 29 Abs. 4 des 
genannten Protokolls für andere Formen der Hilfe ver- 
wendet. 

Die Mityliedstaaten verpflichten sich, bei Abldiif des 
Assoziierungsabkommens den noch nicht abgerufenen 
Teii ihrer Beiträge nach Maßgabe des Artikels 2 zu 
zahlen. 

Artikel 4 

Sofern der Rat einstimmig nichts anderes beschließt, 
werden alle Finanzgeschälte zugunsten der assoziierten 
Staaten, zugunsten der überseeischen Länder und 
Hoheitsgebiete sowie der französischen überseeischen 
Departements nach Maßgabe dieses Abkommens zu 
Lasten des Fonds abgewickelt; ausgenommen hiervon 
sind die Darlehen, welche die Bank aus Eigenmitteln 
gewährt. 

Artikel 5 

(1) Sind die Mitgliedstaaten bei Ablauf von drei 
Jahren nach Inkrafttreten des Assoziierungsabkommens 
der Ansicht, daß die Bank den assoziierten Staaten 
mangels Bürgschaften im Sinne des Artikels 18 Abs. 3 
ihrer Satzung keine Darlehen in ausreichender Höhe 
gewähren konnte, so kann für bestimmte Darlehens- 
anträge unter noch festzulegenden Bedingungen eine 
gemeinsame Bürgschaft durch die Mitgliedstaaten ge- 
währt werden. 

(2) Einzelheiten und Umfang der gemeinsamen Bürg- 
schaft der Mitgliedstaaten werden im gegenseitigen 
Einvernehmen festgelegt, wenn der vorerwähnte Fall 
eintritt. 

(3) Diese von Fall zu Pall gewährte Bürgschaft be- 
schränkt sich auf die Deckung politischer Risiken, die 
sich für die auf Antrag der assoziierten Staaten gewähr- 
ten Darlehen ergeben können. 

(4) Die Verteilung der finanziellen Lasten, die sich für 
die Gemeinschaft aus dieser Bürgschaft ergeben, wird 
im Verhältnis der Beteiligung der Mitgliedstaaten an 
dem Kapital der Bank vorgenommen. 

Artikel 6 

Werden für die Darlehen der Bank Zinsvergütungen 
gewährt, so wird der Fonds mit den Beträgen für die 
Zahlung dieser Zinsvergütungen belastet; sofern ein 
solcher Fonds nicht mehr besteht, gehen diese Beträge 
zu Lasten der im Rahmen der Tilgung und Verzinsung 
der Darlehen zu Sonderbedingungen vereinnahmten 
Beträge. 

Reichen die vorgenannten Mittel zur Deckung dieser 
Ausgaben nicht aus, so kommen die Mitgliedstaaten im 
Verhältnis ihrer Beteiligung an dem Kapital der Bank 
für diese Ausgaben auf. 

Artikel 7 

Der in Artikel 1 genannte Betrag wird wie folgt ver- 
teilt: 

1. 730 Millionen Rechnungseinheiten für die asso- 
ziierten Staaten; davon entfallen: 

— von dem Betrag von 666 Millionen: bis zu 620 
Millionen auf nichtrückzahlbare Zuschüsse und 
der Rest auf Darlehen zu Sonderbedingungen, 

— bis zu 64 Millionen auf Darlehen der Bank; 


leur reliquat eventuel sera affecte ä d'autres formies d'ai- 
des selon la procedure prevue ä l'article 29 paragraphe 4 
dudit Protocole. 

A l'expiration de la Convention, les Etats membres 
s'engagent ä verser, dans les conditions prevues ä 1 ar- 
ticle precedent, la partie non encore appc-iee de ieurs 
contributions. 

Article 4 

Sauf decision contraire du Conseil prise ä i'unanimite, 
toutes les operations financieres au profit des Etats a.sso- 
cies, des Pays et territoires d'outre-iner et des Departe- 
ments francais d'outre-mer, sont effectuees clans les con- 
ditions prevues au present Accord et sont imputees sur le 
Fonds, a l’exception des prets consentis par la Bancjue sur 
ses fonds propres. 


Article 5 

1. Au cas oü, ä l'expiration des trois annees qui sui- 
vront l'entree en vigueur de la Convention, les Etats 
membres estimeraient que l’absence de garanties au sens 
de l’article 18, paragraphe 3 de ses Statuts n'a pas permis 
ä la Banque d’accorder aux Etats associes des prets pour 
un montant suffisamment eleve, une garantie conjointe 
des Etats membres pourrait etre accordee pour certaines 
demandes de prets dans des conditions ä determiner. 


2. Les modalites et rctendue de la garantie conjointe 
des Etats membres seront precisees d un commun accord 
lorsque se realisera Leventualite mentionnee ci-dessus. 


3. Celle garantie, accordee cas par cas, se limitera ä la 
Couverture des risques politiques encourus par des prets 
accordes a la demande des Etats associes. 

4. La repartition des charges financieres reSsultant pour 
la Communaute de cette garantie cst reglee en proportion 
de la participation des Etats membres au Capital de la 
Banque. 


Article 6 

Lorsque les prets de la Banque sont assortis de bonifi- 
cations d'interet, les montants necessaires au paiement de 
ces bonifications sont irnputes sur le Fonds ou, ä defaut 
d un pareil Fonds, sur les sommes encaissees au titre de 
l'amortissement et des interets des prets ä des conditions 
speciales. 

Au cas oü les ressources precitees ne permettraient pas 
de couvrir ces depenses, ceiles-ci seraient prises en Char- 
ge par les Etats membres en proportion de leur participa- 
tion au Capital de la Banque. 

Article 7 

Le montant vise ä l'article 1 ci-dessus est reparti com- 
me suit' 

1. 730 millions d'uniles de comple destines aux Etats 
associes, dont: 

— 666 millions, ä concurrence de 620 miliions sous 
forme d’aides non reniboursables et le solde sous 
forme de prets ä des conditions speciales, 

— ä concurrence de 64 millions sous forme de prets 
de la Banque; 
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scadere della Convenzione, saranno destinate ad altre 
forme di aiuti, secondo la procedura prevista dall'arti- 
colo 29, paragrafo 4 di detto Protocollo. 

Allo scadere della Convenzione, gli Stati membri s'im- 
pegnano a versare, alle condizioni previste dall'articolo 
precedente, la parte dei loro contributi che non e ancora 
stata richiesta. 

Articolo 4 

Salvo decisione contraria del Consiglio presa al- 
runanimitä, tutte le operazioni finanziarie a favore 
degli Stati associati, dei paesi e territori d'oltremare 
nonche dei dipartimenti francesi d'oltremare, si effet- 
tuano alle condizioni previste dal presente Accordo e 
sono imputate al Fondo, ad eccezione dei prestiti con- 
cessi dalla Banca sui propri fondi. 


Articolo 5 

1. Qualora, allo scadere dei tre anni successivi ail’en- 
trata in vigore della Convenzione, gli Stati membri ri- 
tenessero che la mancanza di garanzie ai sensi dell’ar- 
ticolo 18, paragrafo 3 dello statuto della Banca non ha 
permcsso a qiiest'ultima dl concedere agli Stati associati 
prestiti per un importo sufficientemente elevato, potrebbe 
essere concessa una garanzia per talune domande di 
prestiti, a condizioni da determinare. 


2. La modalita e la porlata della garanzia congiunta 
degli Stati membri saranno precisate di comune accordo 
qiiando si vej’ifitherä i eventualitd di cui sopra* 


3. Delta garanzia, data caso per caso, si limltera alla 
copertina dei rischi politici incorsi da prestiti cencessi 
SU richiesta degli Stati associati. 

4. Gli oneri finanziari risultanti per la Comiinita da 
t.de garanzia sono ripartiti proporzionalmente alla par- 
tecipazione degli Stati membri al capitale della Banca. 


Articolo 6 

Quando i prestiti della Banca sono accompagnati da 
abbuoni di interessi, gli importi necessari al pagamento 
di questi abbuoni sono imputati al Fondo, o in mancanza 
di un simile Fondo, alle somme incassate a titolo di 
ammorlamento e di interessi dei prestiti a condizioni 
speciali. 

Qualora le risorse summenzionate non permettessero 
di coprire queste spese, qiieste ultime saranno prese a 
carico dagli Stati membri proporzionalmente alla loro 
partecipazione al capitale della Banca, 

Articolo 7 

L'importo di cui aH’articolo 1 e ripartito come segue: 

1. 730 milioni di unitä di conto destinati agli Stati 
associati, di cui: 

— 666 milioni: fino a concorrenza di 620 milioni 
sotto forma di aiuti non rimborsabili e la rima- 
nenza sotto forma di prestiti a condizioni speciali, 

— fino a concorrenza di 64 milioni sotto forma di 
prestiti della Banca; 


echter worden aangewend voor andere vormen van hulp 
overeenkomstig de bij artikel 29, lid 4, van dat Protocol 
voorgeschreven procedure. 

De Lid-Staten nemen de verplichting op zieh om bij 
afloop van de Overcenkomst op de in het vorige artikel 
omschreven wijze het nog niet afgeroepen gedeelte van 
hun bijdragen te störten. 

Artikel 4 

Behoudens andersluidend besluit van de Raad, geno- 
men met eenparigheid van stemmen, geschieden alle 
financiele verrichtingen ten bäte van de geassocieerde 
Staten, van de landen en gebieden overzee en van de 
Franse overzeese departementen, op de in dit Akkoord 
voorgeschreven wijze en ten laste van het Fonds, met 
uitzondering van de leningen die de Bank verstrekt uit 
haar eigen middelen. 

Artikel 5 

1. Indien na het verstrijken van de drie jaar die volgen 
op de inwerkingtreding van de Overeenkomst, de Lid- 
Staten van mening mochten zijn dat, door het ontbreken 
van garanties in de zin van artikel 18, lid 3, van haar 
Statuten, het de Bank niet mogelijk is geweest de 
geassocieerde Staten leningen voor een toereikend be- 
drag toe te kennen, kan voor bepaalde aanvragen van 
leningen onder nader te bepalen voorwaarden een ge- 
meenschappelijke garantie van de Lid-Staten worden 
verstrekt. 

2. Indien boven vermelde omstandigheden zieh voor- 
doen, zullen de wijze waarop en het bedrag waarvoor de 
gemeenschappelijke garantie van de Lid-Staten wordt 
verJeend, in onderiinge overeenstemraing worden be- 
paald. 

3. Deze garantie, die van geval tot gcval wordt ver- 
leend, stiekt uitsluitend tot dekking van de politieke 
risico's die men loopt bij de leningen die op verzoek van 
de geassocieerde Stalen worden toegekend. 

4. De omslag van de financiele lasten die voor de 
Gemeensebap voortvloeien uit deze garantie, geschiecit 
evenredig aan de deelncming van de Lid-Staten in het 
kapitaal van de Bank. 

Artikel 6 

Wanneer de leningen van de Bank gepaard gaan met 
rentesubsidies, worden de daartoe strekkende bedragen 
gefinancierd uit de middelen van het Fonds of bij ge- 
breke van een dergelijk Fonds uit de bedragen die 
worden geind uit hoofde van de aflossing van en de 
interesten op de leningen tegen speciale voorwaarden. 

Wanneer bovenbedoelde middelen de uitgaven niet 
kunnen dekken, körnen deze ten laste van de Lid-Staten 
evenredig aan hun deelneming in het kapitaal van de 
Bank. 


Artikel 7 

Het in artikel 1 bedoelde bedrag wordt als volgt ver- 
deeld: 

1. 730 miljoen rekeneenheden bestemd voor de geas- 
socieerde Staten, en wel: 

■ — 666 miljoen, waarvan ten hoogste 620 miljoen 
in de vorm van giften en de rest in de vorm van 
leningen tegen speciale voorwaarden; 

— tot een bedrag van 64 miljoen in de vorm van 
leningen van de Bank; 
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2. 70 Millionen Rechnungseinheiten für die über- 
seeischen Länder und Hoheitsgebiete und die fran- 
zösischen überseeischen Departements; davon ent- 
fallen: 

— von dem Betrag von 64 Millionen; bis zu 60 
Millionen auf nichtrückzahlbare Zuschüsse und 
der Rest auf Darlehen zu Sonderbedingungen, 

— bis zu 6 Millionen auf Darlehen der Bank. 


Artikel 8 

Der Fonds wird vorbehaltlich des Artikels 11 von der 
Kommission nach Maßgabe der in Artikel 18 vorgesehe- 
nen Finanzregelung verwaltet. 


Kapitel II 

Verfahren für die Genehmigung 
der Finanzierungsanträge 

Artikel 9 

(1) Die Kommission prüft die Vorhaben oder Pro- 
gramme, die ihr von den assoziierten Staaten nach Maß- 
gabe des Artikels 21 des Assoziierungsabkommens und 
des Protokolls Nr. 5 über die Verwaltung der Finanzhilfe 
sowie von den Mitgliedstaaten oder den zuständigen 
Behörden für die überseeischen Länder und Hoheits- 
gebiete sowie die französischen überseeischen Departe- 
ments vorgelegt werden. Sie arbeitet für diese Vorhaben 
oder Programme Vorschläge zur Finanzierung durch 
nichtrückzahibare Zuschüsse, durch Darlehen zu Sonder- 
bedingungen oder durch beide Finanzierungsarten gleich- 
zeitig aus. 

(2) Ist die Kommission der Ansicht, daß ein Vorhaben 
durch Darlehen zu Sonderbedingungen finanziert werden 
kann, so übermittelt sie der Bank die entsprechenden 
Unterlagen, damit sie und die Bank die Prüfung durch- 
führen können. 

(3) Befürwortet die Bank die Gewährung eines solchen 
Darlehens, so unterbreitet sie der Kommission einen 
Finanzierungsplan. 

(4) Kann nach Ansicht der Bank für das Vorhaben ein 
solches Darlehen nicht gewährt werden, so teilt sie dies 
der Kommission mit, die das Vorhaben zurückziehen, eine 
Finanzierung durch einen nichtrückzahlbaren Zuschuß 
Vorschlägen oder den in Artikel 11 vorgesehenen Aus- 
schuß befassen kann. Dieser Ausschuß konsultiert dann 
die Bank. 

(5) Die Bank unterbreitet der Kommission Vorschläge 
für die Gewährung von Zinsvergütungen. Die Kommission 
arbeitet hierfür Finanzierungsvorschläge aus. 

Artikel 10 

Art und Weise der Beteiligung der Bank an der Ver- 
waltung der Darlehen zu Sonderbedingungen werden in 
Aufträgen der Gemeinschaft an die Bank festgelegt. Diese 
Aufträge werden an Hand von Entwürfen der Kommission 
nach Maßgabe des Artikels 11 genehmigt. 

Artikel 11 

(1) Es wird ein Ausschuß aus Vertretern der Regie- 
rungen der Mitgliedstaaten eingesetzt, dem die in 
Artikel 9 genannten Finanzierungsvorschläge — gege- 
benenfalls zusammen mit Unterlagen der Bank — zur 
Stellungnahme übermittelt werden. 


2. 70 millions d'unites de compte destines aux Pays et 
territoires d'outre-mer et aux Departements francais 
d'outre-mer, dont: 

— 64 millions, ä concurrence de 60 millions sous 
forme d'aides non remboursables et le solde sous 
forme de prets ä des conditions speciales, 

— ä concurrence de 6 millions sous forme de prets 
de la Banque. 

Article 8 

Sous reserve des dispositions de l'article 11 ci-dessous, 
le Fonds est gere par la Commission selon les modalites 
fixees par le regiement financier vise a l’article 18. 


Chapitre II 

Proc^dure d'approbation des demandes de financement 

Article 9 

1. La Commission instruit les projets ou programmes 
qui lui sont presentes par les Etats associes dans les con- 
ditions prevues ä l’article 21 de la Convention et au Pro- 
tocole no 5 relatif a la gestion des aides financieres, et 
par les Etats membres ou les autorites competentes, en ce 
qui concerne les Pays et territoires d'outre-mer et les 
Departements francais d’outre-mer. Elle elabore pour ces 
projets ou programmes des propositions de financement, 
soit sous forme d'aides non remboursables, soit sous for- 
me de prets a des conditions speciales, soit simultanement 
par ces deux moyens. 

2. Lorsqu'un projet lui semble susceptible d’etre finance 
par des prets ä des conditions speciales, la Commission 
transmet le dossier ä la Banque ahn que l’instruction 
puisse etre menee par la Commission et par la Banque. 

3. Si la Banque exprime un avis favorable ä l'octroi 
d'un tel pret, eile soumet un plan de financement ä la 
Commission. 

4. Si la Banque estime que le projet n'est pas suscep- 
tible de faire l’objet d’un tel pret, eile en avise la Com- 
mission qui peut, soit retirer le projet, soit en proposer le 
financement par une aide non remboursable, soit saisir le 
Comite prevu a l’article 11. Ce Comite consulte alors la 
Banque. 

5. La Banque soumet ä la Commission les propositions 
d’octroi de bonifications d’interet. La Commission elabore 
ä ce sujet des propositions de financement. 

Article 10 

Les conditions dans lesquelles la Banque interviendra 
dans la gestion des prets ä des conditions speciales font 
l’objet de mandats de la Communaute a la Banque. Ces 
mandats sont approuves sur la base de projets de la Com- 
mission dans les conditions prevues ä l'article 11. 

Article 11 

1. II est institue un Comite compose de representants 
des Gouvernements des Etats membres auquel sont com- 
muniquees, pour avis, les propositions de hnancenient 
visees a l'article 9 ci-dessus accompagnees, le cas echeant, 
d’un dossier etabli par la Banque. 
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2. 70 milioni di unitä di conto destinati ai paesi e 
territori d'oltremare e ai dipartimenti francesi 
d'oltremare, di cui: 

— 64 milioni: fino a concorrenza di 60 milioni soUo 
forma di aiuti non rimborsabili e la rimanenza 
sotto forma di prestiti a condizioni speciali, 

— fino a concorrenza di 6 milioni sotto forma di 
prestiti della Banca. 

A r t i c o 1 o 8 

Patte salve le disposizioni dell'articolo 11, il Fondo e 
gestito dalla Commissione secondo le modalitä fissate 
dal regolamento finanziario di cui all articolo 18. 


Capitolo II 

Procedura di approvazione 
delle domande di finanziamento 

Art i colo 9 

1. La Commissione istruisce i progetti o programini che 
le sono presentati dagli Stati associati, alle condizioni 
di cui all'articolo 21 della Convcnzione e al Protocollo 
no 5 relative alla gestione degli aiuti finanziari, e dagli 
Stati membri o dalle autorita competenti per quanto ri- 
guarda i paesi e territori d'oltremare e i dipartimenti 
francesi d oltremdie- Essa elabora per questi progetti o 
programmi proposte di finanziamento sotto forma di 
aiuti non rimborsabili o sotto forma di prestiti a condi- 
zioni speciali, oppure, contemporaneamente, sotto en- 
trambe le forme. 

2. Quando la Commissione ritiene che un progctlo 
possa esscre finanziato inedianle prestiti a condizioni 
speciali, trasmette il fascicoio alia Banca, affmcbe i'istru- 
zione possa essere condotta dalla Commissione e dalla 
Banca. 

3 Se la Banca esprime un parcre favorevole alla coPi’ 
cessione di questo prestito, sollopone un piano di finan- 
ziamento alla Commissione. 

4. Se la Banca ritiene che il progetto non possa essere 
oggctto di un tale prestito, ne avvisa la Commissione che 
puö ritirare il progetto, o proporne il finanziamento me- 
diante un aiuto non rimborsabile, oppure adire il Comi- 
tato di cui all'articolo 11. Questo Comitato consulta allora 
la Banca. 

5. La Banca sottopone alla Commissione le proposle di 
concessione di abbuoni d'interessi. La Commissione ela- 
bora al riguardo proposte di finanziamento. 

Articolo 10 

Le condizioni della partecipazione della Banca alla 
gestione der prestiti a condizioni speciali saranno oggetto 
di mandati della Comunitä alla Banca. Questi mandati 
sono approvati in base a progetti della Commissione, 
alle condizioni previste dall'articolo 11. 

Articolo 11 

1. E istituito un Comitato composto di rappresentanti 
dei Governi degli Stati membri al quäle sono coniunicate, 
per parere, le proposte di finanziamento di cui all'arti- 
colo 9, eventualmente accompagnate da un fascicoio pre- 
parato dalla Banca. 


2. 70 miljoen rekeneenheden bestemd voor de landen 
en gebieden overzee en voor de Franse overzeese 
departementen, en wel: 

• — 64 miljoen, waarvan ten hoogste 60 miljoen in 
de vorm van giften en de rest in de vorm van 
leningen tegen speciale voorwaarden; 

— tot een bedrag van 6 miljoen in de vorm van 
leningen van de Bank. 

Artikel 8 

Onder voorbehoud van het bepaaide in artikel 11, 
wordt het Fonds door de Commissie beheerd op de wijze, 
vastgesteid bij het in artikel 18 bedoelde financiele 
regiement. 

Hoofdstuk II 

Procedure voor de goedkeuring 
van de aanvragen om financiering 

Artikel 9 

1. De Commissie onderzoekt de projecten of pro- 
gramm's die haar worden voorgelegd door de geas- 
socieerde Staten op de in artikel 21 van de Overeenkomst 
en in Protocol No. 5 betreffende het beheer van de 
financiele steun voorgeschreven wijze, en door de Lid- 
Staten of de bevoegde autoriteiten voor de landen en 
gebieden overzee en de Franse overzeese departementen. 
Zij werkt voor deze projecten of programma's financie- 
ringsvoorstellen uit, hetzij in de vorm van giften, hetzij 
in de vorm van leningen tegen speciale voorwaarden, 
helzlj vülgens beide methoden tegelijk. 

2. Wanneer een project volgens de Commissie in 
aaiimerkiiig körnt voor financiering door leningen tegen 
speciale voorwaarden, zendt zij het dossier aan de Bank 
toe, opdat het onderzoek door de Commissie en door de 
Bank kan plaatsvindcn. 

3. Indien de Bank een guirstig advies uitbrengt over 
het toekennen van een dergelijke lening, legt zij de 
Commissie een financieringsplan voor. 

4. Indien de Bank van mening is dat het project niet 
door een dergelijke lening kan worden gefinancierd, stelt 
zij de Commissie hiervan in kennis, die dan hetzij het 
project kan terugnemen, hetzij kan voorstellen het te 
financieren in de vorm van giften, hetzij de aangelegen- 
heid kan voorleggen aan het in artikel 11 genoemde 
Comite. Dit Comite raadpleegt in dat geval de Bank. 

5. De Bank doet de Commissie voorstellen over het 
toekennen van rentesubsidies. De Commissie werkt 
hiervoor financieringsvoorstellen uit. 

Artikel 10 

De wijze waarop de Bank deelneemt aan het beheer 
van de leningen tegen speciale voorwaarden, wordt 
geregeld in opdrachten van de Gemeenschap aan de 
Bank. Deze opdrachten worden goedgekeurd op de 
grondsiag van ontwerpen van de Commissie overeen- 
komstig artikel 11. 

Artikel 11 

1. Er wordt een Comite ingesteld, dat uit vertegen- 
woordigers van de Regeringen van de Lid-Staten bestaat 
en, met het oog op het uitbrengen van een advies, in 
kennis wordt gesteld van de in artikel 9 genoemde 
financieringsvoorstellen, zo nodig vergezeld van een 
door de Bank samengesteld dossier. 
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Den Vorsitz in diesem Ausschuß führt ein Vertreter 
der Kommission. 

Die Sekretariatsgeschäfte werden von der Kommission 
wahrgenommen. 

Der Rat legt einstimmig die Geschäftsordnung des 
Ausschusses fest. 

Ein Vertreter der Bank nimmt an der Arbeit des Aus- 
schusses teil. 

(2) Der Ausschuß nimmt mit einer qualifizierten Mehr- 
heit von 67 Stimmen Steilung. Die Mitgliedstaaten 
verfügen über folgende Stimmenzahl: 


Belgien 10 Stimmen 

Bundesrepublik Deutschland 33 Stimmen 

Frankreich 33 Stimmen 

Italien 14 Stimmen 

Luxemburg 1 Stimme 

Niederlande 9 Stimmen. 


Die Finanzierungsvorschläge werden der Kommission 
zusammen mit der Stellungnahme des Ausschusses zur 
Beschlußfassung vorgelegt. 

(3) Beschließt die Kommission, von der Stellungnahme 
des Ausschusses abzuweichen, oder hat der Ausschuß 
einen Finanzierungsvorschlag nicht befürwortet, so kann 
sie diesen Vorschlag zurückziehen oder dem Rat vorlegen, 
der mit der in Absatz 2 vorgesehenen qualifizierten 
Mehrheit beschließt. 

Artikel 12 

In Abweichung von Artikel 11 sind einstimmige 
Beschlüsse erforderlich: 

— bei Vorschlägen zur Gewährung von Darlehen zu 
Sonderbedingungeri an ein Privatunternehmen, 

— bei Vorschlägen zur Gewährung von Zinsvergütun- 
gen für die von der Bank gewährten Darlehen. 

Kapitel III 

Finanzielle Durchführung 
sowie Kontrolle der Verwendung der Hilfe 

Artikel 13 

Unbeschadet der in Artikel 10 genannten Aufträge an 
die Bank und nach Maßgabe der in Artikel 18 vor- 
gesehenen Finanzregelung sorgt die Kommission für die 
finanzielle Durchführung der vom Fonds finanzierten 
Vorhaben oder Programme und leistet die entsprechenden 
Zahlungen. 

Artikel 14 

(1) Während der Laufzeit dieses Abkommens beschließt 
der Rat einstimmig über die Verv/endung der Beträge, 
die als Kapitalrückzahlungen oder Zinszahlungen für die 
Darlehen zu Sonderbedingungen vereinnahmt werden, 
sowie über die etwaige Wiederverwendung dieser 
Beträge zugunsten der assoziierten Staaten. 

(2) Danach beschließt der Rat einstimmig und unter 
Berücksichtigung des Artikels 6, ob diese Beträge an die 
Mitgiiedstaaten zurückzuzahlen oder von der Gemein- 
schaft für andere Geschäfte wiederzuverwenden sind, 


Artikel 15 

In der in Artikel 18 vorgesehenen Finanzregelung wird 
festgeiegt, wie etwaige andere als die in Artikel 14 
genannten Einnahmen des Fonds zu verwenden sind. 


Ce Comite est preside par un Representant de la Com* 
mission. 

Le Secretariat est assure par la Commission. 

Le Conseil statuant ä i’unanimite arrete le regiement 
Interieur du Comite. 

Un Representant de la Banque assiste aux travaux du 
Comite. 

2. Le Comite se prononce a la majorite quaiiliee de 
67 voix. Les Etats membres disposent respectivement de: 


Beigique 10 voix 

Repubiique föderale d'Allemagne 33 voix 

France 33 voix 

Italie 14 voix 

Luxembourg 1 voix 

Pays-Bas 9 voix. 


Les propositions de financement accompagnees de i'avis 
du Comite sont soumises pour decision ä la Commission. 

3. Si la Commission decide de s’ecarter de i’avis expri- 
me par le Comite ou, en l'absence d'un avis favorabie du 
Comite, eile peut retirer la proposition de financement 
ou eile saisit le Conseil qui decide ä la majorite qualifiee 
prevue au paragraphe 2. 

Article 12 

Par derogation aux dispositions de i’articie 11, foiit l'ob- 
jet d'une decision prise ä i'unanimite 

— les propositions d'attribution de prets ä des condi- 
tions speciales ä une entreprise privee, 

— les propositions d'attribution de bonifications d inte- 
ret sur les prets accordes par la Banque. 

Chapitre III 

Execution fiiianciäre et controle de Tutilisation de I'dide 

Article 13 

Sans prejudice des mandats ä la Bancjue vises ä l'ar- 
ticle 10, la Commission assure l'execution financiere des 
projets ou programmes finances par le Fonds et effeciue 
les paiements, conformement aux dispositions du regie- 
ment financier vise ä l'articie 18. 


Article 14 

1. Pendant la duree du present Accord, le Conseil de- 
cide ä I'unanimite de l'affectation des sommes encaissees 
au titre des remboursements en Capital et des paiements 
en interets des prets ä des conditions speciales ainsi que 
de ieur reaffectation eventuelle aux Etats associes. 


2. Par la suite, et compte tenu des dispositions de l’ar- 
ticie 6, le Conseil decide a I’unanimite si ces sommes 
doivent etre remboursees aux Etats membres ou reaffec- 
tees par la Communaute ä d’autres operations. 


Article 15 

Le regiement financier prevu a l'articie 18 precisera les 
conditions dans iesquelles seront affectees les recettes 
eventuelles du Fonds autres que celles visees ä I’articie 
precedent. 
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II Coniitato e presieduto da un Rappresentante della 
Commissione. 

II Segretariatü e assicurato dalla Commissione. 

II Consiglio, deliberando all’unanimita, sLabilisce il 
regolamento interno del Coniitato. 

Un Rappresentante della Banca assiste ai lavori del 
Comitato. 

2. II Comitato si pronuncia alla maggioranza qualificata 
di 67 voti. Gli Stati membri dispongono rispettivamente 


di: 

Belgio 10 voti 

Rcpubblica federale di Germania 33 voti 

Francia 33 voti 

Italia 14 voti 

Lussemburgo 1 voto 

Paesi Bassi 9 voti. 


Le proposte di finanziainento corredate del parere del 
Comitato sono sottoposte per decisione alla Commissione. 

3. La Commissione, qualora decida di non seguire il 
parere espresso dal Comitato o in mancanza di un pa- 
rere favorevole del Coniitato, puö ritirare la proposta 
di finanziamento ovvero adire il Consiglio che decide 
alla maggioranza qualificata prevista nel paragrafo 2. 

A r t i c o 1 o 12 

In deroga alle disposizioni dell'articolo II, sono og- 
getto di decisione presa alLunanimitä: 

— le proposte di concessione di prestiti a condizioni 
speciali ad una impresa privata,. 

— le proposte di concessione di abbuoni di interessi 
sui prestiti accordati dalla Banca. 


Capitolo III 

Esecuzione finanziaria e controllo 
delFimpiego degli aiuti 

A rt i CO 1 o 13 

Fatti salvi i mandati attribuiti alla Banca, di cui al- 
l'articolo 10, la Commissione cura l'esecuzione finanziaria 
dei progetti o programmi finanziati dal Fondo ed effettua 
i pagamenti, in conforniita delle disposizioni del rc'go- 
lameiito finanziario di cui all'articolo 18, 


A r t i c o 1 o 14 

1, Per la durata del presente Accordo, il Consiglio 
decide all’unanimitä della destinazione delle somme 
incassate a titolo dei rinrborsi in capitale e dei pagamenti 
in interessi dei prestiti a condizioni speciali, nonche 
della loro eventuale nuova attribuzione agli Stati asso- 
ciati. 

2. Successivamente, e tenendo conto delle disposizioni 
dell'articolo 6, il Consiglio decide alLunanimitä se tali 
somme debbano essere rimborsate agli Stati membri o 
destinate dalla Comunitä ad altre operazioni. 

Articolo 15 

Il regolamento finanziario di cui all'articolo 18 pre- 
ciserä le condizioni alle quali saranno assegnati gli altri 
eventuali introiti del Fondo diversi da quelli contemplati 
nell'articolo precedente. 


Dit Coniite Staat onder voorzitterschap van een Ver- 
tegenwoordiger van de Commissie. 

Flet Secretariaat wordt waargenomen door de Com- 
missie. 

De Raad stelt met ecnparigheid van stemmen bet 
regiement van orde van het Comite vast. 

Een Vertegenwoordiger van de Bank iieernt deel aan 
de werkzaainheden van het Comite. 

2. Flet Comite spreekt zieh uit mol een gekwalifi- 
coerde meerderheid van 67 stemmen. De Lid-Stalen be- 
schikken onderscheidenlijk over: 


Belgie 10 stemmen 

Bondsrepubliek Duitsland 33 stemmen 

Frankrijk 33 stemmen 

Italie 14 stemmen 

Luxemburg 1 stem 

Nederland 9 stemmen. 


De financieringsvoorstellen, vergezeld van het advies 
van het Comite, worden aan de Commissie ter beslissing 
voorgelegt. 

3. Indien de Commissie besluit af te wijken v^an het 
advies van het Comite of Indien het Comite geen güns- 
tig advies heeft uitgebracht, kan zij het financieringsvoor- 
stel terugnemen of de aangelegenheid aan de Raad voor- 
leggen, die met de in lid 2 voorgeschreven gekwalifi- 
ceerde meerderheid beslist. 

Artikel 12 

In afwijking van het bepaalde in artikel 11 dient 
met eenparigheid van stemmen te worden beslist over: 

— de voorstellen tot het toekennen van leningen tegen 
speciale voorwaarden aan particuliere ondernemin- 
gen, 

— de voorstellen tot het toekennen vau renlesubsidies 
op de door de Bank verstrebte leningen. 

Floofdstuk III 

Financiele uitvoering en toezicht 
op het gebruik van de steun 

Artikel 13 

Onverminderd de in artikel 10 genoemde opdrachten 
aan de Bank, draagt de Commissie zorg voor de financiele 
uitvoering van de door het Fonds gefinancierde projecten 
of programma's en verricht zij de betalingen, overeen- 
komstig het in artikel 18 bedoeldc financiele reglcmient. 

Artikel 14 

1. Tijdens de looptijd van dit Akkoord beslist de Raad 
met eenparigheid van stemmen over de aanwending van 
de bed ragen die uit hoofde van de aflossing der hoofdsom 
en van de betaling van interesten op leningen tegen 
speciale voorwaarden worden ontvangen, alsmede over 
het eventueel opnieuw aanwenden van deze bedragen 
ten gunste van de geassocieerde Staten. 

2. Nadien en met inachtneming van de bepalingen van 
artikel 6 beslist de Raad met eenparigheid van stemmen 
of deze bedragen aan de Lid-Staten moeten worden 
terugbetaald, dan wel door de Gemeenschap voor andere 
verrichtingen moeten worden aangewend. 

Artikel 15 

Flet in artikel 18 bedoelde financiele regiement bepaalt 
op welke wijze eventuele andere dan in het vorige artikel 
bedoelde ontvangsten van het Fonds worden aangewend. 
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Artikel 16 

Die Kommission vergewissert sich, in welcher Weise 
die vom Fonds finanzierten Hilfen der Gemeinschaft von 
den begünstigten assoziierten Staaten, überseeischen 
Ländern und Hoheitsgebieten oder französischen über- 
seeischen Departements verwendet werden. Die Kommis- 
sion unterrichtet den Rat regelmäßig hierüber, und zwar 
mindestens einmal jährlich. Dieser faßt alle erforderlichen 
Beschlüsse mit der in Artikel 11 festgelegten cjualifizierten 
Mehrheit. 

Kapitel IV 

Allgemeine und Sclilußbestimmungen 

Artikel 17 

(1) Bei Ablauf jedes Haushaltsjahres stellt die Kommis- 
sion die Rechnung des betreffenden Haushaltsjahres 
sowie die Übersicht über das Vermögen und die Schulden 
des Fonds auf. 

(2) Der in Artikel 206 des Vertrags vorgesehene Kon- 
trollausschuß übt seine Befugnisse auch in bezug auf die 
Geschäfte des Fonds aus. Die Art und Weise, in der 
dieser Ausschuß seine Befugnisse ausübt, werden in der 
in Artikel 18 vorgesehenen Finanzrcgelung festgelegt. 

(3) Der Rat erteilt der Kommission hinsichtlich der 
Finanzverwaltung des Fonds mit der in Artikel 11 fest- 
gelegten qualifizierten Mehrheit Entlastung. 

Artikel 18 

Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Abkommen 
werden in einer Finanzregelung fcstgelegt, die der Rat 
bei Inkrafttreten des Assoziierungsabkommens mit der in 
Artikel 11 festgelegten qualifizierten Mehrheit an Hand 
eines Entwurfs der Kommission und nach Anhörung der 
Bank zu den sic betreffenden Vorschriften erläßt. 


Artikel 19 

(1) Der Restbetrag des durch das Durchführungs- 
abkommen geschaffenen Entwicklungsfonds für die über- 
seeischen Länder und Hoheitsgebiete wird weiterhin 
nach Maßgabe des genannten Abkommens sowie der am 
31. Dezember 1962 geltenden Regelung verwaltet. 

(2) Gefährdet bei Erschöpfung des Restbetrags das 
Fehlen von Mitteln die ordnungsgemäße Durchführung 
von Vorhaben, die im Rahmen des in Absatz 1 genann- 
ten Fonds finanziert werden, so kann die Kommission 
nach Maßgabe des Artikels 11 zusätzliche Finanzierungs- 
vorschläge unterbreiten. 

Artikel 20 

Dieses Abkommen wird von den einzelnen Mitglied- 
Staaten nach Maßgabe ihrer verfassungsrechtlichen Vor- 
schriften genehmigt. Die Regierungen der einzelnen Mit- 
gliedstaaten notifizieren dem Sekretariat der Räte der 
Europäischen Gemeinschaften, daß die für das Inkraft- 
treten dieses Abkommens erforderlichen Verfahren abge- 
schlossen sind. 

Sind die Voraussetzungen des Absatzes 1 erfüllt, so 
tritt dieses Abkommen zum gleichen Zeitpunkt wie das 
Assoziierungsabkommen in Kraft. Es wird für dieselbe 
Dauer geschlossen wie das Assoziierungsabkommen. 

Artikel 21 

Dieses Abkommen ist in einer Urschrift in deutscher, 
französischer, italienischer und niederländischer Sprache 
abgefaßt, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich 
ist; es wird im Archiv des Sekretariats der Räte der 
Europäischen Gemeinschaften hinterlegt; dieses über- 
mittelt der Regierung jedes Unterzeichnerstaates eine 
beglaubigte Abschrift. 


Artici e 16 

La Commission s’assure des conditions dans lesquellcs 
les aides de la Communaute financees par le Fonds sont 
ulilisees par les Etats associes, par les Pays et territoires 
d'outre-mer ou par les Departements frangais d'outre-mer 
beneficiaires. Elle en informe le Conseil periodiquement, 
et au moins unc fois par annee. Celui-ci prend, ä la ma- 
jorite qualifiee fixee a l’article 11, toute decision qui se 
revelcrait necessaire. 

Chapitre IV 

Dispositions generales et finales 

A r t i c 1 e 17 

1. A la clöture de chaque exercice, la Commission ar- 
rete le compte de la gestion ecoulee ainsi que le bilan du 
Fonds. 

2. La Commission de controle prevue ä l'article 206 du 
Traite exerce egalement ses pouvoirs ä l’egard des ope- 
rations du Fonds. Les conditions dans lesquelles cette 
Commission exerce ses pouvoirs sont arretees dans le 
regiement financier vise ä l’article 18. 

3. Le Conseil, statuant ä la majorite qualifiee fixee ä 
l'article 11, donne decharge ä la Commission de la ges- 
tion financiere du Fonds. 

Article 18 

Les dispositions d’application du present Accord font 
l'objet d'un regiement financier arrete des l'entree cn 
vigueur de la Convention par le Conseil statuant ä la 
majorite qualifiee fixee ä l’article 11, sur la base d'un 
projet de la Commission et apres avis de la Banque en ce 
qui concerne les dispositions qui interessent celle-ci. 

Article 19 

1. Le reliquat du Fonds de developpemcnt pour les pays 
et territoires d’outre-mer, institue par la Convention d’ap- 
plication, annexee au Traite, continuera d’etre administre 
dans les conditions prevues ä ladite Convention ainsi que 
par la reglementation en vigueur au 31 decembre 1962. 

2. Dans le cas oü un manque de ressources du a l’epui- 
sement du reliquat compromettrait le bon achevement de 
projets finances dans le cadre du Fonds vise au paragra- 
phe precedent, des propositions de financement supple- 
mentaires pourraient etre presentecs par la Commission 
dans les conditions prevues ä l'article 11. 

Article 20 

Le present Accord est approuve par chaque Etat mem- 
bre conformement aux regles constitutionnelles qui lui 
sont propres. Le Gouvernement de chaque Etat membre 
notifie au Secretariat des Conseils des Communautes Eu- 
ropeennes l’accomplissement des procedures requises 
pour son entree en vigueur. 

Le present Accord entre en vigueur, pour autant que 
les conditions visees au premier alinea soient remplies, 
ä la meme date que la Convention. II est conclu pour la 
meme duree que celle-ci. 

Article 21 

Le present Accord, redige en un excmplaire unique en 
langues allemande, frangaise, italienne et neerlandaise, 
les quatre textes faisant egalement foi, sera depose dans 
les archives du Secretariat des Conseils des Communau- 
tes Europeennes qui en remettra une copie certifiee con- 
forme ä chacun des Gouvernements signataires. 
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A r t i c o 1 o 16 

La Commissione si accerla delle condizioni alle quali 
gli aiuti dclla Coiniinitä finanziati dal Fondo sono im- 
pieyati dagli Stati associati, dai paesi e territori d’oltre- 
mare o dai diparlimenti francesi d’oltremare beneficiari. 
Essa ne informa il Consiglio periodicamente, almeno una 
volta all'anno. II Consiglio prende le decisioni che si 
rivelassero nccessarie alla maggioranza qualificata sta- 
bilita dall'articolo II. 

Capitolo IV 

Disposizioni generali e finali 

A r t i c o 1 o 17 

1. Al termine di ciascun esercizio, la Commissione 
chiude il conto della gestione trascorsa nonche il bilan- 
cio del Fondo. 

2. La Commissione di conlrollo prevista dall'arti- 
colo 206 del Trattato esercita i propri poteri anche nei 
confronti delle operazioni del Fondo. Le condizioni in cui 
detla Commissione esercita i propri poteri sono fissate 
nel regolamento finanziario di cui all'articolo 18. 

3. Il Consiglio, deliberando alla maggioranza qualifi- 
cata stabilita dall’articolo II, da atto alla Commissione 
della gestione finanziaria del Fondo. 

A r t i c o 1 o 18 

Le disposizioni d’applicazione del presente Accordo 
sono oggetto di un regolamento finanziario adottato, sin 
ddll'entrata in vigore della Convenzione, dal Consiglio 
che delibera alla maggioranza qualificata stabilita dal- 
l'articolo 11, in base ad un progetto dclla Commissione 
e previo paierc dclla Banca per quanto riguarda le 
disposizioni che iiileressano quest'ultima. 

A r t i c o 1 o 19 

1. Le rimanenze del Fondo per lo sviluppo dei paesi 
e territori d'oltremare, istituito dalla Convenzione di 
appiicdzione allegata al Trattato, continueranno ad essere 
amministrate alle condizioni previste da detta Conven- 
zione nonche dalla regolamcntazione in vigore il 31 di- 
tembre 1962. 

2. Qualora per mancanza di mezzi dovuta all esauri- 
mento delle rimanenze fosse coinpromessa la soddisfa- 
cente realizzazione di progetti finanziati nel quadro del 
Fondo di cui al paragrafo precedente, la Commissione 
poträ presentare proposte supplementari di finanzia- 
mento alle condizioni stabilite dalLarticolo II. 

Articolo 20 

Il presente Accordo e approvato da ogni Stato membro 
conformemente alle proprie norme costituzionali. 11 Go- 
verno di ciascuno Stato membro notifica al Segretario 
dei Consigli delle Comunitä Europee Ladempimento delle 
procedure richieste per la sua entrata in vigore. 


Il presente Accordo entra in vigore, nella misura in 
cui siano adempiutc le condizioni di cui al primo comma, 
alla medesima data della Convenzione. Esso e concluso 
per la stessa durata della Convenzione. 

Articolo 21 

Il presente Accordo, redatto in un unico escniplare 
in lingua francese, italiana, olandese e tedesca, i quattro 
testi facenti tutti ugualmente fedc, sara depositato negli 
archivi del Segretariato dei Consigli delle Coniunita 
Europee che provvederä a rimetterne copia certificata 
conforrne a ciascuno dei Governi firmatari. 


Artikel 16 

De Commissie vergewist zieh van de wijze waarop de 
door het Fonds gcfinancierdc steun van de Gemeenschap 
door de begunstigde geassocieerdc Staten, landen en ge- 
bieden overzee of Franse overzeese departementen wordt 
aangewend. Op gezette tijden en ten minste eenmaal 
per jaar brengt zij de Raad hiervan op de hoogte. De 
Raad neemt met de in artikel 11 vastgestelde gekwalifi- 
ceerde meerderheid van stemmen ieder besluit dat nood- 
zakelijk mocht zijn. 

Hoofdstuk IV 

Algemene en slotbepalingen 

Artikel 17 

1. Bij de afsluiting van elk begrotingsjaar stelt de Com- 
missie de jaarrekening en de balans van het Fonds vast. 

2. De in artikel 206 van het Verdrag bedoelde controle- 
commissie oefent eveneens ten opzichte van de verrich- 
tingen van het Fonds haar bevoegdheden uit. De wijze 
waarop dit plaatsvindt, wordt in het in artikel 18 be- 
doelde financiele regiement omschreven. 

3. De Raad verleent met de in artikel 11 vastgestelde 
gekwalificeerde meerderheid van stemmen aan de Com- 
missie kwijting voor het financiele beheer van het Fonds. 

Artikel 18 

De uitvoeringsbepalingen van dit Akkoord worden 
neergelegd in een financieel reglenient, dat bij de inwer- 
kingtreding van de Overeenkomst door de Raad wordt 
vastgesLeld met de in artikel 11 vastgestelde gekwalifi- 
ceerde meerderheid van stemmen, op de grondslag van 
een ontwerp van de Commissie en na advies van de 
Bank inzake de bepalingen die haar aangaan. 

Artikel 19 

1. De overgebleven midclelen van het Fonds voor de 
ontwikkeling van de landen en gebieden overzee, dat 
bij de aan het Verdrag gchechte Toepassingsovereen- 
komst is ingesteld, worden ook vorder beheerd op de in 
die Overeenkomst vastgestelde wijze alsmede volgens de 
op 31 december 1962 geldende regeling. 

2. Indien een gebrek aan middelen ten gevolge van 
het uitgeput raken van die overgebleven middelen de 
voltooiing in gevaar brengt van projecten die in het 
kader van het in lid 1 bedoelde Fonds worden gehnan- 
cierd, kan de Commissie aanvullende financierings- 
voorstellen indienen overeenkomstig artikel 11. 

Artikel 20 

Dit Akkoord wordt door elke Lid-Staat goedgekeurd 
overeenkomstig zijn eigen grondwettelijke voorschriften. 
De Regering van elke Staat doet het Secretariaat van de 
Raden der Europese Gcmeenschappen mededeling van de 
beeindiging der procedures die voor het in werking tre- 
den van dit Akkoord zijn vereist. 

Voor zover aan het in de vorige alinea bepaalde is 
voldaan, treedt dit Akkoord in werking op dezelfde da- 
tum als de Overeenkomst. Het wordt voor dezelfde duur 
gesloten. 

Artikel 21 

Dit Akkoord, opgesteld in een excmplar in de Duitse, 
de Franse, de Italiaanse en de Nederlandse taal, zijnde 
de vier teksfen gelijkelijk authentiek, zal worden neder- 
gelegd in het archief van het Secretariaat van de Raden 
der Europese Gemeenschappen, dat een voor eensluidend 
gewaarmerkt afschrift daarvan toezendt aan elk der 
ondertekenende Regeringen. 
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Protokoll 

über die Einfuhr von ungebranntem Kaffee in die Beneluxländer 


Protocole 

relatif aux importations de cafe vert 
dans les pays du Benelux 


DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN DES VERTRAGS 
ZUR GRÜNDUNG DER EUROPÄISCHEN WIRTSCHAFTS- 
GEMEINSCHAFT- 
IN DEM WUNSCH, die Bedingungen für die Einfuhr 
von ungebranntem Kaffee in die Beneluxländer mit 
Inkrafttreten des Abkommens über die Assoziation zwi- 
schen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und den 
mit dieser Gemeinschaft assoziierten afrikanischen Staaten 
und Madagaskar festzulegen — 

HABEN zu ihren Bevollmächtigten ERNANNT: 

Seine Majestät der König der Belgier 
Herr Henri Fa y at , 

Minister und Stellvertretender Minister 
für Auswärtige Angelegenheiten, 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland 
Herr W^alter Scheel, 

Bundesminister für würlschaftliche Zusammenarbeit, 

Der Präsident der Französischen Republik 
Herr Raymond T r i b o u 1 e t , 

Minister für Zusammenarbeit, 

Der Präsident der Italienischen Republik 
Herr Emilio Colombo, 

Schatzminister, 

Ihre Königliche Hoheit die Großherzogin von Luxemburg 

Herr Eugene S c h a u s , 

Minister für Ausw^ärtige Angelegenheiten 
und Außenhandel, 

Ihre Majestät die Königin der Niederlande 
Herr Joseph Luns, 

Minister für Auswärtige Angelegenheiten. 

DIESE SIND nach Austausch ihrer als gut und gehörig 
befundenen Vollmachten 

wie folgt ÜBEREINGEKOMMEN: 

Artikel 1 

Für die Einfuhr von ungebranntem Kaffee aus dritten 
Ländern in die Beneluxländer gilt folgendes: 

1. Bis zum Ablauf der zweiten Stufe: Zollsatz von 2®/o 
bei allen Einfuhren aus dritten Ländern; 

2. während der dritten Stufe: Zollsatz von 5^'o bei 
allen Einfuhren aus dritten Ländern; 

3. nach Ablauf der Übergangszeit: Anwendung des 
Gemeinsamen Zolltarifs. 


LES HAUTES PARTIES CONTRACTANTES AU TRAI- 
T£ INSTITUANT LA COMMUNAUTE ECONOMIQUE 
EUROPEENNE, 

DESIRANT fixer les conditions d’importation de cafe 
vert dans les pays du Benelux ä compter de l'entree en 
vigueur de la Convention d'Association entre la Com- 
munaute Economique Europeenne et les Etats africains 
et malgache associes ä cette Communaute, 

ONT DESIGNE, comrae plenipotentiaires: 

Sa Majeste le Roi des Beiges 
M. Henri F a y a t , 

Ministre, 

Adjoint des Affaires Etrangeres, 

Le President de la Republique föderale d'Allemagne 
M Walter Scheel, 

Ministre de le Cooperation Economique, 

Le President de la Republique Francaise 
M. Raymond T r i b o u 1 e t , 

Ministre de la Cooperation, 

Le President de la Republique Italicnne 
M. Emilio Colombo, 

Ministre du Tresor, 

Son Altesse Royale la Grande-Duchesse de Luxembourg 

M. Eugene S c h a u s , 

Ministre des Affaires Etrangeres 
et du Commerce Exterieur, 

Sa Majeste la Reine des Pays-Bas 
M. Joseph Luns, 

Ministre des Affaires Etrangeres. 

LESQUELS, apres avoir echange leurs pleins pouvoirs 
reconnus en bonne et due forme, 

SONT CONVENUS des dispositions qui suivent: 

Art i c le 1 

Les importations de cafe vert en provenance des pays 
tiers dans les pays du Benelux s'effectueront dans les 
conditions suivantes: 

1. Jusqu'ä l'expiration de la deuxieme etape: droit de 
douane de 2®/o sur toutes les importations en pro- 
venance des pays tiers ; 

2. Au cours de la troisieme etape; droit de douane de 
5®/o sur toutes les importations en provenance des 
pays tiers; 

3. A l’expiration de la periode transitoire: application 
du tarif douanier commun. 
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Protocollo 

reiativo alle importazioni di caffe verde nei paesi del Benelux 

Protocol 

betreffende de invoer van ongebrande koffie in de Benelux-landen 


LE ALTE PARTI CONTRAENTl DEL TRATTATO CHE 
ISTITUISCE LA COMUNITÄ ECONOMICA EUROPEA, 

DESIDERANDO stabilire le condizioni d’importazione 
di caffe verde nei paesi del Bcnehix applicabili a decor- 
rere dall'entrata in vigore della Convenzione d'Associa- 
zione tra la Comunitä Economica Europea e gli Stati 
africani e malgascio associati a tale Comunitä, 

HANNO DESIGNATO come plenipotcnziari: 

Sua Maestä il Re dei Belgi 
S. E. Henri F a y a t , 

Ministro, 

Aggiunto agli Affari Estcri, 

II Presidente della Repubblica Federale di Germania 
S. E. Walter Scheel, 

Ministro della Cooperazione Econonhea, 

II Presidente della Repubblica Francese 
S. E. Raymond T r i b o u 1 e t , 

Ministro della Cooperazione, 

II Presidente della Repubblica Italiana 
S. E. Ernilio Colombo, 

Ministro del Tesoro, 

Sua Altezza reale la Granduchessa del Lussemburgo 
S. E. Eugene S c h a u s , 

Ministro degli Affari Esteri e del Commercio Estero, 

Sua Maestä la Regina dei Paesi Bassi 
S. E. Joseph L u n s , 

Ministro degli Affari Esteri. 

T QUÄLT, clopo avere scambiato i loro pieni poteri, 
riconosciiiti in bnona e debila forma, 

HANNO CONVENUTO le disposizioni seguenli: 

A r t i c o 1 o 1 

Le importazioni net Benelux di caffe verde in pro- 
venienza dai paesi terzi saranno effettuate alle seguenti 
condizioni: 

1. Fino al tennine della seconda tappa: dazio doganale 
del 2't(i SU tutte le importazioni in provenienza dai 
paesi terzi; 

2. Durante la terza tappa: dazio doganale del 5^ o su 
tutte le importazioni in provenienza dai paesi terzi; 

3. Alld fine del periodo transitorio: applicazione della 
tariffa doganale comune. 


DE HOGE VERDRAGSLUITENDE PARTIJEN BIJ HET 
VERDRAG TOT OPRICHTING VAN DE EUROPESE 
ECONOMISCHE GEMEENSCHAP, 

WENSENDE de voorwaarden voor de invoer van on- 
gebrande koffie in de Benelux-landen vanaf de inwerking- 
treding van de Associatieovereenkomst tussen de Euro- 
pese Economische Gemeenschap en de met deze Gemeen- 
schap geassocieerde Afrikaanse Staten en Madagaskar, 
vast te stellen, 

HEBBEN als hun gevolmachtigden AANGEWEZEN: 

Zijne Majesteit de Koning der Beigen 
De Heer Henri Fayat, 

Minister, 

Adjunct van Biiitcnlandse Zaken, 

De President van de Bondsrepubliek Duitsland 
De Heer Waller Scheel, 

Minister van Economische Samenwerking, 

De President van de Franse Repubhek 
De Heer Raymond T i i b o u 1 e t , 

Minister van Samenwerking, 

De President van de Italiaanse Republiek 
De Heer Ernilio Colombo, 

Minister van Financien, 

Hare Koninklijke Hoogheid de Groothertogin van 
Luxemburg 

De Heer Eugene Sch aus, 

Minister van Buitcnlandse Zaken 
en van Buitenlandse Handel, 

Hare Majesteit de Koningin der Nedorlandcn 
De Heer Joseph L u n s , 

Minister van Buitenlandse Zaken. 

DIE, na overlegging van hun in goede cn behoorlijke 
vorm bevonden volmachten, omtrent de volgende bepa- 
lingen 

OVEREENSTEMMING HEBBEN BERLIKT: 

Artikel 1 

De invoer in de Benelux-landen van ongebrande koffie 
uit derde landen vindt plaats overeenkomstig de vol- 
gende bepalingen: 

1. Tot aan het einde van de tweede etappe: douanerecht 
van 2 ^/o op alle invoer uit derde landen; 

2. Gedurende de derde etappe: douanerecht van 5 ^ 0 op 
alle invoer uit derde landen; 

3. Na het einde van de overgangsperiode: tocpassing 
van het gemeenschappelijk douanetarief. 
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Artikel 2 

Dieses Protokoll wird von den einzelnen Mitglied- 
staaten nach Maßgabe ihrer verfassungsrechtlichen Vor- 
schriften genehmigt. Die Regierungen der einzelnen 
Mitgliedstaaten notifizieren dem Sekretariat der Räte der 
Europäischen Gemeinschaften, daß die für das Inkraft- 
treten dieses Protokolls erforderlichen Verfahren abge- 
schlossen sind. 

Sind die Voraussetzungen des Absatzes 1 erfüllt, so 
tritt dieses Protokoll zum gleichen Zeitpunkt wie das 
Assoziierungsabkommen in Kraft. 

GESCHEHEN zu Jaunde, am zwanzigsten Juli neun- 
zehnhundertdreiundsechzig. 


Article 2 

Le present Protocole est approuve par chaque Etat 
membre conformeinent aux regles constitutionnelles qui 
lui sont propres. Le Gouvernement de chaque Etat mem- 
bre notifie au Secretariat des Conseils des Communauies 
Europeennes l'accomplissement des procedures requises 
pour son entree en vigueur. 

Le present Protocole entre en vigueur, pour autant que 
les conditions visees a l'alinea 1 soient remplies, ä la 
meine date que la Convention d'Association. 


FAIT ä Yaounde, le vingt juillet mil neuf cent soixante 
trois, 


Pour Sa Majeste le Roi des Beiges: 

Voor Zijne Majesteit de Koning der Beigen: 

H. Fayat 

Für den Präsidenten der Bundesrepublik Deutschland: 
W. S c h e e 1 

Pour le President de la Republique Frangaise: 

R. Trib oul e t 

Per il Presidente della Repubblica Italiana: 

E. Colombo 

Pour Son Altesse Royale la Grande-Duchesse 
de Luxembourg: 

E. S ch a u s 

Voor Hare Majesteit de Köningen der Nederlanden: 
J. Luns 
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Articolo 2 

II presente Protocollo e approvato da ogni State mem- 
bro conformemente alle proprie norme costituzionali. 
II Governo di ciascuno State membro notifica al Segre- 
tariato dei Consigli delle Comunitä Europee I'adempimen- 
to delle procedure richieste per la sua entrata in vigore. 


II presente Protocollo entra in vigore, nclla misura in 
cui siano adempiute le disposizioni del primo comma, 
alla medesima data della Convenzione di Associazione. 


FATTO a Yaounde, il venti luglio millenovecentoses- 
santatre. 


Artikel 2 

Dit Protocol wordt door elke Lid-Staat goedgekeurd 
overeenkomstig zijn eigen grondwettelijke voorschriften. 
De Regering van elke Lid-Staat doet het Secretariaat van 
de Raden der Europese Gemeenschappen mededeling van 
de beeindiging der procedures die voor het in v/erking 
treden van dit Protocol zijn vereist 

Voor zover aan het in de vorige alinea bepaalde is 
voldaan, treedt dit Protocol in werking op dezelfde datum 
als de Associatieovereenkomst. 


GEDAAN te Jaoende, de twintigste juli negentien- 
honderd drieenzestig. 
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Denkschrift 


Inhaltsverzeichnis 


Vorbemerkung 
Teil I — Einleitung 

Teil II — Erläuterung des Abkommens 
L Grundsätze 

II. Warenverkehr 

1. Vom Assoziierungsabkommen erfaßte Erzeugnisse 

2. Abbau der Zölle 

3. Abbau der Kontingente 

4. EGKS-Erzeugnisse 

5. Bestimmungen für bestimmte Agrarerzeugnisse 

6. Einfuhrbestimmungen für ungebrannten Kaffee 
und Bananen 

7. Meistbegünstigungsklausel, Zollunion, Freihan- 
delszonen 

8. Handelspolitische Bestimmungen 

9. Schutzklauseln 

10, Steuervorschriften 

III. Finanzielle und technische Zusammenarbeit 

1, Gesamtbetrag der Finanzhilfe der Gemeinschaft 

2. Beiträge der Mitgliedstaaten 


3. Einzelheiten für die Zahlung der Beiträge durch 
die Mitgliedstaaten 

4. Form der Hilfe der Gemeinschaft 

5. Maßnahmen der Gemeinschaft 

6. Die verschiedenen Hilfeleistungen im einzelnen 

7. Verfahren für die Gewährung der Hilfe der 
Gemeinschaft 

8. Verwendung der Gemeinschaftshilfe im einzelnen 

IV. Niederlassungsrecht, Dienstleistungen, Zahlungs- und 
Kapitalverkehr 

Niederlassungsrecht und Dienstleistungen 
Zahlungs- und Kapitalverkehr 

V. Die Organe der Assoziation 

1. Assoziationsrat und AssoziaLionsausschuß 

2. Die Parlamentarische Konferenz der Assoziation 

3. Das Schiedsgericht der Assoziation 

4. Mittel für die Verwaltungskosten der 
Assoziationsorgane 

5. Zustandekommen und Durchführung der Be- 
schlüsse des Assoziationsrats und des Assozi- 
ationsausschusses in der Gemeinschaft 

VI. Allgemeine und Schlußbestimmungen 


VORBEMERKUNG 

Der Text der Denkschrift zum Abkommen zur Grün- 
dung einer Assoziation zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und achtzehn afrikanischen 
Staaten einschließlich Madagaskar wurde auf der 
Grundlage eines Entwurfs des Sekretariates der 
Räte der Europäischen Gemeinschaften für das von 
den Regierungen der Mitgliedstaaten einzuleitende 
Ratifizierungsverfahren erarbeitet. 

ITieraus ergeben sich gewisse Abweichungen im 
Aufbau und in der Darstellung des Textes gegen- 
über der sonst von der Bundesregierung in der Ab- 
fassung von Denkschriften zu internationalen Ver- 
trägen und Abkommen verwandten Form. 

TEIL I 

EINLEITUNG 

Durch den am 25. März 1957 Unterzeichneten Vertrag 
zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft (EWG-Vertrag) wurden die im Anhang IV zu 
diesem Vertrag aufgeführten außereuropäischen 
Länder und Hoheitsgebiete, die seinerzeit sämtlich 


noch besondere Beziehungen zu Belgien, Frankreich, 
Italien oder den Niederlanden unterhielten und von 
diesen EWG-Mitgliedstaaten jeweils völkerrechtlich 
vertreten wurden, mit der Gemeinschaft assoziiert. 
Die Assoziation, deren Grundzüge insbesondere im 
Vierten Teil des EWG-Vertrags (Artikel 131 bis 
136) festgelegt sind, war für einen ersten Zeit- 
abschnitt von 5 Jahren gemäß dem dem EWG-Ver- 
trag als Anhang beigefügten Durchführungsabkom- 
men näher geregelt worden. Dieses Durchführungs- 
abkommen sollte nach Beendigung seiner Geltungs- 
dauer, also Ende des Jahres 1962, gemäß Artikel 136 
des EWG-Vertrages durch Beschluß des Rates der 
EWG für einen weiteren Zeitabschnitt erneuert 
werden. 

In dem Zeitraum bis zur Beendigung des Durch- 
führungsabkommens wurden jedoch die meisten 
der assoziierten Länder und Hoheitsgebiete un- 
abhängige, souveräne Staaten. 

Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten hatten 
daher zu prüfen, ob, in welcher Weise und in wel- 
chem Umfange die unabhängig gewordenen Staaten 
weiterhin der EWG assoziiert werden könnten. Der 
Rat der EWG beschloß zunächst im Oktober 1960, 
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die Assoziation mit denjenigen Ländern und Ho- 
heitsgebieten fortzusetzen, die ihre Bereitschaft 
dazu in irgendeiner Form äußern würden. 

In der Folgezeit haben achtzehn der unabhängig ge- 
wordenen Staaten ihrem Wunsch Ausdruck gegeben, 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft weiterhin 
assoziiert zu werden. 

Das im EWG-Vertrag (Artikel 136 Abs. 2) für die 
Fortsetzung der Assoziation nach Ablauf des bis- 
herigen Durchführungsabkommens vorgesehene 
Verfahren — Festlegung der Bestimmungen für 
einen neuen Zeitabschnitt durch Beschluß des Rates 

— konnte für die Neuregelung der Assoziierung der 
überseeischen souveränen Staaten nicht mehr ange- 
wandt werden, da ein Beschluß des Rates die unab- 
hängig gewordenen Länder nicht rechtlich binden 
konnte. Statt dessen war es erforderlich, die neuen 
Assoziationsbedingungen mit den überseeischen 
Staaten als nunmehr selbständigen Völkerrechts- 
subjekten auszuhandeln und ein entsprechendes 
Abkommen mit ihnen in der Form eines völkerrecht- 
lichen Vertrages abzuschließen. 

Die Verhandlungen zwischen der Gemeinschaft und 
den achtzehn afrikanischen Staaten einschließlich 
Madagaskar wurden am 6./7. Dezember 1961 in 
Paris aufgenommen; die Tagung, an der die Ver- 
treter der Regierungen (Minister) der Mitgliedstaa- 
ten und die Minister der überseeischen Staaten teil- 
nahmen, befaßte sich mit den Grundsätzen, auf de- 
nen das neue Abkommen beruhen sollte und mit 
den Verhandlungsverfahren. 

Vorausgegangen war eine — schon auf frühere 
Initiativen des Europäischen Parlaments zurückge- 
hende — Konferenz zwischen Mitgliedern des Euro- 
päischen Parlaments und der Parlamente der über- 
seeischen Staaten in Straßburg im Juni 1961, die 
(inen fördernden Gedankenaustausch über die wich- 
tigsten Fragen der in Aussicht genomiiKmen Asso- 
ziierung ergab. 

Auf Grund der Ergebnisse der Ministertagung vom 
(). 7. Dezember 1961 nahmen die Botschafter und 
V^ertreter der assoziierten Staaten und die Vertre- 
ter der EWG-Mitgliedstaaten und deren Sachverstän- 
dige im Februar 1962 in Brüssel die Arbeiten für 
einen Abkommens-Vorentwurf auf, Die Beratungen 
wurden bis zum Ende des Jahres fortgesetzt. 

Vier weitere Ministertagungen ergaben eine suk- 
zessive Einigung über die noch zu regelnden Fragen. 

Am 20. Dezember 1962 wurden die Texte des neuen 
Assoziierungsabkommens von der Gemeinschaft und 
den Mitgliedstaaten einerseits und den achtzehn 
afrikanischen Staaten einschließlich Madagaskars 
andererseits paraphiert. Sie wurden am 20. Juli 1963 
in Jaunde von den Vertragsparteien unterzeichnet. 

Das Vertragswerk besteht aus folgenden Texten: 

— das Assoziierungsabkommen mit 64 Artikeln und 
einem Anhang, 

— sieben Protokolle irn Anhang zum Assoziierungs- 
abkommen, 

— ein Abkommen über die Erzeugnisse, die unter 
die Zuständigkeit der EGKS fallen, 

— elf in der Schlußakte zusammengefaßte Beschlüsse 
oder Erklärungen. 


Um die Anwendung des Abkommens durch die Ge- 
meinschaft und ihre Mitgliedstaaten sowie die Fi- 
nanzierung der Hilfe der Gemeinschaft zu regeln, 
haben die Mitgliedstaaten untereinander ferner zwei 
interne Abkommen geschlossen, die sie ebenfalls in 
Jaunde unterzeichnet haben: 

— das Interne Abkommen über die zur Durchfüh- 
rung des Abkommens über die Assoziation zwi- 
schen der EWG und den assoziierten afrikani- 
schen Staaten und Madagaskar zu treffenden 
Maßnahmen und die dabei anzuwendenden Ver- 
fahren, 

(INTERNES DURCHFÜHRUNGSABKOMMEN) 

— das Interne Abkommen über die Finanzierung 
und Verwaltung der Hilfe der Gemeinschaft. 
(INTERNES FINANZABKOMMEN) 

Am gleichen Tage haben die Mitgliedstaaten ein 
Protokoll über die Einfuhr von ungebranntem Kaf- 
fee in die Beneluxländer unterzeichnet, das an die 
Stelle des Protokolls im Anhang zum Durchführungs- 
abkommen von 1957 tritt. 

Schließlich haben die im Rat vereinigten Vertreter 
der Mitgliedstaaten eine Absichtserklärung betref- 
fend die dritten Länder abgegeben, die hinsichtlich 
ihrer Wirtschaftsstruktur und Produktion mit den 
assoziierten Staaten vergleichbar sind. Darin wird 
die Bereitschaft zum Ausdruck gebracht, auf Wunsch 
dieser Länder Verhandlungen über den Abschluß 
entweder eines Beitrittsabkommens oder eines selb- 
ständigen Assoziierungsabkommens oder auch eines 
Handelsabkommens zu führen. 

Die Bedingungen für die Fortsetzung der Assozia- 
tion mit denjenigen überseeischen Ländern und Ho- 
heitsgebieten — einschließlich Surinams und der 
Niederländischen Antillen — , die nach wic^ vor 
besondere Beziehungen zu EWG-Mitgliedstaaten 
(Frankreich und den Niederlanden) untei halte ti, legt 
der Rat gemäß Artikel 136 EWG-Vertrag durch einen 
besonderen Beschluß fest, dessen Bestimmungen 
denjenigen dieses Assoziierungsabkommens sacidich 
weitgehend entsprechen sollen. Dieser Beschluß wird 
auch eine finanzielle Hilfe der Gemeinschaft für die 
französischen überseeischen Departements vorsehen. 


TEIL II 

ERLÄUTERUNG DES ABKOMMENS 
1, Grundsätze 

In der Präambel wird zum Ausdruck gebracht, daß 
die Unterzeichner des Abkommens von der irn EWG- 
Vertrag verankerten Assoziierung eines Teils Afri- 
kas und Madagaskars ausgehen und sie der verän- 
derten politischen Lage in Afrika entsprechend lort- 
führen wollen. Der grundlegende Unterschied zu der 
Assoziationsregelung gemäß Teil IV des EWG-Ver- 
trages besteht darin, daß die neue Regelung von der 
Gemeinschaft und den Mitgliedstaaten mit den afri- 
kanischen Staaten und Madagaskar auf der Grund- 
lage völliger Gleichberechtigung ausgehandelt und 
festgelegt wurde. Die freundschaftlichen Beziefiun- 
gen zwischen den Vertragsparteien sind durch die 
Aufnahme in die Präambel zur Abkommensgrund- 
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läge gemacht worden. Die Ziele der Assoziierung 
aus dem Artikel 131 des EWG-Vertrages sind auch 
die Ziele der Assoziierung des Abkommens. 

Ein besonderes Gewicht wird in dem Abkommen 
auf die Bestrebungen gerichtet, die auf eine Diversi- 
fizierung der Wirtschaft der assoziierten Staaten 
sowie auf eine Anpassung an die Weltmarktbedin- 
gungen hinzielen; diese Staaten sollen durch Auf- 
gabe der Monokulturen auch wirtschaftlich unab- 
hängiger werden. Die Assoziierung soll den inner- 
afrikanischen Handelsverkehr und die internatio- 
nalen Wirtschaftsbeziehungen der assoziierten Staa- 
ten nicht behindern. Der handelspolitischen Freiheit 
der assoziierten Staaten wird nur durch das Diskri- 
minierungsverbot der Mitgliedstaaten der EWG 
eine Grenze gesetzt. Durch die Möglichkeit des Bei- 
tritts anderer Entwicklungsländer wird der offene 
Charakter des Abkommens betont-, hierbei ist in 
erster Linie an den Beitritt afrikanischer Staaten 
zu dem Assoziierungsabkommen gedacht. 

II. Warenverkehr 

1. Vom Assoziierungsabkommen erfaßte Erzeugnisse 

Die den Warenverkehr betreffenden Bestimmungen 
des Abkommens gelten für alle Erzeugnisse mit 
Ursprung in den Unterzeichnerstaaten. Für sie ist 
eine allgemeine Regelung in bezug auf den schritt- 
weisen Abbau der Zölle und Kontingente vorgese- 
hen. In bezug auf die den europäischen Agrarerzeug- 
nissen gleichartigen und mit ihnen konkurrierenden 
Erzeugnisse wird die Gcmieinschaft eine Sonderrege- 
lung lestlegen Für eine Anzahl der wichtigsten tro- 
pischen Erzeugnisse (s. Anhang zum Assoziierungs- 
abkommen) mit Ursprung in den assoziierten Staa- 
ten sind beschleunigte Zolltarilmaßnahmen vorge- 
sehen. 

Die den Warenverkehr betreffenden Bestimmungen 
des Assoziierungsabkommens sind auch auf Kerner- 
zeugnisse anwendbar (vgl. Schlußakte Anhang VII), 
und für EGKS-Erzeugnisse besteht eine eigene Re- 
gelung. 

Protokoll Nr. 3 

Der Assoziationsrat hat binnen sechs Monaten nach 
Inkrafttreten des Assoziationsabkommens die Be- 
griffsbestimmungen für „Erzeugnisse mit Ursprung 
in . . oder „Ursprungserzeugnisse" im Sinne des 
Abkommens festzulegen. Bis zur Anwendung dieser 
Bestimmung bleibt die am 31. Dezember 1962 in den 
Unterzeichnerstaaten geltende Begriffsbestimmung 
in Kraft. 

2. Abbau der Zölle 

Artikel 2 

Gewisse tropische Erzeugnisse mit Ursprung in den 
assoziierten Staaten werden nach Inkrafttreten des 
neuen Assoziierungsabkommens (Absatz 2) zollfrei 
in die Mitgliedstaaten eingeführt. Diese Regelung 
gilt für folgende tropische Erzeugnisse (die Liste ist 
im Anhang zum Assoziierungsabkommen enthalten); 
Frische Ananas, getrocknete Schnitzel von Kokos- 
nüssen, ungebrannten Kaffee, Tee, Pfeffer, Vanille, 
Gewürznelken, Muskatnüsse und Kakaobohnen. 
Gleichzeitig mit der zollfreien Einfuhr aus den asso- 


ziierten Staaten wird bei der Einfuhr dieser Erzeug- 
nisse aus dritten Ländern der Gemeinsame Zolltarif 
angewendet. Die Mitgliedstaaten haben jedoch mit 
Rücksicht auf dritte Entwicklungsländer beschlossen, 
den Gemeinsamen Zolltarif durch eine Änderung 
oder eine Aussetzung desselben oder durch beide 
Maßnahmen wie folgt zu senken: 



Früherer 

Satz 

Neuer 

Satz 

® 'o der Senkung 

Kaffee 

16 

9,6 

Senkung um 25®/o 
Aussetzung um 
weitere 15^Vo 

Tee 

18 

0 

Senkung um 40Vo 
Aussetzung der 
restlichen 60^/o*) 

Kakao 

9 

5,4 

Senkung um 25Vo 
Aussetzung um 
weitere 15®/o 

Ananas 

12 

9 

Senkung um 25®/o 

Kokosnüsse 

5 

4 

Senkung um 20^/o 

Pfeffer 

20 

17 

Senkung um IS'^/o 

Vanille 

15 

11,5 

Senkung um 25‘Vo 

Gewürznelken 

20 

15 

Senkung um 25‘^^> 

Muskatnüsse 

20 

15 

Senkung um 25*^'o 

Tropische 

Eiölzcr 

5 bis 10 

0 

vollständige 
Aussetzung *) 


*) Die Aussetzung de:; Gemeinsamen Auliorizcdls für Tee und tropische 
Hdl/ei entspiidit einem während der Deitiitlsverhcindlunpen mit 
Großbritannien erziellen Einvernehmen. Sie tritt nach der Ent* 
scheidunq dos Rats der EWG vom 18. ..i-ani 1803 am 1. .Tcinuar 1904 
in Kraft und ist - vorerst — bis 31. De/embcr 190.5 befristet. (Bei 
Tee in unnritlelbaren Uinsdrließiingen mit einem Gowidrt des In- 
halts von 3 kq oder weniqer wird der Gemeinsame Außen/oll nadi 
der qleidien Entscheidung von 23 “’/u auf 5 ®/o dusge.selzt.) 

Artikel 2 Abs. 1 

Bei den anderen Erzeugnissen der assoziierten Staa- 
ten werden die Zölle und Abgaben gleicher Wirkung 
bei der Einfuhr in die Gemeinschaft schrittweise in 
dem Maße abgeschafft, wie dies zwischen den Mit- 
gliedstaaten nach Maßgabe des EWG-Vertrages und 
der gefaßten oder noch zu fassenden Beschleuni- 
gungsbeschlüsse geschieht. 

Artikel 3 und Protokoll Nr. 1 

Demgegenüber wird die ungleiche Behandlung der 
Ursprungserzeugnisse der übrigen Mitgliedstaaten 
im Verhältnis zu Frankreich bei der Einfuhr in die 
assoziierten Staaten spätestens sechs Monate nach 
Inkrafttreten des Abkommens beseitigt (Artikel 3 
Abs. 1). Ferner setzt jeder assoziierte Staat die Zölle 
und Abgaben gleicher Wirkung zugunsten dieser 
Erzeugnisse jährlich um 15^/o herab. Um die Ent- 
wicklung und Industrialisierung der assoziierten 
Staaten nicht zu beeinträchtigen und ihnen die Fi- 
nanzierung ihres Haushalts zu ermöglichen, können 
sie jedoch Zölle und Abgaben gleicher Wirkung bei- 
behalten oder einführen (Artikel 3 Abs. 2 — für die 
Einzelheiten der Anwendung des Artikels 3 s. Pro- 
tokoll Nr. 1). 
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Artikel 4 

Der Grundsatz der Gleichbehandlung gilt auch für 
Zölle, welche die- assoziierten Staaten bei der Aus- 
fuhr erheben. 

Artikel 2 Abs. 5 und Artikel 3 Abs. 3 

Zur Durchführung der Zollbestimmungen enthält je- 
der den Zollabbau betreffende Artikel eine Bestim- 
mung, wonach auf Antrag eines assoziierten Staates 
oder der Gemeinschaft im Assoziationsrat Konsulta- 
tionen stattfinden. 

3. Abbau der Kontingente 

Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten beseitigen die mengenmäßigen 
Beschränkungen bei der Einfuhr von Erzeugnissen 
mit Ursprung in den assoziierten Staaten entspre- 
chend den zwischen ihnen dafür geltenden Bestim- 
mungen, d. h. entsprechend dem Vertrag und den 
gefaßten oder noch zu fassenden Beschleunigungs- 
beschlüssen. 

Artikel 6 und Protokoll Nr, 2 

Zur Wahrung der Gegenseitigkeit beseitigen die asso- 
ziierten Staaten schrittweise, spätestens vier Jahre 
nach Inkrafttreten des Abkommens, alle mengen- 
mäßigen Einfuhrbeschränkungen für Erzeugnisse mit 
Ursprung in den Mitgliedstaaten (Artikel 6 Abs. 1). 
Das Protokoll Nr. 2 enthält die nähere Regelung für 
die Eröffnung und Aufstockung ihrer Kontingente. 
Ferner sehen die assoziierten Staaten davon ab, 
neue mengenmäßige Beschränkungen einzuführen 
(Artikel 6 Abs. 2). 

Artikel 3, 5 und 6 

Diese Bestimmungen sehen indessen auch Ausnah- 
men vor So kann jeder assoziierte Staat mengen- 
mäßige Beschränkungen beibehalten oder einführen, 
lalls sich die nach Artikel 3 Abs. 2 eingetührten oder 
beibehaltenen Zollsätze (die den Erfordernissen der 
Entwicklung eines assoziierten Staates oder seiner 
Industrialisierung dienen sollen) als unzureichend 
erweisen oder falls Zahhmgsbilanzschwierigkeiten 
bestehen oder — soweit es Agrarerzeugnisse be- 
trifft — Rücksicht auf die Erfordernisse bestehender 
regionaler Agrarmarktordnungen zu nehmen ist 
(Artikel 6 Abs. 3). Sofern in den assoziierten Staaten 
bei der Einfuhr Handelsmonopole oder sonstige re- 
striktive Regelungen bestehen, dürfen diese weder 
eine unterschiedliche Behandlung der Mitgliedstaa- 
ten hervorrufen noch die Erreichung der im Abkom- 
men auf dem Gebiet des Warenverkehrs gesteckten 
Ziele behindern (Artikel 6 Abs. 4). Die Vertrags- 
parteien können sich im Assoziationsrat über die 
Anwendung der Artikel 5 und 6 konsultieren. 

Artikel 10 

Diesen Bestimmungen stehen den aus Gründen der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung oder aus ähn- 
lichen Gründen gerechtfertigten Zollmaßnahmen, 
\^erbote oder Beschränkungen der Ein- oder Aus- 
fuhr nicht entgegen, vorausgesetzt, daß damit keine 
läiskriminierungen verbunden sind. 


4. EGKS-Erzeugnisse 

Für Erzeugnisse, die unter die Zuständigung der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
fallen, gilt auf Grund des gleichzeitig mit dem Asso- 
ziierungsabkommen Unterzeichneten Abkommens 
eine den beiden vorstehenden Abschnitten entspre- 
chende Regelung. 

EGKS-Abkommen Artikel 1 

Um auch bei diesen Erzeugnissen den im Asso- 
ziierungsabkommen vorgesehenen Abbau der Zölle 
zu erreichen, sieht dieses Abkommen für die EGKS- 
Erzeugnisse mit Ursprung in den assoziierten Staaten 
bei der Einfuhr in die Mitgliedstaaten nach Inkraft- 
treten des Assoziierungsabkommens die vollstän- 
dige Beseitigung der Zölle und Abgaben gleicher 
Wirkung vor. Dadurch werden die EGKS-Erzeugnisse 
mit Ursprung in den assoziierten Staaten einer Re- 
gelung unterworfen, die der für diese Erzeugnisse 
zwischen den Mitgliedstaaten geltenden Regelung 
entspricht. Etwaige Maßnahmen der Mitgliedstaaten 
auf Grund des Kapitels des EGKS-Vertrags über die 
Handelspolitik bleiben unberührt. 

EGKS-Abkommen Artikel 2 

Ferner beseitigen die assoziierten Staaten bei den 
genannten Erzeugnissen mit Ursprung in den Mit- 
gliedstaaten Zölle und Abgaben gleicher Wirkuug 
sowie mengenmäßige Beschränkungen nach Maßgabe 
der Artikel 3, 6 und ggf. 13 Abs. 1 des Assoziierungs- 
abkommens. 

EGKS-Abkommen Artikel 3 

Zur Durchführung dieses Abkommens ist für die 
Unterzeichnerstaaten ein Konsultationsverfahreii 
vorgesehen. 

5. Bestimmungen für bestimmte Agrarerzeugnisse 
Artikel 11 

Ein Sonderproblem besteht bei denjenigen Erzeiuj- 
nissen mit Ursprung in den assoziierten Staaten, 
die den Erzeugnissen, für weiche die gemeinsame 
Agrarpolitik der Gemeinschaft gilt, gleichartig sind 
und mit ihnen konkurrieren. Dies ist zum Beispiel 
bei Reis, Rohrzucker, Manihot, Erdnüssen der Fall, 

Die Gemeinschaft hat sich verpflichtet, bei der Aus- 
arbeitung ihrer gemeinsamen Agrarpolitik die In- 
teressen der assoziierten Staaten zu berücksichtigen. 
Nach Konsultationen im Asso/iationsrat l)estimnit 
die Gemeinschaft die Einfuhrregelung für diese den 
europäischen Erzeugnissen gleichartigen und mit 
ihnen konkurrierenden Erzeugnisse. 

6. Einfuhrbestimmungen für ungebrannten Kaffee 
und Bananen 

Artikel 2, Abs. 3 

Auf Grund von Protokollen, die 1037 gleichzeitig 
mit dem Vertrag unterzeichnet wurden, waren eini- 
gen Mitgliedstaaten zur Sicherung ihrer Versorgung 
mit ungebranntem Kaffee und Bananen ans drillen 
Ländern zollfreie Zollkontingente gevvälirt worden. 
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Da diese Protokolle in bezug auf ihre Geltungsdauer 
nicht an das Durchführungsabkommen von 1957 
gebunden waren, blieben sie unter den Mitglied- 
staaten weiterhin gültig (Absatz 3). 

Für das der Bundesrepublik Deutschland eröffnete 
Einfuhrkontingent für Bananen gilt nach wie vor 
das Protokoll von 1957 — von den EWG-Mitglied- 
staaten ausdrücklich bestätigt (s. Anlage IX zur 
Schlußakte) — wonach die Bundesrepublik für die 
Einfuhr von Bananen zur Festsetzung von Zollkon- 
tingenten berechtigt ist. Die assoziierten Ausfuhr- 
länder werden konsultiert. 

Für die Einfuhr von ungebranntem Kaffee in die 
Beneluxländer gilt anstatt des Protokolls von 1957 
ein neues Protokoll, das kein zollfreies Kontingent, 
sondern die Verzollung der eingeführten Mengen 
nach einem Satz vorsieht, der sich dem Gemeinsa- 
men Zolltarif schrittweise annähert. Da außerdem 
die Senkung des Zollsatzes des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs für Kaffee (Absatz 2 Unterabs. 2) das Proto- 
koll über das Zollkontingent für ungebrannten Kaf- 
fee zugunsten Italiens fast bedeutungslos hat wer- 
den lassen, hat sich Italien damit einverstanden er- 
klärt, daß dieses Protokoll vorerst nicht verlängert 
wird. 

7. Meistbegünstigungsklausel, Zollunion, 
Freihandelszonen 

Artikel 7 

Außer in den Ausnahmefällen, die durch die Er- 
fordernisse des kleinen Grenzverkehrs bedingt sind, 
räumen die assoziierten Staaten den Mitgliedstaa- 
ten bei allen den Warenverkehr betreffenden Be- 
stimmungen des Assoziierungsabkommens die Meist- 
begünstigungsklausel ein. 

Artikel 8 und 9 

Diese Vorschrift steht aber weder der Beibehaltung 
oder Gründung von Zollunionen oder Freihandels- 
zonen zwischen assoziierten Staaten noch der Mög- 
lichkeit für assoziierte Staaten im Wege, mit dritten 
Ländern Zollunionen und Freihandelszonen beizu- 
behalten oder zu gründen, soweit solche Zollunio- 
nen oder Freihandelszonen nicht mit den Grundsät- 
zen und Bestimmungen des Abkommens unverein- 
bar sind. 


8. Handelspolitische Bestimmungen 

Artikel 12 und Protokoll Nr. 4 

Im Interesse einer reibungslosen Durchführung des 
Abkommens unterrichten und konsultieren sich die 
Vertragsparteien über ihre Handelspolitik. 

Die Konsultationen erstrecken sich auf die den Han- 
delsverkehr mit dritten Ländern betreffenden Maß- 
nahmen (insbesondere auf dem Gebiet der Zölle, 
Zollkontingente oder mengenmäßigen Beschränkun- 
gen), soweit diese die Interessen der Mitgiiedstaa- 
ten oder der assoziierten Staaten beeinträchtigen 
können. 


Daneben werden in Protokoll Nr. 4 eine Zusammen- 
arbeit zwischen den Vertragsparteien und Konsul- 
tationen vorgesehen, die dem Ziele dienen sollen, 
vor allem bei tropischen Erzeugnissen ihre Interessen 
auf internationaler Ebene durch ein aufeinander 
abgestimmtes Vorgehen zu vertreten. 

9. Schutzklauseln 

Artikel 13 

Ebenso wie der EWG-Vertrag sieht auch das Asso- 
ziierungsabkommen Schutzklauseln vor, um den da- 
von betroffenen Staaten die Möglichkeit zur Behe- 
bung von wirtschaftlichen Schwierigkeiten zu geben 
(vgl. ferner Artikel 4 Abs. 2). 

Jeder assoziierte Staat kann in Abweichung von den 
Bestimmungen über den Zoll- und Kontingentabbau 
(Artikel 3 Abs. 2 Unterabs. 1 und Artikel 6 Abs. 1, 
2 und 4) die Schutzmaßnahmen treffen, die erforder- 
lich sind, um ernste Störungen zu beheben, die in 
einem Wirtschaftsbereich auftreten oder die äußere 
finanzielle Stabilität beeinträchtigen (Absatz 1). 

Die Gemeinschaft kann aber auch — abweichend 
von der für Erzeugnisse aus den assoziierten Staaten 
geltenden Einfuhrregelung — die erforderlichen Ab- 
hilfemaßnahmen bei ernsten Störungen, die in einem 
ihrer Wirtschaftsbereiche oder in einem Wirtschafts- 
bereich eines oder mehrerer Mitgliedstaaten auftre- 
ten oder ihre äußere finanzielle Stabilität beein- 
trächtigen, von sich aus direkt treffen oder den bzw. 
die betreffenden Mitgliedstaaten hierzu ermächtigen,- 
dies gilt auch im Fall von Schwierigkeiten, die die 
wirtschaftliche Lage eines bestimmten Gebietes be- 
trächtlich verschlechtern können (Absatz 2). 

Das Interne Durchführungsabkommen bestimmt, in 
welchem Verfahren die erforderlichen Schutzmaß- 
nahmen einschließlich der Maßnahmen zur Behebung 
von Verkehrsverlagerungen auf seiten der Gemein- 
schaft getroffen werden können. 

Internes Durchführungsabkommen Artikel 5 

Dies geschieht auf Grund einer Ermächtigung, die 
dem betroffenen Mitgliedstaat von der Kommission 
erteilt wird (Absatz 1), vom Rat jedoch geändert 
werden kann. In dringenden Fällen kann der be- 
treffende Mitgliedstaat die erforderlichen Schutz- 
maßnahmen selbst treffen, wobei die Kontrolle der 
Kommission und des Rates nachträglich erfolgt 
(Absatz 3). Bei ernstlichen Zahlungsbilanzschwierig- 
keiten kann ein Mitgliedstaat die erforderlichen 
Maßnahmen durch Anwendung des Verfahrens nach 
Artikel 108 und 109 des EWG-Vertrags ergreifen 
(Absatz 4). 

Dabei sind alle Maßnahmen — ungeachtet dessen, 
ob sie seitens der Gemeinschaft und der Mitglied- 
staaten oder seitens der assoziierten Staaten getrof- 
fen werden — so anzuwenden, daß sie das Funktio- 
nieren der Assoziation so wenig wie möglich stören 
(Artikel 13 Abs. 3). 

Die Gemeinschaft und jeder assoziierte Staat können 
veranlassen, daß über diese Maßnahmen Konsulta- 
tionen im Assoziationsrat stattfinden (Artikel 13 
Abs. 4). 
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10. Steuervorschriften 

Artikel 14 

Mit einer in Artikel 14 enthaltenen Bestimmung, die 
in ihrem Gehalt auf Artikel 95 Abs. 1 EWG-Vertrag 
zurückgreift, nehmen die Vertragsparteien Abstand 
von jeder unmittelbaren oder mittelbaren mit in- 
ternen Abgaben verbundenen Diskriminierung zwi- 
schen ihren eigenen Erzeugnissen und den gleich- 
artigen Ursprungserzeugnissen ihrer Vertragspartner. 

IIL Finanzielle und technische 
Zusammenarbeit 

1. Gesamtbetrag der Finanzhilfe der Gemeinschaft 

In Anbetracht der Vielgestaltigkeit der Gemein- 
schaftsaktion werden die betreffenden Bestimmun- 
gen an drei Stellen behandelt, nämlich im Titel II 
des Assoziierungsabkommens mit den Grundregeln, 
im Protokoll Nr. 5 über die Verwaltung der Finanz- 
hilfen, das die ausführlicheren Einzelbestimmungen 
enthält, und schließlich in dem „Internen Abkommen 
über die Finanzierung und Verwaltung der Hilfe 
der Gemeinschaft" — mit Einzelheiten über die Auf- 
bringung der Beiträge und die Bedingungen der Mit- 
wirkung der Gemeinschaft bei der Gewährung ihrer 
Hilfe. 

Artikel 16 

Der Höchstbetrag für die Hilfe der Gemeinschaft 
auf dem Gebiet der finanziellen und technischen Zu- 
sammenarbeit für die achtzehn assoziierten Staaten 
wird im Assoziierungsabkommen auf 730 Millionen 
Rechnungseinheiten festgesetzt. Davon bringen die 
Mitgliedstaaten 666 Millionen durch Beiträge auf, 
der Rest kommt aus Mitteln der Europäischen In- 
vestitionsbank. 

Daneben sollen auf Grund eines Ratsbeschlusses 
nach Artikel 136 Abs. 2 EWG-Vertrag die übersee- 
ischen Länder und Hoheitsgebiete, die mit einem 
Mitgliedstaat besondere Beziehungen unterhalten, 
sowie die französischen überseeischen Departements 
70 Millionen Rechnungseinheiten für Investitions- 
vorhaben und teilweise für technische Hilfe erhalten 
(64 aus Beiträgen der Mitgliedstaaten und 6 aus 
Mitteln der Bank). 

Zusammen mit den für die assoziierten Staaten 
bestimmten 730 Millionen belaufen sich die Leistun- 
gen der Gemeinschaft auf 800 Millionen Rechnungs- 
einheiten (davon werden 730 von den Mitgliedstaa- 
ten und 70 von der Bank aufgebracht). Da die Ge- 
meinschaftshilfe für die assoziierten Staaten einer- 
seits und für die Länder, Hoheitsgebiete und Depar- 
tements andererseits das gleiche Ziel verfolgt und 
in ähnlicher Weise verwaltet wird, regelt ein ein- 
ziger Rechtsakt, nämlich das „Interne Abkommen 
über die Finanzierung und Verwaltung der Hilfe 
der Gemeinschaft", die Aufbringung der Mittel so- 
wie die Verwaltung und Verwendung der Hilfe. 

Protokoll Nr. 7 

Im Vergleich zu den 581,25 Millionen Rechnungsein- 
heiten, die von den Mitgliedstaaten im Rahmen des 
Durchführungsabkommens von 1957 aufgebracht 
wurden, stellt der neue Gesamtbetrag praktisch eine 


Erhöhung um etwa 220 Millionen Rechnungseinhei- 
ten für fünf Jahre — also 44 Millionen im Jahr — 
dar. Das Ausmaß der Erhöhung trägt einmal der 
zwangsläufig beschränkten Beitragsfähigkeit der 
Mitgliedstaaten, die außerdem zumeist noch bilate- 
rale Hilfen an Entwicklungsländer gewähren, und 
zum anderen auch dem Bedarf der assoziierten afri- 
kanischen Staaten und Madagaskars sowie der über- 
seeischen Länder, Hoheitsgebiete und Departements 
Rechnung. 

Der Wert der Rechnungseinheit der Gemeinschafts- 
hilfe wurde auf 0,88867088 Gramm Feingold (gegen- 
wärtiger Feingoldgehalt des US-Dollar) festgesetzt; 
außerdem sieht das Protokoll in genau umrissenen 
Fällen ausdrücklich die Möglichkeit einer Verände- 
rung des Wertes der Rechnungseinheit vor. 

Artikel 28 

Wenn das Abkommen von einem assoziierten Staat 
nicht ratifiziert oder gekündigt wird, so ergibt sich 
daraus für die Vertragsparteien die Verpflichtung, 
den für die assoziierten Staaten bestimmten Betrag 
der Finanzhilfe (Artikel 16, Internes Finanzabkom- 
men Artikel 7) entsprechend anzupassen. 

2. Beiträge der Mitgliedstaaten 

Internes Finanzabkommen Artikel 1 


Die dem Fonds von den Mitgliedstaaten zur Verfü- 
gung gestellten 730 Millionen Rechnungseinheiten 
werden wie folgt aufgebracht: 


Belgien 

69 Mill. RE 

Zum Vergleich: 
Beträge nach 
dem Durch- 
führungs- 
abkommen 
von 1957 

70 Mill. RE 

Bundesrepublik 

Deutschland 

246,5 Mill. RE 

200 Mill. RE 

Frankreich 

246,5 Mill. RE 

200 Mill. RE 

Italien 

100 Mill. RE 

40 Mill. RE 

Luxemburg 

2 Mill. RE 

1,25 Mill. RE 

Niederlande 

66 Mill. RE 

70 Mill. RE 


Im Verhältnis zu dem im Durchführungsabkommen 
von 1957 vorgesehenen Betrag weist der neue Ge- 
samtbeitrag der Mitgliedstaaten eine Erhöhung von 
ungefähr 26Vo auf. 

Der Aufbringungsschlüssel für die Finanzbeiträge 
der Mitgliedstaaten entspricht keinem der im EWG- 
Vertrag verwendeten Schlüssel, sondern geht auf 
eine unter den Mitgliedstaaten vereinbarte Kom- 
promißlösung zurück, so daß er in Zukunft nicht 
etwa als Präzedenzfall betrachtet werden kann. 


3. Einzelheiten für die Zahlung der Beiträge durch 
die Mitgliedstaaten 

Internes Finanzabkommen Artikel 2 

Das Interne Finanzabkommen legt das Verfahren 
für die Zahlung der Beiträge der Mitgliedstaaten 
fest, nach dem der Rat alljährlich eine Entscheidung 
über den Abruf der Mittel nach den Regeln einer 
wirtschaftlichen Haushaltsführung trifft. 
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Die Erfahrung der letzten Jahre hat nämlich gezeigt, 
daß die Festlegung fester Jahresraten, wie sie im 
Durchführungsabkommen von 1957 bestand, unter 
Umständen zu einer erheblichen Ansammlung flüs- 
siger Mittel führt, die erst nach mehreren Jahren 
verwendet werden. Es erschien also besser, diese 
Beiträge je nach den voraussichtlich erforderlichen 
Zahlungen in den einzelnen Rechnungsjahren abzu- 
rufen und dabei vor allem einen etwaigen Restbe- 
trag aus den vorher gezahlten Beträgen zu berück- 
sichtigen. Der Rat stellt auf Vorschlag der Kommis- 
sion jährlich einen Fälligkeitsplan für den Abruf der 
Beiträge und im Bedarfsfall Vorschläge über die Lei- 
stung zusätzlicher Zahlungen auf (Absätze 2 und 3). 

Schließlich werden die Bedingungen für die Hinter- 
legung der Beiträge der Mitgliedstaaten auf den 
von ihnen für die Gemeinschaft eröffneten Sonder- 
konten festgelegt (Absätze 4 und 5). 

4 , Form der Hilfe der Gemeinschaft 

Artikel 16, Internes Finanzabkommen Artikel 7 

Die 730 Millionen Rechnungseinheiten, welche die 
Gemeinschaft den assoziierten afrikanischen Staaten 
und Madagaskar zur Verfügung stellt, werden zum 
größten Teil in Form nichtrückzahlbarer Zuschüsse, 
zu einem nicht unbedeutenden Teil jedoch in Form 
von Darlehen verwendet. 

Für die Interventionen der Gemeinschaft bestehen 
drei Möglichkeiten: 

a) Nichtrückzahlbare Zuschüsse bis zu 620 Millionen 
Rechnungseinheiten aus dem Fonds; 

b) Darlehen zu Sonderbedingungen, die ebenfalls 
dem Fonds entnommen werden, in Höhe der 
Differenz zwischen dem Betrag von 666 Millionen 
Rechnungscinheiten und dem Betrag der nicht- 
rückzahlbaren Zuschüsse, also in Höhe eines 
Mindestbetrags von 46 Millionen Rechnungs- 
einheiten. 

Protokoll Nr. 5 Artikel 11, 12, 13 und Internes Finanz- 
abkommen Artikel 9 und 10 

— Die Darlehen können für höchstens 40 Jahre 
gewährt und bis zu 10 Jahren von der Tilgung 
befreit werden. Es werden günstige Zinsbedin- 
gungen gewährt. Die Bedingungen für die Ge- 
währung der Darlehen sowie die Einzelheiten 
ihrer Abwicklung und Rückzahlung werden von 
der Gemeinschaft festgelegt, wobei die Rentabili- 
tät des Vorhabens und Verschuldungsfähigkeit 
des betreffenden assoziierten Staates berücksich- 
tigt werden muß. 

Artikel 16 und 19 und Internes Finanzabkommen 
Artikel 6 

und 

c) Darlehen der Europäischen Investitionsbank bis zu 
64 Millionen Rechiumgsoinheiten. Hierbei besteht 
die Möglichkeit einer Gewährung von Zinsver- 
gütungen bis zu 3Uo des Darlehensbetrags, die 
aus den nichtrückzahlbaren Zuschüssen des Fonds, 
später aus den vereinnahmten TilgungS' und 
Zinsbeträgen für Darlehen zu Sonderbedingungen 
und — falls diese Mittel nicht ausreichen — aus 
Beiträgen der Mitgliedstaaten finanziert werden. 


diese sind im Verhältnis der Beteiligung der Mit- 
gliedstaaten am Kapital der Europäischen In- 
vestitionsbank aufzubringen. 

Protokoll Nr. 5 Artikel 14 bis 18 

Die Darlehen können auf 25 Jahre gewährt werden. 
Darlehensgewährung und Darlehensbedingungen 
richten sich nach der Satzung der Bank. Dabei muß 
die Verschuldungsfähigkeit des betreffenden Staates 
berücksichtigt werden. 

Artikel 20 und Protokoll Nr. 5 Artikel 19, 20 und 21 

Schließlich ist noch vorgesehen, daß der Fonds bis 
zu 50 Millionen Rechnungseinheiten kurzfristige 
Vorschüsse an Stabilisierungskassen gewähren kann, 
um ihnen beim Ausgleich zeitweiliger Preisschwan- 
kungen zu helfen. 

5. Maßnahmen der Gemeinschaft 

Artikel 17 

Die vorgesehenen Maßnahmen der Gemeinschaft 
betreffen folgendes: 

— wirtschaftliche und soziale Investitionen, 

— allgemeine technische Zusammenarbeit, 

— Diversifizierungs- und Produktionshilfe, 

— Hilfe beim Ausgleich zeitweiliger Preisschwan- 
kungen. 

Artikel 18 

Läßt man die zuletzt genannte Maßnahme beiseite, 
für die keine Mittel bereitgestellt werden müssen, 
da sie nur kurzfristige Kassenvorschüsse umfaßt, so 
entfallen auf die drei übrigen Gebiete folgende 
Beträge: 

— 500 Millionen Rechnungseinheiten für Maßnah- 
men im Bereich der wirtschaftlichen und sozialen 
Investitionen und der allgemeinen technischen 
Zusammenarbeit; 

— 230 Millionen Rechnungseinheiten für Maßnah- 
men auf dem Gebiet der Diversifizierungs- und 
Produktionshilfe. 

Artikel 15 

Der Artikel hebt ausdrücklich hervor, daß die vor- 
stehend genannten Hilfen nur eine Ergänzung der 
eigenen Bemühungen der assoziierten Staaten dar- 
stellen sollen. 

6. Die verschiedenen Hilfeleistungen im einzelnen 
Artikel 17, Ziff. 1 

1) Bei den wirtschaftlichen und sozialen 
Investitionen handelt es sich um; 

— wirtschaftliche und soziale Infrastrukturvorhaben, 

— produktive Vorhaben von allgemeinem Interesse, 

— produktive Vorhaben mit üblicher finanzieller 
Rentabilität und schließlich 

— Leistungen für technische Hilfe vor, und nach 
Investitionen (wegen Einzelheiten der Maßnah- 
men, die diese mit den Investitionen verbundene 
technische Hilfe umfassen kann, vgl. Protokoll 
Nr. 5 Artikel 4, Abs. 2). 
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Protokoll Nr. 5 Artikel 2 

Die Maßnahmen können durch nichtrückzahlbare 
Zuschüsse, Darlehen zu Sonderbedingungen, Dar- 
lehen der Europäischen Investitionsbank oder gleich- 
zeitig durch mehrere dieser Mittel finanziert werden. 
Es ist im übrigen auch möglich, daß die Finanzierung 
durch die Gemeinschaft sich nur auf einen Teil der 
notwendigen Beträge erstreckt; die Gemeinschaft 
kann nämlich auch neben anderen Geldgebern tätig 
werden. 

Artikel 21 und Protokoll Nr. 5 Artikel 1 

Grundsätzlich stellt der betreffende assoziierte Staat 
im Rahmen seines Entwicklungsplans bei der Kom- 
mission einen Antrag; die Gemeinschaft kann aber — 
mit Einverständnis des betreffenden assoziierten 
Staates — für die mit den Investitionen verbundene 
technische Hilfe selbst Vorschläge ausarbeiten. 

Artikel 17, Ziff. 2 

2) Bei der allgemeinen technischen Zusam- 
men a r b e i t werden durch Maßnahmen der Gemein- 
schaft in erster Linie Untersuchungen über die Ent- 
wickliingsmöglichkeiten der Wirtschaft der assoziier- 
ten Staaten und Programme für die Ausbildung von 
Führungskräften und die Berufsausbildung finanziert 
(vgl. ferner die nicht erschöpfende Liste von Maß- 
nahmen in Protokoll Nr. 5 Artikel 9). 

ProloküB Nr. 5 Artikel 7 

Diese Maßnahmen werden durch nichtrückzahlbare 
Zuschüsse finanziert. Um eine möglichst große Wirk- 
samkeit dieser Maßnahmen zu gewährleisten, wurde 
vorgesehen, daß die assoziierten Staaten Anträge 
vorzugsweise im Rahmen von Jahres- oder Mehr- 
jahresprogrammen vorlegen, daß jedoch gegebenen- 
lalls auch die Gemeinsdiaft Vorschläge ausarbeiten 
kann. 

Artikel 17, Ziff. 4 

3) Die Vorschüsse an die Stabilisierungs- 
kassen sollen dazu beitragen, die Folgen zeit- 
weiliger Schwankungen der Weltmarktpreise zu 
mildern. 

Protokoll Nr. 5 Artikel 20, 21 

Hierfür werden kurzfristige Vorschüsse gewährt, 
deren Laufzeit die Gültigkeitsdauer des Abkommens 
in der Regel nicht überschreiten darf. 

Die Vorschüsse werden von der Regierung eines 
assoziierten Staates beantragt; dem Antrag ist ein 
Bericht der betreffenden Stabilisierungskasse beizu- 
fügen. Der assoziierte Staat übernimmt die Garantie 
für die Rückzahlung; erfolgt die Rückzahlung nicht, 
so wird der Verlust auf den Teil der nichtrückzahl- 
baren Zuschüsse angerechnet, die dieser Staat erhält. 

Artikel 17 Ziff. 3 

4) Die Produktions - und Diversifizierungs- 
hilfe soll in erster Linie die Vermarktung zu wett- 
bewerbsfähigen Preisen auf allen Märkten der Ge- 
meinschaft ermöglichen, indem insbesondere die 
Rationalisierung des Anbaus und der Verkaufs- 
methoden gefördert wird und den Erzeugern die 
notwendigen Anpassungen erleichert werden. 


Es handelt sich hierbei gegenüber dem Durchfüh- 
rungsabkommen von 1957 um eine neue Hilfsform, 
die für die Stärkung des wirtschaftlichen Gleich- 
gewichts und der wirtschaftlichen Unabhängigkeit 
der assoziierten Staaten von erheblicher Bedeutung 
sein dürfte. 

Protokoll Nr. 5 Artikel 26 Abs. 2 und 34 

Danach erhält jeder assoziierte Staat einen bestimm- 
ten Betrag; er schlägt der Gemeinschaft dessen Ver- 
wendung als Produktions- und Diversifizierungshilfe 
(elf assoziierte Staaten) oder lediglich als Diversi- 
fizierungshilfe (die sieben übrigen Staaten) vor. 

Protokoll Nr. 5 Artikel 25 

Die Verwendung soll nach einem Fünfjahresplan 
erfolgen, der die Finanzierung der geplanten Maß- 
nahmen festlegt. 

Protokoll Nr. 5 Artikel 23 

a) Während die Produktionshilfe den Erzeugern in 
den assoziierten Staaten die schrittweise Anpassung 
ihrer Erzeugung an die Erfordernisse einer Ver- 
marktung zu Weltmarktpreisen erleichern soll, dient 
die Diversihzierungshilfe in den assoziierten Staaten 
zu Strukturverbesserungen und geeigneten Diversi- 
fizierungen in Landv/irtschcift, Industrie und Handel. 

Die Diversifizieriingshilfe soll eine allgemeine Stei- 
gerung des Wirtschaftspotentials ermöglichen, indem 
z. B. die Industrialisierung gefördert, die Produk- 
tionsskala verbreitert, die Verwertung der Erzeug- 
nisse zweckmäßiger organisiert wird und neue 
Absatzmärkte erschlossen werden. Als Form der 
Gemeinschdftshilte sind nichtrückzahlbare Zuschüsse 
oder Darlehen vorgesehen. 

Die Produktionshilte ist tür elf assoziierte Staaten 
bestimmt. Sie sollen damit in die Lage versetzt 
werden, im Laufe von fünf vJahren bestimmte tro- 
pische Erzeugnisse zu konkurrenzfähigen Preisen 
auf dem Weltmarkt anbieten zu können. Ohne diese 
Hilfe würde der Verkauf zu Weltmarktpreisen zu 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten in diesen Ländern 
führen. Die Produktionshilfe der Gemeinschaft wird 
in Form von nichtrückzahlbaren, degressiv gestal- 
teten Zuschüssen in der Weise gewährt, daß sie 
spätestens bei Ablauf des Assoziierungsabkommens 
vollständig beseitigt ist. 

Die betreffenden assoziierten Staaten haben deshalb 
vorgesehen, ihre Produktion nach einem dem Asso- 
ziierungsabkommen (Anhang 111 zur Schlußakte) bei- 
gefügten Zeitplan zu Weltmarktpreisen abzusetzen. 
Dies soll nicht allein durch die Produktionshilfe, 
sondern außerdem durch Diversifizierungen ermög- 
licht werden. Von dem Betrag, den die genannten 
Staaten jährlich als Produktions- und Diversifizie- 
rungshilfe erhalten sollen, muß mindestens ein 
Viertel für die Diversifizierung verwendet werden. 
Wird die Produktionshilfe nicht völlig aufgebraucht, 
so ist der Restbetrag anderweitig, z. B. als Diversi- 
fizierungshilfe, zu verwenden. 

Protokoll Nr. 5 Artikel 25, 26, 27 und 34 

b) Die Grundlage für die Gewährung der Produk- 
tions- und Diversifizierungshilfe bilden Programme, 
die für die Gültigkeitsdauer des Abkommens auf- 
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gestellt werden. Darin hat jeder assoziierte Staat 
vorzusehen, wie er seinen Anteil an der Produk- 
tions- und Diversifizierungshilfe verwenden will. Er 
legt das Programm der Gemeinschaft vor. 

Protokoll Nr, 5 Artikel 27 

Bei den assoziierten Staaten, die Produktions- und 
gleichzeitig Diversifizierungshilfe erhalten, muß aus 
dem Verwendungsplan die Aufteilung auf die Pro- 
duktions- und Diversifizierungshilfe hervorgehen 
(Ziffer 1). 

Ferner ist dabei zu berücksichtigen, daß die als 
Produktionshilfe geleisteten Zahlungen degressiv 
sind (Ziffer 2). 

Die Gemeinschaft stellt fest, ob diese Programme 
den erwähnten Vorschriften entsprechen und wirkt 
gegebenenfalls auf ihre Anpassung hin. 

Protokoll Nr. 5 Artikel 28 

Die Programme dienen außerdem zur Festlegung 
der Höhe einer ersten Jahresrate, welche die Pro- 
duktions- und Diversifizierungshilfe umfaßt. 

Protokoll Nr. 5 Artikel 29 

In den folgenden Jahren prüft die Gemeinschaft die 
Verwendung der dem betreffenden Staat bereits 
gezahlten Beträge an Produktionshilfe (Absatz 1), 
wobei sie insbesondere die Entwicklung der Preise 
der ausgeführten Güter, die Ausfuhrmengen sowie 
etwaige sonstige Finanzhilfen berücksichtigt, die er 
erhält (Absatz 2). Bleibt von den im Programm ver- 
anschlagten Beträgen ein Betrag übrig, weil ein Teil 
der Produktionshilfe nicht verwendet wurde, so 
wird dieser Restbetrag anderen Zwecken zugeführt 
(Absatz 4). 

Protokoll Nr. 5 Artikel 38 

Bei der Diversifizierungshilfe entspricht das Gewäh- 
rungsverfahren dem unten erläuterten Verfahren 
für die Investitionen. 

Protokoll Nr. 5 Artikel 37 

Die Gemeinschaft entscheidet über die einzelnen 
Vorhaben, die jeder assoziierte Staat im Rahmen 
seines Programms unterbreitet. 

7. Verfahren für die Gewährung der Hilfe 
der Gemeinschaft 

Artikel 21, 22, 27 und Protokoll Nr. 5 Artikel 28, 
35 und 42 

Der Gewährung einer Hilfe durch die Gemeinschaft 
hat — von Ausnahmen abgesehen — immer ein 
Antrag von seiten der assoziierten Staaten zugrunde 
zu liegen. Ferner ist ihre Beteiligung während der 
Untersuchung der Vorhaben, bei der Prüfung der 
Fünfjahresprogramme für die Produktions- und 
Diversifizierungshilfe sowie bei der Durchführung 
der Hilfsmaßnahmen vorgesehen. Schließlich hat der 
Assoziationsrat jährlich die allgemeine Ausrichtung 
der finanziellen und technischen Zusammenarbeit an 
Hand eines Berichts zu prüfen, den die Kommission 
ausarbeitet. 


Die entscheidende Rolle bei der Durchführung der 
finanziellen und technischen Zusammenarbeit spie- 
len jedoch die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten. 

Protokoll Nr. 5 Artikel 14 

Einen besonderen Platz nehmen die Darlehen der 
Europäischen Investitionsbank (EIB) ein, die diese 
nach den Vorschriften ihrer Satzung gewährt. 

Internes Finanzabkommen Artikel 9 

Was die übrigen Maßnahmen betrifft (nichtrückzahl- 
bare Zuschüsse, Darlehen zu Sonderbedingungen, 
kurzfristige Vorschüsse, Zinsvergütungen für Dar- 
lehen der EIB), so ist für die Prüfung der Vorhaben 
oder Programme, die von den assoziierten Staaten 
und den zuständigen Behörden für die überseeischen 
Länder und Hoheitsgebiete sowie für die französi- 
schen überseeischen Departements vorgelegt werden, 
die EWG-Kommission zuständig, die hierfür einen 
Finanzierungsvorschlag ausarbeitet (Absatz 1). 
Wegen der Vorteile, welche die Organisation der 
Europäischen Investitionsbank bietet, muß die Kom- 
mission jedoch hinsichtlich der Darlehen zu Sonder- 
bedingungen frühzeitig mit der Bank Zusammen- 
arbeiten und ihr die Unterlagen zur Stellungnahme 
übermitteln (Absätze 2 bis 4). Art und Weise der 
Beteiligung der Bank an der Verwaltung der Dar- 
lehen werden dann in Aufträgen der Gemeinschaft 
an die Bank festgelegt. Für die Gewährung von 
Zinsvergütungen für normale Darlehen macht die 
Bank Vorschläge an die Kommission (Absatz 5). 

Internes Finanzabkommen Artikel 11 

Die Entscheidung über die so ausgearbeiteten Finan- 
zierungsvorschläge kommt durch Zusammenarbeit 
zwischen der Kommission und einem Ausschuß aus 
Vertretern der Regierungen der Mitgliedstaaten zu- 
stande; wird hierbei kein Einvernehmen erzielt, so 
entscheidet der Rat. 

Dieser Ausschuß aus Vertretern der Regierungen 
der Mitgliedstaaten dient einer engen Zusammen- 
arbeit zwischen der Kommission und den Vertretern 
der Regierungen der Mitgliedstaaten. Der Vorsitz 
und die Sekretariatsgeschäfte des Ausschusses liegen 
in den Händen der Kommission. 

In dem oben erwähnten Ausschuß verfügt der Ver- 
treter jedes Mitgliedstaates über eine gewogene 
Stimmenzahl, und zwar wie folgt: Belgien: 10 Stim- 
men, Bundesrepublik Deutschland: 33 Stimmen, 
Frankreich: 33 Stimmen, Italien: 14 Stimmen, Luxem- 
burg: 1 Stimme, Niederlande: 9 Stimmen. Die erfor- 
derliche Mehrheit beträgt 67 Stimmen; auf diese 
Weise kann sich kein Mitgliedstaat der Finanzierung 
eines Vorhabens widersetzen, dem seine fünf Partner 
zustimmen (Absatz 2). 

Beabsichtigt die Kommission, von der Stellungnahme 
des Ausschusses abzuweichen oder hat der Ausschuß 
einen Finanzierungsvorschlag der Kommission nicht 
befürwortet, so kann sie den Vorschlag dem Rat 
vorlegen, der nach denselben Regeln beschließt, die 
für den Ausschuß vorgesehen sind (Absätze 2 und 3). 

Internes Finanzabkommen Artikel 12 

In bestimmten Fällen (Gewährung von Darlehen zu 
Sonderbedingungen an ein Privatunternehmen, Vor- 
schläge zur Gewährung von Zinsvergütungen für 
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die von der Bank gewährten Darlehen) beschließt 
der Ausschuß jedoch einstimmig. Herrscht Einverneh- 
men zwischen dem Ausschuß und der Kommission, 
so faßt letztere den formellen Beschluß über die 
Gewährung der Hilfe. 

8. Verwendung der Gemeinschaftshilfe im einzelnen 

Die Hilfe muß nach Vorschriften verwendet werden, 
die im Assoziierungsabkommen, in Protokoll Nr. 5 
und im Internen Finanzabkommen enthalten sind. 

Artikel 24 

Diese Vorschrift betrifft den abgegrenzten Kreis der 
Personen oder Körperschaften, die Empfänger der 
Hilfe sein können. Hierdurch soll gewährleistet wer- 
den, daß die Gemeinschaftshilfe tatsächlich dem vor- 
gesehenen Empfänger zufließt und der getroffenen 
Zweckbindung nicht entfremdet wird. 

Bei wirtschaftlichen und sozialen Investitionsvor- 
haben kommt die Hilfe den assoziierten Staaten oder 
juristischen Personen, die nicht in erster Linie einen 
Erwerbszweck verfolgen, von allgemeinem oder 
sozialem Interesse sind und in diesen Staaten der 
Kontrolle der öffentlichen Hand unterliegen, zugute. 
Empfänger dieser Gemeinschaftshilfe können also 
nicht Privatpersonen sein (mit Ausnahme der durch 
Darlehen zu Sonderbedingungen und mit Zinsvergü- 
tungen finanzierten Investitionen, die durch beson- 
deren Beschluß der Gemeinschaft auch zugunsten 
von Privatunternehmen getätigt werden können 
sowie der Darlehen der EIB). 

Bei der allgemeinen technischen Zusammenarbeit ist 
die Hilfe an die assoziierten Staaten oder an Fach- 
institute oder Fachorgane zu zahlen; nur ausnahms- 
weise können auch Privatpersonen unmittelbar in 
den Genuß dieser Art von Hilfe kommen (Stipen- 
diaten oder Praktikanten). 

Protokoll Nr. 5 Artikel 30 Abs. 1, Artikel 31 und 32 

Die Produktionshilfe soll nicht dem Staatshaushalt 
zugeführt und mit den übrigen Mitteln zusammen- 
gebracht werden, sondern den Erzeugern zufließen, 
und zwar unter Einschaltung von der Gemeinschaft 
anerkannter Einrichtungen, deren Tätigkeit streng 
überwacht wird. 

Empfänger der Diversihzierungshilfe schließlich, de- 
ren Gewährung von der Genehmigung eines be- 
stimmten Vorhabens abhängt (s. oben), sind die asso- 
ziierten Staaten, von der Gemeinschaft anerkannte 
Erzeugerverbände oder gleichartige Einrichtungen; 
bestehen solche Verbände oder Einrichtungen nicht, 
so kann die Gemeinschaft Vorhaben genehmigen, bei 
denen die Empfänger der Hilfe einzelne Erzeuger 
sind oder auch Privatunternehmen (aber nur, wenn 
die Finanzierung durch Darlehen erfolgt und auf be- 
sonderen Beschluß der Gemeinschaft). 

Artikel 26 

In dem Bestreben, ihre Hilfe wirksam zu gestalten, 
hat die Gemeinschaft dafür Sorge zu tragen, daß die 
Verwendung der zugewiesenen Beträge entspre- 
chend der getroffenen Zweckbindung und unter den 
günstigsten wirtschaftlichen Bedingungen erfolgt. 


Protokoll Nr. 5 Artikel 42 

Zu diesem Zweck kann die Gemeinschaft im Zusam- 
menwirken mit den assoziierten Staaten — neben 
den Maßnahmen, die im Rahmen des Internen Fi- 
nanzabkommens in bezug auf die Vergabe von Auf- 
trägen, Ausgabenbindungen, Zahlungen usw. getrof- 
fen werden — alle Maßnahmen ergreifen, die not- 
wendig sind, um eine ordnungsmäßige Verwendung 
dieser Hilfe zu gewährleisten (siehe auch Artikel 31 
Abs. 3). 

Artikel 5, 10, 21 und 31 Abs. 2 

Außerdem ist der Empfänger der Gemeinschaft für 
die Verwendung entsprechend der getroffenen Zweck- 
bindung verantwortlich. 

Artikel 25 

Einer bestmöglichen Verwendung der Gemeinschafts- 
mittel und der gleichzeitigen Wahrung des Grund- 
satzes der Nichtdiskriminierung zwischen Mitglied- 
staaten oder assoziierten Staaten dient schließlich die 
Vorschrift, daß die Beteiligung bei der Vergabe von 
Aufträgen, bei Ausschreibungen, Geschäftsabschlüs- 
sen usw. für Vorhaben, die von der Gemeinschaft 
finanziert werden, allen natürlichen und juristischen 
Personen zu gleichen Bedingungen offensteht, welche 
die Staatszugehörigkeit eines Mitgliedstaates oder 
eines assoziierten Staates besitzen. 

Protokoll Nr. 5 Artikel 41 

Die Einfuhren in einen assoziierten Staat, für die ein 
von der Gemeinschaft finanzierter Liefervertrag ge- 
schlossen wurde, werden nicht auf die den Mitglied- 
staaten eröffneten Kontingente angerechnet. Außer- 
dem ist in einer zusätzlichen Erklärung vereinbart 
worden, daß diese Einfuhren von dem betreffenden 
assoziierten Staat von allen Zöllen und Abgaben mit 
gleicher Wirkung wie diese Zölle befreit werden. 

Artikel 24 Abs. 2 

Die Mittel der Gemeinschaft dürfen nicht der Dek- 
kung laufender Ausgaben dienen. 

Was die finanzielle Durchführung und die Kontrolle 
der Hilfe betrifft, so sind innergemeinschaftliche Vor- 
schriften im Internen Finanzabkommen enthalten 
(Kapitel III und IV). 

Internes Finanzabkommen Artikel 18 

Ergänzende Bestimmungen werden vom Rat in einer 
Finanzregelung erlassen werden. 

IV. Niederlassungsrecht, Dienstleistungen, 
Zahlungs- und Kapitalver kehr 

Niederlassungsrecht und Dienstleistungen 

Das neue Assoziierungsabkommen weist gegenüber 
der Regelung des Jahres 1957 — Artikel 132 Abs. 5 
EWG- Vertrag, Artikel 8, 14, 16 des Durchführungs- 
abkommens, „Richtlinie zur Festlegung der Einzel- 
heiten der schrittweisen Anwendung des Niederlas- 
sungsrechts in den überseeischen Ländern und Ho- 
heitsgebieten und den französischen überseeischen 
Departements" vom 23. November 1959 (Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften vom 10. Februar 
1960) — mehrere Neuerungen auf. 
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Artikel 31, 32 

Zunächst bezieht sich das Assoziierimgsabkommen 
nach Begriffsbestimmungen, die denen des EWG- 
Vertrags, vgl. Artikel 52 und 60, entsprechen, nicht 
nur auf das Niederlassungsrecht, sondern auch auf 
den freien Dienstleistungsverkehr. 

Artikel 29 Abs. 3 und 33 

Im übrigen enthält das Assoziierungsdbkommen so- 
wohl eine Bestimmung über die Rechte der Staats- 
angehörigen und Gesellschaften (die Gesellschaften 
werden auf die gleiche Weise definiert wie in Arti- 
kel 58 Abs. 2 des EWG-Vertrags und im allgemeinen 
Programm zur Aufhebung der Beschränkungen der 
Niederlassungsfreiheit) der Mitgliedstaaten in den 
assoziierten Staaten als auch die auf der Grundlage 
der Gegenseitigkeit geltende Bestimmung, daß diese 
Rechte in einem assoziierten Staat nur für Staats- 
angehörige und Gesellschaften eines Mitgliedstaa- 
tes in Anspruch genommen werden können, der den 
Staatsangehörigen und Gesellschaften dieses asso- 
ziierten Staates für dieselbe Tätigkeit entsprechende 
Vergünstigungen gewährt. 

Artikel 34, 44 

Der Assoziationsrat ist zur Durchführung der Arti- 
kel 29 bis 33 zur Beschlußfassung befugt, d. h. er 
kann Vorschriften erlassen, die für die Unterzeich- 
nerstaaten verbindlich sind; diese müssen im Rah- 
men ihrer innerstaatlichen Rechtsvorschriften die er- 
forderlichen Durchführungsmaßnahmen ergreifen. 

Artikel 29 Abs. 1, 30 

Zugunsten der Staatsangehörigen und Gesellschaften 
der Mitgliedstaaten (Niederlassung in Pächtimg 
Europa — Afrika) ist vorgesehen, daß die Staatsange- 
hörigen und Gesellschaften aller Mitgliedstaaten in 
den assoziierten Staaten einander gleichzustellen 
sind. Dieses Ziel muß schrittweise, spätestens aber 
drei Jahre nach Inkrafttreten des Abkommens, er- 
reicht werden. 

Das genannte Recht der Staatsangehörigen und Ge- 
sellschaften der Mitgliedstaaten wird noch durch 
zwei ergänzende Bestimmungen erweitert. Werden 
in einem assoziierten Staat die Staatsangehörigen 
und Gesellschaften eines dritten Staates günstiger 
behandelt als diejenigen der Mitgliedstaaten, so 
haben deren Staatsangehörige und Gesellschaften 
Anspruch auf gleiche Behandlung, es sei denn, es 
liandelte sich um die Behandlung nach einem regio- 
nalen Abkommen; letztere Klausel soll verhüten, 
daß der Abschluß innerafrikanischer Niederlassuugs- 
abkommen erschwert wird. Ferner müssen die Maß- 
nahmen, die bereits auf Grund des Vertrages getrof- 
fen wurden, weiterhin gegenüber den Staatsangehö- 
rigen und Gesellsdiaften der Mitgliedstaaten An- 
wendung finden; hierdurch sollen die assoziierten 
Staaten insbesondere verpflichtet bleiben, die Besei- 
tigung der Diskriminierung nach der Richtlinie vom 
23. November 1959 fortzusetzen. 

Artikel 29 Abs. 2 

Bei diesem Recht der Staatsangehörigen und Gesell- 
schaften aller Mitgliedstaaten auf gleiche Behand- 
lung gibt es jedoch eine Ausnahme. Der Assozia- 


tionsrat kann nämlich einen assoziierten Staat für 
bestimmte Zeit und für eine bestimmte Tätigkeit von 
dieser Verpfliditung entbinden, 

Artikel 29 Abs. 3 

Schließlich unterliegt das Recht der Staatsangehöri- 
gen und Gesellschaften der Mitgliedstaaten auf 
Gleichbehandlung der Gegenseitigkeitsklausel, die 
zum Zuge kommt, wenn der Mitgliedstaat, dessen 
Staatsangehörige dieses Recht in Anspruch nehmen, 
den Staatsangehörigen der assoziierten Staaten kein 
ähnliches Recht zugesteht (Niederlassung in Rich- 
tung Afrika — Europa). Das Niederlassungsrecht in 
einem assoziierten Staat kann nämlich bei einer be- 
stimmten Tätigkeit für die Staatsangehörigen und 
Gesellschaften eines Mitgliedstaates entfallen, wenn 
dieser Mitgliedstaat sich weigert, den Staatsangehö- 
rigen und Gesellschaften des betreffenden assoziier- 
ten Staates für dieselbe Tätigkeit gleichartige Ver- 
günstigungen zu gewähren. 

Zahlungs- und Kapitalverkehr 

Artikel 35 bis 38 

Mit den übrigen Vorschriften des Titels III betref- 
fend den Zahlungs- und Kapitalverkehr ist beabsich- 
tigt, ähnliche — wenn auch nicht so vollständige — 
Bestimmungen zu treffen, wie sie auf Grund der 
Artikel 67 ff. des EWG-Vertrags für die Mitglied- 
staaten gelten. 

Artikel 35 

regelt die laufenden Zahlungen. Die Unterzeichner- 
staaten verpflichten sich, diese Zahlungen im glei- 
chen Maße zu liberalisieren, wie die Grundgeschäfte 
auf Grund des Abkommens liberalisiert sind. Sie 
haben sich außerdem verpflichtet, sich um eine wei- 
tergehende Liberalisierung dieser Zahlungen zu be- 
mühen, soweit ihre Wirtschaftslage und der Stand 
ihrer Zahlungsbilanzen dies zulassen (Anhang II zur 
Schlußakte). Soweit Frankreich im Rahmen der Wäh- 
rungsorganisation der Franc-Zone sachliche Zustän- 
digkeiten besitzt, tritt es für die Erfüllung der ge- 
nannten Verpflichtungen an die Steile der der Zone 
angehörenden assoziierten Staaten. 

Artikel 36 

verpflichtet die assoziierten Staaten, während der 
Laufzeit der Darlehen und Vorschüsse im Sinne des 
Protokolls Nr. 5 den Schuldnern die Devisen zur 
Verfügung zu stellen, die für den Zinsen- und Til- 
gungsdienst sowie für die Rückzahlung der Vor- 
schüsse erforderlich sind. 

Gemäß Artikel 37 

werden sich die assoziierten Staaten bemühen, keine 
neuen Devisenbeschränkungen einzuführen oder 
bestehende Beschränkungen zu verschärfen, welche 
die Investitionen und die laufenden Zahlungen aus 
dem sich daraus ergebenden Kapitalverkehr berüh- 
ren, wenn diese Zahlungen von in den Mitglied- 
staaten ansässigen Personen vorgenommen werden. 
Die assoziierten Staaten sind außerdem verpflichtet, 
die Staatsangehörigen und Gesellschaften der Mti- 
gliedstaatcn hinsichtlich der von ihnen nach Inkraft- 
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treten des Abkommens durchgeführten Investitionen 
sowie des sich daraus ergebenden Kapitalverkehrs 
spätestens ab 1. Januar 1965 auf der Grundlage der 
Gleichberechtigung zu behandeln, soweit dies zur 
Verwirklidiung der Ziele des Assoziierungsabkom- 
mens erforderlich ist, 

V. Die Organe der Assoziation 

Das im Assoziierungsabkommen vorgesehene insti- 
tutionelle System stellt gegenüber der Regelung vom 
Jahre 1957 eine Neuerung dar. Im Hinblick darauf, 
daß die assoziierten Staaten unabhängig geworden 
waren, mußten nämlich paritätische Organe geschaf- 
fen werden, die es den Vertragsparteien gestatten, 
ihren Willen bei völliger Gleichberechtigung zu 
äußern und ihre Beziehungen gemeinsam zu be- 
stimmen. 

Artikel 39 

Die Assoziation umfaßt folgende Organe: 

— den Assoziationsrat 

(der vom Assoziationsausschuß unterstützt wird), 

— die parlamentarische Konferenz der Assoziation 
und 

— das Schiedsgericht der Assoziation. 

Artikel 52 

Es wurde davon abgesehen, ein dem Wirtschafts- 
und Sozialausschuß der EWG entsprechendes Gre- 
mium zu schaffen, doch ist der Assoziationsrat befugt, 
jede Empfehlung auszusprechen, die zur Förderung 
der Fühlungnahme zwischen der Gemeinschaft und 
den Vertretern aus den Gruppen des wirtschaft- 
lichen und sozialen Lebens der assoziierten Staaten 
geeignet ist. 

1. Assoziationsrat und Assoziationsausschuß 

Artikel 40 

Der Assoziationsrat besteht aus den Mitgliedern des 
Rates der Gemeinschaft und Mitgliedern der Kom- 
mission einerseits und je einem Mitglied der Regie- 
rung der assoziierten Staaten andererseits. Jedes 
Mitglied des Assoziationsrates kann sich bei Ver- 
hinderung vertreten lassen, der Vertreter übt sämt- 
liche Rechte des betreffenden Mitglieds aus. Beschluß- 
fähigkeit besteht, wenn die Hälfte der Mitglieder 
des Rates der Gemeinschaft, ein Mitglied der Kom- 
mission und die Hälfte der die Regierungen der asso- 
ziierten Staaten vertretenden Mitglieder anwesend 
sind. 

Artikel 41 

Der Vorsitz wird abwechselnd von einem Mitglied 
des Rates der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und einem Mitglied der Regierung eines assoziierten 
Staates wahrgenommen; der Turnus für den Wechsel 
des Vorsitzes ist in der Geschäftsordnung des Asso- 
ziationsrates festzulegen. 

Artikel 42 

Der Assoziationsrat tritt einmal jährlich zu einer 
ordentlichen Tagung zusammen; er tritt außerdem 
nach Maßgabe seiner Geschäftsordnung zusammen, 
so oft dies erforderlich ist. 


Artikel 43 

Der Assoziationsrat äußert sich im gegenseitigen 
Einvernehmen zwischen Gemeinschaft und assoziier- 
ten Staaten, d. h. einstimmig; die Gemeinschaft und 
die assoziierten Staaten bestimmen jeder für sich in 
internen Protokollen, wie ihre gemeinsame Haltung 
zustande kommt. Zu diesem Zweck haben die Mit- 
gliedstaaten das „Interne Abkommen über die zur 
Durchführung des Assoziierungsabkommens zu tref- 
fenden Maßnahmen und die dabei anzuwendenden 
Verfahren" (Internes Durchführungsabkommen) ge- 
schlossen. 

Artikel 44 

In den im Assoziierungsabkommen vorgesehenen 
Fällen ist der Assoziationsrat befugt, Beschlüsse zu 
fassen. Hierbei handelt es sich um eine begrenzte 
Anzahl von Fällen, die hauptsächlich in Artikel 12 
Abs. 3 (Festlegung des Verfahrens für die Unterrich- 
tung und Konsultierung), in Artikel 34 (hinsichtlich 
des Niederlassungsrechts; vgl. die obigen Ausfüh- 
rungen über die Bedeutung dieser Bestimmung) und 
im Protokoll Nr. 3 (Definition des Begriffs „Erzeug- 
nisse mit Ursprung in ..." oder „Ursprungserzeug- 
nisse"), aber auch an anderer Stelle erfaßt werden 
vgl. auch Artikel 4 Abs. 2, Artikel 27, Artikel 29 
Abs. 2, Artikel 51 Abs. 2 und 5, Artikel 57 Abs. 3 
und 4 sowie Protokoll Nr. 2 Artikel 1 Abs. 2). Diese 
Beschlüsse sind für die Vertragsparteien, welche die 
internen Durchführungsmaßnahmen ergreifen müs- 
sen, völkerrechtlich verbindlich (Absatz 1); die Ver- 
tragsparteien sind verpflichtet, ihrerseits die zur An- 
wendung und Durchführung erforderlichen Maßnah- 
men zu treffen. 

Der Assoziationsrat kann ferner unverbindliche Ent- 
schließungen fassen, Empfehlungen ausspreeben oder 
Stellungnahmen abgeben, so oft er dies für erforder- 
lich hält (Absatz 2). Er muß außerdem in regel- 
mäßigen Zeitabständen eine allgemeine Prüfung der 
Ergebnisse der Assoziation vornehmen (Absatz 3). 

Artikel 51 Abs. 1 

Zu seiner Zuständigkeit gehört es schließlich, Streit- 
fälle, die sich bei der Auslegung oder Anwendung 
des Abkommens ergeben, einer ersten Prüfung zu 
unterziehen. 

Artikel 45 

Der Assoziationsrat wird bei der Erfüllung seiner 
Aufgaben von einem Assoziationsausschuß unter- 
stützt, der aus einem Vertreter jedes Mitgliedstaates 
und einem Vertreter der Kommission einerseits und 
einem Vertreter jedes assoziierten Staates anderer- 
seits besteht. 

Artikel 46 

Der Vorsitz in diesem Ausschuß wird von dem Ver- 
treter des Staates wahrgenommen, der den Vorsitz 
im Assoziationsrat innehat. 

Artikel 47 

ln der Praxis dürfte dieser Ausschuß von wichtiger 
Bedeutung sein, da der Assoziationsrat — außer in 
Ausnahmefällen — nur einmal im Jahr zusammen- 
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tritt. Das Abkommen gibt daher dem Assoziationsrat 
die Möglichkeit, die Zuständigkeit des Ausschusses 
vor allem im Hinblick darauf festzulegen, daß dieser 
die für eine einwandfreie Durchführung der Asso- 
ziation erforderliche stetige Zusammenarbeit zu 
gewährleisten hat. Es bietet ferner die Möglichkeit, 
daß dem Ausschuß erforderlichenfalls ein Teil der 
Befugnisse des Assoziationsrates übertragen wird. 

Artikel 48 

Der Ausschuß muß dem Rat über seine Tätigkeit, 
insbesondere auf den Gebieten, für die ihm aus- 
drücklich Befugnisse übertragen wurden, Bericht 
erstatten und hat darüber hinaus das Recht, dem 
Assoziationsrat jeden zweckdienlichen Vorschlag zu 
unterbreiten. 

Artikel 49 

Die Sekretariatsgeschäfte des Assoziationsrates und 
des Assoziationsausschusses werden auf paritätischer 
Grundlage nach den vom Assoziationsrat in sei- 
ner Geschäftsordnung festzusetzenden Bedingungen 
wahrgenommen. 

2. Die Parlamentarische Konferenz der Assoziation 

Artikel 50 

Die Parlamentarische Konferenz, die sich paritätisch 
aus den Mitgliedern des Europäischen Parlaments 
und Mitgliedern der Parlamente der assoziierten 
Staaten zusammensetzt, tritt einmal jährlich zu- 
sammen. 

Der Assoziationsrat legt ihr einen Tätigkeitsbericht 
vor. Die Konferenz, die von einem paritätischen 
Ausschuß vorbereitet wird, verabschiedet Ent- 
schließungen auf den Gebieten, die die Assoziation 
betreffen. 

Sie bestellt ihren Präsidenten und ihr Präsidium und 
gibt sich eine Geschäftsordnung. 

Die Einrichtung dieser Konferenz bestätigt die Zu- 
sammenarbeit, die auf Veranlassung des Europäischen 
Parlaments zwischen diesem und den Parlamenten 
der assoziierten Staaten bereits zustande gekommen 
ist und bei der Erneuerung der Assoziation eine 
wichtige Rolle gespielt hat. 

3. Das Schiedsgericht der Assoziation 
Artikel 51 

Das Schiedsgericht der Assoziation ist zuständig für 
die Regelung aller Streitfälle, die sich bei dei Aus- 
legung oder Anwendung des Abkommens zwischen 
einem Mitgliedstaat, mehreren Mitgliedstaaten oder 
der Gcnneinschaft einerseits und einem, oder meh- 
reren assoziierten Staaten andererseits ergeben und 
im Assoziationsrat nicht gütlich beigelegt werden 
können. Die Parteien können sich indessen über eine 
andere Regelung einigen, 

Das Schiedsgericht besteht aus fünf Mitgliedern, und 
zwar einem Präsidenten und vier Richtern, welche 
alle vom Assoziationsrat ernannt werden. Zwei 
Richter worden auf Vorschlag des EWG-Rates, die 
beid m anderen auf Vorschlag der assoziierten 
Staaten ernannt. Der Assoziationsrat ernennt nach 
demselben Verfahren vier Stellvertreter für die 


Richter. Die Mitgliedstaaten haben den assoziierten 
Staaten mitgeteilt, daß die Gemeinschaft die Er- 
nennung des Präsidenten des Gerichtshofs der 
Europäischen Gemeinschaften zum Präsidenten des 
Schiedsgerichts vorschlagen würde. 

Die Schiedssprüche des Schiedsgerichts sind für die 
am Streit beteiligten Parteien verbindlich; diese 
müssen die erforderlichen Durchführungsmaßnahmen 
treffen. 

Das Schiedsgericht muß eine Satzung, die der Asso- 
ziationsrat auf Vorschlag des Schiedsgerichts fest- 
legt, und eine Verfahrensordnung erhalten, die es 
selbst festlegt. 

Internes Durchführungsabkommen Artikel 7 

Es entsprach nicht der Zuständigkeitsverteihmg zwi- 
schen den an der Assoziation beteiligten Vertrags- 
parteien, dem Schiedsgericht der Assoziation die 
Befugnis zur Regelung der Streitigkeiten zuzuerken- 
nen, die sich zwischen Mitgliedstaaten, zwischen 
einem Mitgliedstaat und einem Organ der Gemein- 
schaft oder zwischen Organen der Gemeinschaft im 
Zusammenhang mit der Auslegung oder der Durch- 
führung des Assoziierungsabkommens, seiner Proto- 
kolle und der Internen Abkommen ergeben. Deshalb 
erhielt der Gerichtshof der Europäischen Gemein- 
schaften die Zuständigkeit für diese Streitigkeiten. 

4. Mittel für die Verwaltungskosten 
der Assoziationsorgane 

Artikel 53 

Das Abkommen sieht vor, daß sich die Verwaltungs- 
kosten der Organe der Assoziation auf die Vertrags- 
parteien nach Maßgabe des Protokolls Nr. 6 verteilen. 

Protokoll Nr. 6 Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten und die Gemeinschaft einerseits 
bzw. die assoziierten Staaten andererseits überneh- 
men die Kosten, die ihnen auf Grund ihrer Teilnahme 
(Personal-, Reise-, AufenthalLskosten, Post- und 
Fernmeldegebühren . . .) an den Tagungen des Asso- 
ziationsrates und der von ihm abhängigen Organe 
entstehen, während die Kosten für die technische 
Organisation der Tagungen (Vervielfältigung und 
Übersetzung der Dokumente, Räumlichkeiten, Büro- 
material, Amtsdiener . . .) von der Gemeinschaft oder 
von den assoziierten Staaten übernommen werden, 
je nachdem, ob die Tagungen im Hoheitsgebiet eines 
Mitgliedstaates oder im Hoheitsgebiet eines asso- 
ziierten Staates stattfinden. 

Protokoll Nr. 6 Art. 2 

Entsprechende Bestimmungen gelten für die Kosten 
der Tagungen der Parlamentarisdion Kon-prenz der 
Assoziation und des paritätischen Ausschusses. 

Protokoll Nr. b Art. 3 

Die Reise- und Aiitenthaltskosten (letzUue werden 
auf zwanzig Rechnungseinheiten für jedtm Tag der 
Tätigkeit festgesetzt) der Mitglieder dc's Schieds- 
gerichts werden von der Gemeinschaft und den asso- 
ziierten Staaten je zur Hälfte übernommen. Ferner 
werden die Ausgaben für die technischf' Organisa- 
tion der Gerichtssitzungen, die Kanzlei des Scliieds- 
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gerichts und die Untersuchung der Streitfälle von 
der Gemeinschaft übernommen. Für die Kosten für 
außerordentliche Untersuchungsmaßnahmen gewäh- 
ren die Parteien jedoch Vorschüsse nach Maßgabe 
eines Beschlusses des Schiedsgerichts und seines 
Präsidenten, der sie anordnet. Sie werden später 
gleichzeitig mit den Kosten beglichen, 

5. Zustandekommen und Durchführung der Beschlüsse 
des Assoziationsrates und des Assoziations- 
ausschusses in der Gemeinschaft 

Die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten einerseits 
und die assoziierten Staaten in ihrer Gesamtheit 
andererseits besitzen — wie bereits festgestellt 
wurde — gemäß Artikel 43 des Abkommens im 
Assoziationsrat nur je eine Stimme. Jede dieser 
beiden gemeinsamen Haltungen wird jeweils nach 
internen Bestimmungen festgelegt. Für die Willens- 
bildung der Gemeinschaft und der Mitglied- 
staaten gilt Artikel 1 des Internen Durchführungs- 
abkommens. 

Internes Durchführungsabkommen Artikel 1 Abs. 1 
Buchstabe a 

Zunächst wird der Rat der EWG die gemeinsame 
Haltung immer einstimmig festlegen; später tritt in 
gewissem Ausmaß eine Änderung ein. Vom Beginn 
der dritten Stufe an — d. h. grundsätzlich ab 1966 — 
wird der Rat die gemeinsame Haltung mit qualifi- 
zierter Mehrheit festlegen (EWG- Vertrag Artikel 148), 
wenn es sich um Beschlüsse, Empfehlungen oder 
Stellungnahmen des Assoziationsrates handelt, die 
sich auf Titel I (Warenverkehr) des Abkommensund 
auf die Protokolle 1, 2 und 4 beziehen. 

Internes Durchführungsabkommen Artikel 3 

Der von einem Mitgliedstaat oder der Kommission 
gestellte Antrag auf Konsultation nach Titel I hat 
automatisch eine Aussprache im Rat der EWG zur 
Festlegung der Haltung der Gemeinschaft zur Folge 
(Buchstabe a). Die gemeinsame Haltung entspricht 
der Haltung des antragstellenden Mitgliedstaates 
oder der Kommission, es sei denn, daß der Rat mit 
qualifizierter Mehrheit etwas anderes beschließt. In 
einem solchen Falle kann der Mitgliedstaat aus- 
nahmsw^eise ermächtigt w^erden, dem Assoziationsrat 
die Gründe für seinen Konsultationsantrag selbst 
vorzutragen (Buchstabe b). 

Internes Durchführungsabkommen Artikel 6 

Hat der Assoziationsrat eine Streitigkeit zu prüfen, 
die nicht zur Zuständigkeit der Gemeinschaft gehört, 
und wird der Antrag von einem Mitgliedstaat 
gestellt, so entspricht die Haltung der Gemeinschaft 
der des betreffenden Mitgliedstaates, es sei denn, 
daß die im Rat vereinigten Vertreter der Regierun- 
gen der Mitgliedstaaten einstimmig etwas anderes 
beschließen. 

Internes Durchführungsabkommen Artikel 1 Abs. 1 

Bei der Vorbereitung der gemeinsamen Willens- 
bildung hat die Kommission ein Vorschlagsrecht im 
Hinblick auf Artikel 111 ff. des EWG-Vertrags, wenn 
der Assoziationsrat über Fragen zu befinden hat, die 
Gegenstand von Titel I des Assoziationsabkommens 


(Warenverkehr) sind (Buchstabe a). In den anderen 
Fällen wird die Kommission um ihre Stellungnahme 
gebeten oder angehört (Buchstaben b und c). 

Internes Durchführungsabkommen Artikel 1 Abs. 2 

Die Vorschriften über die Ausarbeitung der gemein- 
samen Haltung der Gemeinschaft im Assoziationsrat 
finden auch im Falle der gemeinsamen Haltung der 
Gemeinschaft im Assoziationsausschuß Anwendung. 

Internes Durchführungsabkommen Artikel 2 

Beschlüsse und Empfehlungen des Assoziationsrates 
bedürfen, wenn sie an die Gemeinschaft oder an die 
Mitgliedstaaten gerichtet sind, zu ihrer Durchführung 
der Übertragung in die interne Rechtsordnung der 
Gemeinschaft bzw. der Mitgliedstaaten durch diese 
selbst. Diesem Erfordernis trägt Artikel 2 Rechnung. 
Richtet sich ein Beschluß oder eine Empfehlung an 
die Gemeinschaft, so entscheidet diese mit der 
gleichen Mehrheit wie bei der Ausarbeitung der 
gemeinsamen Haltung (Absatz 1) ; betrifft ein Beschluß 
oder eine Empfehlung Angelegenheiten, für welche 
die Mitgliedstaaten zuständig sind, so treffen diese 
die erforderlichen Durchführungsmaßnahmen (Ab- 
satz 2), Diese Bestimmungen gelten auch für die 
Durchführungen von Beschlüssen und Empfehlungen 
des Assoziationsausschusses (Absatz 3). 

Internes Durchführungsabkommen Artikel 7 

Die Vorschrift stellt klar, daß Streitigkeiten zwischen 
Mitgliedstaaten, zwischen einem Mitgliedstaat und 
einem Organ der Gemeinschaft oder zwischen Orga- 
nen der Gemeinschaft im Zusammenhang mit dem 
Assoziierungsabkommen dem Gerichtshof der Euro- 
päischen Gemeinschaften nach Maßgabe des EWG- 
Vertrags und des Protokolls über die Satzung des 
Gerichtshofs unterbreitet werden. 

Internes Durchführungsabkommen Artikel 8 

Dieser Artikel lehnt sich an Artikel 5 Ziff. 1 des 
Internen Durchführungsabkommens zum Abkommen 
zur Gründung einer Assoziation zwischen der EWG 
und Griechenland an. Die Änderungs- und Ergän- 
zungsbefugnis des Rats der EWG ist auf die Ver- 
fahrensvorschriften des Internen Durchführungs- 
abkommens selbst beschränkt. Während der nur 
fünfjährigen Laufzeit des Assoziierungsabkommens 
muß der Rat die Möglichkeit haben, rechtzeitig auf 
Grund der gewonnenen Erfahrungen notwendige 
Änderungen des Verfahrens vorzunehmen. Die dem 
Assoziierungsabkommen entsprechenden Kompeten- 
zen der Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft blei- 
ben davon unberührt. Für die Beschlußfassung des 
Rates ist Einstimmigkeit erforderlich. 

VI. Allgemeine und Schlußbestimmungen 

Die Artikel 59, 61 und 58 des Assoziierungsabkom- 
mens verdienen noch besondere Aufmerksamkeit. 

Artikel 54 

Nach dem ersten dürfen Verträge, Übereinkommen, 
Abkommen oder Vereinbarungen zwischen einem 
oder mehreren Mitgliedstaaten und einem oder 
mehreren assoziierten Staaten der Anwedung des 
Abkommens nicht entgegenstehen. 
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Internes Durchführungsabkommen Artikel 4 

Damit nachgeprüft werden kann, ob diese Vorschrift 
eingehalten wird, enthält das Interne Abkommen 
über die zur Durchführung des Abkommens zu tref- 
fenden Maßnahmen und die dabei anzuwendenden 
Verfahren in Artikel 4 für die Mitgliedstaaten die 
Verpflichtung, diese Verträge, Übereinkommen, Ab- 
kommen oder Vereinbarungen, soweit sie sich auf 
die im Assoziierungsabkommen behandelten An- 
gelegenheiten erstrecken, dem Rat der Gemeinschaft 
mitzuteilen. Auf Ersuchen eines Mitgliedstaates oder 
der Kommission kann sodann der Rat über die 
genannten Übereinkünfte beraten. 

Artikel 61 

In der Einleitung wurde bereits auf die besondere 
Lage bestimmter assoziierter Staaten hingewiesen, 
die auf Grund internationaler Verpflichtungen, die 
bei Inkrafttreten des Vertrags galten, eine Einfuhr 
der sogenannten „offenen Tür" praktizieren, welche 
jede Präferenzbehandlung ausschließt, und daher die 
in Artikel 3 des Abkommens vorgesehene Gegen- 
seitigkeitsverpflichtung nicht übernehmen konnten} 
die Gemeinschaft hat sich bereit erklärt, vorläufig 
gegenüber diesen Staaten ohne Gegenleistung alle 
Bestimmungen des Assoziierungsabkommens anzu- 
wenden, und zwar insbesondere die Zollsenkung 
{Artikel 2), die Liberalisierung der Kontingente 
(Artikel 5) und die Sonderregelung für die Agrar- 
erzeugnisse (Artikel 11); die Lage der vorerwähnten 
Länder muß jedoch nach drei Jahren überprüft 
werden. 

Artikel 58 

Die Bedingungen für den Beitritt eines anderen 
Staates zur Gemeinschaft und für die Assoziierung 
eines anderen Staates mit der Gemeinschaft werden 
in Artikel 58 geregelt, wonach der Assoziationsrat 
lediglich über jeden Antrag auf Beitritt oder A^sso- 
ziierung unterrichtet wird (Absatz 1). Stellt jedoch 
ein Staat, dessen Wirtschaftsstruktur und Produktion 
mit denen der assoziierten Staaten vergleichbar sind, 
einen Antrag auf Assoziierung mit der Gemeinschaft, 
so wird dieser Antrag außerdem nach einer ersten 
Prüfung durch die Gemeinschaft dem Assoziationsrat 
vorgelegt, und es finden hierüber im Assoziationsrat 
Konsultationen statt (Absatz 2). Führen die Ver- 
handlungen zwischen der Gemeinschaft und einem 
solchen Staat zum Abschluß eines Abkommens über 
eine Assoziierung mit der Gemeinschaft, so kann 
in diesem Abkommen der Beitritt dieses Staates zum 
Assoziierungsabkommen vorgesehen werden; die 
Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten können hier- 
über beschließen, ohne erneut die Stellungnahme 
der assoziierten Staaten einholen zu müssen; der 
neue assoziierte Staat hat dann die gleichen Rechte 
und Pflichten (vorbehaltlich etwaiger Fristen) wie 
die assoziierten Staaten, die das Assoziierungs- 
abkommen ursprünglich unterzeichnet haben. Durch 
einen solchen Beitritt zum Assoziierungsabkommen 
darf jedoch der Betrag von 730 Millionen Rechnungs- 
einheiten, der den achtzehn assoziierten Unter- 
zeichnerstaaten auf Grund der Bestimmungen über 
die finanzielle und technische Zusammenarbeit 
zugute kommt, nicht beeinträchtigt werden (Absatz 3). 


Bei der Unterzeichnung des Abkommens am 20. Juli 
in Jaunde wurde eine Absichtserklärung betref- 
fend die dritten Länder abgegeben, die hinsichtlich 
ihrer Wirtschaftsstruktur und Produktion mit den 
assoziierten Staaten vergleichbar sind. 

Durch diese Erklärung wird der offene Charakter 
des Abkommens betont; die Bedeutung des inner- 
afrikanischen Handels wird hervorgehoben. Voraus- 
setzung für die dritten Ländern in Aussicht gestell- 
ten Möglichkeiten einer Verbindung mit der Gemein- 
schaft sind auch freundschaftliche Beziehungen zu 
allen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft. Durch die in 
der Absichtserklärung zum Ausdruck gekommene 
Bereitschaft zu wohlwollender Prüfung eines Beitritts- 
antrages erhält der Inhalt des Artikels 58 eine 
besondere Betonung. Bei den Assoziierungsabkom- 
men mit gegenseitigen Rechten und Pflichten ist an 
Artikel 238 des EWG-Vertrages gedacht. Für Staaten, 
die dem Abkommen weder beitreten noch sich mit 
der Gemeinschaft assoziieren wollen, wird der 
Abschluß von Handelsabkommen in Aussicht gestellt. 

Die Schlußbestimmungen betreffen den geographi- 
schen Anwendungsbereich und die Geltungsdauer 
des Assoziierungsabkommens. 

Artikel 55 

Es gilt für die europäischen Hoheitsgebiete der Mit- 
gliedstaaten (einschließlich Berlins, vgl. Anhang X 
zur Schlußakte) einerseits und für die Hoheitsgebiete 
der assoziierten Staaten andererseits (hierzu sei 
bemerkt, daß das Abkommen auch für bestimmte 
Gebiete gilt, die mit Erlangung der Unabhängigkeit 
von Somalia und Kamerun oder danach diesen 
Staaten angeschlossen wurden); außerdem gilt Titel I 
des Abkommens (Warenverkehr) für die Beziehun- 
gen zwischen den assoziierten Staaten und den fran- 
zösischen überseeischen Departements. 

Artikel 57 

Das Inkrafttreten des Abkommens hängt von seinem 
Abschluß durch die Gemeinschaft, seiner Ratifikation 
durch die sechs Mitgliedstaaten und seiner Ratifika- 
tion durch mindestens fünfzehn assoziierte Staaten 
ab (Absatz 1). Ist diese dreifache Bedingung erfüllt 
und hat ein assoziierter Staat das Abkommen nicht 
ratifiziert, so kann er die Ratifikation innerhalb einer 
Frist von zwölf Monaten, die auf Antrag gegebenen- 
falls sogar auf achtzehn Monate verlängert werden 
kann, vornehmen (Absatz 2). Ein Staat, der die Ratifi- 
kation in dieser Weise vornimmt, erkennt die Gültig- 
keit aller Beschlüsse an, die zwischen dem Inkraft- 
treten des Abkommens und dem Zeitpunkt, von dem 
an das Abkommen auf ihn Anwendung findet, von 
den Assoziierungsorganen gefaßt worden sind, und 
verpflichtet sich zu ihrer Durchführung (Absatz 3); 
während dieses ganzen Zeitraums kann der betref- 
fende Staat außerdem Beobachter zu den Sitzungen 
der Assoziationsorgane entsenden (Absatz 4). 

Artikel 59 

Das Assoziierungsabkommen wird für eine Dauer 
von fünf Jahren vom Zeitpunkt seines Inkraft- 
tretens an geschlossen. 
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Artikel 62 

Es kann von der Gemeinschaft gegenüber jedem 
assoziierten Staat und von jedem assoziierten Staat 
gegenüber der Gemeinschaft unter Einhaltung einer 
Frist von sechs Monaten gekündigt werden. 

Artikel 60 

Ein Jahr vor Ablauf des Abkommens prüfen die 
Vertragsparteien die Bestimmungen, die für einen 
weiteren Zeitraum vorgesehen werden könnten. Der 


Assoziationsrat trifft gegebenenfalls die bis zum 
Inkrafttreten eines neuen Abkommens erforderlichen 
Übergangsmaßnahmen. 

Artikel 56, 63, 64 

Weitere Bestimmungen betreffen schließlich das 
Verfahren für den Abschluß des Abkommens durch 
die Gemeinschaft, die dem Abkommen beigefügten 
Protokolle, die Sprachen, in denen das Abkommen 
abgefaßt wird, und die Hinterlegung des Ab- 
kommens. 
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